KAMPF DEM 
FASCHISMUS! 


SCHMIDT- 
NEUER KANZLER DES KAPITALS 


Die Immer rasantere Talfahrt Brandıs 
in den letzten Monaten erreichte am 
6. Mai mit seinem Rücktritt als Bun- 
deskanzler ihren Tiefpunkt. Mit Hek- 
mut Schmidt, der nicht zufällig oft 
mit dem Arbeiterschlächter Noske 
(„Einer muß den Bluthund machen”) 
verglichen wird, hat das Kapital einen 
Mann an die Stelle Brandts gesetzt, 
der für eine schärfere Gangart der Fa- 
schisierung einstehen soll. 

Dieser Wechsel wurde, der ganzen bis- 
herigen Rolle Brandts gemäß, in die 
äußere Form einer Schmierenkomö- 
die gekleidet: die „Aufdeckung” eines 
$pions, den man« mindestens seit 
‚einem Jahr schon erkannt hatte; die 
‚chrenwerte" Handlung Brandts, der 
‚großer Geste die Verantwortung 


auf sich nahm; schließlich wilde Ge- 
rchte und  „Enthöllungen” um 
Brandts „Privatleben”, das auch schon 
lange bekannt war. 

Es sei „grotesk”, einen Bundes- 
kanzler für erpreßbar zu halten, sprach 
Brandt mit großern Pathos, Nun, „er- 
preßbar” gewiß nicht durch den Spion 
illaume und seine Chefs in der 
DDR — wohl aber „erpreßbar” durch 
die Bourgeoisie. Brandt war ein Spiel- 
ball in den Händen derjenigen, die 
nicht erst seit dem 29. Mai 1973 (als 
Brandt offiziell vor Guillaume „ge- 
warnt” wurde), sondern mindestens 
schon bei Übernahme der Kanzler. 
schaft 1969 über das „Kuckucksei 
Guillaume Bescheid wußten, die auch 
Brandts „Privatleben” kanrmen und 
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tzelten - die west 
dienste und hinter 
diesen die Bourgeoisie. Als Brandt 
1969 Bundeskanzler wurde, lag die 
„Zeitbombe” schon im Nest, das wis- 
Sen wir heute. 

Bezeichnend ist der Zeitpunkt, an 
dem die Bourgeoisie die Bombe dann 
platzen ließ, nämlich nach Erledigung 
wichtiger Aufgaben („neue Ostpoli 
tik”, Aufrüstung des Staatlichen Un- 
terdrückungsapparats) und zu einem 
Zeitpunkt, wo die Wahlergebnisse in 
Hamburg, Rheinland-Pfalz und Schles- 
wigHolstein zeigten, daß Brandt 
schon auf der abschüssigen Bahn war. 
In einer Situation des Aufschwungs 
des Vertrauens zu Brandt — wie zur 
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MACHTWECHSEL IN PORTUGA 


700 000 Menschen — fast die Hälfte der Einwohner der Stadt — waren am 1. 


Mai zu Demonstrationen und 


Kundgebungen auf den Beinen. Mit roten Nelken in den Gewehrläufen swolidariserten sich die Soldaten mit 
‚der jubeinden Bevölkerung. Viele Soldaten waren auch in Demonstrationszügen zu sehen. 
Auf Kundgebungen vor zehntausenden von Menschen sprachen Soares und 


und der Kommunistischen Partei. 


Innerhalb von nur einem Tag gelang es am 25. April putschenden Teilen der 


Dt 
Arsen 


sischen Armee, die älteste faschistische Diktatur Westeuropas (Sala- 
rorherrschaft begann 1926) in einem fast unblutigen Handstreich zu 
ierungstreue” Truppen, die sich den putschenden Soldaten und 


Offizieren entgegenstellen sollten, liefen stattdessen geschlossen über. 


Über eine besetzte Rundfunkstation wurde verkündet, eine „Bewe 
de um „das Land zu befreien“. Der Fi 


Streitkräfte” sei 


‘der im Kolonialkrieg 


ing der 
der 
hochdekorierte General 


ewopung der Sire 
Äntonio de Spinola, rief dann die neue Regierung des „Nationalen Heils“ aus 
und versprach:,.Diese Regierung wird die Freiheit des Denkens, der Rede und 


der Tat garaniieren.‘ 
Caetano (seit 1968) dankte noch am selben T, 
schickt 


Die faschistische Regierung unter Ministerpräsident 


'b und wurde ins Exil ge- 


Die erste Resktion der portugiesischen Massen war Freude und Jubel. Tausen- 


de von Menschen 
Rufen wie 
m 

Die wesentliche Ursache für den 
Zusammenbruch des alten faschistr 
schen Regimes ist das Schaltern der 
tionellen portugiesischen Kolo- 
olitik in den „Überseeprovin: 
Mozambique, Angola und Guk 
30, Der seit dreizehn Jahren 
renzenloser Brutalität geführte 
Vernichtungskrieg (vg). bekannige 
wordene Mamaker an der einheim 
schen afrikanischen Bevölkerung) hat 
Vormarsch der Befrei 

n nicht verhindern kön- 
‚biete stehen unter Kon 
ikanischen Revolutiond: 
Guinea-Nimao konnte vor kurzem 


ten die in Limabon einmarschierenden Soldaten mit 
Iebe die Armee“, „Ex lebe die Freiheit”, „Nieder mit dem Fa- 


sogar seine Unabhängigkeit erkliren 
Die Erkenntnis, daß dieser Krisg 
mit militärischen Mitteln nicht zu 
gewinnen ist, war zwar schon vor Jah. 
ren keine Neuigkeit mehr; die „Ultr 
rechten“ in Portugal, die die Interer 
sen der weißen Siedler in den Kolo- 
nien vertreten, weigerten sich jedoch, 
daraus die Schlußfolgerungen zu zie 


hen. 
sie sogar durch einen Rechtsputsch 
die Regierung C zu stürzen, 
weil ihnen seine Kolonislpolitik noch 
zu Jasch“ war. Dieser Putsch schel 


lerte jedoch von Anfang an, 


Cunhal, die Führer der Sozialistischen 


Ui die Widersprüche des alten Re 
gimes auf die Spitze zu treiben, muß- 
te erst der im Guinea-Bissao-Krieg. 
hochdekorierte General de Spinola 
‚kommen und in seinem Buch „Portu 
‚pal und die Zukunft” die Aussichts 
losigkeit dieses Krieges massonwirk: 
sum nachweisen. Seine auf sein Buch 
hin verfügte Absetzung bewirkte eine 
rasche Polarisierung innerhalb der Ar 

Der Kolonialkrieg Portugals sche 
terte jedoch nicht nur in den Kolo- 
nien selber, sondern stieß auch auf 
Grenzen und Widerstand im eigenen 
Land. Portugal wandte zuletzt über 
die Hälfte seiner Staatsausgaben für 

türische Zwecke auf, ohne sicht 
n Erfolg und absehbares Ende 
tz finanzieller und technischer 
Unterstützung durch die NATO la 
stet die Hauptlast des Krieges auf 


Portugal, das nur eine sehr unterent 
zt und 


wickelte Industrie bes 
niedrigste Pro-Kopf-Einkor 
Europas hat. Von den 9 Millionen 
Einwohnern sind allein etwa 1,5 Mil 
lionen emigriert, weil sie in Portugal 
nicht leben und arbeiten können, Tau- 
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RACAG: 
MAULKORB FÜR LINKE 


Die Gründung des „irischen Rates”: Irische Bourgeoisie und Imperialisten an, 


einem Tisch 


Im ersten Teil des Artikels (AK 43) 
n wir auf den lichen 
ıf des irischen 
pfes seit dem zwölften Jahrhundert, 
nf die tsbewegung, die 
Spaltung der IRA sowie auf den 
Ampf Im Norden und Süden ein 
dem poltischen Vorgehen de I 
en Vorgehen des Impe 
Halismus, mit der wirtschaftlichen 
Ausbeutung. 


Nicht nur durch militärische Re 
pression (Stationierung von Soldaten) 
versucht der britische Imperialismus 
seine Macht über Irland zu 

In London haben sich in der 
ketzten Zeit die „Klugen Köpfe 


durchgesetzt, die nach einer „politi 
‚schen Lösung” des Konflikts suchen, 
um so das Iische Volk au „beruhl: 
ven 

Im März 73 iegie der damalige 
Nordirlandminister W. Wiltelaw das 
„Weißbuch zu Nordirland” vor. Es 
Wurde von der Bürgerlichen Presse al 


gefeiert 

zielt nur auf 

eine weitere Verschl ‚der Unter 
drückung durch den britischen Impe- 


rialismus und auf eine weitere Spal- 
tung der protestantischen und katho- 
lischen Arbeiter ab. So wurden natür 
lich sämtliche Forderungen der Bür 
gerrechtsbewegung und der IRA/Sinn 
Fein nicht berücksichtigt 

Der Forderung nach Abzug aller 
britischen Truppen wird „enigegenge 
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"Mitbestimmung‘ 


Ärzte-Streit am 
Krankenbett des Kapitalismus 


Scheinbar ist über die Frage der ‚Mit 
bestimmung' seit mehreren Monaten 
zwischen Regierung und Opposition, 


zwischen SPD und FDP, zwischen 
DGB und Kapitalisten, zwischen 
DGB und Regierung, aber auch inner- 


halb der Parteien, ein lebhafter Streit 
im Gange, der möglicherweise nach 
‚dem Rücktritt Brandıs und dem da 


mit verbundenen Rechtsruck der SPD 
noch einmal neue Nahrung bekom 
men wird. 


SPD und FDP haben sich inzwi 
schen weitgehend auf einen „Kom- 
promiß"-Entwurf zur _‚Mitbestim 
mung’ geeinigt, von dem SPD-Spre 
cher sagen, er sei „die ganz große 
Chance für eine offensive Arbeitneh 
Matthö- 
fer), während die FDP darin „einen 
großen Schritt in unsere (!) Richtung“ 
sicht (Genscher) 

Zu diesem: Regierungsentwurf er 
ie DGB-Chef Vetter, er © 
entscheidenden Frag 
wiegende Mängel, die wir 
schafter nicht hinnehmen können“ 


ku 


Auch „lnke" Sozialdemokraten, 0 
‚der Bezirksparteitag der sidhessischen 
SPD im April, erklärten sich mit dem 


Regierung, Kompromiß“ unzufrie 
den, 


Andererseits wurde der Reg 


ns 


Entwurf im April durch die CDU 
CSU-Mehrheit im Bundesrat (Vertre 
tung. der ) als zu welt 
gehend zu ‚der CDU/ 
CSU hat sich auf dem Hamburger Par 


teitag im letzten November der von 
rtei-Manager Biedenkopf (chem. 
Manager des Waschmittel-Konzerns 
Henkel) geprägte Entwurf durchge 
wetat, den jedoch die CDU-,Soziak 
ausschüsse", unterstützt von Teilen 
der Jungen Union, für „inkonsequent 
erklärt haben. Der "‚Wirtschaftarat‘ 
der CDU wiederum - ein extrem re 
jonäres und kapitalhöriges Gremi 
m - erklärte, der Biedenkopf-lm 
wurf würde die „Tür zur parltätise 
Mitbestimmung” öffnen, diese aber 
führe zur „Wirtschafts und Gesell 

ftsordnung des ‚demokratischen 
Sozialismus” 


Kinige Kapital 


ion gar, wie der Era 
Chef des Kapk 
haben ein 
‚mt, als würde Ihnen 
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Seite 2 ARBEITERKAMPF Nr. 44 
Forts. Schmidt Prieden#-Salbaderel etwas zu erreichen Was sich aber zeigt, ist die Ver- | nären Linken auch, International, um | re Alternative zu öffnen — dafür gilt 
hofften: auch auf diesem Gebiet wird | schärfung und Zuspitzung aller gesell- | den sich verschärfenden Klasenkämp- | es angesichts den beschleunigten Tom 


Zeit des gescheiterten Mißtrauensvo- 
tums der CDU/CSU 1972 = hätte ein 
‚Fall Gullfäume” Brandt cher noch 
Sympathie bringen können 
(„Jetzterst recht!”); in einer Situation. 
des Niedergangs aber war diese „Affi- 
te” tödlich, Schmidt und Wehner blieb 
es nur noch überlassen, das von der 
Bourgeoisie zur Verfügung gentellte, 
von der CDU/CSU und der bürgerli- 
chen Presse gewetate Messer schließ- 
ich zuzustoßen. 

Interessant ist in diesem Zusam- 
menhang, daß In der Ma-Nummer der 
Kapitalistenzeitschrift „Capital“, die 

ige Tage vor Brandıa Rücktritt 
erschien, bereits Brandt und 
mender Nachfolger Schmidt 
genenübergestellt wurden: „Al 
Resignation — Warum Willy Brandt 
nicht regieren kann” und „Warten auf 
die Flut — Kann Helmut Schmidt re- 
gieren? ".Das „Capital” (und das Ka- 
pital!) bejahten vorerst diese Frage: 
Schmidt sei „Einpeitscher” und „Wet- 
chensteller”. Von ihm wird erwartet, 
daß er „Volkes (? ) Wille vollstreckt, 
die lingst geahnten Wahrheiten (? ) 
ausspricht, vorhandene Opferhereit- 
schaft abfordert ... Schwätzer feuert, 
Köpfe rollen lßi"; „Nur ein Macher 
wie Schmidt kann die SPD vom Ma- 
kei der Handlungsunfzhigkeit befre- 
en..." (Zitate aus „Capital"). Schmidt 
soll der „forsche Pragmatiker" sein, 
der „Aktenstudium” und „Theorie: 
diskussion” haßt (,Spiegel” 20/74). 
„Notstands’-Spezialist und -Fan, ehe- 
maliger Minister der „Verteidigung’ 

Als Hamburger Innensenator, als 
„Notstands”-Spezialist und -Befür- 
worter, als Minister für „Verteidi- 
gung” scheint Schmidt der richtige 
Mann als Kanzler des Übergangs zwi- 
schen dem zum gütigen, aber allzu 
weichen „Gottvater über den Wok 
ken” stiliierten Brandt und den auf 
Abruf bereitstehenden Rechtsaußen 
‘von der CDU/CSU - Strauß, Dregger, 
Carstens, Kohl und Biedenkopf. Ob 
diesom Übergangskanzler mehr alsınur 
ein paar Monate beschieden sein wer- 
den, ist ungewiß. Die Möglichkeit von 
Neuwahlen ist sichtbar. 

Schmidt hat angekündigt, in der 
„Westpolitik” stärker aktiv werden zu 
ollen (Stabilisierung der EG), die 
‚Ostpoliik” zwar fortzusetzen”, 
über „ohne finanzielle Zugeständnis- 
se". Die „Ostpolitik” des BRD-Impo- 
rialismus ist ganz offenbar aus der 
Phase heraus, wo die Imperislisten 


die Tonart schärfer. Das zeigt sich 
nicht zuletzt auch an der Inatrumen- 
talisierung der „Affäre Guillaume” 
im Sinne des „Kalten Krieges” und 
antikommunistischer Hexenjagd, 

Innenpolitisch will Schmidt dem 
„Bedürfnis der Deutschen nach Recht 
ünd Ordnung” stärker entsprechen. 
Innerhalb der Partei wird sich die Jagd 
auf „linke” Sozialdemokraten eben- 
falls verschärfen. 

Das „Bedürfnis nach Recht und 
Ordnung” ist sicher kein bloßes Phan- 
sieprodukt. Es ist eine reale, poli- 
isch. desorientierte Reaktion” von 
Teilen des Volkes, vor allem im Klein- 
bürgertum, aber sicher nicht nur dort, 
auf die zunehmende gesellschaftliche 
Verunsicherung, die mit der Spätpha- 
so des Kapitalismus und seiner Krisen- 
entwicklung einhergeht: Gefährdung 
des erreichten Lebensstandards, Ge- 
fährdung des Arbeitsplatzes, „Gewalt 


und Kriminalität”, Kriegsgefahren. 
Diese Verunsicherung wird von der 
Bourgeoisie und ihren Parteien, ein- 
schließlich der SPD, noch durch über- 
triebene Darstellungen der Lage ver- 
stärkt. Man denke nur an Ex-Kanzler 
Brandt, der während der „Ölkrise” 
sich mit bierernster Miene hinstellte 
und verkündete: „Wir haben eine An- 
strengung vor uns, die vergleichbar ist 
mit den Anstrengungen, die unser 
Volk nach dem Krieg auf sich nehmen 
mußte.” (Zitat nach „Welt" vom 
28.11.73) 

Solange esder Bourgeoisie noch ge- 
lingt, die wachsende soziale Unzufrie- 
denheit und Unruhe zu einem großen 
Teil in den Ruf nach „Recht und Ord- 
nung”, nach dem „starken Mann” 
münden zu lassen, kann von einer be- 
deutenden „Linksentwicklung” nicht 


durch demonstrative Kniefälle und 


ernsthaft die Rede sein. 


schaftlichen Widersprüche. Bundes- 
kanzler zu sein ist heute selbst in der 
BRD keine Lebensstellung mehr wie 
zu Adenauers Zeiten. Sicht man über 
die Grenzen der BRD hinaus, #0 zeigt 


taat in ständiger „Regie- 
rungskrise'". „Regierungskrisen" in 
Dänemark, Belgien, Kanada und Is 
racl; „Reglerungskrise” als Dauerein- 
richtung in Italien; das Ende des Gaul- 
lismus in Frankreich; der Sturz Caeta- 
nos in Portugal; der Sumpf um Nixon 
und „Watergate”; eine Labour-Regie- 
rung in Großbritannien, die nur eine 
hauchdünne Mehrheit hat. 

Nicht „unregierbar” werden heute 
schon die bürgerlichen Staaten, wie 
manch Berufsoptimist voreilig verkün- 
den mag, aber doch schwerer 
regierbar. Manche seit Jahren auf Re- 
gierung abonnierte Partei gerät in die 
Krise — der Gaullismus, die italieni- 


Im Auftrag des Kapitals. 


sche Christdemokratie und zeitweise 
auch die CDU/CSU in der BRD, die 
„Arbeiterpartei in Israel, die Sozial 
demokratische Partei Schwedens u.a. 
Dies bedeutet aber noch nicht eine 
Krise des bürgerlichen Staats und der 
bürgerlichen Macht, solange sich im 
besten Fall nur reformistische Schein- 
alternativen anbieten („Linksunion” 
in Frankreich, PCI und „historischer 
Kompromiß” in Italien) oder gar zu- 
nächst einmal die Parteien der erklär- 
ten Rechten gestärkt werden (die 
CDU/CSU in der BRD, die Likud in 
Israel, die „bürgerlichen Parteien” in 
Schweden). 

Überwindung der poltisch-kleolo- 
gischen und organisatorischen Zer- 
splitterung der revolutionären Linken 
und der Arbeiterlinken, Aufbau kom- 
munistischer Parteien der Arbeiter- 
klasse, Zusammenarbeit der revolatio- 


fen eine revolutionäre, nicht reform 
stische und erst recht nicht reaktiond- 


‚pos der Faschisierung verstärkt 
‚kämpfen. 


” 


„Linke” Kleinbürger über Spionage empört 


Mit: bemerkenswerten, Beiträgen 
zur „Affäre Guillaume” warteten 
der "KBW und die „KPD/ML" 


auf, 
in der „KVZ" des KBW ver- 
sichert ein gewisser W. Maier 
mit großartigem _ moralischen 
Pathos, daß „die fortschrittlichen 
Arbeiter und, Angestellten . . . 
diese Spionagemethoden nicht 
imponierend, sondern verächt- 
lich” finden. „Bürgerliche Staa 
ten verfahren so gegeneinander, 
auch in Friedensz@iten. Sie be- 
reiben bedenkenlos die Einmi- 
schung in die inneren Angele- 
‚nheiten des jeweils anderen 
tes . . . Die herrschende 
Arbeiterklasse unterhält keine 
Vorzimmerschnäffler in anderen 
Ländern.” („KVZ", 9/74) 


Während die „KVZ" auf die 
moralische Entrüstus 


ihrer 
nämlich des 


— spekuliert, 
„KPD/ML”, entspre: 
chend dem Ihr verbliebenen po- 
itischen „Reservoir”, wieder ein- 
mal offen in Antikonmunismus. 

Der Rote Morgen” der 
„KPD/ML erschien mit der 
Schlagzeile „Kein Pardon für 
Moskauer Spione!” - Kein 
Wort im ganzen Artikel über 
die Spitze- und Provokateurs- 
Tätigkeit der westdeutschen Bour- 
geoisie gegen die DDR seit deren 
Gründung, sondern stattdessen 
sogar noch Entrüstung, weil „die 


Bonner Rı noch nicht 
einmal offiziell ‚die Spio- 
nagetätigkeit prote- 
‚stiert” hat 


t. 
ma die vowitlichen Socü 
Imperialisten den Kampf um die 
Vorherrschaft in der Welt gegen 
die US-Imperlalisten aufgenom- 
men haben, gehören Spionage 
und Agententätigkeit zu den 
Mitteln, mit denen sie in die 
Einflußgebiete des US-Imperialis- 
mus einzudringen versuchen.” 
Das sei „eine Warnung an das 
Aue ‚deutsche Volk. CRM" 


KBW und „KPD/ML" treten 
der klar antikommunistischen 
Stoßrichtung der bürgerlichen 
Kampagne um den „Fall Gur 


Haume” nicht nur nicht entge- 
gen, jondern versuchen, mit dem 
trom zu schwimmen. 

Jeder weiß, daß die Kommur 
nisten die Spionage nicht erfun- 
den haben. Es sollte aber für 
einen Kommunisten klar se 
daß ein nozlalistischer 
Staat sich auf allen Ebenen 
gegen die Imperlalisten zur Wehr 
setzen muß. Der sozialistische 
Staat unterhält eine schlagkräft- 

‚Armee (entgegen pazifistischen 

/unschträumen mancher Klein- 
r),er unterhält einen schlag- 
kräftigen Apparat gegen konter- 
revolutionäre Verschwörungen 
und er arbeitet selbstverständ- 
lich auch im  imperalistischen 
Ausland, um die Kriegs- und 
Konterrevolutionspläne des Klas- 
senfeindes auch auf dieser Ebene 
zu vereiteln. 


Monopol -Imperlaliemus 
zu brechen (und deswegen in den 
USA als „Spione” tet 
wurden), wird die revolutionäre 
Arbeiterbewegung _ immer ein 
hrendes Andenken bewahren. 
die DDR 
Staat um 
iter- 
s muß der ent- 
für eine klas- 
senmäßige Einschätzung der Sa, 
che sein, und nicht „moralische” 
Empörung über den „Schnüffler". 
Liest man zudem etwa in der 
„Bild” vom 29. April, daß Gui- 
ülaume durch seine Tätigkeit Ein- 
blick in eine Liste „mit Namen 
von mehr als hundert BND-Mit- 
arbeitern in der DDR” hatte 
(BND = Bundesnachrichten- 
dienst; westdeutsche Spionage- 
organisation) und daß durch ser 
ne Hinweise 
ien und rund”30 wehere BRD: 
Mitarbeiter in der Zone verhaf- 
tet” werden konnten, so scheint 
seine Arbeit auch im Interesse 
der Arbeiterklasse der DDR und 
der Verteidigung von deren noch 
verbliebenen _ gesellschaftlichen 
Errungenschaften nicht völlig. 
nutzlos gewesen zu sein. . 


Nun ist allerdi 
kein sozialistiscl 


Die beiden hier abgedruckten Fotos 
- Original und Fälschung — zeigen 
die Demonstration und Kundgebung 
der Metallarbeiter in Bremerhaven 
während des dreiwöchigen Streiks 
im Unterwesergebiet. Diese Massen- 
demonstration war nun einer Orga- 
nisation gerade gut genug, um den 
versammelten Arbeitern ihre Orga- 
nisationspolitik auf's Auge zu drük- 
ken. Geschickt wird das im Mittel- 
punkt des Bildes stehende Transpa- 
rent mit der Parole „Streik bis zum 
1. Mai. — dann legen wir 6 Wochen 
Urlaub dabei” kurzerhand etwas „ver- 
ändert” und plötzlich heißt die Paro- 
le: „Für mung gegen Un- 
ternehmerwillkür! 
Erschienen ist diese Fälschung in 
‚einer Auflage von zigtausend Exem- 
plaren zum 1. Mai in Hambus 
Veröffentlicht wurde das ganze 
nicht etwa von den DGB-Führen 
sondern verantwortlich sind hierfür 
Vertreter der „einzigen Partei der 
Arbeiterklasse", der DKP, die mit 
dieser Fälschung die Titelseiten ihrer 
Betriebszeitungen zierten. 
Offensichtlich fehlte der P; 
ein Foto, auf dem Arbeiter in Mas- 
sen für das Mitbestimmungsgedudel 
der DKP- und DGB-Führer demon- 
sirierten. Kein Wunder - wenn es 
den Gewerkschaftsführern zwar noch 
gelingt, Illusionen über die Mitbe- 
stimmung zu verbreiten, so haben sie 
es bis heute aber nicht geschafft, 
die Arbeiter hierfür zu begeistern. 
Solche Fälschungen scheinen in- 
zwischen zum festen Bestand der 
DKP zu gehören. $o sind in einem 
Flugblatt der Hamburger DKP nach 
dem 1 gleich zwei Fotos „be 
arbeiter” worden: Bin Foto, das die 
Demonstration zeigen soll, it in Wahr 
heit aus zwei Teilen zusammenge 
klebt worden — nur mit DKP-geneh- 
men Parolen, versteht sich. Auf ein 
Foto von der Abschlußkundgebung 
ind plump die Worte „DGB" und 
„Für Mitbestimmung” auf zwei Trans 


Die DKP-Führer erweisen 
mal mehr als die treuesten Anhänger 
der Gewerkschaftsführer, Dabei be 
dienen sie sich so übler Methode 
wie der Fälschung und Täuschung 
der Leser Ihrer Betriebszeitungen. ® 
Metall-Komites, 

KB /Gruppe Hamburg 


FÄLSCHER 
AM WERK! 


ORIGINAL 


Streiks in Bremen erschien) 


FÄLSCHUNG 
80 hätten’ die DKP-Führer gern: Für Mitbestimmung 


Demonstration und Kundgebung der Metaller in Bremerhaven 
(dies Original stammt aus einer DKP-Betriebszeitung, die während des 


wurde 


Mit Schlagzeilen wie „Regierungsin- 
spektoranwärter als Rauschgifthänd- 
ler verhaftet” berichtete die bürger- 
liche Presse in den Monaten Januar 
bis März über das Vorgehen der Po- 
lizei gegen den ehemaligen Vorsitzen- 
den des Stadtjugendringes von Arns- 
berg (NRW). 

Peter T. war in Arnsberg als Kom- 
munist bekannt, er gehörte einer 
fortschrittlichen Jugendgruppe. 
und war als Delegierter der DG 
Jugend zum Vorsitzenden des Stadt 
jugendrings gewählt worden, Von 
der katholischen Kirche und der Stadt- 
| bürokratie wurde Peter T. besonders 
heftig angefeindet. Ende ' Dezem- 
| ber wurde Peter T, nach Dortmund 

versetzt, sodaß er durch die lange 
Fahrzeit täglich 12 - 13 Stunden 
aus Arnsberg entfernt war. 

Im Januar gelang es dann der 
Jungen Union, aufgrund der vorange- 

ıngenen Hetzkampagne gexen Peter 

., eine knappe Mehrheit bei der 
Nöuwahl des Jugendring-Vorstands 
zu gewinnen. 

Eine Woche später, am 15, Januar 
drangen Leute vom 'Verfassung« 
schutz’ und 'Rauschgiftdezernat' ob- 
ne Durchsuchungsbefehl in Peters 
Wohnung ein, um angeblich „einl 
ge 1.000 LSD-Trips” zu suchen, die 
laut einer anonymen Zeugenaur 
ge in der Wohnung versteckt sein 
sollten. Beschlagnahmt wurden Im 
ke Bücher sowie politische und per 
sönliche Aufzeichnungen, Peter wur 
de zunächst nach Dortmund ver 
schleppt und am nächsten Tag wur- 
de gegen ihn ein Hafıbefehl „wegen 
Fiuchtgefahr" ausgestellt. ” Trotz 
mehrerer Beschwerden wurde diese 
Haft Tast drei Monate aufrechterhal 
ten 

Gleichzeitig entfaltete die Bour 
geoisie eine systematische Kampagne 
zur Kriminalisierung aller fortschritt 
lichen Arnsberger Jugendlichen und 
zur Verheizung der Bevölkerung. | 
Insgesamt wurden fünf Mausdurch- 
suchungen durchgeführt, wobel, je 
desmal die „Suche nach Drogen” ab 
Vorwand diente 


Wie aus einem Kommunisten 
ein ’Rauschgifthändler’ gemacht 


Tatsächlich wurden aber offenbar 
Drogen weder gesucht noch gefun- 
den, sondern die Aufmerksamkeit 
konzentrierte sich auf politische Li" 
teratur, Aufzeichnungen, Feststel- 
lungen politischer Aktivitäten. Au- 
Berdem wurden über 4o Genossen 
und Sympathisanten verhört, wozu 
man se chne weiteres von ihrem Ar- 
beitsplatz oder aus ihrer Schule 
fortschleppte. 

In der, Presse wurde Peter als 
„gefährlicher, linksextremer Rausch- 
Ffehader mit wirren politischen 
Ideen” diffamiert, bei dem 1.000 
LSD-Trips gefunden worden seien, 
mit denen er sogar Kinder „auf die 
Reise geschickt” habe usw 

Am 3. April war der Prozeß 
gegen Peer. 100 Jugendliche hatten 
‚sch aus Protest dagegen und aus Sob 
‚dar mit Peter im Amtxgerich 
versammelt, nur 15 wurden 
Zuhörer in den Saal gelassen. Ob- 
wohl die Anklage wegen Kauschgift- 
handel offensichtlich _ zusammen. 
brach und die Zeugen berichtet hat- 


ten, wie sie von der Polizei unter 
Druck gesetzt worden waren, mein- 
‘Gericht, Peter doch wegen 


jesitz von Rauschgift” zu einem 
Jahr Gefängnis (auf zwei Jahre zur 
„Bewährung ausgesetzt) und zu el = 
er Geldstrafe von 1.500 Mark verur- 
teilen zu können. 

Eine detaillierte Schilderung die- 
ser Vorgänge erscheint in den näch» 


terbuch” bezogen wer« 
ua. auch die 


Voraussichtlicher Preis. 
"ron 
Unsere Anschrift: IKG, $77 Am 
berg, Alte Feld 
m die 1,500,- DM Ci 
aufbringen zu können, bitte 
um eine Solldaritäisspende auf di 
Konto 430 1016 - a. Gollnick 
bei der Stadt. Sparkasse Arnaber 
‚ve für eine Kommunistisch‘ 
. 
) 


‚60. DM 


nn 
(Arberg/Neheim Han 


Das Leben eines Arbeiters ist den 


Am 18. April wurde der Polizist 

Uwe Faden während eines Schuß- 

bei einem Banküberfall ge- 
tet. 

Dieser junge Polizist wurde nicht 
‚zuletzt das Opfer einer Polizei-Politik, 
bei der die „Colts” immer lockerer 
sitzen, bei der immer mehr Men- 
schen „irrtümlich” oder „versehent- 
lich" von der Polizei erschossen wer- 
den und bei der die einzelnen Poli 
Aisten vom Staat animiert werden, 
Sich mit ihren Schießeisen wie wild- 

jordene Wildwest-Heiden aufzu- 


Die Bourgeoisie aber will den to- 
ten Polizisten nachträglich dazu miß- 
brauchen, um für eine weitere Ver- 
stärkung der Polizei, für einen noch 


zügelloseren Schußwaffengebrauch 
Stfmmung zu machen. Diesem Zweck 
diente z.B. eine Serie in der „Bid”, 


1945 in Hamburg im 
'kommene Po- 

feiert wurden. 

It es sich mit dem 


gan 5 


Laubastalibrücke — für ihn und acht seiner Kollegen kam jede Hilfe zu spät. 


Neue schwere Arbeitsunfälle 


Kapitalisten einen Dreck wert 


Mittlerweile hat sich herausgestellt, 
daß die für das Leergerüst verant- 
wortliche Firma einen Tag vor dem 
Unglück zwei Monteure und einen 
leitenden Angestellten zur Baustelle 
en um a Da Baba 
Tetgeseite zu beseitigen. 
fensichtlich waren die Reparatur- 
arbeiten noch nicht beendet, als die 
Brücke einstürzte. Allerdings soll das 
nicht die alleinige Ursache des Un- 
;s sein. Der mit der Ursachen- 
forschung beauftragte Münchner TU- 
Professor Latzin soll weitere Mängel 
bei der Besichtigung der Baustelle 


Dieses ist innerhalb von zweiein- 
halb Jahren der dritte schwerwiegen- 
de Brückeneinsturz. Beim Bau der 
Koblenzer Rheinbrücke kamen 1971 
13 Arbeiter ums Leben und 1972 
sechs Arbeiter bei einem anderen 
Bauabschnitt der gleichen Brücke. 


Erste Runde an die 


durch das Grundgesetz (freie Mei- 
t. Jeder, 


Kollegen geeignet.” 
Dem Urteilsspruch ging die 3. Ver- 
handlung voraus. 


bänke und Stühle in den Saal getragen 
werden mußten. Ca. 40 Kollegen, 
Freunde und Verwandte waren er- 
schienen, um die Gekündigten zu 
unterstüfzen und um zu lernen. 


Die drei waren „Sand im 
Getriebe des Betriebes” 


Am 4. März 1974 explodi 
Zweigwerk der Dynamit Nobel AG 
in Burbach-Würgendorf (Kreis Sie- 
gen) 250 kg Sprengstoff, wobei fünf 
Arbeiter getötet wurden; der ganze 
Bunker flog in die Luft. — In fahr- 
baren Kesselwagen wurde Nitrogly- 
zerin mit Pulver gemischt und von 
Hand mit Su umgerührt. Die 
Umstellung auf Fernsteuerung eines 
Mischhauses würde 1,5 Mülionen DM 
kosten, das ist den Kapitalisten zu 


Einsturz der Leubastalbrücke 


Neun Arbeiter wurden getötet 
und 13 zum Teil schwer verletzt, 
als am 30. April 1974 die im Bau 
befindliche, bastalbrücke bei 
Kempten im Allgäu einstürzte. Die 
Autobahabrücke der Linie Ulm-Kemp- 
ten. sollte vierspurig ausgebaut wer- 
‚den. Das Leergerüst stand, und am 
Morgen den 30.4. um 3.00 Uhr be- 
‚gannen die Betonierungsarbeiten. Um 
845 Uhr. a etwa 140 Kubikmeter 
ton, dan ist el der vorge: 
hanen Menge auf dur Verschalung 
lagen, brach das Gerüst zusammen 
und riß 22 Arbeiter 15 Meter in die 
iefe. Noch am Vortage war das 
augerüst von einer Ingeniursfirma 
überprüft worden, allerdings hatte 
diese nur die Ausführung mit den 
Plänen zu vergleichen (Fehler in den 
Pläne zu beanstanden, gehörte nicht 
zur Überprüfung), und ga zab cs 


keine Beanstandungen, obwohl einer 
der Bautechniker gesagt haben soll 
Da würde ich nicht raufgehen”. 


„Süddeutsc 


Zeitung” vom 2.5.74) 


kosten, das Ist den Kapitalisten zu 
teuer. 

Zynischerweise wurde von einigen 
Leuten behauptet, am Unglück solle 
ein Flugzeug schuld sein, das die 
Schallmauer über dem Werksgelände 
durchbrach; dabei ist dies nicht das 
erste Wäliche Unglück in dieser Fir 
ma. 1970 und 72 starben insgesamı 
fünf Arbeiter bei Explosionen. Seit 
1948 verunglickten 19 Arbeiter 
leip in diesem Werk tädlich! Der 
| Sprengmeister des Werkes Karl Diehl 

erklärte die Unfälle auf seine Art 
„Das ist wie Autofahren, jeder weiß, 
|daß er iede Minute verunglücken 
| kann“: (‚Kölner Stadtanzeiger” vom 
65.74) Damit wären natürlich alle 
Fragen nach den Schuldigen ‚geklärt 
| das" st eben „Berufsrsiko. Laut 
Diehl wird die”Ursache des letzien 
Unglcks ebenso ungeklärt. bleiben 


wie bei den vorhergehenden Kata 
strophen. „Nach so einer Explosion 
bleibt nichts mehr übrig.” („UZ 
vom 7.5.74) . 


Beiriebszelle Roentgenmueller 
KB/Gruppe Hamburg 


Anzeige 


Die Arbeiterklasse hat ein 
Recht auf menschenwür- 
‚dige Wohnverhältnisse, In 
‚der BRD sind Mietwucher 
und Betonsilos Ergebnis der 
„freien und sozialen Markt 
Wirtschaft”. Wir drucken 
E in dieser Broschüre Artikel 
aus verschiedenen Num- 
mern des ARBEITER. 
KAMPF ab, die sowohl 


ee 


2 Hamburg 13 
Rutschbahn 35 


hält im. 
Arbeiterbuch 
2 Hamburg 13 
Grindelhof 45 


Die HSW-Vertreter hatten offen- 
sichtlich einen Erfolg in erster In- 
stanz abgeschrieben und gaben sich 
keinerlei Mühe, ihre wahren Ent- 
lassungsgründe zu verbergen. 

Die drei in_dieser Verl 


lung 
aufgefahrenen „Zeugen“ waren durch- 
weg ein Reinfall für sie: 


B da war zunächst der Sekretär der 

IGM-Ortsverwaltung Erhardt Prehm, 
‚der die Übereinstimmung in der Be- 
urteilung der Entlassung zwischen 
IGM-Führung und HSW-Kapitalisten 
bezeugen sollte . Unter dem Ge- 
lichter aller Zuschauer verkündet 
der Richter: „Der Zeuge Prehm hat 
sich für heute entschuldigen lassen 
Er hat eine wichtige Sitzung bei der 
AOK." Beim jetzigen Stand der Ver- 
handiungen und Dei der regen Be- 
teiligung von Zuschauern hatte er 
& oftensichtlich vorgeroen zu ner 
en. 
5;der „Zeuge” 5. wußte zu einem 

‘der Hauptvorwürfe gegen die drei 
Vertrauensleute, sie hätten für ihren 
Offenen Brief „unter falschen Anga- 
ben während der Arbeitszeit" Unter- 
Schriften gesammelt, nur zu sen. daß 
ds nicht s0 war und er die Unter- 
schrift in der Mittagspause geleistet 
‚habe. 

‚der „Zeuge” M. schließlich wußte 
D nur mitzuteilen: „Mir wurde ein 
wicher Brief nie vorgelegt 

Das Zeugengebäude war zusam- 
Inengebrochen, es blieb allein noch 
die Schlußbegfündung des HSW-An- 


mit der Aussage des Betriebaratsvor- 
sitzenden Venohr vom 21. März: 
ie hatten eine 


Das Ziel der HSW-Kapitalisten ist 
mit diesen eindeutig politischen 
Entlassungen ein abschreckendes 
Exempel zu statuieren. 


Das Urteil: ein politischer Erfolg 


lichen Klassenjustiz nur auf dem Pa- 
ier sieht. Nach der Anfechtung des 
teils durch HSW beginnt jetzt der 
lange Weg durch die Instanzen. Be 
reits jetzt sind seit der Entlassung 
‚der drei fast vier Monate en 
weitere 3 4 Monate werden biszur 
Berufüngsverhandlu vergehen. 


Selbst bei günstigem Verlauf der wei- 
teren Prozeme würde bestenfalls ein 
"großzügiger Vergleich für die Drei 
herausspringen: eine Abfindungssum- 
me. Eine Wiedereinstellung nach so 
langer Zeit wird es nicht geben, da 
sie „der Unternchmensleitung nach 
so länger Zeit nicht mehr zumutbar 
ist” (ähnliche Urteile mit dieser Be- 
@ründung wurden wiederholt gefällt). 

Eine weitere Erfahrung — und da- 
her erklärt sich auch dieses positive 
Urteil — ist es, daß die Bourgeoisie 
in den unteren Instanzen der Ar- 
beitsgerichte ohne weiteres liberale 
Richter und solche Urteile duldet, um 
das Bild einer klassenunabhängigen, 
„über den Dingen stehenden” Justiz 
Zu malen. 

Dennoch sind solche Prozesse — 
vor allem ihre Veröffentlichung — ein 
wichtiger Bestandteil im Kampf gegen 
die politischen Entlassungen und die 
Unternehmerwillkür in den Betrieben. 


Betriebszelle HSW 
KB/ Gruppe Hamburg 


Seitdem die Flensburger Druckerei 
Severin Schmidt im März letzten Jah 
res den Konkursbetrieb Christian 
Wolff „übernommen” hat, sind die 
Kollegen beider Werke fortwährend 
| durch Entlassungen und Rationalisie- 

rungsmaßnahmen bedroht. Durch die 
Anfang dieses Jahres erfolgte Zusam- 
menlegung (hauptsächlich der Setze 
rei, Druckerei und Buchbinderei) wur- 
den zahlreiche Kollegen „eingespart”, 
d.h, auf die Straße gesetz. 

Kürzlich nun erhielten alle 10 Aus 


it verächtlichem Zynismus wird 
Kollegen am Schluß des Briefs 
für ihr weiteres Berufsleben „alles 
Gute” gewünscht. Die melsten habe 
Jedoch bei der derzeitigen Arbeitslo- 
senziffer in der Flensburger Druck 
‚dustrio keine Chance, in ihrem Beruf 
unterzukommen. Hinzu kommt, daß 
viele der jungen Kollegen im Herbst 
mit ihrer Winberufung zum Millthr 
baw. Ersatzdienst rechnen 
daß deren Möglichkeiten, 
kurzen Zeitraum Arbeit zu finden, 
noch geringer sind. Diese Kündi 
gen bedeuten also für viele dieser 
legen Arbeitslosigkeit bei einer „Un 
terstützung” von ca. 5 DM täglich 

Es gehört zur Politik dieses „. 
würdigen” Flensburger Druckbetrie 
bes, in jedem Jahr alle Ausgelernten 
auf’ die Straße zu setzen. Vor allem 
weil die Lehrlinge zu den fortschritt 
lichsten Kollegen im Betrieb zählen, 
versuchen die Kapitalisten, sich recht 
zeitig auf elegante Weise möglicher 
späterer „Störfaktoren” zu entledi 
gen. Die Üechte der jungen Kollegen 
wurden in der letzten Zeit stark einge 
schränkt. So wurden die Lehrlings 


schrittlicher Jugendarbeit waren, 
abgeschafft zugunsten „teiner” Jr 
ndversammlungen, An Ihnen dürfen 
noch Kollegen, die Jünger als IR 
€ sind, teilnehmen. Dies betrifft 
wuptsächlich Kollegen des }, Lohr 


versammiungen, die einen Ansatz zu | 


jahres, die wegen ihrer Unerfahrenh 
bei betrieblichen Auseinandersetzun 
gen leichter von den anderen Kolle- 
gen zu trennen sind 

Nach dem geltenden bürgerlichen | 
‚Recht” haben die Auszubildenden 
keinerlei Möglichkeit, gegen diese 
Kündigungen vorzugehen. Im Gegen 
teil: War im alten Manteltarifvertrag 
der Druckindustrie die, allerdings ber 
derseitige, Verpflichtung zu einer Wei 
terbeschäftigung von einem halben 
Jahr festgelegt, so sagt das neue Di 
rufsbildungsgesetz; „Das Berufsaus 
| dildungsverhältnis endet mit dem Ab- 
auf der Ausbildungszeit”, d.h. nach 
| dem Tage der beständenen Prüfung 
Das neue Gesetz enthält weder eine 
vorherige  Mitteilungspflicht, noch 
in diesen Fällen der Betriebs 
| rt gehört zu werden. Es stellt eine | 
weitere Einschränkung der Rechte der 
) Auszubilden‘ 
| „Die Geschäftsteitung (GL.) und ihr 
| Sprachrohr, BR-Vorsitzender Mar- 
quardsen, rechtfertigen die Kündigur 

| sen mit folgenden Begründungen 
Severin Schmidt ist ein 
| .dungsbetrieb, es wird also n 
nur für den „Kigenbedarf“, w 


Ausbil 
ht 


vor allem für den „Arbeltsm 
ausgebildet | 
Das heißt: Severin Schmidt setzt 


mach. der Prüfung ständig fast alle 
Lehrlinge wegen angeblichen Arbeits | 
mangels auf die Straße, stell aber 
such in diesem Sommer wahrchein 
| Hch wieder etliche Auszubildende al 
| Billige Arbeitskräfte ein. Die Kaplıa 
| üsten sind nicht vorrangig Imereusler 
| an der Ausbildung der Lehrlinge zu 
| Aualifisierten Facharbeitern, sondern 
| An er Ausbeutung der Lehrlinge 
Ähren relativ niedrigen Vergütungen 
Zweitens, w die GL, würde eine | 
Weiterbeschäftigung der geköndie 
ten Kollegen den Profit des Betriebs 
und seine "Wettbewerbsfähikeit".a} 
Sounser aller Arbeitspltae gefährden 


VK und BR gegen die Kollegen! 
Mi 


der richtigen Einschätzung, dab 
ih 


Kräfte alleine, ohne die älteren 


Druckerei Severin Schmidt 
3. Lehrjahr auf die Straße gesetzt 


| Kollegen, zu schwäch sind, um den 


Entlassungen effektiv enigepentreten 
zu können, beschlomen die Jugend: 
lichen des Werks, eine Unterschriften 
sammlung durchzuführen. Zumal die 
Entlassungen der 10 Lehrlinge sich ja 
nicht grundsätzlich unterscheidet von 
der Entlassung bei Hilfs- oder Fachar 
beitern 

Obwohl sich die meisten Kollegen 
einig sind in der Ablehnung der Ent 
lassungen, kam eine breite Solkdar 
nicht zustande. Die Unterschriften 
aktion wurde wieder eingestellt 

Kin Grund dafür war, daß die ge 
werkschaftlichen _ Vertrauensleute 
(VE) nicht mit einbezogen werden 
konnten, Wie schon zur Mantel- und 
Lohntarifrunde und anderen wicht 
gen Fragen boykottlerte der VL-Spre 
cher die Aktivitäten der Kollegen, 
indem er sich weigerte, eine Sitzung 
einzuberufen. BR-Vorsitzender Mar 
quardsen und Freigestellter Stock ver 
suchten gar, die Kollegen dadurch 

n, dab sie di 

mmlung als „spal 
„Hetze und Aufwiogelei 
schimpften. Jede selbständige Regung 
der Belegschaft wird von der Mehrheit 
des DR illegalisiert, um die Kollegen 
vom Kampf für ihre Interessen abzu: 


Unter 


für die Kapit 
rer” ausfindig zu machen und richten 
ihre Angriffe auch verstärkt gegen 
fortschrittliche BR-Mitglieder, die ver 
suchen, eine Politik im Intereme di 
Belegschaft zu entwickeln. 

Ein weiterer Grund für das Zurück 
weichen vieler Kollegen vor den Schli 
gen der Kapitalisten besteht in den 
negativen Erfahrungen, die viele beim 
Wolft-Konkurs und in der nachfolgem 
den Zeit machen mußten. (Wolff ist 
ein Druckbetrieb, der von Severin auf 
gekauft wurde und wo dann scharf 
rationalisiert und gefeuert wurde.) 

Es wird den Severin-Kollegen 
‚dings nichts nutzen bei Angrif 

urückzuweichen, da dies Hal 
ung die Kapitalisten nur zu w 
Übergriffen ermuntert 


Druckzelle, KB-Gruppe Flensburg 
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5. Bundesjugendkonferenz der 
IG Druck und Papier 


Unter dem ‚Motto‘ „Solkdaritht int 
unsere Kraf' fand vom 22.24, Mrz, 
zentralen der 


Die DruPa-Führer messen der Ju- 
‚gendarbeit große Bedeutung bei. Der 
Tatigkeitsbericht des HJA drückt dies. 
“aus 

„Wenn gewerkschaftliche Bildungs- 
arbeit letztendlich erfolgreich sein 
soll, muß Gewerkschaftsarbeit auch 
dahin verstanden werden, daß die 
‚heute noch Unbewußten an die Or- 
‚ganisation herangeführt werden. Auch 
tie müssen erkennen, daß der organi- 
Merten Macht des Kapitals nur die 
organisierte Macht aller Lohnabhän- 


E wirksam gegenübertreten kann. 


ind heute aber gerade noch 
die jungen Kollegen, die ihre Interes- 
sen am konsequentesten vertreten; 
klassenbewußte Kollegen, oft Kom- 
munisten, die die arbeitenden Jugend- 
gruppen 'anleiten. Anders als noch 
Me der sehzier Jahre ind die 
ollegen in den Jugendgruppen nicht 
mehr bereit, sich auf die Bildung von 
Hobbygruppen und Werbeaktionen 
für Se Gewerkschaften zu beschrän. 
'n. Um die jungen Kollegen als 
„Potential det Organisation von mor- 
gen“ zu gewinnen, läuft die Jugend- 
arbeit an der langen Leine, poliert 
die Gewerkschaftsführung hier ein 
klassenkämpferisches Image auf, pein- 
lich darauf achtend, daß es nicht zur 
„Gefahr“ auswächst, Dazu der HAJ- 
Fatikeitsericht; 
„„Gewerkschaftliche Jugendarbeit 
acht nicht von irgendeiner Form von 
tmerschaft aus, sondern vom 
‚wischen 


n nar- 
beit und Kapital.“ 
Dieses Vorgehen der Gewerkschafts- 
führer bestärkt zudem bei vielen 
Jungen Gewerkschaftern Illusionen in 
die Reformierbarkeit der Gewerk- 
schaften; die Illusion in eine „linke, 
sozialistische Fraktion“ beim. Vor- 
stand. So wird verschleiert, wie ob- 
jektiv die eine Figur der anderen 
beim Arbeiterverrat in die Hände 
arbeitet. 

Solche Jugendkonferenzen dienen 


naven persönlichen Einschätzung 
Jugendfunktionäre, zur Auswahl 
‚der Arbeiterverräter von morgen. 
 . Drupa Vorsitzender Mahlen mach- 
'nn auch in seiner Begrüßu 
rede deutlich, woflr die Gewerk- 
schaft eintritt: „.um das Leben 
der abhängig Beschäftigten humaner, 
‚menschlicher zu machen...Machtpo- 
sitionen zu erwerben, die die Macht 
des Kapitals einschrin 


Lohntarifabschluß) eine linke" Red 
Verglichen mit dem HJA-Bericht: 
kein Wort mehr von der Überwin- 
dung der kapitalistischen Ausbeuter 
‚ordnung, der Arbeiter bleibt abhän 
wis Beschäftigter, dessen Las im Ka- 


Blnlamun ereichtent, werden 
ni 
di 


men, das ist der Handlangerdienst 
der  Gewerkschaftsführer für 
Klassenfeind. 


„und ihre 
die DKP-Karrieristen 


‚durch 


Doch nicht nur die Gewerkschafts- 
führung, auch die DKP maß dieser 
‚Konferenz besondere Bedeutung bei, 
Durch ihre, bekannte Gremienschlei- 
‚cherei hatte sie bei den Wahlen in 
den Landesbezirkjupendausschüssen 
(©) die stärkste Fraktion errungen, 
vor allem in Hessen und Westberlin 
(SEW). In zwei Grußadressen, eine 
von der SDAJ, die andere von Partei- 
vorsitzendem Mies persönlich, wurde 
den Delegierten „viel Erfolg“ ge- 
wünscht. Zusammen mit einigen 
Juso's verfügte die DKP über eine 
große Mehrheit, die sie besonders in 
der Behandlung der Anträge in übel- 
ster Weise gegen konsequente, klas- 
senbewußte Kollegen ausspielte. 

Die über 80 Anträge aus den Lan- 
desbezirken stellten größtenteils fort- 
schrittliche Forderungen zur Aus- 
richtung des _gewerkschaftlichen 
Kampfes, zur innergewerkschaftlicı 
en Demokratie, zu Fragen des prol 


1 hatte vor- 
‚gebeugt, da auch ein angenommener 
Antrag für sie keinen verbindlichen 
Charakter erhält, sondern nur als 
„Vorschlag“ an den Gewerkschafts- 
tag, den Vorstand, den DGB usw. 
weitergeleitet wird. So wird wahr. 
scheinlich der Antrag auf Streichung 
der Unvereinbarkeitsbeschlüsse, der 
auf der Konferenz angenommen wur- 
de, verschwinden, ohne daß den Ge- 
werkschaftsmitgliedern je darüber 


der Gewerkschaftsführung weiter zur 


Rechenschaft abgelegt wird. Diesem 


Antrag stimmte auch die DKP-Frak- 
tion zu, „da die Satzung zum Aus- 
schluß von _Gewerkschaftsfeinden 
ausreicht.” Einerseits stimmte die 
DKP durchaus Anträgen zu, die den 
Machenschaften der Gewerkschafts- 
führung entgegenstehen, anderer- 
seits waren diese „Genossen“ ständig 
bemüht, sich durch versöhnende Worte. 
‚einzuschmeicheln und sich insbeson- 
dere durch eine schweinische „Ab- 
wrenzung“ von den anwesenden Kom- 
munisten bei der Gewerkschaftsfüh- 


Rederecht machten hier- 
len Beschimpfungen gegen 

Gebrauch, Abstim- 
mungen wurden vom Vorstandstisch 
durch Handzeichen gesteuert usw. So 
schaffte es die DKP, den hessischen 
‚Antrag auf Durchsetzung der ‚Mitbe- 
stimmung® durchzubringen, den 
als Hebel,zur Sicherung der Arbei 
plätze, zur Erhöhung der Löhne und 
ur Dürehsetzung stabiler Preise"vr- 
kauft, So schaffte sie es, den Antrag 
„1. Mai — Kampftag der Arbeiter- 
klasse“ aus Nordrhein-Westfalen zu 
Fall zu bringen. Als der Freiburger 
Delegierte von der klassenkämpfe- 
rischen gewerkschaftlichen Mai-De- 
monstration ‘73 und ihrer Stärke 
berichtete, fragte ein DKPIer dema- 
gogisch, ob Freiburg nicht Univer- 
sitätsstadt seit So werden von der 
DKP Aktionen  klassenbewußter 
Kollegen diffamiert, wenn sie nicht 
in ihre Politik des’ Zurückweichens 
und der Sozialpartnerschaft passen. 
In einem Initiativantrag forderte ein 
Kollege von Bauer-Druck Köln den 
Ankauf des Films „Die Maschine" zu 
Schulungszwecken! Der Film berich- 
tet über den Kampf der Kölner Bauer- 
Kollegen um die Besetzung der Tief- 
druckrotation, über den spontanen 
Streik aller Kollegen dieses Betriebes 
zur Verhinderung von 120 Entlassun- 
gen und Umbesetzungen. Ein SEW'ler 
brachte den Antrag zu Fall mit der 
Behauptung, der Film enthalte a 
gewerkschaftliche Tendenzen (f 
meint ist die richtige Kritik der Be 
troffenen am Vorgehen der Gewerk- 
schaftsführung). 

Es wird klar, in welche Kerbe 
die DKP, die auf der Konferenz 
2.T. von führenden ‚Genosen‘ vor- 
treten wurde , t. Sie erfüllt 
nur zu genau die Anfe n 
der Gewerkschaftsführer in der Ju- 
‚gendarbeit. Sie kann linke Phrasen 
vertreten, durch Aktionen zahlende 
Mitglieder gewinnen und diese dann 
Schritt um Schritt an die sozialdemo- 
kratische Ideologie der Sozialpartner- 
schaft und des Arbeiterverrats binden. 
Hier arbeiteten Arbeiterverräter mit 
verteilten Rollen Hand in Hand gegen 
die Kollegen. ° 


Druck-Kollegen 


Iduna Hamburg „Von euch Holzköpfen 
wähle ich keinen” 


Am 7. Mai fanden Aufsichtsratswah- 
len bei der Hamburger Großversiche- 
rung Iduna statt. Adf dem ersten 
Blick scheint alles beim alten geblie- 
ben. Drei von vier Vertretern wur- 
den wiedergewählt. Kandidaten wa- 
ten im wesentlichen DAG-Betriebs- 
räte, die auch in der Hauptverwaltung 
in Hamburg die Mehrheit im Betriebs- 
rat. innehaben. Die Kapitalisten-Zei- 
tung „Weg und Zi i Iduna 
machte den großen Werberummel für 


diese Wahlen. Der gewählte Kandidat 
Paul Fechner konnte offen für „part 
nerschaftliche Zusammenarbeit” wer- 
ben. Die Betriebsgruppe der Gewerk- 
schaft HBV („Handel, Banken und 
Versicherungen” - im DGB). die 
keinen Kandidaten aufgestellt hatte, 
war auf der vorausgegangenen Be- 
Iriebwenammiung gegen Mitbesin- 
mungsillusionen vorgegangen. Zur 
Wahl war eine ZUR SACHE, Bran- 
chenzeitung des KB, erschienen. Auf- 
gestellt wurden die Forderungen 
„Keine Stimme für den Aufsichts- 
rat” und „Rüber mit den Schmier- 
eldern”. ” Von den HBV-Betriebs- 
täten war die Forderung aufgestellt 
worden, die DM 100.000, „Versi“ 
tung" für den Aufsichtsratsposten 
in einen Fond für einen Betriebs- 
kindergarten einzuzahlen. 

Von den betroffenen Kandidaten 
wurde sinnigerweise behauptet, daß 
diese Forderung ungesetzlich sel. 


‚obwohl ein Teil der Gelder erwiese- 
nermaßen in den DAG-Fond fließt 
Doch gleichzeitig war auch aufge: 
deckt worden, in welcher Weise sich 
die Kandidaten zu bereichern geden- 
ken. 


„Schulden-Paule”, den Namen 
I Fechner noch des Öfteren 
hatte bereits 
Jetat Schulden 


abtragen 
DAG-Beiriebsrat Bentin baut, Häu- 


Grünen und Arndt (ebenfalls 
DAG-BR), wie die beiden anderen ge 


E2 


wählt, hat mehrere Eigentumswoh- 
nungen: 

Bei der Wahl wurde in der Haupt- 
verwaltung von 80 - 100 Kollegen 
aktiv gegen die Aufsichtsratswahlen 
Stellung bezogen. Etwa SO Kollegen 
wählten ungültig mit zahlreichen 
Kommentaren auf den Wahlzettel ge 
schrieben, wie etwa: „Mir schenkt 
auch niemand mein Geld” oder „Von 
‚euch Holsköpfen wähle ich keinen. 

Weiterhin hatten eine Reihe Kol- 
ZUR SACHE aufgerufe 
die Wahl boykottiert, 
d.h. sich gar nicht erst beteiligt. So 
war auch die Wahlbeteiligung erheb- 
lich gesunken, gegenüber den letzten. 
Betriebsratswahlen mit einer Wahlbe- 
teiligung von 80 %. Diesmal gingen in 
der Hauptverwaltung nur noch 60 % 
überhaupt zur Wahl. Das stellt ange- 
sichts der Tatsache, daß hier zum 
ersten Mal gegen die Mitbestimmungs- 
Iusionen zu Felde gezogen worden 
war, einen nicht unbeträchtlichen 
Erfolg dar. Diese Entwicklung hatte 
sich auch schon auf der Demonst 
tion zum 1. Mal gezeigt, wo mehrere 
hundert HBV-K. 
bestimmung hat kein Zweck, das Ka- 
ital muß restlos weg”. . 


Beiriebszelle Iduna 
KB/Gruppe Hamburg. 


NSI-Hamburg: 


Anfang April wurden bi der „Nord, 
‚deut Schleifmittelindustrie 
a Kındau mund ab die Gr 
nd ab die Ge 
schltsitung „Aultapsmangel in der 
Konfektionsaßieilung” an. 
se Diese 13 Kündigungen dürften nur 
nfang einer großangelegten Um- 
strukturierung des NSI-Konzerns sein. 
Dabei soll die gesamte Produktion in 
Hamburg stillgelegt werden (derzeit 
arbeiten dort ca. 1.100 Arbeiter und 
Arbeiterinnen) und in die „Niedrig- 
Iohnländer” Spanien, Griechenland 
etc.) in denen die faschistischen Re- 
times den westdeutschen Kapitalisten 
die niedrigen Löhne garantieren) 
verlagert werden. Seit dem Aufbau 
des Unternehmens im Jahre 1922 hat 
sich die.NSI zum größten Schleifmit- 
leiproduzenten Europas entwickelt, 
der stolz verkündet: „Wir beherrschen 
ie gesamte Oberfläche”. 


Statt Kündigungsschutz Antikommunismus 


den au Herrn Bouhiden aktion 

Ierron  mokraten 
de Debatte über ihre Praktiken zu ve 
hindern. Als die Kollegin Saraufkin 
ihren Antrag schrift und den 
versammelten Betriobsräten und Ver- 
trauensleuten vorlepte, packte den 


enge indes etc.) die Wut. 
werkschaftlicher 
Prinzipien) und Iettlich Br „.Gewer 
Bent nentg nikenı Antrag che, 
ie rem Anı e 
ben, daß das Vorgehen des BR „rer. 
Schatlehe Zusenımenarbei mi der 
usammenarbeii m 
Geschäftsleitung” kutisert, 


Liete Pitaroelterinnen ung Hıta 


Das Jahr 1973 Yiegt han 
hat ea uns gezeigt, &a8 Wohlen; 
keine 
erde 


eibatver 


D:ese Ersonntris ast-in + 


kente, die gekennzei 


Ansprüche im prlvaten 


00a getreten. 


auf das Gemeinwohl una nicht Kl 
Wioklung verhindern, Nach die: 


sicher, dad wir 


reich begegnen können. 


Des gibt uns dan Mut, 
Aussichten ein gut 


GescmAeTBLRITUnG 


Jahr 1974 wire uns lanrer, Hu 
Wirtschaft uns Gesellachaft zerstören kann, Nur Danionung 


sen mit Ihnen in unseren Unternehmen handeln une wir sind " 
jann allen kommenden Schwierigkeiten erfolg“ 


Ihnen uns 
und erfolgreicnen 


Onzentar 1973 


zur Hape Bing, 
bunsstandaı 


er wocer er 


von Nach“ 
nrat natur .ren fortwährend 


en 2arelon, in 


prunegoismus 


anf nom sten Ent 
linie wollen wir gemsin- 


Produktionsbetriebe des 
zerns. Hamburg soll demnächst a 
schließlich die „zentrale Verwaltung 
des Konzernes” beherbergen. 


Betriebsrat schlägt Kollegen 
zur Kündigung vor 


Bereits auf der Betriebsversamm- 
tung im Dezember 73 kündigte die 
Geschäftsleitung „Maßnahmen” an, 
um aus den angedlich „roten Zahlen 
des Hamburger Hauses” herauszu- 
kommen. 

Bis zur Kündigung der 13 Kollegin- 
‚nen wurden allerdings weder von den 
Kapitalisten noch vom Betriebsrat 
(BR) irgendwelche konkreten Infor- 
mationen gegeben. 

Doch in einer na kan, wur 
de der BR a 5 darum 

„in. den sauren Apfel beikent 
sollte, gab die Geschäftsleitung den 
rechten sozialdemokratischen 
triebsratsfürsten das Vorschlagsrecht 
was diese dankend ihmen und 
ausführten. Offensichtlich uicht wo die 
Mitbestimmung sozialdemokratischer 
Coleur aus, 


gewerkschaftlichen Wo- 
‚lung stellte eine Kollegin 
über die bevorstehenden 


Kündigungen bei der NSI zu diskutie- 


Tage sphter, 
ererammiingam 3. Apr. 


das Recht abgesprochen, über diesen 


Antrag zu diskutieren. Trotz Prote- 
sten einzelner Kollegen metzien sich 
die rechten M 

Ermuntert durch das Abstim- 
mungsergebnis welterte Paulsen wo 
dann seine auf Hamburger Chemie- 
veranstaltungen bekannten fachist- 
schen Hetztiraden gegen die Kommu- 
nisten, Chaoten und Kojoten, ganz 
im Süle seines Lehrmeisters Frei 
herrn von Kodolitsch herunter, 

Henen, de nich ati" ie Kon 
‚Kollegen, die nicht „aktiv” die Kom- 
vorteufi „falschver- 


vorzuwerfen. Auch die berühmten 
„DDR-Fahrkarten-Verkäufer” kro« 
‚Ähen wieder aus ihren Löchern („Geh 
doch rüber”) und selbst die schon 
modrigen Kamellen von der angeblich 
„bitteren Not unserer Brüder und 
Senwestern im Osten” wurden auf 
der Vertrauensleutevorsammlung wie- 
‚der aufgewärmi. 

Unter der orangefarbenen Maske 
einiger SPD-Demagogen schillert die 
Braune Grundierung immer deutlicher 
hervor, 


Chemie-Komites 
KB/Gruppe Hamburg 


« 


ARBEITERKAMPF Nr. 44 


‚Auf der Beiriobsversammlung vom 
77, März wurden die Gerüchte um 


use n. 43 Kollegen, 'vor- 
wiegend Angestellte, sollen gekün- 
digt werden, Einzelne sind schon 
gelouert worden, 
Generalbevollmlchtigter K) 
gab die Zielsetzung der Unternch- 


rer Planung der „Einsparung” von 


und Ratlonali- 


nigen Produktionsteile, die nicht» 
‚genug Gewinn abwerfen, 


politik: 


Ende 


Fertigung in Betrieb sein, 


Din der Dreherei wurden 2 Ar- 
beiter entlassen — jetzt ist nur 
noch 1 Arbeiter für Dreherei und 


Flachschleiferei zuständig. 


Poneuerdings tauchen 
arbeitete Zahnräder at 


lawien auf, obwohl in der Zahnrad- 


fortigung nicht genügend Arbeit ist. 


GEWERKSCHAFTSAUSSCHLUSS 
IN WESTBERLIN 


Wir drucken hier einen Brief nach, 
den die OTV Westberlin an ihre Mit- 
glieder schickte, um den Ausschluß 
eines Kollegen aus der OTV zu „be- 
‚gründen 

Grund ist, wie da zu lesen ist, daß 
der betreffende Kollege im leizten 
Jahr die Mal-Demonstration der SEW 
unterstützt hat. 

Dieses Beispiel aus der „From- 
“in der das antikommunisti- 


als in der BRD, zeigt 
DKP sich im Irrtum bei 
‚sie meint, sich als eifrigster Chaoten- 
‚jäger in Empfehlung bringen zu kön- 
nen. Bourgeoisie und ‚B-Führer 
lieben den Verrat, aber nicht den Ver- 
väter, 

Sind erst — mit Hilfe der DKP! — 
‚die „Chaoten” aus der Gewerkschaft 
gekäell, so sind die Kolepen von 
der DKP als nächste dran. Die Be- 

lung dürfte ähnlich aussehen wie 
folgenden Schreiben. 


Gewerkschaft 
örv. 
Bezirksverwaltung 
Berlin 


11. März 1974 


Beir.:Ausschlußantrag des Bezirkr- 
vorstandes Berlin gegen Dieter 
Gleibs 


‚Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! 


Im vielen Protesten, aber auch Befür- 
wortungen in Sachen Gleibs, haben 
‚Kompetente und weniger Kompeten- 
te Stellung genommen. Alle Proteste 
‚sehen davon aus, daß der Bezirkwor 
Hand Berlın den Ausschluß beantragt 


Folgende kleine Zeitungsnotiz fan- 
‚den wir auf der Wirtschaftsseite von 


Und das sind die bisher erkenn- 
baren Auswirkungen der Vorstands- 


Dselt dem ersten März werden 
für die Kegelradfertigung keine 
Fremdaufträge mehr übernommen. 
974 sollen nur noch 3 Kegel- 
fadhobelmaschinen. für die eigene 


Springer's „WELT am 29.4,74: 


gemeinsamen Betriebsräteseminar 
‚der Wirtschaftsverband Steine und 
Baden» Württemberg mit der IG 
"Steine, Erden in Freiburg durch- 
wi Freiburg, mitgeteilt 
Ite es sich dabei um die 


kommunbtisch ausgerichtete Füh 
u, Steine Erden hat 


rung der IG 
Siedler zugeschlagen: das gemeinsame 
Botriebsräteseminar auf dieser Hbene 


Kapitalistische Rationalisierung 
1. IE EHER 


al 
“| Spätestens mit Übernahme von 

Eile rn SOSE | 1 Ben loan Konten 
ee undieun- | Mitte 1970 waren derartige Einspa- 


rungen beschlossene Sache, Zur $i- 
cherung des Marktanteils beschlos- 
sen die Kapitalisten schon damals: 
„Ausschöpfung aller Rationali 
funpsmaßnahmen in allen $ Werken”, 
Die bisherigen Ausläufer dieses Vor- 
habens waren: 


mer so an: Kostensenkung - dazu £ 
mise H'&. HS: 0 Millonen Mark| > versah ce Arbeiten: 
einsparen, (Das entspricht nach ih- | Einbußen der Kollegen beim 


Jubiläumsgeld und der 
betrieblichen Rentenzahlung. 

Alle diese Maßnahmen werden 
durchgeführt, um den Kapitalisten 
höheren Profit zu sichern, dabei wird 
auf die Lage der hiervon betroffenen 
Arbeiter und Angestellten nur so 
weit „Rücksicht” genommen, wie 
es zur Vermeidung von größeren Un- 
ruhen nötig ist. Eine wichtige Rolle 
spielen hierbei für die Kapitalisten 
sozialdemokratische Betriebsräte und 
Gewerkschaftsführer, die mögliche 
Kampfmaßnahmen der Arbeiter ge- 
gen die kapitalistische Rationalisie- 
rungspolitik in die Sackgasse von Ver- 
handlungen um Sozialpline und Ver- 
hinderung der „allerschlimmsten Aus- 
wirkungen” dieser Politik führen sol 
Ien. 


‚Spiel mit verdeckten Karten 


— Schon auf der Vertrauendeute” 
sitzung Anfang März warb der Be- 
triebsrat um Verständnis für di 

Maßnahmen der Geschäfts 


der 


habe, weil Dieter Gleibs die Durchfüh- 
rung des 1. Mai 1973 kritisiert habe. 
Dies ist schlicht und einfach falsch. 

Dieter Gleibs hat im Bezirksamt 
Tempelhof seine Jugendgruppe auf- 
sefordert, an einer Demonstration um 
10.30 Uhr im Bezirk Neukölln teilzu- 
nehmen, deren Treffpunkt und 

jute mit einer SEW-Demon. 
stration identisch waren. 

Es geht also um einen Aufruf zu 
dieser SEW-Demonstration. Wer unter 
dem Emblem der ÖTV zu solch einer 
Demonstration erweckt nicht 
mur den Eindruck, daß die ÖTV — 
Berlin mit dieser antidemokratischen 
Organisation gemeinsame Sache 
macht, sondern sich durch die Teil 
‚nahme an solchen Demonstrationen 
mit den Zielen dieser Partei identifr- 
ziert. Hier kann und wird die ÖTV - 
Berlin nicht folgen. 

Wenn unser ständiges Bekenninis 
zur freiheitlich.demokratischen Grund- 
ordnung der BRD ein echies Be- 
kenntnis ist, sollten alle, die die 
Satzung der ÖTV anerkennen, sich 
nicht zu „nätzlichen” Idioten machen 
lassen. Wer schriftlich per Aufruf 
denen Unterstützung angedeihen las- 
sen will, die den von uns anerkannten 
Staat beseitigen wollen, der hat mit 
einer demokratischen Gewerkschaft 
nur solange Gemeinsamkeiten, s0- 
lange sie ihm Möglichkeiten bietet, 
‚politische Ziele zur Beseitigung des 
demokratischen Staates zu verfolgen. 
Wer dies verkennt, wird sich nicht 
wundern dürfen, daß eines Tages 
Ohne ihn Politik gemacht wird. 

‚Und wundern möchten wir uns 
nicht! 


Mit freundlichen Grüßen 
Heinz Hackbarth 


ist unseres Wissens beispiellos in der 
BRD, Bisher gab es nur vom BDA 
(Arbeitgeberverhand) organisierte 
Betriebsräteschulungen, auf denen 
ch  gewerkschaftlich organisierte 


schaften hiergegen protestierten. 
Während die Bauarbeiter im 
letzten Jahr mit Lohnerhöhungen 
wurden, 


wickeln: gesäubert 
Elementen einer konsequenten In- 
teremenvertretung der in den Ge- 
werkschaften organisierten Arbeiter 
und Angestellten. 


Meaney's stait, sondern im April 
1974 In Freiburg/BRD unter Füh. 
rung der IG Bau! 


Metall-Komitee 


KB/Gruppe Hamburg 


un Entlassungen bei ‚Heidenreich & Harbeck 


„Der Wasserkopf muß schrumpfen” 
Reine Möglichkeit" Kündigungen su 
ine Möglichkeit, ıngen zu 
verhindern”, da dies „eine unterneh- 
‚mertsche Entscheidung” sei. Während 
die Kollegen über den Umfang der 
Entlassungen im Unklaren gelassen 
wurden, haben sich offensichtlich, 
schon einige Betriebsräte mit der 
schäftsleitung geeinigt. So wird z. B. 
in einem Schreiben des Betriebsrats 
an die Geschäftsleitung vom 10,4.74 
von einer „größeren Einschränkung 
in dem schon wiederholt (1) proto- 
kollierten Umfang von ca, 170 Mitar 
tern (1)” gesprochen. 

Und was geschicht an konkreten. 
Maßnalimen ? 

DKP-Betriebsrat Gutzeit stellte die 
„großartige” Forderung auf, 
Senken der Gemeinkosten darf 
auf einen Betrieb abgewälzt werden”, 
sondern muß „gleichmäßig auf alle 
GildemeisterBetriebe verteilt wer- 
den’! Außerdem fordert er, daß 
„auch einmal die Aktionäre in so 
iner Situation auf ihre Dividende 
verzichten können” und bejammert 
das Fehlen der Mitbestimmung. 

SPD-Betriebsrat Herzberg gar übt 
sich in Zynismus. Die Umbesetzung 
von 30 Kollegen lobte er so: „.kel- 
ner erhält Lohneinbußen .. es ge- 
schieht nichts gegen den Willen des 
Einzelnen, nur mit seiner Einwill- 
gure. ı J3, yas bleibt den Kollegen 

‚reiet" Wahl zwischen Ent] 
sung oder anderem Arbeitsplatz 
wohl anderes übrig, als das kleinere 
Übel zu wählen? Auf der Betriebs- 
versammlung setzte Herzberg sich 
sogar sehr kämpferisch in Positur 
und verkündete, daß der Betriebs- 


‚vom 
TV 
Der Arbeitskreis habe 
"nur nutzlose politische Diskussio- 
denen die Satung vertohen, und 
Positio- 

nen vertreten. 


Diese Vorwürfe wurden allerdings 
nur zur Rechtfertigung des bereits 
fefälhen Beschkumcn liefert. 
in den 4 Monaten des Bestehens des 
AKGP wurde eine entsprechende 
Kritik nie offen geäußert, eine inhak- 
liche Auseinandersetzung fand nicht 
statt. Der Auflösungsbeschluß ist 
ein völliger Willkürakt. Die Beschul- 
digten hatten nicht mal die Gelegen-f 
heit, sich zu verteidigen: Als die 
Kollegen von dem bevorstehenden 
Beschluß Wind bekommen hatten, 
versuchten sie mehrfach erfolglos, 
ihren Standpunkt dem Vorstand 
nochmal vorzutragen! 

So undemokratisch der Beschluß 

fällt wurde, so verlogen ist seine 

‚gründung. Der Arbeitskreis hat in 
der kurzen Zeit eine Menge für die 
Entwicklung der Gewerkschaftsar- 
beit getan, aber nichts, was einer gu- 
ten _ Interessenvertreiung schaden 
könnte 

Seit Ende letzten Jahres haben 
bis zu 130 ÖTV-Mitglieder aus nahe- 
zu allen Krankenhäusern Hamburgs, 
darunter Schwestern, Pfleger, Ärzte 
und technisches Personal im Ar- 
beitskreis Gesundheitspolitik mitge- 
arbeitet. Die Gründung hatte unter 
anderem den Zweck, die Zersplitte- 
rung der im Gesundheitswesen Be- 
schäftigten aufzuheben. Bisher gab 
©s ständische Vertretungen für die 
einzelnen Berufsgruppen: die ÖTV- 
Ärzte waren im „Bund gewerkschaft- 
licher Ärzte”, das Pflegepersonal im 
‚Bund freier’ Schwestern und Pfle- 
’" organisiert usw. Ziel des AKGP 
ır und ist es, aktive gewerkschaftli 
che Arbeit an den Krankenhäusern 
auf die Beine zu stellen (2.D. Lohn- 
pl, Arbeit. und Ausbildungsbe. 
dingungen), als auch gesundheitspoll- 
tuche Fragen im Sinne einer Ver- 
besserung der medizinischen Versor- 
wung zu Askutlren, 

wurde versucht, den von der 
ÖTV vor einem halben Jahr beschlos- 
senen Aufbau von Betriobsgruppen 
voranzubringen, nachdem dies von 
Vertrauensleuten der meisten 
Krankenhäuser bisher hintertrieben 


wure, 
ur Tarifrunde wurden deh spal 
terischen Prozentforderungen der 
Gewerkschaftsführung lineare Forde- 
rungen entgegengesetzt und eine De- 
monstration der im Gesundheitswe- 
beschlossen, die 
jand jedoch plat- 


In einer Resolution wurde die er 
satzlose Abschaffung des $ 218 g0- 
fordert (Daraus leiteten die OTV- 
Führer einen Sataungsverstoß ab, da 


rat eine „Spezlalliste” aufgestellt ha- 
be, auf der leitende Angeltellte zur 
Kündigung und Einsparung vorgese- 
hen seien — nur auf diese Art und 
Weise können Massenentlässungen 
von Arbeitern und Angestellten je- 
‚doch nicht verhindert werden, 

Mittlerweile hat sich auch die 
IGM-Ortsverwaltung _ eingeschaltet 
Der ehemalige H_& H-Betriebsrat 
Otto Mohr, jetzt Sekretär der IGM- 
Ortsverwaltung und IGM-Rechtsex- 
perte Engelmann ließen den Kollegen 
mitteilen: „Die Rechsstelle der IGM 
steht voll hinter euch”. Dazu Engel- 
mann schriftlich an die Geschäftslei- 
tung, die IGM fordere, daß „im 
Fall’ einer doch realisierten größe- 
ren Entlassungswelle aus Gründen 
des alsbaldigen Rechtsfriedens. die 
Einigungsstelle den Interessenaus- 
‚gieich mit einem Sozialplan beraten 
und beschließen sollte. es erscheint 
wirtschaftlich vernünffig, sich bald 
zu einigen, 

Es wird deutlich, daß von diesen 
sogenannten Interesienvertretern eine 
wirksame Unterstützung und. Ver- 
tretung dersArbeiterinteressen nicht 
zu erwarten ist. Für sie sind die 
Pläne der Kapitalisten gelaufen und 
sie arbeiten allein daran, aufkom- 
mende Wogen zu glätten (Sozial- 
plan, Gerede von der Mitbestimmung 
usw.). In keiner Situation haben sie 
auch nur jemals die Möglichkeit eines 
Kampfes gegen die Maßnahmen der 
Kapitalisten erwogen, geschweige 
denn, daß sie es für nötig hielten, 
die Belegschaft über alle Pläne und 
Maßnahmen offen und vorbehaltlos 
zu informieren, 

Seine ganze üble Gesinnung offen- 
bart Betriebsrat Herzberg, wenn er 
auf der Betriebsversammlung erklärt: 


„Bringen Sie (gemeint ist die 
Barleung Fa Fermamsp 


ÖTV.Arbeitskreis Gesundheits politik aufgelöst 


legt habe.), 

Der Vorwurf der „nutzlosen po- 
tischen Diskutiererel” bezieht sich 
vor allem auf die ausführliche Dis- 


kussion über die Pläne der Gesund- 
heitsbehörde, die Krankenhäuser auf 
Kosten der Patienten und des Pfie; 

personals zu „rationalisieren”. So 
sollen in Hamburg mindestens 2.000 
Betten eingespart werden, vor allem 
indem der „Durchlauf” der Patien- 
ten beschleunigt wird. Das heißt, die 
Liegezeiten werden verkürzt, die Pa- 
tienten einfach früher rausgeschmis- 
sen, ohne, daß Nachsorgekliniken 
‚eingerichtet werden und ohne, daß 
die ambulante Versorgung verbessert 
wird. Gegen diese kriminellen Pläne 
‚des Hamburger Senats und ge, die 
in diesem Zusammenhang beabsich- 
tigte Schließung des „Allgem. Kran- 
kenhauses Heidberg” protestierte der 
AKGP entschieden. "Der Vorwurf 
von seiten der ÖTV-Führung, die 
Diskussion über die geplante „Stille 
gung” von 2.000 Krankenhausbet- 
ten und der Protest dagegen seien 
„fruchtlos”, ist umso unverschäm- 
fer, als die DGB-Führung in konkre- 
ter Gesundheitspohitik völlig inaktiv 


it. 
Die ÖTV-Arbeit kam in den letz- 
ten Jahren immer mehr zum Erlie- 


I die Internationale & 


Saite 6 
‚Sie, 
ange gehen sl dann wir die He, 


tegschaft die Karre wieder aus dem 
Dreck ziehen.” 

„Die Karre wieder a 
taliiischen Dreck ziehe 
‚oder später wieder dort zu landen. 
So hätten’s die Kapitalisten gern! 
Angeschmiert sind dabel aber immer 
(die Arbeiter und Angestellte 

Wir sprechen uns nicht dagegen 
aus, daß man sich bemüht, für die 
voo Entlassungen und Rationalisie- 
rungen betroffenen. Belegschaften 
2. D. auch über Sozialpläne etwas 
herauszuholen, Man kann aber nur 
dann optimal etwas erreichen, wenn 
man auch. bereit ist, hierfür einzu- 
reten und die Belegschaft eines Be- 
triebes hierauf vorbereitet = d. h. 
sie über alle Pläne und Folgen aufzu- 
klären und deutlich zu sagen, daß 
das, was heute passiert, morgen ohr 
ine weiteres wieder eintreten kann. 
Dazu benötigen wir eine Gewerk- 
schaft, die sich als eine Kampforga- 
nisation für die Interessen der Arbei- 
ter und Angestellten versteht. 

Stattdessen erleben wir, wie Be- 
triebsräte und Vertreter der IGM 
bemüht, ind, abruwiegein, zu ‚be 

‚önigen, zu verschwelgen und hin- 
er dem Rücken der Kollegen fertige 
Pläne auszuarbeiten. Auf diese Art 
und Weise erleichtern sie den Kapı- 
talisten ihr Geschäft und stehen 
einer wirksamen Vertretung von Ar- 
beiter.interessen im Weg. 

Wer auf den Kampf gegen die 
kapitalistischen, Rationalisierun 
maßnahmen von vornherein verzi 
tet, der ist auch nicht in der Lage, in 
Verhandlungen für die Belegschaft 
mehr herauszuhölen als faule Kom- 
promisse auf Kosten der Arbeiter 
und Angestellten. ° 
Betriebszelle H & H 


KB Gruppe Hamburg 


'n, die Mitgliederzahlen sanıkeı 

itglieder- und Vertrauensleuteve: 
sammlungen fanden teilweise schon 
‚seit Jahren nicht mehr statt. In die- 
ser Situation versuchten 130 meist 
junge Kollegen, wieder mit aktiver 


Gewerkschaftsarbeit W anzufangen, 

was natürlich nicht ohne Kritik an 

‚der Bremserfunktion der ÖTV-Füh. 

rung abging. Diese reagierte zunächst 

sarnicht, dann aber ruck-zuck über 
die Köpfe hinweg mit der Aufl- 

des AKGI 


rer, denen jedes Mittel, - Gewerk- 
schaftsausschluß, Auslösung ganzer \ 
Gremien, Spaltung der Gewerk 
schaft - recht ist, wenn sie ihren 
Kurs der Sozialpartnerschaft und 
Klasenharmonie sowie der al 
Unterstützung sozialdemokratischer 
Kommunalpolitik durch die Arbeit 

tiver Gewerkschafter bedroht se- 


Der AKGP hat sich nicht aufge- 
Er setzt seine Arbeit fort und 


jung darum, als of- 
‚gewerkschaftli- 


ki 
terschriftensam, 
fiziell anerkannter 

Arbeitskreis weiterarbeiten zu 


ARBEITERKAMPF Nr. 44 


HDW — Hamburg 


Die große Säuberung 


Die Werft-Bosse wollen es jetzt offen- 
bar wissen: Nachdem Ende Mlrz 74 
bereits zwei Jugendvertreter der HDW 
fristlos entlassen worden sind, muß- 
ten noch weitere sechs Kollegen des 
1, Lehrjahres dran glauben, die ihre 
dreimonatige Probezeit noch nicht 
hinter sich gebracht hat! 

Der Kapitalist Ist bei Kündigungen 
dieser Art in der angenehmen Lage, 
keinerlei Hogrändungen mitliefern zu 
müssen, 


urößte Teil der gekündigten 
Lahrlinge Wrder Jurch schwache Let 
stungen und Versäumnisse anderer Arı 
(Zuspätkommen, _unentschuldigt 
Fehlen etc) = noch durch besos 
„tadikales" Öffentliches Auftreten 
üufgefallen war, können Geschäft 
‚Ausbildungsleitung ihre Kün. 

ireründe nur von jorbenen 

unzian! oder dem Verfas- 
sungsschutz selbst besorgt haben, Daß 
das keine Spekulation „ins Blaue" ist, 
wird u. a. auch daran deutlich, daß z. 
T. die Ausbildungsmeister der betrol 
fenen Lehrlinge bei diesem Coup nicht 
ins Vertrauen des Ausbildungsleiters. 
gezogen wurden — obwohl ja gerade 
sie am ehesten wissen müßten, wie es 
um die Leistungen „ihrer Zöglinge” 
bestellt ist. 

Kurzum: Hier geht es um eine zen- 
tral eingefädelte und auf langfristige 
Wirkungen bedachte Säul , 
wobel u. E. vor allem drei Ziele anvi. 
slert werden: 

E juidierung der klassenkämp- 
ferischen Jugendvertretung durch Kün- 
ing — wenn nötig aller im Ok- 
des vergangenen Jahres gewähl- 

ten Lehrlingsvertreter. 

Zwei von ehemals fünf Jugendver- 
tretern wurden (wie berichtet) im 
März 74 fristlos gefeuert. Vor weni- 

Tagen hatınoch ein weiterer Kol- 
Tege di Jugendvertretung verlasen, 
nachdem er von der leitung 
„serwarnt”” und von seinen Eltern zur 


Die oben geschilderten Säuberungs- 
maßnahmen, die gegenwärtig noch 
fast ausschließlich auf den Ausbil 
dungsbereich beschränkt sind, fallen 
in den Verantwortungsbereich, des 
neuen HDW-Personalchefs Heinz 
‚Scholz, IG Metall-Bezirksleiter a. D, 

Dieser Mann, der seit Juli letzten 
Jahres Vorstandsmitglied der Werft 
ist, wurde bestimmt nicht von unge- 


führ mit dem bedeutenden Resort 
„Personalfragen” bet 

‚die „Arbeit- 

‚erkschafts- 


führer verwaltet — in einer Art, die ihm 
‚zwar die Verachtung der klässenbe- 
wußten Mei 


investitionen großen Stils, 
für die verbliebenen Werftanlagen in 
Kiel und Hamburg in Aussicht genom- 
men hat, 

Die Kapitalisten brauchten gerade 


für die Hamburger Werke Ross und 


Reiherstieg einen „Kenner” von der 
Art des Heinz Scholz, weil hier Ratio- 
nalisierungen anstehen, die für die 
Werftarbeiter bedeutende „Umstellun- 
gen” mit sich werden: 
Vermutlich nach dem Vorbild der 
Kieler HDW-Werke, wo die Arbeiter 
schon heute nach mörderischen Pro- 
gramm- und Prämienlohnsystemen 
ausgequetscht werden, sollen auch in 
Hamberg die Arbetsgrozeme „ratio. 
neller" (sprich: profitabler) organisiert 
werden. Die Pläne hierfür liegen ge- 


ıbe seit Eng its | genwärtig noch in der Schublade — 
ana | Brasil ib At 
}. Mit de yähnt: Ki n lung” beim Bet: 'srat r 
EHRE erteten Krtgngn | Lada ib 
bezweckt, auch nur „Lol stem” überarbeiten soll!) soll- 
eneis! Antea® yon 1 U han anfhnmhen ie > 
'heren Kandidaten” ten auf hen lassen ...! 


‚prüft, wobei 
“ie fachliche Quali 
kation — hier wie dort - vergleichs- | | 
weise gering bewertet wir: 


Allemal wird in Zukunft für den 
„‚Lehrherrn” die „‚Gesinnung” im Mit- 
telpunkt des Interesses stehen — und 
darüber entscheiden, ob ein Schüler 
auf der HDW eine Lehrstelle erhalten 
oder/und die Probezeit „übersichen” 
wir 
3. Die Masse der Lehrlinge soll durch 
den Terror gegen Einzelne einge- 
schüchtert werden. 

Neben gezielten Schlägen gegen 
Einzelne wurde die Masse der Lehrlin- 
ggruch direkt, angegriffen: Rund 

'0 Kollegen wurden schriftlich „ver- 
warnt”, nachdem sie im März eine 
Versammlung — gegen den erklärten 
Willen von Ausbildungsleitung und Be 
triebsrat — In eigener Regie durchge- 
führt hatten (siehe. hierzu auch AK 
42). 

Darüber hinaus wurde fast allen 
Eltern der nahezu 200 HDW-Lehrlinge 


ein erpresserischer Brief der Geschäfts- - 
leitung zugestellt, in dem unverhohlen | EMWUFf einer „Arbeit K 

die Kündigung des Lehrverhältnisses | für die HDW — Hamburg/Kiel — 
angedroht wird. Die Eltern der Lehr- | beiden Faschisten abgeschrieben 


linge werden an Ihre „erzieherischen 
Aufgaben" erinnert und ermahnt, st 


ten ihrer Kinder zu achten. 
Die Absicht der HDW-Kapitalisten, 
die nnerbeirieblichen Repremalen pe 
gen die Lehrlinge noch durch Zus 
sus dem Eiternhaus zu ergänzen, it 
w 


zumindest, teilweise, ke und zum gemeinsamen Nutzen von 
Mehrere Kı Wurden von ihren | Volk und Staat (erbeiten)” (Gesetz 
Eitern „ins Gebet'" genommen (z. B. | zur Ordnung der nationalen Arbeit, 


wurde einigen verboten, sich auch nur 
‚noch einmal mit den Jugendvertretern 
„elnzulassen”). 

Die Haltung des von reaktionären 
Sozialdemokraten beherrschten Be- 
in den Jüngsten Ausein- 
‚wieder einmal äußerst 
": Diese Leute haben 

‚n der Geschäftalei- 
tung (Kündigungen, Verwarnungen ..) 
durch Unterschrift ihre Zustimmung 
‚gegeben - und darüber hinaus die Un- 
ternehmenspolitik in der Belegschaft 
unterstötzt und gegen Kritik verteidigs 
(das gilt insbesondere für die Ausein- 
jorsetzung im Vertrauenskörper der 
1G Metall). 


Der Regisseur im Hintergrund: 
Personsichet Heinz Scholz 


Hi. Boholn zundchet jedoch daran, die 


olitischen Angriffe 
Positionen der Arbeiterschaft einzu 
leiten und so weit als 
zusetzen: 
„Säuberung”” der Werft von den 
vornehmlich durch Kündi 
(siehe AK 42). 
iner neuen Arbeitsord- 
ung, die in ihren reaktionären 
Stimmungen weit über den allgemei 
nen Rahmen des BetrYG’s hinausgeht 
— und an die Stelle der bisherigen, ver- 
gleichsweise harmlosen Verhaltensre- 
geln von 1951 tritt; speziell hierzu 
wird im folgenden noch einiges zu sa 
sein 
Reorganisation der „Sicherheits“- 
Einheiten Feuerwehr und. „Werk 
schutz”, Parallel zur Neufassung dei 
Arbeitsordnung wurden unlängst bei 
de Einheiten personell aufgegliedert 
und organisatorisch verschiedenen Lei- 
tungen unterstellt. Der Wei 
ı diese Weise effekt 
ainiert und zur Durchsetzus 
der hausgemachten „Betriebsjustiz 
(Arbeitsordnung) eingesetzt werden. 


Unmittelbar nach der Machtüber- 
nahme der Nazis verordnete der (a- 
schistische Staat der Bourgeoisie, daß 
„lm Betrieb .. der Unternehmer als 
Fire de Bivsebe, de Arber und 
Angestellten als Gefolgschaft gemein- 
sam zur Förderung der Beiriebszwek- 


1934). 
Bekanntlich sind die Paragraphen 2 
und andere des geltenden Beiriebwver- 
fassungsgesetzes in Anlehnung an die- 
ses faschistische Grundprinzip formu- 
liert worden - und schränken die 
Lretung der Arbeiter und Angestellten 


entsprechend ein. 
Was außerhalb des allgemeinen Ge- 
setzen in „(eier Vereinbarung” zwi- 
schen Betriebsräten ui 
„Arbeitsordnungen” für linzelbe- 
iebe abgeschlossen wird, geht erfab- 
ungsgemäß noch deutlicher in Rich- 
tung der Kinschränkung demokrati 
scher Rechte! 


$o auch jetzt bei der HDW! 

Hier soll in Zukunft jeder Kollege 
verpflichtet sein, „zum Schurze der 
betrieblichen (") und persönlichen 
Eigentums” und „zur Aufrechterhal 


fung der Oränung im Betrieb () 

nach besten Kräften beisı ir 

fe He Er 
„Der Arbeitnehmer hat alles zu um 


pp _ Von den 


Nachdem mehrere hundert Ju- 
‚gendvertreter nach Beendigung 
Ihrer Lehrzeit von den Kapit. 
sten entlassen wurden, führte die 
Gewerkschaftsjugend eine (laue) 
Kampagne unter dem Motto 
„‚Von den Kollegen gewählt, von 
den Bossen gefeuert”, 


Die DKP macht 
genau umgekehrt: Nachdem „Mü- 
20", früherer „Jugendvertreter”, 
Mitglied des Parteivorstandes der 
DKP und berüchtigter Amokläu- 
fer auf Chaotenjagd, bei den letz- 
ten Jugendvertreterwahlen durch- 
fiel und von den Kollegen nicht 
wieder in die Jugendvertretung 
(IV) gewählt wurde, darf er nun 
automatisch in die IV „nach- 
rücken”, nachdem die Kapitali- 
sten ihm durch Entlassung zwei 
kämpferischer Jugendvertreter 
Platz geschaffen haben. 

Entsprechend kann die DKP 
in ihrem antikommunistischen. 
Schmierblättchen „Werft Echo” 
ihren Triumph über die Entlas- 
sung der beiden Kollegen auch 
nicht verbergen: „Wieder einmal 
mehr haben sich kommunistisch 
'nennende Linkssektierer den Be- 
weis geliefert, wie sich ihr Wirken 

‚gegen die Interessen der arbeiten- 

Menschen richtet. 
Wie das? Nun, die Kollegen ha- 

ben sich vom Kapitalisten kündi- 

‚gen lassen: „Der HDW-Vorstand 
un 


bei HDW 


n Von den Kollegen gefeuert, 
von den Bossen 


terlassen, was den Betriebafrieden (1) 
oder den Beiriehn- und Arbeitsablauf 
(D... stören oder gefährden kann (1). 
(„Entwurf”) 

„Es ist insbesondere nicht 
tet? .. das Verteilen von 
Zeitungen und Propagandamaterial 
(das geht noch weit über das reaktion] 
re BetrVG hinaus, das in I 74 „nur 
‚dem ie‘ „parteipolltische 


; in den Teilen des 
Werkes aufhalten, in die Ihn seine Be- 


ar 


tern, 


gewählt! 


‚hat die Jugendvertreter W.M. und 
HS, (die Namen sind im „Werft 
Echo” ausgeschrieben, mit der 
Behauptung, sie seien Mitglieder 
des KB bzw. der „KPD/ML") 


fristlos entlassen, damit ist die 
Arbeit der im Oktober neugewähl- 
tön HDW-Jugendvertretung. wie 
ein Kartenhaus zusammengebro- 
chen.” 


Kollegen sind 

ihrer Entlas- 
sung und damit auch schuld am 
„Zusammenbruch” der Jugend- 
Vertretung, Klar, warum wollten 
die gefeuerten Kollegen auch aus- 
gerechnet die Interessen ihrer Kol- 
legen vertreten, statt sich mit der 
Geschäftsleitung im Stil eines 
„Mügo” zu arrangieren? 

An anderer Stelle heißt es 
„Nutznießer der chaotischen und 
Befährlichen  Jugendvertreterar- 
beit war der HDW-Vorstand ..”" 
— Bloß gut, daß diese „chaoti- 
schen” und’ „gefährlichen” (1!) 
Jugendvertreter jetzt wenigstens 
zum Teil aus dem Werk gekegelt 
sind! 


Wer den Kapitalisten jedoch 
wirklich nutzt, zeigt die schwei- 
nisch zur Schau getragene Scha- 
denfreude der DKP über die Ent- 
lassungen ebenso wie die „Nach- 
wahl“ ‚Mügos‘ durch die Bosse 

ed 


Gegen Gewerkschaftsausschlüsse 


Uwe Manch spricht auf der Bochemer 
Ma kundschung 


Der entlassene Opel-Kollege 
Uwe Maack  entrt in uinem alle 
nen Br die Machennchalten der Pesch, 
Ci, die für neinen Kausschmuß und für 
meinen. Gewerkuhaftususschhßantrng ver 
Antwortich st. Zu dem Schreiben der, Bo- 
humer (0MOruverwahtung. in dem ihm 
vorgeworten wird, daß er uch mit der Be- 
riebszeitung unserer Zeile bei Opalo- 
chum senufziere und vor adem, dab er 
Mut der Bochumer MasKondgebung eine 


‚oder ein diesber: 
An 


", er ist zu „einem kor- 
Vorgesetzten veroflichte‘ 


in. ber seinem 
lehrer, de Anordnungen der 
verpflchter, Inordnungen der 
Horgen taten und der mit Ordnung 
‚Sicherheitsaufgaben betrauten 
Perionen zu befolgen. wow ul 
( 4 
Um die Kontrolle über die Arbeiter 
und jedes der Geschäftsleitung „an 
rüchig” erscheinende lie! haftsmit- 
glied nunmehr auch perfekt zu ma- 
‚chen, verschafft die neue Arbeitsord- 
nung den Kapltr 
„Recht”, 
trollen 
Spinde und Wer 
mit 'rte Gegenstände, 
nd sonstige lt sowie auf 
Fahrzeuge” bis hin zur „körperlichen 
Durchsuchung” erstrecken können. 
Zur Ahndung von Verstößen gegen 
diese Arbeitsordnung sind abgestufte 
Strafen vorgesehen — Verweise, Ver- 
warnungen, fristlose Kündigungen ... 
Die hier wieder ;benen Auszüge 
aus dem „Entwurf einer Arbeitsord- 


nung für die HDW" — der Entwurf 
urde vom sozialdemokratischen Per- 
sonalchef redigiert und von den rech- 


ten _SPD-Betriebsräten mitberaten 
{und für gut befunden!) — sollten deut- 
lich machen, daß in Zukunft eine kon- 
sequente Klassenpolitik in diesem Be- 
trieb wesentlich schwieriger zu ma- 
‚chen ‚sein wird. Nicht nur der Spiek- 
raum der revolutionären Arbeiter wird 
enger gezogen sein (wie dies bereits 
heute im Ausbildungsbereich der Fall 
ist),sondern je der klassenbewußlte 
und kämpferische Gewerkschafter 
wird mit Re; bedroht, da sich 
kschaftliches Engagement 


nat 
nung” des Beiriebes auswirkt. 
Aufgabe der KB-Betriebszellen 
wird es namentlich in den nächsten 
Monaten sein, den klassenbowußten 
Koleen ver Werft ie Zusammen. 
von politischen Entlassungen, 
dung und den wafen: 
Sieckten Rationalisierungsplänen 
HDW-Bosse klarzumachen — und 
meinsam mit diesen Kollegen 
Kampffront gegen die Maßnahmen 
und Pläne des Kapitals aufzubauen. 


Kilarappe hunburg . 


Imusshch werde mh mich dan Demut, 
en Iasen, einen Reven nu unteschrel. 
ben, in dem ich mich von der KPD oder 
anderen und 
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Pierburg, Neuß: 


Die entlassenen Betriebsräte 
wurden wiedergwählt 


Bei den Betriebsrätewahlen am 2.Mai 
wurden die entlas 
des Autogerätehen 
der Delegschs 

triebsrat gewählt 


ei der ersten Verhandlung vor 
‚dem Düsseldorfer Arbeitsgericht ver 


man sich ohne eine Entschel- 
Wie in AK 43 berichtet, will 
Internehmensleitung den deut- 

hebsratsvorsitzenden und 


„wilden Streiks" im letzten Som- 
mer entlassen, 


ıdvortreterin, die am 1.Mai 
sflugblätter für die Knt- 
lassenen verteilte, wurde prompt 
fristlos gekündigt. Ganz offennicht 
lich wi fristlos Entlassung 
aber nicht haltbar, denn kurze Zeit 

iter würde sie ‚persönlichen 
Gründen” zurückgezoge . 


Meuali-Komitee, 
ruppe Hamburg 


ARBEITERKAMPF Nr. 44 


Auer-Druck, Hamburg: 
BR-Mitglied soll f 


stlos gekündigt 


und aus der DRUPA ausgeschlossen 


werden! 


Wie wir zuletzt im AK 41 berichteten, 
will die Führung der SPD-eigenen 
AUER.DRUCK Gmbil Im Rahmen 

‚Rationalisie- 


einer groß angelegten 

rung” vorerst 200 Arbelter und Ange- 
stellte rausschmeißen, 170 Entlassun- 
gen hatte dus Arbeitsamt der AUER- 
DRUCK schon vorca, 10 Wochen „ge- 
nehmigt”. 

Wie der „Berliner Extradienst” in 
seiner jüngsten Ausgabe berichtet, soll 
die „Hamburger Morgenpost” (SPD) 
scheinbar ganz und gar dicht gemacht 
werden. (Die „Morgenpost” wird bei 
AUER-DRUCK hergestellt.) Daß in 
diesem Rahmen mit mehr als 
170 Entlassungen zu rechnen ist, 
nicht ausgeschlossen werden. Von den 
bisher 170 vorgemerkten. Entlassun- 
gen sind bisher ca. 120 erfolgt. 

Gleichzeitig mit der Welle von Mas- 
senentlassungen in der Hamburger 
Druckindustrie nehmen anch die po 
Titischen Entlassungen und Ge- 


werkschaftsausschlüsse zu. 
Nach der des Be- 
triebsrates und der politischen Kändi- 


gung eines Vertrauensmannes bei 
‚Springer, nach der ebenfalls politi- 
schen Kündigung des VK-Sprechers 
bei Broschek, versuchte nun auch die 
SPD-Geschäftsleitung von AUER- 
DRUCK, dem linken BR-Mitglied 
Karl-Heinz W. zu kündigen. 


Der gekündigte Betriebsrat ließ sich 
‚jedoch nicht einschüchtern, sondern 
girl seinerseits mit einer Erklärung in 
die Gegenoffensive, die er veröffent- 
lichte und in der er den politi- 
schen Charakter der Kündigung 
enthüllte, Gleichfalls legte er dar, dat 

er sich mit allen ihm zur Verfügung 
stehenden Mitteln zur Wehr setzen 
werde. 

Gegen dieses Rundschreiben vom 
16.4. setzte die AUER-Leitung beim 
‚Arbeitsgericht eine „einstweilige Ver- 
fügung” durch. 

Begründung des AUER-Anwaltes: 
« (W.) kündigt im letzten Absatz ... 
ın, er werde die im Rundschreiben an- 
gestrebten Maßnahmen in einer VR- 
Sitzung diskutieren ...” und W. lasse 
in = weiterhin eindeutig erkennen, 
daß er auf der Sitzung einen Aus- 
schuß des Hauptabteilungsleiters 
Doming aus der Gewerkschaft betrei- 
ben werde.” (Doming hatte Lügen 
und Unterstellungen im Betrieb ver- 
breitet, die von der Geschäftsleitung 
als Vorwand zur Kündigung benutzt 


als Vorwand zur Kündigung benutzt 
wurden.) 


Wie zuletzt die HSW-Kapitalisten 
die SPD-Chefs zum An- 


Gegen diese einstweilige Verfügung 
legte W. durch seinen Anwalt Wider- 
spruch ein. 

Inzwischen hatte auch die Hambur- 
ger DRUPA-Führung die Öffentliche 
Erklärung W.'s zum Anlaß genommen, 
beim Hauptvorstand der DRUPA An- 


trag auf Ausschluß W.’s aus der DRU- 
PA zu stellen. Im Schreiben der Ham- 
burger DRUPA-Chefs an W. heißt es, 
in W.'s Öffentlicher Erklärung „„wer- 
den nicht nur Mitglieder der IG Druck 
und Papier (Doming, d. Red.) der fal- 
schen Aussage und der Lüge bezich- 
fit, sondern darüber hinaus ... der 
Ortsvereinsvorstand verunglimpft, .. 
u. a. behauptet, daß der OVV „..den 
Mitgliedern bei Auerdruck die gewerk- 
schaftliche Solidarität verweigert ha- 
Er 

Im Stile der schon bekannten „Be- 
gündungen” wird auch hier nicht der 
Schimmer eines Beweises gogen die 
Behauptungen Ws angeführt, was 
auch schwerfallen dürfte. Vielmehr 
„erfült” die Existenz der Behauptun- 
en „den Tatbestand ... - gewerk- 
schaftsschädigendes Verhalten". 


‚Arbeitsgericht: 1. Akt 


Am 10,. fand die erste Verhand- 
lung vor dem Arbeitsgericht statt, bei 
der erneut veranschaulicht wurde, was 
Klassenjustiz ist 

Zu Anfang versuchte der „Geset- 
zesmann”, W. davon abzubringen, ge- 
gen die einstweilige Verfügung der 
AUER-Chefs anzugehen... Wir können 
die einstweilige Verfügung ja, bis zur 
Hauptverhandlung belassen ...",in der 
die AUER-Leitung die fristlose Kündi- 
gung durchsetzen will. 

Als W. auf diesen „Vorschlag” nicht 
einging, meinte der Richter: „Ich bin 
‚am Überlegen, wie ich für den Betriebs- 
Frieden etwas tun kann. Das muß das 
Arbeitsgericht jal” 

Damit war die Sache gelaufen, zu- 
mal Ws Anwalt auch noch verantwor- 
tungslos schlecht vorbereitet war. 

Im Urteil schloß sich der Richter 
der Auffassung der AUER-Geschäfts- 
leitung an. d. h. die einstweilige Ver- 


leitung an, d. h. die einstweilige Ver- 
fügung bleibt wirksam. 


W. darf nur noch behaupten, daß 
die Arbeit des VK durch die Entlas- 
sung von Vertrauensleuten angegriffen 
wurde 


‚Arbeitsgericht: 2. Akt 


Am 15,5. fand der Termin in Sa- 
chen fristioser Kündigung gegen W. 
statt. 

Nachdem die anfänglichen Kündi- 
gungsgründe der rechten BR-Mehrheit 
„zu dünn” waren, um eine Zustim- 
mung vor der Belegschaft „glaubhaft"” 
machen zu können, kam das Arbeits- 
gericht erneut zum Zuge. 


Die AUER-Chefs gaben sicherheits- 
halber gleich mehrere Kündigungs- 
gründe an: 


1) „beharrliche Arbeitsverweigerung 
lund Betrug 
2) „Störung des Betriebsfriedens und 
Beleidigende Angriffe auf die Ge- 
schäftsleitung durch die persönli- 
‚che Erklärung (W.'s) vom 16.4.” 
Von der Stichhaltigkeit dieser 
Gründe” scheinbar selber nicht über- 
Ite der AUER-Anwalt dem 
Beginn der Verhandlung 
die neuesten „Erkenntnisse” auf den 
Tisch: 


W. sei mit den Kommunisten im 
Bund und spiele dem DRUCKAR: 
BEITER (Zeitung des KB für die 
Hamburger 


zu.(t) 

Hier sah sich der Richter veranlaßt, 
ein „Zwischenspiel” zu geben. Mit 
„Befremden” stelte er fest, die neue- 
Ten Kündigungsgründe seien ihm nur 
aus dem DRUCKARBEITER be 
kannt. Die AUER-Geschäftsleitung 
solle doch mehr die Form wahren, 
den BR von neuen Vorwürfen off 
ziell unterrichten und dem Gericht 
rechtzeitig entsprechende Anträge 
einreichen, auch wenn das mit Arbeit 
verbunden sei. 

Danach verlas der Arbeitsrichter 
den neuesten Schriftsatz der AUER- 
Anwälte, in dem es heißt: 

„MW. ... hat ... vertrauliche Schreib- 
sodann an die Kommunistische 
Zeitung. DER DRUCKARBEITER, 
weitergeleitet und. veröffentlichen 

lassen.” 

Und weiter: „Es ergibt sich hier- 
aus (1) .., daß W. auch nicht die ge- 
ringste Loyalität gegenüber der An- 
ragstellerin (gemeint sind die Auer- 
Chefs) empfindet (1), so daß ein wei- 
teres Verbleiben der Beteiligten 
(W.) im Beirieb .. unmöglich ist.” 

Genau das waren die. Punkte, bei 
denen sich Klassenjustiz, Geschäfts- 
leitung, und ihre Helfer in der DRUPA 
und dem AUER-BR die Bälle zuspick 


und dem AUER-BR die Bälle zuspiek 
ten. 


Broschek, Hamburg: 


VK-Sprecher gewinnt in 
erster Instanz 


Am 8. Mai fand vor dem Arbeitsge 
richt die Hauptverhandlung des von 
Broschek 

wenen 
des Rauswurfes am 15. November 
1973 ist über ein halbes Jahr (1) 
vergangen (sche AK 37), 

In der Begründung für den Raus- 
schmiß füllt ein charakteristischen 
Merkmal auf, daß sich durch alle 
Schriftsätze zieht 

„Die Absicht des Klägers (des VK- 
sprechers), den Beiriebsfrieden zu 
stören, zeigen Im übrigen zwei Ver- 
Öffentlichungen..” (gemeint sind det 
DRUCKARBEITER und ein Blatt 
des KDW, d.Red.). „Aus dem Inhalt 
der Flugblätter wird deutlich, welche 
Ziete der Kääger (1?) mit seinem 
Rundbrief verfolgt hat und daß die- 
ser Rundbrief nur ein Teil einer 
hangfristigen Programms int.“ 

Dort, wo die Kapltalisten dem 
VK-Sprecher In der Sache Recht ge- 
den münen, wird sofort das antı 
kommunistische 
mutat, daß selbst wenn die Kommu- 
nisten die Wahrheit sagen, ne das nur 


tun. wm Ihre langfristigen dunklen | 
Ziele durchzusetzen. Und weil man | 


die eben nicht beweisen kann — di 
diese ja dunkel sind — braucht man 
das such nicht zu beweisen‘ 

In diesem Sinne sollte auch der 
‚Abteilungsleiter des VK-Sprechers 


Strickmuster be | 


als Zeuge auftreten. 

‚Der vom Kläger verfaßte Rund: 
brief... paßt in das Beurteilungsbild 
des (VK-Sprechers), der in der Zeit. 
wiederholt von seinem Abtellungr- 
leiter aufgefordert werden mußte, 
‚politische und klassenkämpferische 
Agltationen... zu unterlassen.” 

Der Richter schien sich der Auf- 
fassung des VK-Sprechers angeschlos- 
sen zu haben, der darauf hinwies, daß 
‚die Broschek-Vertreter die wahrheits- 
‚gemäßen Aussagen des Rundbriefes, 
nicht widerlegen können, und des 
halb Unterstellungen und Spekula- 
tionen über angebliche Hintergedan- 
ken des VK-Sprechers zum besten 
geben und diese als Kündigungsgrund 


39 ingte der Richter den Zeugen 
der Geschäftsleitung Görlitzer, ob er 
dcan den Inhalt der Reden des VK. 
Sprechers dem Gericht dantellen 
Könne. Nach einigem Drucksen mus 
Görlitzer zugeben, daß er zum Iahalt 
der Reden nichts sagen könne 

Daraufhin steile der Richter fit 
dieser Zeuge der Geschäftsleitung 
könne zur Behauptung der Droschek 
Vertteter gar keine inhaltlichen Aus 
sagen machen und schickte den ziem: 
Ich vordutaten Görlitzer weg 

Auch der yweite Zeuge der Ge 
schäftieltung, das dritte Mitglied 
VR-Leitung a OR Mitglied (0) konn; 


te nichts zur Sache beitragen! Auch 
er wurde schnell beiseitegestellt 

Da aber auch keine Möglichkeit 
bestand, dem VK-Sprecher in der 
'he an den Wagen zu fahren, war 
dem Richter wohl nicht recht wohl 
dabei, offen die politische Gesinnung 
des VK-Sprechers verurteilen zu müs 
sen. Diesen „Schwarzen Peter” wird 
er der nächsien Instanz überlassen. 

Er beschloß, die „Politik außen 
vor" zu Jassen und sich nur an Tat- 
sachen zu halten. Ergebnis 

Die fristlose Kündigung sowie ei- 
ne hilfsweise fristgemäße Kündigung 
ist nicht gerechtfertigt! Der VK- 
Sprecher hat zu den alten Bedin- 

wieder eingestellt zu werden. 

Die Kosten des Verfahrens trägt 
Broschek. 

Der Streitwert legt bei 4.950, 
DM. Die Kapitlisten gehen mit 
Sicherheit in die Berufung. denn 
‚Aufgrund der gesamten Ereignisse 
halten wir eine weitere Zusammen“ 
arbeit mit dem Kläger (VK-Sprecher) 
für die Beklagte (Broschek) für um 
zumutbar.” 
das Schlußwort des 
Anwalts 

Die Kaplıalisten sind sicher unzu. 
frieden mit diesem „unpolitischen" 
Richter, aber sie können zuversicht 
lich sein 

Die Justiz ist ein Instrument der 
herrschenden Klame und wird als 
solches auch letztendlich die Inter 
omen der herrschenden Kapitalisten- 
Kklase wieder „vollständig” wall 
nehmen. 


roschek 


hebszelle Broschek 
KB/Gruppe Hamburg 


$0 hatte der BR in einer seiner 
letzten Sitzung versucht, W, darauf 
zu verpflichten, die Köllegen d 
triebs nicht mehr über die „Arbel 
des BR zu informieren. Es offenbart 
sich hier ein schon perverses Verhält- 
nis der BR-Mehrheit zu denen, die 
den BR gewählt haben und denen 
er Rechenschaft über seine Arbeit 
geben muß. 


Der BR W. tat in dieser Situation. 
das einzig Richtige: Er wandte sich 
mit einer weiteren Öffentlichen Stel- 
lungnahme an die Kollegen, enthüllte 
das ungeheuerliche Ansinuen und leg- 
te gleichzeitig. seine Vorstellungen 
dar, wie sich ein Betriebsrat gegen- 
über den Arbeitern und Angestellten 
zu verhalten hat, Unter anderem 
schreibt W.: Ich bin nicht der Auffar 
sung, daß ein Beiriebsrat seine ohne- 
hin schon beschränkten Möglichk 
ten der Informationspolitik noch zu- 
sätzlich durch selbst auferlegte 
„Maulkörbe” einschränken. dar] 
Im diesem Sinne halte ich es für rich- 
tig, den Kollegen Material „. aus der 
BR-Arbeit zugänglich zu 

mit die BR-Arbeit für die Kollegen 
durchsichtig und kontrollierbar wird, 
„Sollten die Geschäftsführung oder 
einige BR-Mitglieder der Meinung 
sein, daß ich gegen die Interessen 
der Kollegen oder schwerwiegend ge- 
‚gen das BYG verstoße, so steht Ihnen 
lederzeit der Weg zum Arbeitsgericht 
offen. 

Andernfalls sollen sie, um meine 
BR-Arbeit nicht weiter zu stören, 
ungerechtfertigte Anschuldigungen 
und Drohungen unterlassen.” 


In der Verhandlung vor dem Ar- 
beitsgericht griffen die AUER-Anwäl- 
te auch diese Stellungnahme des 
Karl-Heiz W. a 

„Aus der Stellungnahme ergibt 
sich eindeutig, daß (W.) nicht ge- 
wille ist, vertrauliche Mitteilungen 
des BR bei sich zu behalten, son- 
dern daß er diese politisch ausw. 
schlachten gedenkt, wie er es bis 
her getan hat und sie sogar indie Öf- 
fentlichkeit gelangen läßt! 

Dem ganzen Schmutz setzen die- 
se Vögel - gewissermaßen zur Ab - 
rundung — den Schlußsatz nach: 

„Es fragt sich, was noch pässieren 
muß, bevor (es) möglich wird, (W.) 


zu kündigen!” 
Der Richter — immer in Wahrung 
seiner „Neutralität”” — möchte dieser 


so plump, offenherzigen „Argumen- 
wation” "nicht unmittelbar folgen. 
Ihm fiel was anderes ein; 

‚Wir komimen heute richt zu En- 
de, schlage vor, in 14 Tagen weiter- 
zumachen.” 

Der AUER-Anwalt begriff sofort 
und zog noch eine Schau ab, blätter- 
te heftig im DRUCKARBEITER und 
protestierte mit dem Hinweis, da 
könnten doch jeden Tag neue Sa- 
protestierte mit dem Hinweis, da 
könnten doch jeden Tag neue Sa- 


‚chen (DRUCKARBEITER) kommen, 
nogen eine Vertagung. 

Noch am selben Tag stimmte dor 
AUER-BR der friniosen Kündigung 
zu und gab W. damit zum Abschlui 
auch nach außen hin frei. Wenige 
Stunden später sprachen die AUER- 
‚Chefs ein generelles Hausverbot go 
won W. aus , 
Bleibt anzumerken, daß der AUER- 
Anwalt, Stehr, der Rechtsvertreter 
‚der Gewerkschaft NGG in der Haupt- 
verwaltung ist, 


Widerstand regt sich 


‚Trotz der "verschärften Situation 
in der Hamburger Druckindustrie, die 
durch u.a. Massenentlassungen  ge- 
kennzeichnet ist, hat es. sowohl in 
den Betrieben, als auch in der 
DRUPA eine Reihe von positiven. 
Entwicklungen gegeben, die den sich 
herausbildenden Widerstand gegen 
den zunehmenden Druck seitens der 
Kapitalisten und der Gewerkschafts- 
führer widerspiegeln. 

$0 haben die AUER-Kollegen für 
ihren angegriffenen Betriebsrat spon- 
tan einen größeren Geldbetrag ge- 
sammelt, der dazu dienen soll, daß W. 
seinen Anwalt bezahlen kann, da ihm 
durch den beantragten Gewerkschafts- 
ausschluß auch der gewerksc haftliche 
Rechtsschutz in seinem Arbeitsge- 
richtsprozeß vorenthalten wird 

So hat die letzte Delegiertenver- 
sammlung der Hamburger DRUPA 
mit deutlicher Mehrheit einen Be- 
schluß angenommen, der sich gegen 
‚den Ausschlußantrag des Ortsvereins- 
vorstandes gegen W. wendet und ge- 
werkschaftliche Solidarität für die 
von politischen Entlassungen und 
Massenentlassungen bedrohten Kol- 
legen fordert. 

Inzwischen hat sich auch eine 
Aktionseinheit der DRUPA-Linken 
in Hamburg gebildet, von der eine 
Kommission mit der Ausarbeitung 
einer Dokumentation beauftragt wur- 
de, die sich mit den politischen Ent- 
Iassungen, den Gewerkschaftsaus- 
schlüssen und Fragen der durch die 
kapitalistische Rationalisierung dro- 
henden Massenentlassungen befassen 
soll, um auch die Solidarität in der 
Hamburger DRUPA voranzutreiben. 

Der Erlös aus dem Vertrieb der 
Broschüre soll zu einem Teil den Be- 
troffenen zugute kommen. 


Im nächsten ARBEITERKAMPF 
werden wir uns mit der Arbeit dieses 
Kreises in der Hamburger DRUPA 
näher befassen, der jetzt auch begon- 
nen hat, eine Unterschriftenaktion 
gegen den Ausschluß des AUER-BR 
'W. zu organisieren. = 


Druck-Komitec,KB/ Gruppe Hamburg 
Druck-Komitee,KB/ Gruppe Hamburg 


Buchhandlung Ernst-Thölmann 
Grotestraße 13 
Dienstag 16.00 - 18.30 Uhr 


ARBEITERKAMPF Nr. 44 


ichhold, Hamburg: 


Maulkorb für die Linken — 
Die Prozeßwelle rollt an 


Wie bekannt, besiegelte der Beschwerdeausschuß der IG Chemie mit seiner 
Entscheldung vom 21.3.74 den Ausschluß von 11 linken Arbeitern, Ange- 
stellten und Lehrlingen aus der Gewerkschaft. (siehe Berichterstattung in 


AKA2) 
Damit begnägt sich die Gewerkscl 


nicht. Sie versucht 


‚jetzt die Auseinandersetzung mit den Linken bei Reichhold um eine Arber 


Kollegen 
‚chen, daß der eine oder andere vor diesen Konsequenzen zuräckschreckt und 
klein beigibt. Letztendlich soll jeder vor die „Alternative“ gestellt werden, ent- 
weder seine materielle Existenz zu gefährden oder seiner politischen Überzeu- 


gung abzuschwören. 


‚Zwei Prozesse stehen den Reichhold-Linken ins Haus: 


Der 1. Prozeß 


Die IG Chemie hat jetzt Einspruch 
wesen die im Dezember erlassene einst- 
weilige Verfügung erhoben, die es ihr 
verbot, die linken Gewerkschafter von. 
der Beteillgung an der Vertrauenskör- 
per-Wahl durch Ausschlußverfahren 
abzuhalten. (Daraufhin verschob die 
1G Chemie-Führung die Wahl auf un- 
bestimmte Zeit!) 

Nachdem jetzt der Hauptinhalt der 
einstweiligen Verfügung nicht mehr 
zur Debatte steht (die ausgeschlosse- 
nen Kollegen sind ohnchin von jeder 
zukünftigen VLK-Wahl ausgeschlos- 
sen) — will die Verwaltungsstelle nun 
Juristisch feststellen lassen, daß die 
Verfügung ohnehin zu Unrecht erlas- 
sen worden ist. 

'Zu diesem Zweck versucht sie in 
‚einem dickleibigen Schriftsatz dem 
Gericht nahe zu bringen, daß die An- 
tragsteller der ‚einstweiligen Verfü- 
gung (die Linken) „Gewerkschafts- 
feinde" sind, und also von der Teil- 
nahme an der Wahl zu Recht ausge- 
schlossen worden sind. Sinn und 
Zweck dieser Aktion liegt darin, den 
Kollegen die Kosten für die einstwei- 
lige Verfügung, die Anwälte, das Ge- 
richt usw, aufzubrummen — denn 
wird eine einstweilige Verfügung ab- 
aelchnt oder aufgehoben, zahlt der 
Antragsteller. 

‚Abgesehen von dieser finanziellen 
Seite ist es sehr Interessant, sich die 
politischen Argumente der Verwal 
tungsstelle in ihrer Prozeß-Schrift nä- 
'heranzuschen. (Folgendes ist aus dem 


insgesamt 21 Seiten starken Schrift- 
satz zitiert): 

„3... . Die Gewerkschaften sind be- 
rechtigt, zu verhindern, daß Mitglieder 
sich in einer Welse betätigen, die den 
‚gemeinsamen Interessen der überwie- 
‚genden Mehrheit der Mitglieder der 
Ani zuwider laufen (vgl. 
BAG E 10, 223, 230). Gerade aber 
derartige Aktivitdten waren Gegen- 
‚stand des Ausschlußverfahrens. Durch 
ihre Aktivitäten haben die Anırag- 
steller gegen die Bestimmungen der 
Satzung ($ 7 Ziff. 1 a und c) sowie 
des Anhangs 3 zur Satzung (Ziff. 1) 
verstoßen. Die gegenwärtige politische 
Lage in den Gewerkschaften ist so 
beschaffen, daß Kommunisten, und 
zwar gerade solche, die noch links 
von der DKP stehen, die Gewerk- 
‚schaften unterwandern und im Sinne 
Ihrer Ziele umfunktionieren wollen. 
Beweis: Leitsätze des kommunisti- 
schen Bundes Westdeutschlands zur 
Arbeit in den Gewerkschaften 


—ANLAGEL — 

In dieser für die Zukunft der Ge- 
werkschaften entscheidenden Situa- 
tion muß es den Gewerkschaften ge- 
stattet sein, im eigenen (!) Hause für 
‚Klare Verhältnisse zu sorgen (I!). 
Es hieße die Dinge auf den Kopf 
stellen, die Anwendung der satzungs- 
mäßigen Regeln als undemokratisches 
Verhalten zu diffamieren. 

Die Suspendierung der Mitglied- 
schaft trifft die Antragsteller weder 
im beruflicher noch in wirtschaftli- 
cher Hinsicht; (Das behauptet die 


Führung einer Organisation, die eigens 
zum Schutz der Arbeiterklasse gegen 
die wirtschaftlichen und politischen 
Angriffe seitens der Kapitalisten ge- 
schaffen wurde!!!) in dem Vorgehen 
der Antragsgegnerin kann daher we- 
der eine offenbare Unbilligkeit oder 
ein grober Mißbrauch der Vereinsge- 
welt noch ein Verstoß gegen $ 826 
BGB erblickt werden. Eine weiterge- 
'hende gerichtliche Nachprüfung wäre 
unzulässig (!). (vgl. Denecke, BGB- 
RORK, 11. Aufl. $ 39 Anm. 9) 


w. 

Es ist nicht Aufgabe dieses Ver- 
‚fahrens, zu klären, ob die Einleitung 
des Ausschlußverfahrens berechtigt 
war. Da der Ausschluß sowie die Sus- 
pendierung von den Mitgliedsschafts- 
rechten in den gültigen Bestimmun- 
‚gen der Satzung der Antragsgegnerin 
Ihre Stütze finden, ist eine weitere 
sachliche Nachprüfung der Vereins- 
strafe durch das Gericht nicht ge- 
statter (vgl. BGHZ 29, 352, 361 f; 
36, 105). Allenfalls kann geprüft wer- 
den ob die Tatsachenfeststellung oder 
die Subsumtion offensichtlich will- 
kürlich waren oder ob das Vorgehen 
der Antragsgegnerin offenbar unbil- 
lig war  (nst. Sauter-Schweyer, Der 
eingetragene Verein, 8. Aufl. 1972, 
8...37 f.; Schlomer, Vereins- und 
Verbandsgerichtsbarkeit, 1972, $. 
94 ff.). Wenn — wie hier - das Aus- 
schlußverfahren damit begründet wur- 
de, die Antragsteller hätten durch ein 
näher dargelegtes Verhalten gröblich 
gegen die Gewerkschaftsinteressen 
verstoßen, so hat das Prozeßgericht 
nur zu prüfen, ob ein gröblicher Ver- 
stoß gegen die Gewerkschaftsinteres- 
sen inder Satzung als Ausschlußgrund 
vorgesehen ist. Dagegen hat es nicht 
zu prüfen, ob das Mitglied die Ihm 
zur Last gelegten Har tat- 
sächlich begangen hat (!) und ob die- 
se als gröblicher Verstoß gegen die 
Gewerkschaftsinteressen zu bewerten 
sind (vgl. Sauter-Schweyer, aaO.).“ 

Selbstherrlicher gehl’s wohl nicht! 
Ganz offensichtlich würde es der Ge- 
werkschaftsführung wenig in den 


‚Kram passen, wenn selbst ein bürger- 
liches (!) Gericht die „Ausschlußgrün- 
de” einmal nachprüfen würdet Dies 
allerdings sollte man Ihr nicht erspa- 
ven! 


Der 2. Prozeß 


Die juristische Attacke der Ver 
waltungsstelle gegen die Linken Ist 
noch unverschämter und politisch 
weitreichender. Per einstweillger Ve 
fügung wurde Mitte Mai den Linken 
unter Androhung hoher Geldstrafen 
verboten, bestimmte Aussagen über 
die Gewerkschaftsführung zu ma- 
chen, Wir zitieren wichtige Auszüge 
aus dieser einstweiligen Verfügung: 
„Im Wege einer einstweiligen Ver- 
fügung — der Dringlichkeit wegen 
‚ohne mündliche Verhandlung — wird 
den Antragsgegnern bei Vermeidung 
einer vom Gericht für jeden Fall der 
Zuwiderhandiung ° Jestzwsetzenden 
Geldstrafe in unbeschränkter Höhe 
‚oder Hafıstrafe bis zu sechs Monaten 
verboten 
1. Seit über einem Jahr hätten die 
Hamburger Gewerkschaftsführer, al- 
len voran Kodolitsch und Holst, bei 
der Reichhold-Albert-Chemie AG die 
„Gewerkschaft“ im Beirieb zerschla- 


Ben. 
2. Der Verwaltungsstellenvorstand 
habe den Vertrauensieutekörper we- 
gen angeblicher kommunistischer Un- 
terwanderung aufgelöst, 

3. Die Gewerkschaftsfürsten hätten 
bis heute die Neuwahl des Vertrau- 
ensleutekörpers sabotlert. 

4. Als die Herausgeber des Flugblatts 
auf der zentralen Vertrauensleutekon- 
ferenz 1973 drei bestimmte Anträge 
gestellt hätten, hätten die Gewerk- 
schaftsführer gleich von kommunisti- 
schen Forderungen gesprochen. 

5. Die Gewerkschaftsführer hätten 
die Tarifrunde 1973 zu einem „Kom- 
munisten- und Chaotentribunal“ um- 
Funktioniert. 

6. Die Holst, Kodolitsch & Co. hät- 
ten auf über 170.000 bedruckten Sei- 
ten übelste Kommunistenheize im 
Stil von Strauß und Springer betrie- 
ben. 

7. Inden Gewerkschaften würden zu- 
nehmend demokratische Rechte ab- 
gebaut. 

8. Dieser Abbau ende mit der Dikıa- 
fr der Vorstände über die Miglie- 
9. Der Gewerkschaftsvorstand habe 
angedroht, den Vertrauensieutekör- 
per bei der Texaco aufzulösen. 

10. Der Gewerkschaftssekretär Kodo- 


Hitsch habe eine persönliche Hetze ge: 
‚gen einzelne Ke berrieben. 


1. Die Vorstände der Gewerkschaft 
setzten allmächtig und ohne Konirol- 
le gemeinsam mit den Unternehmern 
Löhne und Gehälter fest. 

MI. Die Kosten des Verfahrens fallen 
den Antragsgegnern alı Gesamtschuld- 
‚nern nach einem Streitwert von 
‚DM 50.000,- zur Last,“ 


Vertreter der Gegenseite ist direkt 
der Hauptvorstand der IG Chemie, 
vertreten durch Hauenschild (1. Vor- 
sitzender) und Vitt (stellvertreten- 
der Vorsitzender) — der berühmte 
„Linke“ im Vorstand, 

Diese „einstweilige Verfügung” be- 
deutet eine neue Qualität des Vorge- 
'hens der Gewerkschaftsführer. Es ist 
durch zahlreiche Zeugen belegbar, daß 
es sich bei den meisten der aufgeführ- 
ten zu „unterlassenden Behauptun- 
gen” um die Feststellung von Tat- 
sachen handelt. Andere Äußerum- 
gen sind durch das Recht auf Mei- 
nungsäußerung gedeckt. 


Die IG Chemie Führung spekuliert 
demgegenüber offenbar darauf, daß 
sie es mit dem Riesengewicht des — 
von den Mitgliedern zusammengetra 
genen! - Gewerkschaftsvermögens 
schaffen kann, einen notfalls sehr 
langen Prozeß zu führen, bei dem sie 
sogar die offenkundige Wahrheit und 
das Recht auf freie Meinungsäuße- 
rung unterdrücken kann. Ziel ist wie- 
derum die Einschüchterung linker 
Gewerkschafter, die vor dem Gespenst 
eines langen, kostspieligen Prozesses 
zurückschrecken und kapitulieren sol- 
len. 

Dem kann in zweierlei Hinsicht 
entgegengewirkt werden: _ breitest 
mögliche Veröffentlichung dieser 
neuerlichen Sauereien. Dabei muß in 
Diskussionen besonders darauf hinge- 
wieseh werden, daß der Gewerk- 
schaftsapparat mit Millionen Beitrags- 
geldern im Rücken, teure Prozesse 
gegen einfache Lohnabhängige (2.T. 
Lehrlinge!!) führt, Zweitens wird die 
Frage der unmittelbaren Solidarität 
wieder aktuell. Die Reichhold-Linken 
brauchen unter anderm Geld, um die- 
sen Kampf — auch vor dem Gericht — 
durchzustehen. Wir veröffentlichen 
deshalb nochmal das Solidaritätskon- 
Mt 
Hamburger Sparcasse „Unterstüt- 
zungskonto Reichhok' 

12 90/ 120 060 c/o M. Jenschke 
und H.J. Bock 
Betriebszelle Reichhold, KB/Gruppe 
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Kapitalistische Rationalisierung 


Rentenwillkür in der BRD 


Am Beispiel des Kraftfahrer Georg K. enthüllte die Fernsehsendung „Re- 


Per m 22.474 die 
Arbeiter hatte 


berufsunfähig und bekam Rente. Die Durchblut 


dings so stark, daß ihm das Bein 


erliche Praxis westdeutscher Rentenbehörden. 


am Bein, war damit erwerbs- 
ıtungsstörungen wurden 
‚werden mußte. Und jetzt be- 


kam er plötzlich keine Rente mehr, da er ja auch keine Durchblutungsstörun- 


fer mehr hatte — ohne Bein! 


Inglaublich, aber wahr. Bein weg — Rente weg! 


Georg K.(53) kam 1949 aus der DDR 
und war zunächst Hilfsarbeiter. Seit 
1954 war er nachweisbar ununterbro- 
chen bis zu seiner Krankheit für eine 
Firma als Lastkraftwagenfahrer tätig. 
Aufgrund der Durchblutungsstörun- 
ırde Georg K. erwerbsunfählg, 

;onnte seinen Beruf nicht mehr aus- 
üben und bekam Rente. 

Die Krankheit verschlimmerte sich 
soweit, daß ihm das Bein am Ober- 
schenkel amputiert werden mußte, 

‚Nun passierte das Unglaubliche. 
Die Rentenversicherung entzog Geo 
K. seine Rente. Im Rentenbescheii 
hieß en: „Die zuerkannte Rente wird 
Ihnen mit Ablauf des Monaıs August 
1967 entzogen.“ 

In der Begründung hieß ex: „Nach 
#. 1246 Absatz 2 der Reichwersiche- 
Fungsordnung it berufius ‚ein 
Versicherter, dessen Erwer| ei 
Infolge von Krankheit oder anderen 
Gebrechen oder Schwäche seiner kör- 
‚perlichen oder geitien räfte auf 
weniger alı die Hälfte derjenigen 
‚eines körperlich und geistig gesunden 
Versicherten mit ähnlicher Ausbil- 
dung und gleichwertigen Kenntnissen 
und Fähigkeiten herabgerunken ist. 
‚Da nach diesem Verzeichnis die Tarig- 
heit eines Kraftfahren aber weder alı 

‚ehr. noch alı Anlernberuf anerkannt 
it, kann er für sich nicht den Berufs 
schurz des $ 1246 der Reichweruche- 
Fungsordnung in Anspruch nehmen. “ 

Geo 21 dazu: „Ich kann das 
nieht verstehen. Man hat mich nun 
100 % erwerbufähig gemacht, obwohl 
Ich durch die Amputation 70 % 


‚schwerbeschädigi bin.” „Ich werde 


um meine Rente betrogen, weil Kraft- 
fahrer damals nicht als Beruf galt. Ob- 
wohl ich jahrelang Invalidenmarken 
‚geklebt habe,” (Report) Heute arbei- 

‚Georg K. als Karteiführer. Für die 
Rentenbehörde heißt das, ein 100 % 
erwerbsfähiger Karteiführer. 
= Daß Georg K. Invalide ist, 

— daß er keine beruflichen Aufstiegs- 

‚chancen hat, 

- daß er DM 500,- weniger als zuvor 
mit nach Hause bringt, 

interessiert die Rentenversicherung 

nicht. 

‚Georg K. verklagte daraufhin die 
Rentenbehörde. Seine Klage wurde 
ohne wirkliche Begründung lapidar 
aigeichmetiert: Die Einlnung des 
. daß er alı Kraftfahrer wesent- 
lich mehr verdienen würde und daher 
die jerzt von ihm ausgeübte Tätigkeit 
als Karteiführer einen sozialen Abstieg 
zur Folge habe, kann der Klage keine 
Stütze geben.“ !! 

‚Georg K. fürchtet inzwischen auch. 
um sein zweites Bein. Wegen Kno- 
chendurchschuß im zweiten /eltkrieg 

„ein Bein schon einmal „ber 
worden, Doch auch diese R« 
die Behörde Georg K., weil das Bein 
angeblich „von medizinischer Seite 
it verheilt sei”. Durch die Amputa- 
tion ruht aber das gesamte Körperge- 
‚dem einen Bein. 
ind erhebliche Schmerzen 
wieder aufgerreien. Ich 
was in die Wege zu lenkı 
at alles abgelehnt worden, - 


Zu den 70% schwerbeschädigt 
‚kommi noch einiges durch das ande- 


re Bein hinzu.” 
) 

Für die Behörde zählt dies alles 
nicht. In der Ablehnungsbegründung 
drückt sich die ganze Unmenschlich- 
keit der kapitalistischen Gesundheits- 
und Rentenpolitik aus. Jede Hintertür 
der Gesetzgebung wird gegen die Ar- 
beiterklume angewandt, um nur mög- 
lichst wenig von den Millionen der Ar- 
beitersteuern (!) rauszurücken. 


Für die Rentenbehörde_ besteht 
Georg K. aus Einzelteilen. Daß zwei 
Beine zu einem Menschen gehören, 
zählt nach den Richtlinien nicht. 


„Die Mehrbelastung des rechten 
Beines is nur auf die Amputation zu- 
rückzuführen, die keine ligungs- 
folge ist. Im übrigen waren diese Ver- 
wundungsfolgen am rechten Bein vor 
der Amputation so daß keine 
wesentliche ng be 
stand, in „Re 
port”) 

Georg K. ist kein Einzelfall. Tau- 
‚sende Arbeiter müsser 
, großent« ‚um 
wenigstens teilweise die über -zig Jah- 
re eingezahlten Rentenversicherungs- 
beiträge auch zu bekommen. Fast jede 
zweite Rente in der BRD ist vorzeitig 
fällig. Die Arbeitshetze führt zu im- 
mer früherem „Rentenalter”, 

‚Für die Behörden heißt dies, noch 
mehr auf Beschiß zu arbeiten, damit 
ja nicht von staatlicher oder gar Un; 
ternehmerseite „Rentenzuschüme" 
‚oder ähnliches bezahlt- werden müs 
sen. Jeder, der noch aufrecht gehen 
kann, soll arbeiten und damit nicht 
‚der Rentenbehörde auf-der Tasche 
liegen. Georg K. wurde nicht „unge 
setzlich” behandelt, Nach Gesetz und 
Richtlinien ist ihm sogar „Recht” ge- 
schehen, Wesen Recht und Richtli- 
‚nien das allerdings sind, zeigt wieder 
einmal die Praxis, 

Chemie-Komitee 
KU/Gruppe Hamburg 


(Georg K. in „Re- 


im Brauerei-Gewerbe 


Am 22.2. dieses Jahres erfuhren die 
Kollegen der Karlsburg-Brauerei in 
Bremerhaven auf einer Betriebsve 
sammlung, was schon am Vortage als 
Gerücht durch den Betrieb ging: der 
Brau- und Abfüllbetrieb wird einge- 
stellt, der Betrieb in eine Niederlas- 
umgewandelt. Damit verloren 
’ollegen ihren Arbeitsplatz, Der 
Betriebsrat war im Stile einer Über- 
rumpelungstaktik ganze zwei (!) 
Tage vorher von den geplanten Maß- 
‚nahmen unterrichtet worden. 

Die Karlsburg-Brauerei mit ihren 
rund 100 Beschäftigten gehört zur 
Bremer Haake-Beck-Brauerei AG, die 
wiederum zu SI % von der Beck’s 
Brauerei gehalten wird. Mit einem 
‚jährlichen Ausstoß von 56.000 hi ist 
sie ein relativ kleiner Betrieb Gähr- 
licher Gesamtausstoß der Beck's- 
Gruppe: 850.000 h). 

Als Gründe für die Stillegung führ- 
te _ Haake-Beck- Vorstandsmitglied 
Gribkowsky an, daß bei der Betriebs- 

der Karisburg’%ie Produkrions- 


Kosten zu Aoch"ien: In Bremer- 
Raven  erzsuge ein. Brsurelarbeter 
durchschnittlich 1.500 hl, in Bremen 
über 3.000 hl. Deshalb werde 
arlsburg-Bier zukünftig in den 
Bremer Betriebwihtten gebraut wer- 
Hier wird deutlich, was sich auc 

in allen anderen Wirtschaftsbereichen 


natürlich, nicht 
preise sinken, 
Für die Karlsburg-Kollegen bedeu- 
sie in Zukunft zur Arbeit 
nach Bremen fahren „dürfen“, oder, 
wenn se diese erhebliche Verlänge 
rung ihres Arbeitstagen nicht auf sich 
nehmen wollen, mit einer finanziellen 
Abfindung aus dem erstellten Sozial 
an sich nach einer neuen Arbeit in 
‚remerhaven umsehen müssen, 


Bei der Erstellung des Sozlalplans 
hatten die Haake-Beck-Kapital 
Gelegenheit, ihre „soziale Gesinnung” 
zu beweisen. Der vom Betriebsrat In 
Abstimmung mit der Belegschaft er 
stellte Entwurf wurde vom Tisch ge- 
fegt und die Kapitalisten 
schließlich ihren Entwurf durch, der 
— versteht sich - erheblich unter 
dem BR-Entwurf Hegt 

Die Stillegung bei der Karlsburg 
ist nicht die erste einschneidende Ra 
tionalisierungsmaßnahme der Haake- 
Beck-Kapitalisten: bereits 1972 wur- 
de in gleicher Weise bei der Winter- 
huder Brauerei in Hamburg vorge- 
‚gungen, auch dort wurde der Di 
und Abfüllbetrieb eingestellt, Un 
die weitere Marschroute ist offen- 
sichtlich auch schon fest wenn 
die „schlechte Geschäftslage” anhält, 
wäre als nächstes die ebenfalls zum 
Konzern gehörende Hemelinger 
Brauerei (Bremen) dran, so Gribkows- 


hy. 

Was auf die Kollegen Im Brauerei- 
gewerbe noch zukommen wird, kann 
man auch daraus ersehen, daß es be- 
reits Brauereien mit einem pro- 
Kopf-Ausstoß von 7.000 hl gibt, Die, 
Rationalisierung und Konzentration 
steht abo praktisch erst am Anfang 
und wird sich in Zukunft noch er- 
heblich verschärfen und damit der 
Druck auf die Kollegen in Form von 
verschärfter Arbeitshetze und Un- 
sicherheit über den Fortbestand des 
Arbeitsplatzes. 

Wie sich die ständige Bedrohung 
des Arbeitsplatzes durch kapltalist- 
sche Rationalisierung zusätzliche ge- 
wen die Kollegen wenden läßt, zeigt 
‚ein Ausspruch von Haake-Beck-Mana- 
per, Gribkowaky, Mit Bck auf die 
nstehende ifrunde drohte er 


kt} 


ARBEITERKAMPF Nr. 44 


Forts. Mitbestimmung 


das Messer schon an der Kehle sitzen. 

Tatsächlich wird diese — ohnehin 
von der arbeitenden ‚Öffentlichkeit" 
lomgelöste — „Mitbentimmungs"-Die- 
kussion nicht um weltbewegende Fra- 
‚gen geführt, sondern um De tail- 
Fragen einer „Reform“, die an den 
wirtschaftlichen und _ politischen 
Machtverhältnissen nichts ändern 
wird, 


Die Entwürfe 


Der vorläufige Regierungs-Entwurf 
sieht vor, daß die „Mitbestimmi 
ab Anfang 1975 in etwa 650 Bet 
ben mit mehr als 2.000 Beschäftigten 
eingeführt wird, 

In den Aufsichtsräten sollen dann 
zehn Kapital-Vertreter und zehn „Ar- 
beitnehmer-Vertreter“ sitzen, Diese 
sollen sich folgendermaßen zusam- 
mensetzen: sieben müssen aus dem 


und ein „Leitender Angestellter“. Die 
anderen drei Vertreter sind außerbe- 
{riebliche Gewerkschafts-Funktionäre. 
Die zehn „Arbeitnehmer-Vertreter“ 
sollen indirekt gewählt werden. 
D.h. die Beschäftigten des Betriebs 
wählen ein „Wahlmännergremium”, 
‚das dann seinerseits die „Arbeitneh- 
mer-Vertreter“ zu bestimmen hat. 

Im Normalfall würde zumindest der 
„Leitende Angestellte“ mit der Kapr- 
alseite stimmen, sodaß das wirkliche 
Verhältnis, im Aufsichtsrat zumindest 
nicht ‚Parität' (zehn : zehn) wäre, son- 
dern eine Mehrheit von elf : neun für 
die Kapitalseite. (dies würde voraus- 
setzen, daß die übrigen neun „Arbeit- 
nehmerNertreter“, _ einschließlich 
mindestens ein Angestellter, geschlos- 
sen gegen die Kapitalseite stimmen; 
in der Regel wird die Mehrheit für die 
Kapitalseite größer sein als elf ; neun). 

Falls es jedoch wirklich einmal zu 
einem ‚Unentschieden‘ (zehn : zehn) 
Rogerungekatwor ci zusiiche 
Regieru ie zundt 
Bestimmung eingebaut, daß dann die 
AktionäreHauptversammlung (also 
dt Kapla) die Entscheidung mu ef 
fen hat, 

Die DGB-Führung kritisiert an die- 
‚sem Entwurf, daß die Zahl der außer- 
betrieblichen Gewerkschafts-Funktio- 
näre im Aufsichtsrat (drei) zu gering 
sel; ale bringt Einwände im Detail ge- 
gen die Definition des „Leitenden 
Angestellten“; sie fordert, daß bei 
Stimmengleichheit im Aufsichtsrat 
nicht die Aktionärs-Hauptversamm- 
ung, sondern der Aufsichtsrats-Vorsit- 
zende das letzte Wort haben müsse. 

Diese Einwände wären aber über- 
haupt nur unter der Voraussetzung 
von Belang, daß die zehn „Arbeitneh- 
mer-Vertreter“ (einschließlich des 
„Leitenden“) eine konsequente ein- 


heitliche Frontstellung gegen dıe Ka- 
pital-Vertreter beziehen würden, denn 
andernfalls ist die Kapital-Mehrheit ja 
‚ohnehin gesichert. Alle bisherige Er- 
fahrung mit der „Mitbestimmung“ in 
der Montan-Industrie lehrt aber das 
Gegenteil. Im Übrigen dürften auch 
die außerbetrieblichen Gewerkschafts- 
funktionäre in der Regel alles andere 
als konsequente Arbeiter-Vertreter 
sein. 

Es geht also bei der Diskussion 
zwischen SPD- und DGB-Vertretern 
darum, wie stark die zusätzik 
‚chen Sicherungen sein müssen, die 
für den „Notfall“ die dominierende 
Rolle des Kapitals im Aufsichtsrat »- 
‚chern sollen. Die SPD-Führer, bestärkt 
von den FDP-Führern, hätten die 8 
‚cherungen gern etwas stärker, DGB- 
Führer wie Vetter und Loderer mek 
nen dagegen, daß kleinere Sicherun- 
gen auch ausreichen und netter unse“ 
hen — denn schließlich wird es Ihre 
Aufgabe sein, der Arbeiterklame die, 
„Mitbestimmung“ als großen gesell 
schaftlichen Fortschritt zu „werkaue 
fon“, 

Der rechte FDP-Fiügel hätte eu da- 


men, um die sichere Position des Ka- 
pitals auszubauen. 

Auf dem Hamburger Bundespartek 
tag der CDU im letzten November 
wurde folgendes „Mitbestimmungs"- 
Modell geschlossen: Der Aufsichtarat 


besteht 
Vertretern 
nehmer. Vertre Unter diesen 
müssen mindestens ein Arbeiter, ein 
Angestellter und ein „Leitender" sein, 
Zwei der „Arbeitnehmer Vertreter” 
dürfen „auberbeirieblich” sein; 
für diese haben sowohl die Gewerk- 
schaft wie der Betrlebarat bei der Wahl 


ein Vorschlagsrecht, 

‚Kommt es im Aufsichtsrat zu el- 
nem „Unentschieden“, so entscheidet 
‚der Vorstand. Bei der Besetzung den 
Vorstands hat jedoch im Zweifelsfall 
die Aktionäre Hauptversammlung das 
letzte Wort, 

Vom. RegierungsHintwurf unter- 
scheidet sich der CDU-Entwurf im 
Wesentlichen also nur in der Frage 
‚der Gewerkschafts-Vertreter. Der Re- 
rt der 
Gewerkschaft drei Sitze Im Aufsichts- 
rat, während der CDU-Entwurf der Ge- 
werkschaft nur die Möglichkeit zu 
Wahlvorschlägen geben will, 
wobei dann die im Betrieb Beschäftig: 
ten diese Vorschläge durch Wahl un- 
terstützen können oder auch nicht. 
Dahinter steckt die Hoffnung der Ka- 
pitalisten, daß sie es mit aus dem Be- 
(rieb rekrutierten Gefölgsleuten leich- 
ter haben als mit außerbetrieblichen 
Gewerkschafts-Funktionären. 


Gemeinsames Ziel: 
‚Rettung des Kapitalismus 


Aus der Gegenüberstellung der Ent- 
würfe von Regierung und Opposition 
wird deutlich, daß die zum Teil schr 
hochgespielten Unterschiede nur De- 
tails betreffen, aber nicht das We - 
sen der Sache. 

‚Nicht umsonst drehen sich alle 
Detail-Auseinandersetzungen darum, 
den Kapitalisten in jedem Fall das 
Entscheidungsrecht zu sichern. Wie 
könnte es auch anders sein, da die 


kam: „Die institutionelle Mitbestim« 
mung der Arbeiter im Unternehmen 
ist geeignet, die Marktwirtschaft «. 
‚auch politisch zu sichern.“ 

Wenn auch ein Reaktiondr namens 
Eick in der „Frankfurter Allgemei- 
‚FAZ") vom 20.11.73 die 
schwachsinnige Behauptung aufstellte, 
die „Mitbestimmung“ sul „ureigenstes 
deutsches Gewächs, entsprungen dem 
‚Nhrboden marslstischer Ideologie", 
0 gehört ale in Wirklichkeit in den 
Bereich jener famosen Rezeptchen, 
mit denen elfrige Ärzte das Leben 
‚des Kapitalismus zu verlängern trach- 
ten. 

Das Programm der Italienischen 
Faschisten enthielt bereits 1919 die 
Forderung nach „Kontrolle moralisch 
und sachlich geeigneter Arbeiterko- 
mitees über Betriebe der öffentlichen 
und privaten Wirtschaft". Mussolini 
erklärte 1920: „Die Arbeiter sollen 
nicht nur die Fabriken besetzen, son- 
dern auch das Mitbestimmungsrecht 
an der Betriebsführung erhalten.“ 

In diesem Satz wird unmittelbar 
deutlich, daß die „Mitbestimmungs“- 
Demagogie nichts anderes war als 
eine Reaktion von Teilen de 
italienischen Bourgeoisie auf einen 
revolutionären Aufschwung der italie- 
nischen Arbeiterbewegung, vor allem 
auf eine Welle massenhafter Betriebs- 
Besetzungen. Die Arbeiter, die begon- 
nen hatten, die Betriebe selbst in die 
Hand zu nehmen, sollten mit „Mit- 
bestimmungs“-Versprechen verschau- 
kelt werden. 

In Deutschland war es besonders. 


und Plinen der Marxisten“, Dies gt 
natürlich sinngenmiß auch für die 
„Mitbestimmung“, von der es in 
‚Einem Beschluß des CDU-Parteitags 
heißt, sie sei „Ausdruck chrisrlich 
sozialen Gedankengutes" und „eine 
Grundlage der Sozialen Markiwirt- 
schaft", nie solle „ein partmerschaft- 
liches Verhältnis“ zwischen „Arbeit“ 
nehmern" und Kapitalisten „gewähr- 
leisten, 

Die DGB-Führer betonen entspre- 
chend Ihrer politischen Funktion na- 
türlich mehr die angeblich fortschritt- 
liche Seite der „Mitbestimmung”, die 
die Macht des Kapitals einschränke, 
dem Arbeiter neue Rechte bringe 
etc. Immerhin gibt es aber auch auf 
Seiten des DGB klare politische Ei 
geständnisse des wirklichen 
Sinns der „Mitbestimmung; 

„Das Montanmitbestimmungige- 
setz aus dem Jahre 1951 war ein er- 
ster Schritt auf dem Wege zur Gleich- 
berechtigung von Arbeit und Kapital. 
Es hat sich auch In schweren Zeiten 
hervorragend bewährt. Die großen 
Strukturverinderungen in der deut- 
schen Montanindustrie (Zechen-Stille- 
gungen und Entlassungen zehntau- 
sender Bergleute! - Anm. AK) här- 
ten ohne die qualifizierte Mitbestim- 
mung zu ernsten sozialen und politi- 
schen Folgen geführt. Der DGR und 
seine Gewerkschaften erklären sich 
bereit, den durch das Montanmitbe- 
Stimmungsgesetz vorgezeichneten Weg. 
der Zusammenarbeit fortzusetzen 
und damit die Stabilisierung und 
‚Fortentwicklung unserer demokrati- 
‚schen Ordnung zu sichern.“ So steht 


KEWSE HIER ! 


PER KUEHEN IST Doch SOWIESO 
VIEL ZU GROSS FÜR Dick, 
ABER PROBIER MAL DIE 


Hugenberg, Besitzer eines rechtsra- 
einenaesn Bear ae ht 


bürgerlichen Parteien zur „Mitbestim- 
mung“ bekennen, wo sich die Entwür- 
fe der Regierung und der Opposition. 
zur „Mitbestimmung" wirklich nur in 
unwesentlichen Details unterschei« 
‚den, halten sich die Revisionisten an- 
scheinend trotzdem für ungeheuer 
kämpferisch, wenn sie — wie z. 

in Hamburg = die Parole ru 
fen: „Wir haben es kapiert — für 
Mitbestimmung wird marschiert!'" — 
Da marschiert sogar die CDU mit. 

‚Auch in ihrer schwächlichen „Kr 
tik“ am Regierungsentwurf wagen 
‚die DKP-Revisionisten sich nicht weh 
ter vor als es ihnen DGB-Führer wie 
Vetter, Loderer u.a. vormachen, die 
den Regierungsentwurf bereits als 
„Sache, die wir nicht tolerieren kön- 
nen“ (Vetter), bezeichnet haben, Die- 
nicht mit Taten ver- 
, die vor allem nicht mit 
iner Massenmobilisierung verbunden 
was von den DGB-Führern nicht 
zu erwarten wäre, die selbst bei der 
Annahme der „Notstandsgesetze" die 
Massenmobilisierung nicht entwick 
ten, sondern abbremsten — diese Kri- 
tik ist etwas Theater, mit dem die 
Anpassung an den Regierungsentwurf 
verschleiert wird. Es ist bezeichnend, 
daß die DGB-Führer nicht und auch 
nicht die DKP eine breite politische 
Aufklärungskampagne gegen den Re- 
gierungsentwurf führen. 

Es wäre allerdings falsch, wenn 
wir unsnun darauf beschrän- 
ken würden, den illusionären, letzt- 
lich _betrügerischen: Charakter der 
„Mitbestimmung“ aufzuzeigen. Wir 
müssen zugleich deutlich machen, daß 
DGB-und DKP-Führer noch nicht 
zugleich deutlich machen, daß DGB- 
d DKP-Führer noch nicht 
‚m mal bereit sind, für ihre angeb- 
lich „reformistischen‘' Vorstellungen 
zu Kämpfen, sondern gegenüber 
den Kapitalisten und ihrem Staat 
zurückweichen, indem sie 
den Regierungsentwurf (der sich sei- 
nerseits kaum von dem der CDU un- 
terscheidet) allenfalls gelegentlich in 
Worten kritisieren, aber weder eine 
politische Kampagne noch gar eine 
Massenmobilisierung dazu zu führen 
versuchen. Sie sind also, wie sich hier- 
an wieder einmal zeigt, noch nicht 
einmal ehrliche Reformist 

Weiterhin ist zu schen, daß zwar 
die „Mitbestimmung“ prinzi- 
Piel im besten Fall eine Illusion, 
im schlimmeren Fall ein Betrug i 
dennoch wäre es falsch, die Differen- 
zierungen und taktischen Auseinan- 
dersetzungen zwischen den bürgerli- 
chen Parteien, zwischen DGB und Re- 
gierung u.a. für gänzlich bedeu- 
tungslos zu halten und darzustellen, 
‚Auch die Auseinandersetzung um die, 
„Mitbestimmung“ ist ein Kampffeld, 
auf dem die Bourgeoisie die Linke, 
in diesem Fall die reformistische 
Linke vor allem in den Gewerkschaf- 
ten und in der SPD, zu schlagen und 


es in einer Entschließung des 7. Or- 
Aentlichen Rundeskonsremes des 


Kapitlisten doch noch nie bereit 
‚ren, kampflos wirtschaftliche und 
damit politische Macht abzutreten. 
Hier ist an die von der Bourgeoisie 
festgestellten „positiven“ Erfahrun- 
‚gen mit der bereits bestehenden „Mit- 
bestimmung” im Bereich der Montan- 
industrie zu erinnern. Vor einigen 
Jahren kam die noch unter der Re- 
wierung Kiesinger eingesetzte „Bie- 
‚denkopf-Kommission“ (unter Füh- 


rung des jetzigen CDU-Chefmanagers 
Biedenkopf) zur Schlußfolgerung, 
‚daß die Montan- Mitbestimmung” 


talistische Profit-Streben) sei „nicht 
beeinträchtigt” worden, Die Gewinn- 
verteilungs- Vorschläge der Kapital 
sten seien bei den „Arbeitnehmerver- 
treten“ in der Regel „nicht auf Wi- 
derntand gestoßen", Negative „Au 
wirkungen auf das Lohnnireau“ seien 
von der „Mitbestimmung” auch nicht 
au befürchten 

Der Vorteil der „Mitbestimmung“ 
ei — so die Biedenkopf-Kommission 
- dab sie „geeigner” wei, „dem Ar 
beimmehmer das Gefühl des Auge 
eferiseins" am eine von ihm nicht be- 
einflußbare Leitung und Organise- 
Honıgewalt zu nehmen und es durch 
ein Gefühl der Mitwirkung und Mit- 
bestimmung abrulösen.” — Es geht 
also, wie hier klar ausgesprochen 
wird, darum, den Arbeitern das illu- 
sionäre Ge fühl zugeben, sie hät- 
ten irgendetwas „mitzubestimmen", 
und damit der Unzufriedenheit mil 
Zuständen der kapitalistischen Ge- 
‚sellschaft die Spitze zu nehmen. Kein 
Wunder, daß die Biedenkopf-Kommis- 


sion abschließend zur Feststellung 


Hugenberg, Besitzer eines rechtsra- 
dikalen Presse-Konzerng, Führer der 
ebenfalls rechtsradikalen Deutschna- 
tionalen Partei und Verbündeter de: 
NSDAP in der „Harzburger Front 

(1931), der sich für ähnliche Projekte 
stark machte. „Wir wollen die kapi- 
talistische Wirtschaft marschfähig er- 
halten, indem wir die Notwendigkeit 
der Abschneidung erweiser Aus- 
wüchse betonen”, sagte Hugenberg im 
März 1919 vor der Nationalversamm- 
hung. Er meinte, die Kapitalisten 
soliten „den Arbeitern und Angestell- 
ten einen Teil der Fabrik gel 

um eine „engere Gemeinschaft mit 
dem Werk” zu schaffen. Dies sollte 
durch die Ausgabe von Kleinaktien 
geschehen - also ein Vorläufer heu- 
{iger Pläne zur sogenannten „Vermö- 
ensbildung”. 


retten sollen, wird vor allem von 
CDU/CSU offen gesagt. Jakob Kal 
ser, chemaliger Vorsitzender der CDU- 
„Sozialausschüsse", sagte dazu An- 
fang der 50er Jahre: „Mit der Praxis 
der Mitbestimmungwrechte wird der 
Klassenkampfgedanke endgültig 1u 
Grabe getragen werden müssen „.. Das 
‚Schwergewicht des Mithestimmungs- 
rechts Hiegt darin, daß eine neue 
Brücke des Veitrauens zwischen dem 
Arbeiter und seinem Betrieb gebaut 
wird.” 

In den „programmatischen" Auße- 
rungen den Hamburger Pi 
CDUvom 
mögensbildung‘ 
„Programm“ sei „eine Kampfansage 
ün die Gegner unserer Gesellschafts: 
ordnung; es ist überzeugende Ant“ 
wort und konsequente Alternative zu 
den kollektivistischen Vorstellungen 


[ es in einer Entschließung des 7. Or- 
dentlichen Bundeskongremes des 
DGB, 1966. 


Die Aufgaben der Linken A 


Die DKP beteiligt sich eifrig am 
„Mitbestimmungs“-Theater. Die „Mit- 
bestimmung“ wird marktschreierisch 
angepriesen als „Waffe zur Einschrän- 
kung des Großkapitals“, „Instrument 
zur Veränderung der Machtverhält- 
nisse in der BRD“, „Mittel zur Durch- 
setzung einer demokratischen Wirt- 
schaftspolitik“ etc. Das ist dieselbe 
Politik wie 1971, als den Arbeitern in 
Zusammenhang mit den „Ostvertrk- 
sen“ von der DKP das Biaue vom 
Himmel runtergelogen wurde — uche- 
ro Arbeitsplätze, Frieden und Ent- 
spannung und sogar Fortschritte bei 
der Krebs-Bekämpfung. 

Man könnte erwarten, daß die 
DKP zumindest irgendwelche & ig 
nen, Vorstellungen zur „Mitbestim- 
mung“ entwickelt hat. Dies ist aber 
nicht der Fall. Zwar gab es kurz nach 
Gründung der DKP noch einige „lin- 
ke", Reviionisten, die ein, eigenes 
Modell zur „Mitbestimmung“ 
fen wollten, das sich von den Vorstel- 
lungen der DGB-Führer unterschei- 
‚den sollte. Stattdessen setzte sich die 
Linie durch, sich schlicht an den 
anzubängen. 


ur, hen Agitation 
klar gegen den Regierung 
Stellung zu nehmen, sondern meint 
offenbar, sie hätte ihre Pflicht getan, 
wenn sie „wirksame Mitbestimmung” 
fordert -"worunter sich ja jeder vor- 
stellen mag, was er will 


In einer Situation, wo nich alle 


versucht. Der Re- 

Aemnesantannet in eine aindentinr 
ten und ın der SPD, zu schlagen und 
zurückzudrängen versucht. Der Re- 
Bierungsentwurf ist eine eindeutige 
Niederlage für diejenigen, die an die 
„Mitbestimmung” reformistische IH 
lusionen knüpften. Der Entwurf der 
CDU versucht dies noch ein kleines. 
Stück weiter zu treiben. Die „Mitbe- 
stimmungs”-Auseinandersetzung ist 
insofern auch Bestandteil der ange- 
heizten Kampagne gegen die reformi- 
stische Linke innerhalb der SPD. 

Schließlich muß auch festgestellt 
werden, daß es sich bei der von mono- 
polkapitalistischen Kräften geführten 
Kampagne gegen die „Milbestim- 
mung“, vor allem gegen den Regie- 
rungsentwurf (man bedenke aber, daß 
z.B. der „Wirtschaftsrat” der CDU 
sogar den CDU-Entwurf scharf abge- 
Iehnt hat) nicht n ur um ein Ab- 
Nenkungsmanöver mit verteilten Rok- 
ken handelt. Vielmehr kommt darin 
auch die politische Tendenz starker 
kapitalistischer Kreise zum Ausdruck, 
die noch nicht einmal zu „Zugeständ: 
nissen" auf dem Gebiet reformistl- 
scher Illusionen bereit sind, sondern 
deren Kurs besonders scharf auf die 
rein gewaltsame (und nicht so. schr 
demagogische) Seite der Paschiaie- 
rung gerichtet it 

Dieser Aspekt, der für die Binstek- 
lung mancher kämpferischer Arbel- 
ter zur „Mitbestimmung" bestim- 
mend ist (die f0r die „Mitbestim- 
mung" sind, weil Kapitalisten wie 
Schleyer & Co. dagenen sind), 
muß von uns berdeksichtigt werde 
Als Kommunisten haben wir d 
Arbeitern nicht nur zu sagen, di 
die „Mitbestimmung” illusondr st, 
sondern müssen gleichzeitig die 
tiehtige anlikapitalitische 
kämpferische Haltung dieser Kollegen 
aufnehmen und unterstützen. @ 


= 
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Bielefeld 


In Bielefeld fand die Demonstration 
‚der Gewerkschaftsjugend eine für die 
hiesigen  Verhiltnisse ‚gute Beteili- 
‚gung, mit 1.200 Demonstranten. 
KBW (Ortsaufbaugruppe), KIV ( 
gendorganisation der „KPD"), Liga 
gegen den Imperlallimus und 
KAB,,D” nahmen mit eigenen Paro- 
en an der Demonstration teil, Unter 
diesen Parolen marschierten auch 
zahlreiche nicht politisch organisier- 
te Arbeiterjugendliche, Schüler und 
Studenten mit 


Natürlich waren aber auch die 
‚gewohnten _‚Mitbestimmungs“ Slo- 
tbestimmung — Macht ge- 
vertreien. 


Die Rede von Oberbürgermeister 
Hinnendahl auf der Abschlußkund- 
gebung ging im laufstarken Protest 
eines gößeren Teils der Anwesenden 
unter, so daß er seine Rede abbrach. 


Der zweite Redner, Schmidt vom 
DGB-Bundesvorstand, setzte sich 
beiser durch und bekam für „linke” 
Einlagen (e.B. die Aufforderung, der 
Innenminister von NRW, Weyer, - 


Bremen 


ein  berichtigter Kommunistenfres- 
ser — möge doch zum Sportbund 
abwandern) sogar Beifall. 


Auch in Bielefeld zeigte sich die 
Notwendigkeit einer Aktionseinheit 
‚der Linken, diese wurde aber vom 
KBW (AOG) mit der irrsinnigen Be- 
gründung abgelehnt: der 1. Mal als 
Kampftag der Arbeiterklasse hätte 

inen so allgemeinen Charakter, daß 
eine Aktionseinheit für konkrete Teil- 
ziele nicht angebracht sel. Und da der 
KBW sowieso die allgemeinsten und 
weitgehendsten Forderungen propa- 
giere, brauche man sich nur auf das 
Programm des KBW zu stellen... 


Der — zumindest optisch — sela- 
iv starke Einfluß der Linken auf der 
Demonstration der Gewerkschaftsju- 
gend führte zur Ankündigung .. 
werkschaftsinterner Konsequenzen” 
von Seiten der Funktionäre: Zum 
1, Mai 75 soll jede Parole erst durch 
den KJA genehmigt werden; „nicht 
genehmigte” Parolen. sollen durch 
Schlägertrupps (rechte Betriebsräte 
u.) aus dem Zug geholt werden. 
Wahrscheinlich wird diesem bislung 
ur geplanten Vorgehen die Mehrheit 
des KJA zustimmen. . 


Bin Sympathisant 


‚Zynischer Mißbrauch des 1. Mai: in Bremen demonstrierten rechte Gewerk- 
schafter (? ) für die Berufsverbote im Öffentlichen Dienst 


In Bremen hatte die DGB-Führung 
im letzten Jahr am |. Mal eine böse 
Überraschung erlebt: der sich formie- 
rende Zug war von roten Fahnen 
und kämpferischen Parolen dominiert 
‚gewesen, und die DGB-Führung sagte 
die Demonstration ab - die dann 
unter Führung der Genossen des KBW 
dennoch erfolgreich durchgeführt 
wurde, 

In diesem Jahr hatte die Bremer 
DGB-Führung _ von Anfang an in 
Bremen-Stadt nur eine Kundgebung 
vorgesehen. Lediglich in Bremen- 
Nord sollte, auf Initiative von Kolle- 
gen der Vulkan-Werft, eine Demon- 
stration stattfinden. 

Die Kundgebung in Bremen-St 
an diesem |. Mai wurde für die DGB- 
Führung eine „böse Schlappe”, wie 
‚die (SPD-freundliche) „Morgenpost“ 
in der Bremer Ausgabe am 2. Mai 
schrieb, „Die Gewerkschafter waren 
geitern bei der Maikundgebung auf 
‚dem Domhof gegenüber den Mitglie 
dern und Sympathlsanten des ‚Kom- 
munistischen Bundes‘ eindeutig in 
der Minderheit." „Chaoten beher 
ten das Feld.“ 

Unter den 2,5003.000 Teilnch- 
mern der Kundgebung waren die Cie- 
nossen des KBW mit ihren Parolen 
vorhermchend, die anfangs auch. die 
provokatorichen Reden der DGB 
Führer durch Sprechehöre une‘ 
chen, 


Im Anschluß an die DGB-Kund- 
gedung nahmen etwa 1,00 Menschen 
an einer Demonstration teil, zu der 
der KBW aufgerufen hatte. 


In Bremen-Nord waren knapp 
2.000 Kollegen zur DGB-Demonstra- 
tion gekommen, Gleich zu Anfang 
wurden Genossen der „KPD“ tällich, 
von „Ordnern“ angegriffen und zeit 
weise gezwungen, ein Transparen! zu- 
summenzurollen. 


Auf der Abschlußkundebung 
sprachen in provokatorischer Weise 
ausgerechnet IGM-Führer Otto von 
Steeg (einer der zahlreichen „‚Kolle- 
gen” vom verarmten Adel, die als 
Gewerkschaftsführer den Arbeitern 
das Leben schwer machen; verantwort- 
lich für den von der großen Mehrheit 
‚der Bremer Metall-Arbeiter abgelchn- 
ten Tarifabschluß dieses Jahres) und 
SPD-Justizsenator. Kahrs (über den 
der KBW in einem Flugblatt treffend 
schrieb, er habe „mit den Arbeitern 
bloß was zu tun, wenn er sie verur- 
teilen oder verfolgen 1481.) 


Nach der Abschlußkundgelu 
des DGB in Bremen-Nord führten 
noch etwa 100 Mitglieder und Sym- 
pathisanten des KBW eine eigene 
Demonstration und Kundgebung 
durch, . 


Bremer Sympathlsanten des KB 


a 


| INTERNATIONALER: 


KBW gegen Aktionseinheit 


„Zur Vorbereitung und Durchfüh- 
rung der Meidemonstration bildet der 
‚KBW keine sogenannten gewerkschaft- 
lichen Maikomiiees oder Aktionsein- 
heiten mit anderen Orgenisationen. 
Am 1. Mai gibt es nur zwei Möglich“ 
keiten: Maldemonstration der Gewerk- 
schaften, an der sich die Kommunl- 
‚sten mit selbständigen Parolen beteill- 
‚sen oder Maidemonstration, zu der die 
‚Kommunisten als Vorhut der Arbei- 
terklasse aufrufen,“ 


‚$o steht es in einer Anweisung des 
ZK des KBW zum 1. Mal 74. Woraus 
auch hervorgeht, daß die Herischaf- 
ten unter „die Kommunisten“ nur 
noch ganz allein sich selbst verstehen. 


Das ZK des KBW tritt mit diesem 
Aktionseinheits-Verbot würdig in die 
Fußstapfen entsprechender Beschlüs- 
se der $PD- und DKP-Führer. Sie alle 
konnten aber nicht verhindern, daß 
sich gerade an diesem 1. Mai der Ge- 
danke der Aktionseinheit: verstärkt 
durchsetzte. 


Örtliche KBW-Führer 
men zusätzliche „politisc 
kungen, um das Äktionseinheits-Ver- 
bot irgendwie auch für die besondere 
Situation am Ort zu „begründen“. 


In Hamburg z.B. führten die KBW- 
Größen an, die Parolen der Aktions- 
einheit von KB, „KPD“, RBJ, Liga 
gegen den. Imperialismus’ u.a. zum 1. 
Mai seien schlecht. Die Herren hatten 
allerdings auf allen vorbereitenden Ge- 
sprächen, wo diese Parolen diskutiert 
und festgelegt wurden, trotz mehrfa- 
‚cher Einladung durch Abwesenheit ge- 
glänzt. Was blieb ihnch auch anderes 
übrig, du ihr ZK die Beteiligung an 
Aktionseinheiten generell verboten 
hatte? Nur soll man sich dann nach- 
hernichtauf die „schlechten Parolen“ 
rausreden, 


und festgelegt wurden, trotz mehrfa- 
‚cher Einladung durch Abwesenheit ge- 
‚glänzt, Was blieb ihnen auch anderes. 
übrig, da ihr ZK die Beteiligung an 
‚Aktionseinheiten generell verboten 
hatte? Nur soll man sich dann nach- 
her nicht auf die „schlechten Parolen“ 
rausreden. 


Zahlen-Akrobaten 


Die Hamburger Ortsgruppe des KBW 
kam zum 1. Mai gegenüber den Grup- 
pen der Aktionseinheit (u.a. KB, RBJ 
„KPD” u.a) in arge Bedrängnis und 
Baute ihre Isolierung und ihren 
schlechten Leumund tatkräftig ai 
Gegenüber der sozilistischen Mi 
Demo (der Aktionseinheit) mit über 
4.000 Teilnehmern, brachte der KBW 
nur ein kleines Häuflein von knapp 
200 Menschen zu seiner Kundgebung 
zusammen, die überdies noch den 
angestauten Ärger von DKP- und SPD- 
keuten über sich ergehen lassen muß- 

Wie hat nun der KBW seine Nie- 
derlage verarbeitet ? 


1. Akt:Nach den Aktionen, aber 


noch am 1. Mai, gaben „einfache 
und führende („mittlere Ebene” 7) 
Genossen des KBW unumwunden 


und mit belimmerten Gesichtem 
eine Zahl von „knapp 200” zu. 
(.Ich glaube, da" waren nicht mai 
alle, die bei uns organisiert sind. 
Vielleicht haben sie uns nicht gefun- 
den >, 

2. Akt: Nach dem 3. Mai wird in 
der KBW-Buchhandlung „offiziell” 
eine Zahl von „knapp 400” verkün- 
det. Diese Übertreibung hält sch im 
üblichen Rahmen von KBW-Mittei- 
lungen, Bei den schriftlichen Auße- 

ıt man allerdings noch vor 
Intl" der „KVZ" 
W), das sofort nach 
in hoher Auflage ver- 
teilt wird, vermeidet jede „Hestie- 
gung” (KÖW-Jargon) auf der Ebene 
von TeilnehmerZahlen, In einer am 
herausgebrachten”„Betriebs"- 

Desy” (di 

senschaftliches Institut), ver 
der KBW durch bewußt schwanmigo 
was Im Erfolg der 
au sonnen. Es heißt 
Tausend. Menschen 
schlosien sich der Kundgebung der 
Kommunistischen Hundes West 
deutschland und der von KPD und 


20/21 kritisiert wurde!) 


KBW-Führer beweist einmal mel 


Ein gewisser „Leo“ hatte sich für 
einen Artikel in einer Zeitung den 
Hamburger KBW noch eine kleine 
Schweinerei ausgedacht: KM und 
„KPD“ würden auf der gewerkschaft- 
lichen Mal-Demonstration einen eige- 
nen Block bilden und das bedeute 
‚doch „Absonderung und Isolierung“, 


Dazu ist zu sagen, daß wir erstens 
auf der DGB-Demonstration keinen 
„eigenen Block“ gebildet haben (vel. 
Bericht dazu), und daß vor allem 
zweitens es im letzten Jahr gerade der 
KBW seibst war, derin Hamburg 
ds „eigener Block“ hinter der gewerk- 
schaftlichen Mai-Demonstration. her- 
trottete, von einem dünnen Ordner- 
Kettchen der SDAJ in respektvollem 
Abstand vom Rest des Zuges gehal- 
ten! (Was von uns in UNSER WEG 


Das jümmerliche Schauspiel der 


gegen die Aktionseinheit gibt es 


KB an." Kein Wort vom inneren 
Kräfteverhältnis und davon, daß es 
hier ausdrücklich um zwei a | ter 
native Veranstaltungen ging. 

3. Akt: Es erfolgt der „Eingriff 
der Ortsleitung”. Festgelegt wird 
„Auf der Kundgebung des KBW wa- 
ren 1.500 bis 2.000 Menschen!” Zu 
Befehl ! Abjetzt verkündet ein Plakat 
im Buchladen diese stolze Zahl. 


4. Akt: Offenbar gab es einige 
Bedenken aus der Organisation. So 
wurde erneut etwas manikürt und in 
der „KVZ" (Nr. 1Ovom 15. Mai) war 
denn endgültig (? ) zu lesen, da 
fester Ken von 1000 Menschen" un 
‚der Kundgebung teilnahm, aber „telt 
weise” waren es auch „bis zu 2.000. 
Menschen”: Das ganze wurde dann 
mit, etwas scheinheiliger „Selbstkri- 
tik” garniert. Man habe „nicht recht- 
zeitig (das eigene) Vorgehen Öffent- 
lich dargelegt”, wodurch dann „zeit- 
weise. die Initiative. segenüber der 
Gruppe Rote Fahne und dem Kom- 
munistischen Bund Nord verloren” 
ging. Das ist überhaupt so einer der 
LieblingsSchnacksvom KBW: Die Po- 
tik („politische Linie”) war zwar 
ig, man habe sie nur nicht genug 
„bekannt gemacht”, nicht genug „mo 
biisiert”, Die hinter diesen Schnacks 
stehende Absicht der KBW-Führer ist 
klar: einen Grund zur kritischen Über- 
prüfung de gibt 
es nicht, Kriüsiert werden muß die 
„Basis, die zu wenig mabiliiert hat 
wenig Flugblätter verteilt, au wi 
ig Plakate geklebt hat usw. — Tat 
sächlich ist es der KBW, der bei jeder 
Gelegenheit den größten Wirbel 
macht, so natürlich auch wieder zu 
diesem 1. Mal- „Abgerundet wird di 
„Bericht"erktaltung in der „KV 
‚ehließlich mit dem Hinweis auf eine 


2.000 auf der De 

Diese Angabe 
hat der KBW aus Springers „Bild 
Zaitung eninommen, Prost! . 


Der KBW „interpretiert” seine Niederlage SAMEN ANENEEEER 


Das „Initiativkomitee Arbeiterhilfe" 
(IKAH) Hamburg stellte bei der Ar- 
beits- und Sozialbehörde Anfang 
April Antrag auf Genehmigung einer 
Sammlung während der Demonstra- 
tion am 1. Mai. Der Erlös der Samm- 
lung war für Kollegen bestimmt, die 
von den Hamburger Stahlwerken 
(HSW) und der Howaldt-Werft (HDW) 
aus politischen Gründen entlassen 
worden waren und außerdem von 
Gewerkschaftsausschlüssen. beiroffen 
sind, 


Die Arbeits und Sorialdehörde 
weigerte sich, eine Genehmigung zu 
erteilen. Es wei nämlich „zu befürch- 
ten”, daß diese Sammlung „au Tit- 
lichkeiten ausarten” könnte, falls sich 
rechte _ Gewerkschaftsfunktionäre 
„provoziert“ fühlen würden. Wie die 
Behörde dazu mitteilte, sei das auch 
die Auffassung des DO 


Nach dem Verbot einer Solidari- 
tätsSammlung für Chile vor einigen 
Monaten ist dies ein weiterer Fall, 
wo das Recht zu Sammlungen ausge- 
höhlt wird, 


Entsprechend kann die Behörde 
willkürlich jede nicht genehme Samm- 
ung mit dem Hinweis verbieten, daß 
sich irgendwelche Reaktonäre oder 
Faschisten dadurch „provoziert” und 
zu „Titlichkeiten"” geroiat fühlen 
könnten, 

Wie aus gewerkschaftlichen Kreisen 
berichtet wird, benutzte Hambunp 
DGB-Cher Saalfeld gleich die Gele“ 
genheil, um eine von der Gework- 
schaftyugend beabsichtigte Sammlung 
für Chile am 1: Mai eu verbieten. 
Die Polizei könne ja sonst nicht 
unterscheiden, welchen die „verbo- 
tenen” Sammler selon, um diese fait 
zunehmen 


Trots Verbot spendeten Tailne 
mer der Mar-Demonstration spontan 
etwa $00 Mark für die entlassonen 
Kollegen, . 
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KAMPFTAG DER ARBEITERKLASSE 


-Einteubret- Zum Verhalten von DKP/SDAJ 
auf der Hamburger Mai-Demonstration 


Ich befand mich im sehr lnutstarken 
Berufsschulblock von G 1, G 10 und 
Berufsschule Schlankreye. In diesem 
Block von fast 150 Lehrlingen be- 
fanden sich eine große Zahl unorge- 
nisterter Lehrlinge, die zum Teil das 
erste Mal auf einer Demonstration 
waren. Sie waren aber sehr aktiv 
und unterstützten die fortschrittl- 
chen Parolen. 

‘Vor uns liefen etwa 20 bis 30 
SDAJ-Schüler, die wiederholt von 
SDAI und MSR sowie DGB-Ordnem 


stärkt wurden (die Zahl der Störer 
betrug bis zu 100). Mehrfach ver- 
suchten diese Vögel,uns abzupalten: 
sie wollten uns abdrängen und eine 
Lücke zwischen uns und den vor uns. 
gehenden aufzureißen. Dieser Ver- 
such. scheiterte zweimal, da wir 
mehrere Reihen mit roten Fahnen 
und dem G 1 Schild an den Seiten 
vorbeischleusten und die Provoka- 
teure wiederum einkesselten, was 


‚Auf der Hamburger 1 Mai Demonstra- 
tion der DGB-Jugend führte ich zur 
Unterstützung der Rufparolen ein Me- 
aphon mit. Als wir im Demonstra- 
tionszug vor dem Legienplatz anka- 
‚men, wurden wir durch mehrere auf 


men, wurden wir durch mehrere auf 
der Straße stehende DGB-Ordner- 
blöcke getrennt. 

Diese Situation wurde zur „Säu- 
berung” des Demonstrationszuges aus- 
genutzt. Auf mich stürmten ca. 6 Buk- 
len los, zerrten mich an den Straßen- 
ma und nahmen mir das Moga- 
, das ich in einer Tasche 


"E, mir ein Genosse erzählte, 
waren die Bullen gezielt von einem 
DGB-Ordner auf mich gejagt worden. 

Scheinbar war die Befürchtung vor 
handen, daß Brandt's Worte — mit 
mehreren tausend Watt über den 


Auf mein mehrfaches Fr 

der Begründung für diesen 
wurde zuerst festgestellt, ob ich 
„Widerstand gegen die Staatsgewalt” 
peistt, hätte, Das verneinten die 
ullen, die meine Arme noch fest im 

Griff hatten. 

Schließlich wurde mir erklärt, es 
sei aufgefordert worden, Megaphone 
+ abzugeben, was nicht stimmt; sie 
seien für die Kundgebung nicht ge- 
mehmigt. Nach der Kundgebung 

Würde ich en wieder erhalten. 
Das Megaphon wurde beim DGB- 
OrdnerWagen abgegeben, wo sich 


DGB-Führer und Bullen — 


ihnen absolut nicht behagte, sodaß 
sie jeweils nach kurzer Zeit diese 
Manöver einstellten 


ın Jung-Revis Anlaß, ihrer- 
seits üble Parolen auszuhecken. Da 
brachten es diese SDAJ-Schüler doch 
tatsächlich fertig, mehrfach folgende 
Sprechchöre anzustimmen: 
„Linksfaschismus hat keinen Zweck, 
die Chaoten müssen weg"!!! und 
„Faschismus hat keinen Zweck, die 
Chaoten müssen weg”. 

Derartige Verkommenheit soge- 
‚nannter Kommunisten auf einer De- 
monstration zum _ internationalen. 
Kampftag der Arbeiterklasse ist wohl 
kaum zu übertreffen! Deutlich wird 
auch, wie weit die Verhetzung geht, 
wenn man bedenkt, daß die Sprech- 
‚chöre von Leuten kommen, die ge- 
rade erst am Beginn der Entwick- 
lung politischen Bewußtseins stehen 
(Schüler). ’ 

Unsere Kritik daran (später auch 


Hand in Hand 


die Androhung von Schlägen, die 
ihre Wirkung nicht verfehlten) wurde 
Immerhin von drei der Leute nufge- 
‚nommen, die ihre „Genossen” ba- 
ten, die Sprechchöre einzustellen. 

Noch ein Vorkommais: auf dem 
Legienplatz stand ich mit etwa acht 
Lehrlingen von der Berufsschule G 
10 zusammen und wir riefen Iaut- 
stark die Parole „Lohnraubkanzier" 
und diskutierten zwischendurch über 
die Brandt-MaiProvokation. Da 
schiebt sich auf einmal ein fnir be- 
kannter (leider nicht namentlich) 
MSB-Student an uns vorbei — ihm 
war es zu laut — und geifert uns an! 
‚ihr solltet lieber mal arbeiten!” 
Die acht — durchweg nicht-organi- 
sierten Lehrlinge waren empört, und 
der eine wollte am liebsten gleich 
hinterher und dem „Pinkel” eins 
„vor’s Schott hauen”. Ich erzählte 
ihnen, was das für ein MSB-Vogel 
ist, wir diskutierten dabei auch noch. 
einmal das Verhalten von DKP/ 
SDAJ an diesem ersten Mai. ® 
Ein Metall-Genosse 


DGB-Führer und Bullen — Hand in Hand 


Harry v. Bargen (KJA-Vorsitzender 
und DKP-Student) und Marianne 
Lohse (Leiterin der Demonstration 
und Verantwortliche für DGB-Jugend- 
bildung) sehr schwer mit einer Be- 
tründung taten. Sie tischten dieselben 
„Argumente” wie die Polizei auf, 
Umdie „antigewerkschaftlichen Chao- 
ten", also uns Kommunisten, mund- 
tot zu machen, scheuen sich H.v.Bar- 
ım und M. Lohse nicht, diesen 
Fotizeiüberfait nachträglich zu recht- 
fertigen und im Sinne der Polizei- 

mentalität zubegründen. 
Ein Ende fand diese Geschichte 
vorerst, als die Polizei erneut gerufen 
man sich die Auseinander- 


Eiertanz des KBW 


In Göttingen bemühte ich die mit 
dem KB sympathisierende Kommuni 
tische Arbeitergruppe (KAG) um das 
zustandekommen einer Aktionsein 
heit zum 1. Mai, An den vorbereiten: 
den Gesprächen nahmen außer der 
KAG Vertreter des KBW, des KSV 
(Studentenverband der „‚KPD“) und 
‚der IK/KHB (eine Ortliche Studenten- 
gruppe) teil. 

Man kam zunächst überein, im An- 
schluß an die DGB-Kundgehung eine 
eigene Kundgebung durchzuführen, 
auf der Vertreter des KBW. der KAG 
und des KSV sprechen sollten (in die- 
set Reihenfolge). 

Nach Zustandekommen dieser Ver- 
einbarung verließ der KBW-Vertreter 
die Sitzung. um wenig später zusam- 
men mit einem Vertreter der KOW- 
Onisleitung zurückzukommen und die 
Vereinbarung wieder aufzuheben 
Dies. wurde vor allem mit der Teil 
nahme des KSV „begründet” — ein 

Studenten-Redner” habe auf einer 
Kundgebung“ nichts zu m 
te der „ehrenproletarische“ 
seine eigene Klas- 
senherkunft aus der „werktätigen In 
telligenz/nicht völlig verleugnen kann. 
In der sich anschließenden Diskussion 
stimmien die KHW-Vertretar jedoch der 
Vereinbarung erneut zu, da ihre ma. 

ron „Argumenie" ihnen wohl selbst 
peinlich waren, 

Daß diese Zu 


immun Jedoch ein 


opportunistischer Schritt war, zeigte 
sich, als wenige Tage später ein Brief 
vom KBW eintraf, in dem cs hieß: 

„Werte Genossen, 
bei den Absprachen bezüglich der 
‚Kundgebung am 1. Mat sind von den 
von uns dafür Beauftragten Fehler ge- 
‚macht worden, die wir hiermit korri- 
‚tieren. Der Auftrag der Ortsleitung 
des KBW Iutete dahingehend, daß 
iher die Koordination der von uns im 
Anschluß un die DGB-Kundgebung 
keplanten Kundgebung und einer mög 
licherweise von Kuch geplanten Kund 
‚kebung gesprochen werden sollte, da 
mit im allweitigen Interesse auf dem 
‚Kundgebungsplatz kein Gerangel ent- 
nieht. 

Herausgekommen ist aus den Be- 
nprechungen mit Euch jedoch keine 
Koordination von Kundgebungen, 
sondern sine Kundgebung, die die 
Darstellung verschiedener politischer 
‚Richtungen zum Inhalt hat. Eine sol 
(che Kundgebung halten wir für falıch 
und schädlich; wir meinen, sie kann 
auch gar nicht in Burem Interesse lie 
ven 

Bei dieser Sache kann es sich of 
Jenkundig nicht um eine Aktionsein 
"heit handeln, denn Aktionseinheiten 
schließen wir auf der Grundlage von 
begrenaten Teilforderungen mit dem 
Ziel gemeinsamer Aktion ab. Eı wäre 
widersinnig, Aktionseinheiten zwecks 


nsamer Propaganda für 


setzung mit den „Chaoten” über den’ 
Diebstahl das Magapkonn üihaaan 
wollte, 

So nahm schließlich der Einsatz- 
leiter für die Demonstration Burk- 
hardt (Dienstnummer 8635) die 
antwortung auf seine Kappe und das 
Megaphon war erst einmal „aicher- 
gestellt”. 

Nach einigem Hin und Her zwi- 
schen DGB und Polizeiwache fand 
sich mein Megaphon in trauter Ein- 
tracht mit zwei anderen einkassier- 
ten in den Räumen der DGB-Jugend 
wieder 
Ein Genosse 2 
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schiedliche Auffassungen zu schließen. 
insowenig kann es das Ziel einer 
Kundgebung sein, unterschiedliche 
Auffassungen zu propagieren. 

Wir werden wie geplant im An- 
schluß an die DGB-Kundgebung eine 
KBW-Kundgebung durchführen, in 
der wir unsere Auffassungen über die 
‚gegenwärtige Lage im Klassenkampf 
und die Aufgaben der Arbeiterklasse 
‚darlegen werden. Euch bleibt es un- 
‚benommen, eine eigene Kundgebung 
durchzuführen“ 

Zu diesem sophistischen Schwach. 
sinn ist anzumerken, daß es das We 

© n von Aktionseinheiten Ist, daß 
unterschiedliche Auffassungen in ei- 
ner Reihe von Fragen bestehen, und 
daß diese Meinungsverschiedenheiten 
im Rahmen der Aktionseinheit auch 
öffentlich dargestellt — also nicht ver 
schwiegen — werden. 

Der KBW verließ sich in diesem 
Fall — erfolgreich — auf die größere 
Phon-Stärke seines Lautsprechers, mi 
der er nach Schluß der DGB-Kundge- 
bung die Abhaltung einer halbstünd! 
gen Rede erzwang, in deren Verlauf 
die meisten Teilnehmer der DGB- 
Kundgebung angeödet das: Feld räum 
ten, bevor dann noch „„enädigerweise“ 
wor etwa 3-400 verbliebenen Men- 
schen Vertreter des KSV und der 
KAG sprechen „durften 
Die Herrschaften vom KBW soll 
n sich allerdings auf die Dauer 
den Gedanken gewöhnen, daß nich! 
alle politischen Auseinanderser 
zungen durch die Stärke des Lautspre- 
chers entschieden werden. . 


Bremerhaven 


Den sozialdemakratischen Gewerk- 
schaftsführern ist es gelungen, eine 
Demonstration an diesem 1. Mai zu 
verhindern. Erklärtes Ziel ihrer An- 
strengungen: zu verhindern, daß die 
„Roten mit ihren Parolen” den |. Mai 
zu dem machen, was er seiner Tradi- 
tion und aktuellen Bedeutung nach 
sein muß — Kampftag der Arbeiter 
klasse! = 


Was sie wollten, war etwas ande- 
res: den I. Mai „umzufunktionie- 
ren” zu einer Feierstunde der Klas- 
senharmonie, zu einer „Kampfveran- 
staltung” für die abgewirtschaftete 
FORegierung. 


Die DGB-Maifeier im Parkhotel 
war gekennzeichnet von „einem un- 
überhörbaren Bekenntnis zur Politik 
der sozialliberalen Regierung”, wußte 
die "Nordsee-Zeitung” zu berichten. 


Und in der Tat: der als Redner 
engagierte NGG-Vorsitzende Stadel- 
maier bestritt den größten Teil seiner 
Rede mit der Hochjubelei der angeb- 
lichen Reform- und Arbeiterfreund- 
lichkeit der SPD-Regierung. 

Nicht fehlen durfte aber auch das 
übliche Beiwerk solcher Veranstal- 


Flensburg 


‚Die Flensburger DGB-Führung hielt es 
such in diesem Jahr wie schon in 
‚den Jahren zuvor nicht für nötig, den 

Mai als Kampftag der Arbeiterklasse 
zu begehen. N 

Statt einer gewerkschaftlichen Mai- 
Demonstration oder Kundgebung ver- 
anstaltete sie wiederum einen 
in den Mai” am 30. April. 

In Plensburg fanden bis zum An- 
fang der sechziger Jahre regelmäßig 
Mai-Demonstrationen mit über 10.000, 
Teilnehmern statt. Dann „erset: 
die Gewerkschaftsführer die Demon- 
strationen durch Kundgebungen, und 
schließlich ließen sie auch diese fallen 
und veranstalteten ihre flotten „Mai 
Tänze“ 

Angeblich hätten nämlich die Kol 
iegen kein Interesse mehr an einer 
Demonstration. ihrer gewerkschafil 
chen Forderungen 

Angesichts der Politik der Gewerk 
schaftsführer ist das 
esse" der Kollegen auch kein Wunder 
$0 machte sich der Flensburger DGB- 
Vorsitzende, Heinz Podschun, In ser 
ner Rede auf dem Mal-Tanz Sorgen 
um die Zukunft der „reien Markt 
wirtschaf 

Wie schon in den letzten beiden 
Jahren war auch in diesem Jahr der 
KB die einzige Organisation, die am 
1. Mai die Forderungen der Arbeiter 
klasse in Flensburg propagierte. 

Vor dem 1. Mai waren verschlede- 
ne linke Organisationen angeschrieben 
und zur Aktionseinheit aufgefordert 
worden. 


Frankfurt 


Etwa 10.000 Menschen demonstrier- 
ten in Frankfurt am 1. Mal vom 
Opernplatz aus zur Abschlußkundge- 
bung auf dem Römerbert 


Der Zug lief, wie in den letzten 
Jahren, auch diesmal durch die men 
schenleeren Geschäftsstraßen der In- 
menstadt. Er war geprägt, stärker noch 
als im letzten Jahr, von roten Fahnen 
und kämpferischen Parolen. 

‚Auch die ausländischen Kollegen 
waren in diesem Jahr wieder mil ei 
genen starken Blocks, zahlreichen 
Fahnen und Transparenten vert 
jechischen Kollegen traten unter 
nit dem Faschis 
1a « Vorwärts für 
iges Grieche, 


n freies, unabl lan 


auf, 


Auf der Abschlufikundyebung 


tungen: ein bißchen auf die Kacke 
hauen, ein bißchen scheinradikalen 
Gerede gegen Preistreiberei der Kapi- 
talisten und einige andere „‚Auswüch- 
se der Marktwirtschaft" — wie die So- 
zialdemokraten sich auszudrücken 
pflegen. 


Wer des Geredes der DGB-Führer 
überdrüssig war, wer sich, statt Lob- 
lieder auf die Regierung anzuhören, 
lieber an Diskussionen über die aktu 

ellen Probleme der Arbeiterbewegung 
beteiligen wollte, der hatte in diesem 
Jahr Gelegenheit dazu. Der KB führte 
am Nachmittag des 1. Mai eine Veran- 
staltung durch, an der sich knapp 
90 Kollegen und Genossen beteilig- 
ten. Neben der wichtigen Auswer- 
tung der Erfahrungen der jüngsten 
Kämpfe in Betrieb und Stadtteil, ne- 
ben der Einordnung dieser Erfahrun- 
gen in die gesamtgesellschaftliche Ent- 
wicklung und Bestimmung der näch- 
sten Aufgaben der Arbeiterbewegung 
hatte diese Veranstaltung noch ein 
weiteres positives Ergebnis: über 
DM 220,- wurden zur Unterstützung 

des Kampfes des chilenischen Volkes 
gegen die faschistische Terrorherr- 
schaft gesammelt. . 


KB/Gruppe Bremerhaven 


Erwartungsgemäß schickte uns die 
DKP keine Antwort. Wie wir hinter- 
her von DKP-Genossen erfuhren, wur- 
de der Brief nicht einmal den Mitglie- 
dern vorgelegt. Die Aktivitäten der 
Flensburger DKP zum 1, Mai be 
schränkten sich im: wesentlichen dar- 
auf, die „UZ" am 30, April für 10.Pf. 
zu verkaufen. 


Die Jusos schrieben einen „empör- 
ten“ Antwortbrief und verwahrten 
sich gegen den „‚Versuch, einen Keil 
zwischen DGR und Jusos zu treiben 

Die dem KBW nahestehende 8SG 
war der Ansicht, der I, Mai sel für 
Schüler nicht so wichtig. 

Allein die Rote Hilfe erklärte sich 
zur Teilnahme an der KB-Kundge- 
bung bereit. 

Erwähnung finden sollte noch die 
Provokation der Gruppe „KPD/ML", 
die vor dem 1. Mal unsere Plakate 
überklebt und sich auf einer Veran- 
staltung offen zu Ihrer Provokations- 
tätigkeit bekannt hate, Wir worden 
die Provokatlonen dieser Gruppe künf 
tig entsprechend beantworten. 

An der Mai-Kundgebung des KB 
nahmen ca. 200 Menschen teil, was 
ungefähr unseren Erwartungen ent 
sprach. Darunter waren eine Reihe 
von Kollegen, die zum ersten Mal ei 
ner KB-Veranstaltuny 
und trotz des schlechten Wetters bis 
zum Schluß blieben. Zur anschließen. 
den Filmvorführung des „Arbeiter 
film‘ kamen 120 Menschen. 

Insgesamt Ist "die Mal-Veranstal- 
tung als ein kleiner Erfolg zu bewer- 
ten, . 
KB/Gruppe Flensburg 


sprach unter starkem Deifall zuerst 
Frau Allende, Vorstandsmitglied der 
hilenischen Gewerkschaft CUT, Sie 
dankte für die bisherige Unterstützung 
des chilenischen Widerstands und bat 
im Namen Tausender Kollegen mer 
ner Heimat um aktivste Solkdarität.” 


Protestrufe erniete dagegen Heinz 
Wolf, Landesvorsitzender der ÖTV 
in Hessen, der nach Frau Allende 
sprach und eine Wahlrede für die SPD 
mit eingebauten Seitenhieben gegen 


Die „KPD", die in einem eigenen 
Block in der Demonstration mitgezo 
gen war, führte anschließend noch 
eine eigene Demonstration mit etwa 
100 Teilnehmern durch das Nordend 
und Bornheim durch. Der KOW ver 
anstaltete nach Schluß der DGB 
Kundgebung one eigene Kundgebung 

. 


KB/ Gruppe Frankfurt 


Seite 12 


ARBEITERKAMPF Nr, 44 


wien 


et Pic 


Göttingen 


Br>77 


Etwa 2.000 Menschen demonstrier 


ten am I. Mai in Göttingen. Aufge 
rufen halte die DGB-Führung, die 
sich jedoch Öffentlich von Aufrufen 
‚kommunistischer Gruppen distanziert 
und auf die Unvereinbarkeitsbeschlüs- 
se hingewiesen hatte. Auch die ‚Kom- 
munistische Arbeitergruppe‘ (KAG) 
hatte zur DGB-Demonstration und 
Kundgebung aufgerufen und demon- 
strierte unter politischen Parolen ge- 
mäß der Mai-Plattform des KB. Die 
sroße Mehrheit der Demonstranten 
forderte in Sprechchören: „Unverein- 
barkeitsbeschlüsse müssen weg!" und 
„Weg mit den Berufsverboten!“. Viele 
Demonstranten riefen dieSprechchöre 
‚der KAG: „Gewerkschaftsführer und 
Bourgeoisie bekämpfen Arbeiterde- 
mokratiel“, „Das Streikrecht wird 
mit Füßen getreten — dagegen die 
Kampffroni aller Proleten!”, „Natio- 
malimus und Rassismus sind Verrat 
am Proletariat!". 

Eine Gruppe von Kollegen der 
Firma Hubert & Co. trug aus An- 
1aß der Entlassung eines fortschritt- 
lichen Vertrauensmannes das Trans- 
parent: „Gegen politische Entlassun- 
‚sen fortschrittlicher und konsequen- 


ter Kollegen.“ 

Der gewerkschaftliche Arbeitskreis. 
der Göttinger DruPa-Jugend führte 
mehrere klasenkämpferische Trans- 
parente mit, darunter: „Gegen den 
Abbau  innergewerkschaftlicher De 
mokratie - gegen Extremistenerlas 


Auf der Kundgebung am Markt 
waren 2.500-3.000 Menschen versam- 
melt. Der Göttinger DGB-Kreisvor- 
sitzende $. Krüger erlaubte sich am 
Anfang der Kundgebung die Provo- 


kation zu behaupten, der Jugend 
sprecher, der die Jugendrede halten 
sollte, hätte „abgesagt“, Tatsächlich 


war es jedoch so, daß Krüger die Jur 
gendrede so stark zensiert hatte, daß 
der KJA es ablehnte, eine solch ver 
stümmelte und sozialpartnerschaftlich 
umgetextete Rede zu halten. Sie wur 
de von S. Krüger verlesen. Vor zwei 
Jahren hatte sich schon einmal das 
Gleiche abgespielt. Krüger erhielt den 
verdienten „Applaus“: massenweise 
Pfiffe und. Buh-Rufe. Ebenso erging 
es dem „Starredner" der DGB-Füh- 
rung, dem 2. Vorsitzenden der 
Helmut Lohmann, dessen reaktiond- 
res Gewäsch in der üblichen Kapitali 
stenlüge gipfelte, „unsere freiheitlich- 
demokratische Grundordnung" sei die 
denkbar beste, „wir“ hätten eine 
„gute Regierung“, und es gelte, sie 
gegen alle „Feinde“ zu verteidigen. 
Die kleine Schwester der SPD, die 
DKP, beschränkte sich am 1. Mai 
nicht auf den Verkauf von roten 
Nelken mit einer „UZ-Extra“ dabei: 
einer SDAJ-Singegruppe war es ger: 
de recht, mit jämmerlichen Songs 
A 1a „Hätten wir die Mitbestimmung, 
wär das nicht passiert „.." das offi- 
zielle  Kundgebungsprogramm der 
rechten DGB-Führer abzurunden. 

Im Anschluß an die DGB-Kundge- 
bung sollte ursprünglich auf Initiative, 
‚der KAG eine oppositionelle Kundge- 


bung stattfinden, auf der mehrere re- 
volutionäre Organisationen zu Wort 
kommen sollten. Die Leitung der 
KBW-Ortsgruppe schnappte jedoch 
wie gewohnt - im letzten Moment 
über, führ nach dem Motto „Wir sind 
die Größten” mit einer Anlage mit 
zehn Lautsprechern auf und ödete die 
Kundgebungsteilnchmer über eine hal- 
be Stunde lang mit noch größeren 
Plattheiten an, als wir es aus „KVZ" 
und Göttinger Ortsbeilage ohnehin 
kennen. 

Immerhin konnte die KAG da 
nach ihre Mai-Rede noch gut 300-400. 
Menschen zu Gehör bı Über 
die Anlage der KAG sprachen ferner 


Vertreter der Sympathisantengruppe 
dos KSV und des Antiimperialismus- 
Komitees. Zum Abschluß. wurde 


eine Grußadresse an die pain 
schen Genonen verlesen. 

Am Abend des 1 Mai führte die 
KAG eine Saalveranstaltung durch, 
die von gut 100 Menschen besucht 
Wurde. In drei Referaten wurde der 
Standpunkt des Kommunistischen 
Bundes zu den zentralen Fragen des 
Klassenkampfes dargelegt. Das erste 
Referat behandelte schwerpunktmä- 
Sig die Faschisierung von Staat und 
sellschaft; es ging hier in erster 
Linie darum, das Gesicht, die Absich- 
ten und die Verbündeten des Klassen- 
feindes zu enthüllen, um deutlich zu 
machen, daß sowohl die Verhinderung 
des Faschismus als auch die Er- 
kämpfung des Sozialismus kein grad- 
linig _vorwärtspräschender Sturm- 
marsch ist (wie es der KBW den Ar- 
beitern mit immer neuen Platthei- 
ten und Haarspaltereien vorgaukelt) — 
sondern daß in erster Linie durch 
konkrete Enthüllung der wirklichen 
Angriffe der Kapitalisten und ihres 
Staates in der Arbeiterklasse das po- 
litische Bewußtsein von der prakti- 
schen Notwendigkeit, zu kämpfen, 
sich zusammenzuschließen, zu lernen 
und vorwärtszuschreiten, entwickelt 
werden muß. Diese Frage stand auch 
im Mittelpunkt der Referate zur Ge- 


werkschaftsfrage 


(Ausschlußpolitik) 
und zur Frage der Schaffung der 
Kommunistischen Partei 

Die KAG gab insbesondere den an 
wesenden KBW-Vertretern reichlich. 
Gelegenheit, ihre politische Linie vo! 
zuführen. Man höre: die Bourgeoisie 
ist in der Defensive, die Massen wol 


Mai-Kundgebung in Gö 


len nach links, die Wahlerfolge der 
CDU seien Ausdruck der Unzufrieden- 
heit der Massen, Zeichen des Abwirt- 
schaftens der SPD, die Kommunisten 
müssen den demokratischen Kampf, 
offensiv" führen, denn er sei das 
„Hauptkettenglied“ zur Erreichung 
des Sozialismus. In dieser Diskus- 
sion gelang es den KAG-Rednern und 
einem Redner des IK/KHB, der über- 
wiegenden Mehrheit der Versammek- 
ten den illusionistischen und bei al- 


ingen 


km „linken“ Theaterdonner in der 
praktischen Konsequenz rechtsoppor- 
tunistischen Charakter der KDW-Poll- 
tik deutlich zu machen. Zugleich 
lang es, eine Reihe von politisch 
Interessierten für die organisierte Ar- 
beit mit dem ARBEITERKAMPF 
zu gewinnen. 


War es bisher fast stets so, daß 
sich die KAG aus der öffentlichen 
Diskussion in der Göttinger Linken 


„heraushielt“, so gelang es diesm: 
Slfensiv die Positionen des Kommu- 
nistischen Bundes darzulegen. 

Anläßlich der 25 Jahr-Jubelfeier 
des  BRD-Imperialismus wird die 
KAG in einer größer angelegten Ver. 
anstaltung die Auseinandersetzung 
um die richtige revolutionäre Linie 
im Klassenkampf fortsetzen. . 
KAG-Göttingen 


elle m 


Hamburg 


In Hamburg hatten sich dieses Jahr 
‚der KB, die „KPD”, der Ring Bündi- 
scher Jugend (RBI), die Liga gegen 
‚den Imperialismus und einige andere 
Organisationen auf ein gemeinsames 
Vorgehen zum 1. Mai geeinigt 


> Teilnahme an der Demonstration 
der Gewerkschaftsjugend mit eige- 
men Parolen — 

» Teilnahme an der DGB-Kundge- 
bung (Hauptredner: Ex-Kanzler 
Brandt) mit Protestrufen und 
‚Sprechchören — 

> Nach der Brandt-Rede (also noch 
während der DGB-Kundgebung) 
Formierung zu einer eigenen De- 
monstration mit gemeinsamer Ab- 
schlußkundgebung 


Die DGB-Führung hatte ihre Ord 
ner vorher angewiesen, Gruppen mit 
nicht genehmen Parolen aus der 
‚werkschaftsju. 
gend „abzudrängen”;yEs ist ja so, daß 
wir starke Ordnergruppen haben und 
daß wir diese Pline (der Aktionsein 
heit - Anm. AK) ohne weiteres ver 
hindern können,” hatte Hamburgs 
DGB-Chef Saalfeld vorher auf einer 

Ordner-Besprechung” invölliger Ver 
Kennung des realen Kräfteverhälli 
ses geprahlt, Bei dieser Gelegenhe 
deutete Saalfeld auch die Möglichke‘ 
h Ermessen” die Polizei „el 
, um oppositionelle Gi 


‚chaotisches Bild 
„müssen wir ihm 


würde, so Saalfeld, 
auflösen”. 


Taisichlich hütete sich die DOB- 
Führung, am 1. Mai ihre kraftmeleri 
schen Drohungen in die Tat umzu- 
sewzen. Abgesehen von einigen Vo 
stößen wildgewordener Ordner, die 
rasch. „abgedrängt“ wurden, verlief 
der Zuf ohne handgreifliche Ausein- 
andersetzungen 


Umso stärker war allerdings die 
polktische Konfrontation. Über 
die ganze Länge der Demonst 
von etwa 10.000 Menschen waren 
Parolen gegen Faschisierung und Ab 
bau demokratischer Rechte 
die Lohnraub-Politik der Re 
gegen politische Entlassun, 


gegen 


Gewerkschaftsausschlüsse zu seh 
und zu hören. Den vor allem von den 
SDAJ gerufenen 
Parolen („Wir ha- 
ben es kapiert: für Mitbestimmung 
wird marschlert'') antworteten Sprech 


mit Mitbestimmung sind wir ange- 
schmiert” und „Mitbestimmung hat 
kein" Zweck, das Kapital muß rest- 
los weg!” 

Unter diesen Umständen hielt es 
die Gewerkschaftsführung für geraten, 
die Demonstration immer wieder von 
der Polizel aufhalten zu lassen und 
die Kundgebung mit Brandt vorzeitig 
beginnen zu lassen, um wenigstens 
diese möglichst „störungsfrei” über 
die Bühne gehen zu lassen: als die 
Kundgebung eröffnet wurde, m 
schierte gerade die Spitze der Demon 
stration auf den Platz ein. Als Brandt 
seine Rede begann, war'noch nicht 
einmal die Hälfte des Zuges auf den 
Platz gelangt 


Dies hinderte aber nicht, daß die- 


Platz, um sich in der Nähe zur sozis- 
listischen Mai-Demonstration zu for- 
mieren. Es waren mehr als 4.000 
Menschen, die durch St. Georg zur 
Abschlußkundgebung auf dem Haı 
Platz. zogen, wo. Vertreter der 
KPD", des KB, des RBJ und der 
iga gegen den Imperialismus spra- 
chen. 


Dieser Verlauf des 1. Mai ist zwei- 
fellos ein Sieg der revolutionären 
Kräfte, der ihre zunehmende poli 
sche Stärke bestätigt, und eine Nie- 
derlage der DGB- und SPD-Führe 
deren Vorstellungen von einem 'Re- 
gierungs-Mai' durchkreuzt wurden. 

Ihr eigenes Süppchen kochten an 
diesem 1. Mai die „KPD/ML" und 
der KBW. 


ter ein Großteil von Buhrufern der 
SDAJ und SPD, die auf diese Weise 
ihren Ärger über die „Chaoten” abre- 
agierten. Dies hindert den KBW nicht, 
nachträglich von 1.500 - 2.000 Teil- 
nehmern zu sprechen, 

Ein wichtiger Fortschritt, außer 
‚dem für die revolutionäre Linke er- 
folgreichen Verlauf des 1. Mai, war 
das gemeinsame Vorgehen von „‚KPD" 
und KB. Dieses drückte sich nicht nur 
in solidarischen Vorbesprechungen 
und im erfolgreichen gemeinsamen 
Vorgehen am 1. Mai aus, sondern 
auch in einer gemeinsamen Veran 
staltung gegen politische Entlassun 
gen und Gewerkschaftsausschlüsse ei 
mige Tage vorm 1. Mai, an der weit 


über 2.000 Menschen teilnahmen. 


heit, Volkseinheit — Für den Sozie- 
lismus” und „Hinein in die Gewerk- 
schaft — stärkt die revolutionäre Ge- 
werkschaftsbewegung”. 

Wir meinen, daß unsere erste Pa- 
role klar eine bestimmte. Richtung 
bürgerlicher Politik angibt. gegen die 
es zu kämpfen gilt (Faschisierung). 
während die Parole der „KPD“ die 
Stoßrichtung des Kampfes künstlich 
einengt auf eine bestimmte Regierung 
(die es heute schon nicht mehr gibt!) 
und auf einen Teil der Kapital. 
stenklasse, wenn auch deren mäch- 
igsten (Monopolkapital) 

Zur Gewerkschaftsparole meinen 


wir, daß die Parole der „KPD“ im 
ersten Teil sich nur an miechl- 
organisierte Arbeiter zu wenden 


ser (letzte) Profilierungsversuch von 
Brandt in Sprechchören und anderen 
Kundgebungen des Protestsunterging 


Zudem dürfte die Teilnehmerzahl der 
Kundgebung (maximal 15.000, nach 
‚dem der Zug vollständig auf den Platz 
gelangt war) eine arge Dlamage sein 


(die DGB-Führung hatte Brandt vor 
her mindestens 30.000 Kundgebungs 
Teilnehmer versprochen, wovon 


20.000 Sozialdemokraten direkt zur 
Kundgebung erwartet wurden. ohne 


Wir, haben es kapiert, 


höre 


sich zuvor an der Demonstration zu 
beteiligen. 

Unmittelbar der Rede 
Brandıs, während DGB-Chef Vetter 
wrach, strömten Tausende vom 


Die „KPD/ML” rief lächerlicher 
weise dazu auf, die beim DGB. de 

‚onstrierenden Arbeiter „allein zu 
lassen” und „einen deutlichen Tram 
nungsstrich” zu ihnen zu ziehen. Bit 
wa 150 Menschen schlossen sich die 
ser ‚Aufforderung zur Kapituatic 
vor den DGB-Führern an, 


Der KBW rief zu einer Kundge 
bung im Anschluß an die DGB-Kund- 
sobung auf, Obwohl der Kundge 


bungsplatz des KBW direkt neben der 
DGB-Kundgebung lag und von den | 


meisten Teilnehmern dieser K 
bung auf dem Heinweg zwangsläufig 
passiert werden mußte, blieben nur 
etwa 350 Menschen stehen, um den 


Worten des KBW zu lauschen, darun- | 


Vertreter von KB und „KPD” 
brachten zum Ausdruck, daß sie die 
nseinhelt zum 1. Mai nicht als 
liege" betrachten, sondern 
le Zusammenarbeit fortsetzen wol 
ien. 


Es wäre jedoch unrealistisch, die 
n großen Meinungs 
in den all 
ik wie 


noch bestehe 
verschiedenheiten sowe 
‚gemeinen Linien unserer Pol 
in der praktischen Anwendung 

Die „KPD“ stellte 
unseren Parolen gegen die Fa 
Machen wir die Ge 


a 


schisierung und 
werkschaften zu Kampforganisati 
nen der Arbeiterklasse” Ihre Parolen 
gegenüber: „Gegen Monopolkapital 
und Brandi-Kegierung - Arbeiterein- 


scheint („Alinein ...”) und im zweiten 
Teil zur Stärkung einer „tevor 
Iutionären Gewerkschaftsbewegung” 
aufruft, die es nach unserer Einschät- 
h gar nicht gibt. Immerhin 
hen wir es aber als einen Schritt 
in die richtige Richtung, daß die Cie 
nossen der „KPD" ihre früheren Pa 
rolen zur „Revolutionären Gewerk 
schaftsoppösition” (RGO) zurückge 
It haben 
Wir werden uns zukünftig stärker 
als bisher geschehen mit der Politik 
der „KPD" befassen; zunächst in ei 
nem Artikel in der nächsten Nummer 
von UNSER WEG. Wir hoffen, daß 
auch die Genossen von der „KPD 
verstärkt die politisch-kleologische 
Auseinandersetzung suchen werden.® 
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Hannover 


Etwa 4,000 Menschen folgten am 


| ie 


worden, ein gemeinsames Vorgehen 
der Linken zu erreichen, Jedoch war 
der KBW - entsprechend dem von 
seinem ZK verhängten Verbot — von 


1. Mai dem Aufruf des DGB, in | vornherein gegen eine Aktionseinheit 
mehreren Demonstrationsäügen zur | Zu einer Absprache kam es aber 
offiziellen Kundgebung zu marschie- | zwischen den Sympathisanten des 


ven. 

Der DGB verteilte ein schwarz- 
rot-golden umrahmten Flugblatt, auf 
dem es, neben kräftiger Wahlpropa- 
ganda für die SPD, hieß: „Wir be- 
‚kennen uns zu unserem Staat, wir 
werden seine Grundordnung zu ver- 
teldigen wissen.” DGB-Funktionäre 
rannten an den Demonstrationszügen 
längs, um „gewerkschaftsschädigende” 
Parolen zu suchen. ÖTV-Führer Krei- 
wanger wollte gar im politischen 
‚Amok ein Transparent zerstören, auf 
‚dem OTV-Kollegen aus Burgdorf ge 
schrieben hatten: „Für innergewerk- 


Ki in Hannover und dem KJV (Ju- 
‚gendorganisation der „‚KPD"). In der 
DGB-Demonstration bildeten sie einen 
gemeinsamen Block mit etwa 200 
Teilnehmern. Die geplante gemeinsa- 
me Kundgebung scheiterte jedoch, 
da der von den KJV-Genossen vor- 
geschene Lautsprecherwagen nicht 
rechtzeitig eintraf. Genossen der 
die länger ausgeharrt hatten, 
führten aber später doch noch eine 
Demonstration durch, an der nach 
Angaben der „Roten Fahne” über 
300 Menschen teilnalımen. 

Der KBW führte in Hannover eine 


schaftliche Demokratie -_ für mehr | Demonstration mit etwa 300 Teil- 
Mitgliederversammlungen”. Kreiwan- | nchmern durch. . 
er blitzte jedoch ab. E 

Bs war auch in Hannover versucht | SAKB/Hannorer 


Kassel 


In Kassel fand nach sechsjähriger Pau- 


se wieder eine große Mal-Demonstra: 


tion des DGB statt, an der sich ca. 
4.000 Arbeiter und Angestellte, Schü- 


ler und Studenten beteiligten. 


Ein gemeinsames Vorgehen der lin- 
ken Gruppen Kassels an diesem 1.Mai 
war leider nicht möglich, da die Vor- 


stellungen des „Rote Fahne-Freundes- 
kreises Kane (RFFK; der „KPD" 
nahestehend) von einem „oppositio- 
nellen Block” keine Zustimmung fan 
den und da die studentischen Sympa- 
thisanten des KBW (KSB) von ihrem 
ZK von vornherein auf einen sektiere- 
tischen Kurs und auf das Verbot einer 
Aktionseinheit eingeschworen waren. 


Die Kommunistische Arbeiterju- 
gend/Aufbaugruppe (KAJ/AG), eine 
‚noch kleine Gruppe von Lehrlingen, 
ungen Arbeitern und Angestellten, 
die in den Berufsschulen, den AEG- 
'abriken Kassel und In der HBV und 
IGM ansatzweise — ihren Kräften ent 
sprechend — arbeitet, verteilte zum 
1. Mal ein Plugblatt und führte eine 
Veranstaltung durch. 


In unserem Flugblatt, das vor ak 
len Berufsschulen, einigen Metalibe 
trieben, in der Innenstadt und wäh- 
rend der Abschlußkundgebung des 
DGB am 1. Mai verteilt wurde, ver 
suchten wir darzustellen, wie die west- 
deutsche Bourgeoisie gezwungen 
‚durch die internationale Entwicklung, 
immer schneller und umfassender die 


Kiel 


In Kiel hat der DGE in diesem 
Jahr nach langer Zeit wieder eine 
Kundgebung auf dem Rathausplatz 
durchgeführ 


„Für die jugendlichen Kollegen” 
fand darüber hinaus eine gewerk 
schaftliche Mal-Demonstration statt. 
‚Obwohl die rechten Gewerkschafts 
iv demobilisierten, die He 


derten und mit dem Ein lichen Interessen und Forderungen | an diesem Tag bei weitem nicht 
izei gegen „Störer” und „Chaoten“ | der Kollegen nicht zur Sprache ge- | alles „ausdiskutiert” werden konnte, 
drohten, beteiligten sich #900 Ju: | bracht wer nnten, führte der | aber durchaus noch Interesse daz 
gendliche an der Demonstration. | Kb din Aktionseinheit mit der ohe- | bestand, wurde die Diskussion über 

sen der ehe-| maligen ZU-Gruppe) und der KBW | diese Fragen am nachfolgenden Sonn 
maligen „KPD/ML-ZB", die zuvör | im Anschluß daran eine sozialistische | abend (4. Mai) weitergeführt.  ® 


auf einer gemeinsam ausgearbeiteten 
Plattform eine Aktionseinheit bilde 


Rechte und Lebensbedingungen der 
arbeitenden Bevölkerung angreift. Daß 
‚zwar der Widerstand in den verschie- 
denen gesellschaftlichen Bereichen da- 
gegen wächst, aber vorerst noch spon 
tan, unorganisiert und vereinzelt ist, 
Und wenn die Arbeiterklasse und die 
übrigen Teile des Volkes den Kampf 
gegen die Angriffe der Bourgeoisie 
führen will, zum Kampf um mehr 


Rechte und um den Sozialismus, muß. 
sie die Gewerkschaften wieder zu einer 
Kampforganisation der Arbeiterklasse 
machen und die Kommunistische 

toi aufbauen. 


An der Demonstration des DGB 
nahm die KAJ/AG teil mit den Paro- 
len „Gegen die Angriffe der Kapitali- 
stenklasse auf die Lebensbedingungen 
der Werktätigen”, „Für die einheitli 
‚che Kampffront der Arbeiterklasse’ 
„Gegen den beschleunigten Abbau de- 
mokratischer Rechte und dig Militari- 
sierung von Stagt und Gesellschaft" 


KJA-Vorsitzender Caro und DGB- 
Jugendsekretär Kaiser waren erfolg 
los bemüht, die Parolen der KAJJAG 
ans Ende des Zuges zu drängen. Caro 
hielt es außerdem für nötig, sich durch 
Daß Zerreißen von „ARBEITER- 
KÄMPFEN”, die am Rande der De- 
monstration verkauft wurden, in 
Szene zu yeizen. . 


KAIAG 


ten, und die „Ortsaufbaugruppe” des 
KBW hatten zu dieser Demonstration 
aufgerufen. 

Ganz entgegen dem Geschmack 
der DGB-Orismächtigen wurde die 
Demonstration eindeutig beherrscht 
von roten Fahnen, klasenkämpferi- 
schen Parolen und Transparenten. 


Auf der Kundgebung des DGB 
sprach der Chef der IG Bausteine 
Erden, $perner, der Pfiffe und Pro 
testrufe erntete 


Da auf dieser „offiziellen“ Ge 
werkschaftskundgebung die tatslich- 


Kundgebung it mehreren hundert 
Teilnehmern . 


Lübeck 


In diesem Jahr tief die Gewerkschafts- 
führung in Lübeck erstmals wieder zu 
einer Kundgebung unter freiem Him- 
mel auf. Obwohl die DGB-Führung 
fast garnicht mobilisiert hatte, kamen 
immerhin etwa 2.500 Menschen. 

Trotz vorheriger gewaltiger Sprü- 
ehe, &selen eins starke „Ordnen 

"und einige Dutzend zivile Bullen 
Bereitgestellt, um gegen rote Fahnen 
und kämpferische Parolen vorzuge 
hen, verlief die Veranstaltung ohne 
Zwischenfälle, 

Der KB hatte andere linke Grup- 
pen aufgefordert, gemeinsam vorzuge- 
hen. Darauf hatte nur die „KPD/ML“ 
geantwortet — und zwar mit einer Ab- 
lchnung. 

So führte der KB allein nach der 
DGB-Veranstaltung eine Kundgebung 
durch, an der etwa 200-250 Menschen 
teilnahmen. Die DGB-Führer versuch 
ten, zeitweise nicht ganz ohne Erfolg, 
die Kundgebung des KB mit dem Or- 
<hester zu übertönen. 

Die „KPD/ML' mächte in Lübeck- 
Moisling eine eigene Demonstration 
unter dem Motto: ‚Reform oder Re- 
volution‘, Sie meinten, es müßte ein 
‚klarer Trennungsstrich' gezogen wer 
‚den, der letzten Endes darauf hinaus- 
lief, dort die Arbeiter und ganz wo- 
anders die „‚KPD/ML”, 50 Menschen 
folgten dem Aufruf der „KPD/ML"; 

ie zu hören ist, war" auch eine 
schwarz-rot;goldene Fahne als Zei- 
chen des „Kampfs gegen die Super- 
mächte“ im Haufen der „KPD/ML“ 
| zusehen. 

Am 22. April hatte der KB in Lü 
beck zur Vorbereitung des 1. Mai eine 
Saalveranstaltung durchgeführt, an der 
etwa 65 Menschen teilnahmen. ® 


KB/Gruppe Lübeck 


Oldenburg 


Wie schon in den letzten Jahren 
führte die Oldenburger DGB-Führung 
auch dieses Mal wieder eine Mai- 
„Feier” in der _ Weser-Ems-Halle 
‚durch. Als Starredner wurde Arbeits- 
minister Arendt präsentiert, neben 
ihm der Oldenburger DGB-Chef Bitt- 
ner und Oberbürgermeister (und Ka- 
pitalist) Fleischer, sowie ein Sprecher 
des KIA. 


Von der DKP war nicht zu er- 
warten, daß sie dem Humbug einer 


solchen Mai-,.Feier” seitens der DGB- 
Führung entgegentreten würde. Sie 
hatte: bereits einige Tage vor dem 
1. Mai eine eigene Veranstaltung 
durchgeführt, zu der ein derart klei- 
mer Raum gewählt wurde, daß er 
nicht einmal die eigenen Mitglieder 
fassen konnte. Und da die DKP-Füh- 
\rer sich auf dem Boden des Klassen- 
kampfes wohl selbst auch nur noch 
so wohl fühlen, wie der Esel auf dem 
Eis, schwangen sie denn auch nach 
einer einleitenden Rede lieber das 
Tanzbein als die Faust zu ballen. 
Sicherlich ist das im „Zeitalter der 
Entspannung” auch angepaßter. 


So gab es denn nur zwei Veran- 
staltungen in Oldenburg, die dem 1 
Mai als Kampftag der Arbeiterklasse 
mehr oder weniger gerecht wurden. 
Zum einen eine Veranstaltung des 
KBW, zwei Tage vor dem 1. Mai, mit 
a. 70 Teilnehmern, auf der aller- 
dings in der vom KBW bekannten Mar 
nier allerlei weihräuchernde Hoch- 
stimmung über die gegenwärtige Si- 
twation des Klassenkampfes in unse- 
rem Land verbreitet wurde. 

Zum anderen eine Veranstaltung 
am Abend des 1. Mai, zu der gemein- 
sam vom Ring Bündischer Jugend 
(RBI), dem Oldenburger Jugendar- 
beitskreis „Werkstatt“ und der Ol- 
denburger Gruppe des KB äufgeru- 
fen wurde, und an der ca. 110 
Freunde und Genossen teilnahmen. 
Mitglieder der Hamburger RBJ-Grup- 
pe führten hier ihr Informations- und 
Lieder-Programm Freiheit für 
Griechenland - Solidarität im anti- 
faschistischen Kampf” auf, das auch 
schon in anderen Orten mit viel Er- 
folg stattfand, Anschließend hielt der 
KB einen Redebeitrag über die Fa- 
schisierung in der BRD, woran sich 
noch mehrere weitere Diskussionsbei, 
träge zu diesem Thema knüpften. Da 


K8/Gruppe Oldenburg 


| strationen verzichtet. 


Westberlin 


In Westberlin ist es in Jahren zur 
Tradition geworden, daß am 1. Mai 
eine große Demonstration In den 
Arbeiterbezirken Neukölln _ und 
Kreuzberg durchgeführt wird, 

Außer der „KPD“ und der „KPD/ 
ML“ — die jeweils eigene Demonstra- 
tionen machten — beteiligten sich d 
ran alle bedeutenden Organisationen 
verschiedener politischer Richtungen 
in der Arbeiterbewegung, Gewerk- 
schaftsjugendgruppen und andere op- 
positionelle Gruppierungen in den 
jewerkschaften, Organisationen aus- 
ländischer Arbeiter und Studenten. 
organisationen, 


"DIE MACHT Im 1 


Der DGB hatte seit Jahren, seit es 
ihm nicht mehr gelang, den 1. Mai 

‚mpftag‘* des Antikommunis- 
mus und der Feindschaft gegen die 
DDR zu gestalten, auf Straßendemon- 


Unter der Parole „Überlaßt die 
Straße nicht den Kommunisten“ trau- 
ten ‚sich die DGB-Führer in diesem 
Jahr erstmals wieder aus ihren Rat- 
tenlöchern, was promt „voll in die 
Hosen“ (Westberliner „Bild“-Zeitung, 
2. Mai) ging. 

Die DGB-Führung hat in ihrer Art 
auf die aus den Betrieben kommen- 
den Forderungen nach einer DGB- 
Demonstration am 1. Mai und auf 
den von den Demonstrationen in 
Neukölln und Kreuzberg ausgehenden 
Druck reagiert. Mit antikommuni 
schen Parolen, mit der Aufstellung 
von 500 „Ordnern“, 2.T. gegen Be- 
zahlung angeheuert, mit kraftmeier 


schen Drohungen, „Störer“, rote Fah- 
else könn ürhshen „ke we 
nen und kämpferische Parolen aus 
dem Zug holen zu lassen, sollten die 
Weichen für einen halbwegs unter 
Kontrolle der DGB-Führung bleiben- 
den Verlauf gestellt werden. In letz- 
ter Minute brachte die bürgerliche 
Presse außerdem in großer Aufma- 
chung die Lügen- „Meldung“, daß der 
Westberliner DGB-Chef Sickert von 
KPD“ Morddrohungen erhalten 


demonstrierte) 

Auf der DGB-Demonstration war 
ton etwa 30.000 Menschen, davon, 
gut zwei Drittel - nach bürgerlichen 
Angaben die Hälfte — „Chaoten“. 
Die Rede von Sickert auf der Ab- 
schlußkundgebung ging in Sprechchö- 
ren und Protestrufen unter, Während 
der Demonstration war ein Haufen 
von CDU-Leuten, die sich mit provo- 
katorischen,antikommunistischen Pa- 
rolen in den Zug mogeln wollten, 
entschlossen abgedrängt worden und 
hatten sich schließlich unverrichteter 
Dinge trollen müssen, 

Der Kommunistische Hund Wast- 
berlin und die Arbeitergruppe West- 
berlin hatten sich zur Teilnahme an 
‚der SEW-Demonstration entschlossen 


DS ann w} 


und mit Flugblättern dazu aufgeru- 
fen. Sie waren von der Notwendigkeit 
ausgegangen, die traditionelle Mj 

Demonstration in den Arbeitervier- 
teln zu verteidigen (die DGB-Demon- 
stration fand fern von Arbeiterwoh- 
nungen statt). In ihren Flugblättern 
hatten KB und AG zugleich die 
Scheinheiligkeit der SEW_ kritisiert, 
die mit der Gewerkschaftsführung im 
Betrieb und in der Gewerkschaft 
beim Kampf gegen links eng zusam- 
menarbeitet, Ausschlußanträge gegen 
kämpferische Gewerkschafter unter- 
stützt oder selbst beauftragt (wie bei 
Krone, wo der VLK-Vorsitzende, SEW- 
Mitglied, einen Revers an alle IGM- 
Mitglieder zur Unterschrift verteilen 
wollte, daß sie keinen „gewerkschafts- 
feindlichen“ Gruppen angehören). 

Etwa 15-20.000Menschen nahmen 
an der SEW-Demonstration teil, da- 
runter etwa 200 in einem Block 
des KR und AG. Während bürgerliche 
ws Rab mini mus milihenni bunehanihe 
„Beobachter“ auf der SEW-Demon- 
stration nur 10.000 oder höchstens 
12.000 Teilnehmer zählen mochten, 
schrieb die SEW in ihrer „Wahrheit”" 
(1) vom 2. Mai; es seien „über 
80.000" (!!!) auf ihrer Demonstra 
tion gewesen. 

Nach dem 1. Mai ist einzuschät- 
zen, daß es zweifellos ein Erfolg war, 
daß die DGB-Führer die gewünschte 
antikommunistische Stoßrichtung auf 


UOLKE ‘HAN ) 


— SOLL 


Mai-Demonstration der SEW in Berlin 


Die Westberliner SEW-Führung 
hatte zuerst eine Aufforderung zur 
„Aktionseinheit“ an Sickert gerich- 
tet, war aber abgeblltzt, So rief die 
SEW auch in diesem Jahr wieder zur 
zur Demonstration in Neukölln und 
Kreuzberg auf 

Fast alle anderen Organisationen 
der Westberliner Linken riefen zur 
Beteiligung an der DGB-Demons 
tion auf (mit Ausnahme der „KPD/ 
ML“, die auch in Westberlin den 
„Trennungsstrich zwischen Reform 
und Revolution“ zu ziehen wünschte). 
$o die „KPD" (die in diesem Jahr 
ihre eigene Demonstration auf den 
Nae ı£ verschob), der KBW (der 
auf eigene Parolen verzichtete und da 
zu aufrief, sich unter „fortschrittll 
chen“ Parolen, die vielleicht aus Be 
trieben oder Gewerkschaftsgre 
kämen, „einzureihen”) und die Trotz- 


kisten (die in ihren Erklärungen die 
SEW als „Spalter“ beschimpften, weil 
diese in Neukölln und Kreuzberg 


„ihrer“ Demonstration nicht durch 
setzen konnten. Geplatzt ist aller- 
dings das Argument mancher Orga- 
misationen, man müsse zum DGB 
sehen, weil dort „die Massen“ sole 
Soweit dort „Massen“ waren, s0 (a 
ausschließlich deshalb, weil linke Or 
ganisationen und gewerkschaftsoppo- 
sitionelle Gruppen sie dorthin mo- 
bilisiert hatten. Daß die Mobilisie- 
rungsfählgkeit der DGB-Führer zu 
solchen Gelegenheiten nahezu gleich 
Null üt, hat sich erneut gezeigt. 
Die DGB-Demonstration bestimmt 
und Sickert am Reden gehindert zu 
haben, ist ein Erfolg. Politisch sinn- 
voller aber wäre es nach unserer Auf 


fassung, wenn die Westberliner Linke 
ohne Sickert, Schütz & Co. ge 
meinsam in Neukölln und Kreuzberg 


demonstrierthätte und damit zugleich 
das reale Kräfteverhältnis noch deut 
licher sichtbar gemacht hätte, ® 


KD/Wertberlin 


DIE HOHENPRIESTER DER MEDIZIN 
KÄMPFEN UM IHRE PRIVILEGIEN 


‚tenlösung" wird an der 
‚Substanz des $ 218 nichts geändert. 
Das betonten die Vertreter der Regie- 


wangerschaftsunterbrechung zu 
beraten, sondern ihr davon abzuraten! 
u. wird die Ärzteschaft sich mit al- 
ler gebotener Intensität der -. Aufpe- 
be widmen, die z 


gezeigter Abtreibungen gesenkt wer- 
den kann.“ (Votum der Bundesirzte- 
kammer, März 74) Nicht nur der ge- 
seizliche Aufırag der Beratungsstelle, 
sondern auch ihre le Beset 


‚Der Arzt: Erst rät er ab — 
‚dann treibt er ab |1! 


Der Arzt: Erst rät er ab — 
dann treibt er ab II! 


Wer führt die Zwangsberatung 


durch? ’ 

Der Arzt. 

Wer führt die Abtreibung durch? 

Der Arat. 

Det Staat hat also die Beratung und 


die Schwangerschaftsunterbrechung 


gerade in die Hände derer gelegt, die 
zu den übelsten Gegnern der Rechte 
der Frauen zählen. Praktisch alle ärzt- 
lichen Standesorganisationen haben 
sich gegen die Fristenlösung und auch 
gegen die „Soziale Indikation” des In- 
dikationsmodells ausgesprochen. 

Daß die meisten Ärzte die Frau 


von einem Schwangerschaftsabbruch, 


‚den sie für „unüberlegt” halten, abhal- 
ten werden, daran dürfte es bei ihrer 
Einstellung keinen Zweifel geben. Da- 

wie sie über die Risiken des Ein- 


n 
ı 
Beispiele aus der bisherigen Abschrek. 
kungspranis 
ine Arbeiterftau mit zwei kleinen 

Kindern (Nettoeinkommen: 1.200 
DM, Zwer-Zimmerwohnung, Gesund 
hettsgefahr für das Kind, negativer 
Rhesusfaktor) bat ihre Frauenärztin 
um Hilfe, Diese schrie sei an: „Wan, 


wollen Sie sich denn rotal zugrunde 


Fichten? Ste machen sich durch eine 
Abtreibung den gunzen Unterleib ka 


Als Reaktion auf den abgesetzten 
Panorama-Film warnten führende 
‚Arate davor, die Absaugmethode als 


harmlos hinzustellen 
Wirklehkeit ii eindeutig nach- 

gewiesen, daß die Absaugmethode 
Söhonendste und nskodrmste at 

Die Verteufelung und auch der 
praktische Boykott dieser Maßnahme 
Inder BRD dient alein der Abschrek- 
kung der Prauen 

Dh. die meisien Ar 
neobjektie Beratung nicht mur ung 
eignet aufgrund ihrer amoganten Hab 
fung. sondern und ment auch fach 
Hich nicht qualifiziert 


Denn eine ihrer Freiheiten besteht 


auch darin, daß es ihnen freigestellt 
‚0b und wie sie nich weiterbilden 


Kursen tell, die mit Kreuzfahrten 
pfern kombinierten Ärzte 
ut besucht 


Am Durchschnitt wickelt der Arzt 
‚eine Behandlung in drei Minuten ab, 


fs informieren werden, nur zwei 


sind für or 


wenige nehmen an regelmäßigen 
€ | nehmen. 


Wie soll da noch genügend Zeit für ei- 
ne gründliche Beratung bleiben! 


Dienstverpflichtung der Ärzte? 


$o wie bei der Beratung bleiben 
die Frauen auch bei der Durchführung 
des Eingriffs von eben diesen Ärzten 
Abhängig. Viele Ärzte, ganze konfes- 

nn haben angedtoht ae 
Organisationen, It, sie 
würden keine Abtreibungen durchfüh- 


sen. 
ac hirain a 
tung an einem Schwanger. 
schaftsabbruch dürfe niemals zur ärzt- 
lichen Pflicht erklärt werden. Die Ärz- 
te behaupten, ärztliche sei 
keine Dienstleistung, der Arzt dürfe 
zu keiner Handlung et wer- 
den, die er mit dem „, bon“ 
und seinem „Gewissen“ nicht verein- 
baren könne. 
vogechben. um zu Techn, 
, um zu rechtfertigen, 
daß die Ärzte es ablehnen, auf Ver- 
lungen der Patienten plichtgemäß 
fe zu leisten, hier müssen „Berufs- 
‚ethos“ und der „Eid des Hippökrates“ 
dazu herhalten, um zu verschleiern, 
daß die Ärzte nur ihrem eigenen Son- 
derinteresse zu dienen bereit sind. 


Anstatt die Ärzte an ihre Pflicht 
zu erinnern, den Frauen zu helfen, 
hatte die SPD/FDP-Regierung nichts 
Eiligeres zu tun, als zu beteuern, 
daß weder Ärzte noch Schwestern 
noch Krankenhäuser durch das neue 
Gesetz unter „Gewissenszwang" ge- 
stellt würden. Bezüglich der Kranken- 
häuser bedeutet das: Ist der Chef 
katholisch, werden im Krankenhaus 
keine Abtreibungen durchgeführt! 

Weiche Auswirkungen diese Ge- 
rigensklausel haben wird, kann man 

anhand folgender Beispiele aus 
England leicht vorstellen: 
‚Obwohl die dortige Ärzteschaft 


leicht vorstellen: 

wohl die dortige Ärzteschaft 
insgesamt liberaler ist, spielt die ab- 
Ichnende Haltung in bestimmten 
‚Genenden offenbar eine große Rolle. 
'So kommen in London 10,6 Ab- 
treibungen auf 100 Geburten, in 
Birmingham sind es nur 3,2! Eine 
Frau. wandte sich mit folgendem 
Hilferf an die Öffentlichkeit 
„Hier die Details über meine Tochter 
€. ür jetzt gerade siebzehn. Ihre 
Krankengeschichte weist seit ihrem 
12.Lebensjahr eine Reihe von Nerven- 
zusammenbrüchen und.anderen Sıö- 
rungen auf. Mit 16 Jahren bekam sie 
ein mongoloides Kind. Alı das Baby 
5 Monste alı wer, wurde sie erneut 
schwanger. Ihr Arzt dachte nicht de: 
ran, eine Abtreibung in Betracht zu 
ziehen. Er bestand darauf, Ihren Fall 
einem Kollegen im städtischen Kran 
kenhaus zu überweisen, der den Ein 
Art schließlich ebenfall.verwarf. 
Sie sagıen dort zu meiner Tochter, 
daß sie mit dem mongoloiden Baby 
10 fübelhaft zurechigekommen sei, 
daß sie offenbar imstande sel, ein 
zweites Kind ausreichend zu ver- 
vorgen.“ 


Die Unterstützung durch ein- 
zelne fortschrittliche Ärzte 
für die Arbeiterklasse wichtig. 


Nicht alle Ärzte stehen hinter 
der Politik der Standesorganisationen. 
Im März führte eine Berliner Ärzu 
gruppe vor der Fernschkamera eine 
Abtreibung nach der Absaugmethode 
‚durch. Sie wollten damit „endlich 
mit der Heuchelei brechen und di 
# 218 öffenulich ad absurdum führen 
und sich gleichzeitig gegen die ci 
seitige Repräsentation durch die ärzt- 
lichen Standesorganisationen stellen. 
Außerdem sollte demonstriert 
werden, daß der Eingriff nach dieser 
Methode kaum weh tut, ambulant 
durchführbar und praktisch gefahr 
los it. Einige Tage vor der ge 
planten Sendung hatten nch ober 
100 Ärzte aus der ganzen DRD und 
Wesiberlin bezichtigt, Abtreibungen 
‚ohne finanziellen Vorteil vorgenom- 
men zu haben und weiter vorzu 
Mit dieser Selbubezich 
strafbaren Handlu 
Ärzte nicht nur d 


wung einer 
sich dien 


au, 
rechnen, von den ärzılichen Standes 
organisationen mit Strafen belegt zu 
werden, die bis zum Berulsverbot 
‚gehen Können. 


sich anhand folgender Beispiele aus | 


In, ger „Abtreibung ‚ben 
sich diese Mediziner für de Interes- 
sen der unterdrückten Frauen einge- 
setzt, Ebenso beteiligt sich ei 
Reihe von Ärzten an den Kämpt 
für staatliche Ambulatorien und 
‚gen die Verschlechterung der Ge- 
Sundheitsversorgung. 

Die Zahl der Ärzte, die sich »0 im 
Gegensatz zu Ihrem eigenen Klassen- 
interesse auf die Seite der Arbeiter. 
klasse stellt, ist gering. Der Anteil 
‚der fortschrittlichen Ärzte an der 
Gesamtärzteschaft wird im Kapiia- 
lismus immer winzig klein bieil 
Solange die Ärzte Selbständige sind 
(bzw. als angestellte Ärzte jeder- 
zeit die Möglichkeit haben, sich 
selbständig zu machen) entspricht 
ihre Identifikation mit dem Kapi- 
talinteresse ihrer eigenen Klassen- 
lage. Aber selbst wenn es nur noch 
noch angestellte Ärzte in einem voll- 


ständig verstaatlichten Gesundheits- 
in kei 


besch« 
kapitalistische Bildungssystem dafür, 
aß sich die Ärzteschaft weitgehend 
. „gehobenen Schichten” rekru- 
den, 

Die Arbeiterklasse wird in ihrem 
Kampf für den Sozialismus also nicht 
mit einem Bündnis mit der Ärzte- 
schaft rechnen dürfen, die Unter- 
Fr m! einzelne fortschritt- 
liche te wird allerdings sehr 
wichtig sein. 


Die Hohepriester der Medizin 
bangen um ihre Privilegien 


Wie läßt sich die Einstellung der 
Ärzte zum $ 218 erklären? 

Subjektiv spielt sicher für viele 
Ärzte eine Rolle, daß durch die 
Liberalisierung des Abtrei 
grphen ihr Magierkostm etwas 
fadenscheiniger werden könnte. 
„Die Patienten wollen den zninerä- 
hen Führer“, erklärte der Präsident 
der Internationalen Gesellschaft für 
Allgemeinmedizin, Geiger, „ie wol- 
den diesen Arzt täglich und stündlich 

‚n. Diese zum Teil bescheidene 

rolle muß der Arzt spielen 
Sonst_ bleiben die Patienten sozial 
unbefriedigt. Der Patient ist zum Ge- 
horsam bereit, er wünscht geführt 
zu werden und wünscht gehorchen 
zu dürfen.“ Und der Ehrenpräsident 


wünscht geführt 


zu dürfen.“ Und der Ehrenpräsident 
ei 


des 74. Deutschen Ärztetages, Hen- 
nes, faßte die Selbsteinschätzung 
deutscher Ärzte in den Worten zu- 
‚sammen: „Arztsein ist in Wahrheit 
ein Priesieramt“., 

Bei der Fristenlösung wäre es 
immerhin denkbar, daß eine Frau 
sich dem gottbegnadeten Ratschluß 
des „Priesters“ nicht mehr unter- 
wirft sondern auf ihrer eigenen Ent- 
scheidung beharrt. Nicht auszuden- 
‚ken, wohin das führen könnte: Heu- 
te entscheidet die Frau selbst, ob sie 
ein Kind will oder nicht, morgen 
wird sie dem Arzt vorschreiben, daß 
er sie krankschreiben oder zur Kur 
schicken soll! 

Objektiv ist die Ablehnung jeder 
Liberalisierung des $ 218 seitens 
der Ärzteschaft nur zu verstehen, 
wenn man si als Bestandteil des 
allgemeinen ideologischen Kampfes 
begreift, den der Ärztestand zur 
Erhaltung und Erweiterung. seiner 
Privilegien führt. 


Das parasitäre Dasein der 
Ärzteschaft 


in niedergelamaner Arat verdient 
heute durchschnittlich 8.000 DM, 
ein Klinikchef kommt in manchen 


Fällen sogar auf das zehnfache, Das 
Verhältnis zwischen dem mittleren 
Einkommen eines Lohnabhängigen 
und dem mittleren Arzteinkommen 
im Jahr 1962 betrug 1: 6,2 negen- 
über I : 7,8 im Jahr 1967. Auch 
die angestellten Arate verdienen 
nicht schlecht. Ein Assistenzarzt 
fäng mit 3.000 DM an. Aber der Un 
terschied zum Einkommen des nieder 
gelassenen Arztes ist so groß, daß die 
meisten Krankenhausdrate (über 50% 
Iier Ärtze) ihre dortige Arbeit nur 
‚gangutation zum Praktiker 
'harz betrachten und schon 
Bewußtsein des. ‚Kreibe 
Fuflichen’ haben. 


Der parasitäre Extraanteil am ge 
sellschaftlichen Reichtum, den sich 
die Ärzte aneignen, beruht auf dem 


treiben die Krankenkassenbeiträge 
und damit die Lohnnebenkosten In 
‚die Höhe, schmälern also di 
der Kapltalisten, trotzdem 


wünscht gehorchen 


Bourgeoisie von ihrem politischen 
Interesse her durchaus bereit, diese 


diese Gr 
Kapitals 
treuesten Speichellecker und Diener 
als Propagandisten der reaktionärsten. 


, die quasi von des 
naden leben, sind seine 


1deo! 

Natürlich dürfen die Koste 
Kaste nicht ins Unermeßliche steigen, 
und die Funktion der ambulanten 
Medizin, Reparatur der Arbeitskraft, 
‚dart nicht völlig auf den Hund kom- 
men. Deswegen droht das Kapital 
mit den Verstaatl der 
SPD, um die Ärzteschaft zur Ratio- 
‚nalisierung und Verbesserung ihrer 
Leistungen zu zwingen. So ist der von 
‚den Ärztekammern geförderte Trend 
zu Praxisgemeinschaften und Fach- 
arztzentren (z.B. Hamburg-Altona) 
zu erklären. 

Natürlich leben solche Parasiten 
nur scheinbar auf Kosten der Bourge- 
ai I Wirkt ber uf Kan 
(finanziell und gesundheit! 
Arbeiterklasse. Mit Hilfe geschlossen- 
er Standesorganisationen und mit 


dem Mittel des Behandlungsboykotts. 
von Kamenärzten, es ihnen, 
in den letzten hi Jahren sich 


vorung zu 
'or wenigen 
Standesorganisationen erst wieder 
mit Boykott, als die Krankenkassen 
es wagten, an der Niederlassungs- 
freiheit zu rütteln. 


1919 gelang es den Ärzten mit 
der Drohung eines totalen unbe- 
fristeten „Streiks“, die „Ireie Arzt- 
wahl,, dufchzusetzen. Bis dahin kon- 


w K fenten u ber 
ei ten zu, 
handeln: Die Reaktion der Kranken- 
Hung kasenaener Aabular 
u 

lich wie heute die Poloklinik), 
wurde zum Zankapfel der nächsten 
30 Jahre, da die Ärzte darin die Ein- 
schränkung ihres Monnpols durch 
lästige und qualitativ beisere Konkur- 
renz befürchten. 

Tatsächlich waren die Ambulato- 
tien in der Weimarer Zeit und im 
Berlin der Nachkriegsahre schr be- 
| hebt. 

= 1931 wurde die Forderung der 
Ärzte nach einem kollektiven Hono- 
rarvertrag mit den Kassen durch eine 
Notverordnung Brünings erfüllt. Bei 
den davor gültigen Einzelverträeen 
hatten die Ärzie eine wesentlich 
schwächere Poution. 1932 versprach 

ing, ein künftiges NS-Regime wer 
de „den Saustall der rolen Ortskran 
kenkassen schon ausmisten”, In der 
Tat wurden nach '33 al) jene Forde- 
rungen der Ärzteschaft verwirklicht, 
die ne in der Weimarer Zeit vergeblich 
gentelt hatten, 

1934 wurde die Kamendratliche 
Vereinigung eingerichtet, die dem 
Zweck diente, die Position der Arate 

\über den Kamen noch weiter zu 


1935 bekamen die Ärate eine ei- 
gone Vertretungskörperschaft, die 
Reichs.Arzte-Kammer, deren Verwal 
tung und Gerichtsbarkeit alle Ärzte 
unterstanden. Es wurde gesetzlich 
fertgelegt, daß der Arztberuf kein 
Gewerbe sei, sondern „dem Wesen 
nach ein freier Beruf“, Diese Grund- 
mtzentscheidung kegte den Grund 
stein für die Honorar-Millionen der 
nächsten Jahrzente, 

Noch heute sind die Ärzte auf- 
rund dieser Entscheidung von der 
Umatz- und Gewerbesteuer befreit.» 
Als Gegenleistung beferten Teile der 
Ärzteschaft dem Nationalozialiumus 
die „Wissenschaftlichkeit” für seine 
Bewölkerunpoltik und seinen Ras- 
wenwahn. 

Nach 194$ setzte sich diese En 
wicklung, kontinuierlich fort, Ent- 
sprechend der relativen Schwäche der 
Arbeiterklasse gegenüber der Bourge- 
oisie_ in den Went 


LT - 
Vena daR a andere | SE ee Sen 
Te ee | a ee 
preßi haben, Gate über die 
Die parasitären Ärzteeinkommen in Kraft, Mit die 


den 
‚naxmono- 
pol im ambulanten Bereich. Dieses 
Gesetz zementierte die Profite der 


de Kontrolfunktion den Sandeskör- 
perschaften. 

Diesen Gesetz ige den Grund« 
stein für die katastrophalen Verhält- 
Keane di haste 1m a BAD 

te in 
Und Wen Berhn ah „normal” get 

Damit war auch’der Schlußstrich 
gezogen unter die Auseinanderset- 
ung um die Ambulatorien, die nach 
dem Krieg in West-Berlin von den 
Kamen wieder htet worden 
waren und auf ‚der Ärzte 
‚Schließlich geschlomen werden muß 
ten. 

1960 setzten die ärztlichen Stan- 
desorgansationen die sogenannte Ne: 
erbassungsfreiheit mit Hilfe des Bun- 

"htes durch, 

Sorgte vor 1960 ein be 
ner Schlüssel dafür, daß nicht ale Ärz- 
te sich in den lukrativsten Gebieten 
niederlassen, so hat die Niederlas- 
Sungsfreiheil genau das bewirkt: 

in den 13 Stadtteilen Hamburgs 
mit den höchsten Facharztdichten 
(zentrale und „feine” Stadtteile) be- 
finden sich 44 % aller Fachärzt 
dort wohnen aber nur 15 % aller 
Einwohner Ham! 

"Noch extremer: Im Zentrum Har- 
burgs (einem Stadtteil an der Peri- 

Hamburgs) sind fast 2/3 aller 
’achärzte des Harburgs kon- 
zentriert, während dort nur ein Ach- 
tel aler Bewohner des Bezirks woh- 
men ! Für die Stadtteile Wilstorf 
(17 000 Einwohner) und Finkenwer- 
der (14 000 Einwohner) gibt es kei- 
nen Facharzt ! In Wilhelmsburg und 
Neugraben ist jeweils nur ein Frau- 
enarzt niedergelassen. 

1971 setzten die Ärzte durch, daß 
‚ir Monopol auch auf die von den 
Kassen gezahlten Vorsorgeuntersu- 
chungen t wird, und das, 
obwohl sie schon für die Normalbe- 
handlung nicht genug Zeit haben. 

Z.ZU. ist ein Betriebsärztegesetz in 
der Diskussion. Die Ärzte fordern, 


'elde und versuchen ihren Patienten 
weis zu machen, daß ihre unabhängi- 
ge Stellung zum Vorteil der Patienten 
si. 


Es ist offensichtlich: Bei dem 
„Kampf” um die „Freiheit von Arzt 
ünd Patient” gehl' es ausschließlich. 
um die Freiheit des Arztes, astrono- 
mische Einkommen zu erzielen. Das. 
Recht der Patienten auf eine gute 
ärztliche Versorgung Ist den meisten 
Ärzten scheißegal. 

Der Spruch von der „Sorge um den 
Schutz des ungebornen Lebens” 
wird vor dem Nintergrund ärztlicher 
Standerpoltik in seiner ganzen De- 
magogie erkennbar. Das zweite „Ar- 
gument der Ärzte gegen die Reform 
des $ 218, daß durch die neue Re- 
aelung ihre „Unabhängigkeit be- 
droht sei, sie zur Diensikistung ge: 
zwungen werden können, ist gen, 
so verlogen, denn ihre „Gewissens. 
freiheit” ist Ihnen Ja verblrgt 

Die Diskumion um den # 218 war 
im Grunde nur ein willkommener 
Anlaß, um zu demonstileren, dab 
die Ärzte ihre x 
abhängigkeit", 


Der Arzt im Sozialismus 


Wie sieht dem gegenüber die Rolle 
der Ärzte in der waialistischen Ge- 
selschaft aus ? 

Die Ärzte werden im wesentlichen 
aus der Arbeiterklasse kommen und 
sich in ihrem Lebensstandard nicht 
von den übrigen Werktätigen unter- 
scheiden. Dean nur so It gewähr- 
leistet, dab sie deren Probleme wirk- 
ich kennen und versichen. 

Die Ausbildung wird sich auch. 
wesentlich an den häufigsten Volks- 
krankheiten ausrichten. Es wird kei- 
ne starre Trennung zwischen Ärzten 
und medizinischem Pfloge- und Hilfs 

rsonal geben. Die Patienten werden 

re Ärzte schr genau kontrollieren 
und darauf achten, daß ne wirkli 
dem Volke dienen. 


Genossinnen der Bezirkastellen 
St. Georg und Harburg Wilhelmsburg 
KD-Gruppe Hamburg 


ARBEITERKAMPF Nr. 44 


Seite 16 


Stimmen die Profite nicht, machen 


die Kapis den Laden dicht 


Weitere Betriebsstillegungen und | N 


Rationalisierungen er Konkurs vor alas 


Unvermindert rollt eine Welle von jelbetriebe werden 


Rationalisierungsentlassungen über | von den Konzernen aufgekauft 
die kapitalistischen Betriebe. Führend | und hinterher stillgelegt. nur einzel 
sind hierbei die großen Konzerne | ne Betriebsteile werden übernommen 
und Monopole (Vergleiche hierzu | (besonders im Maschinenbau und in 


der Metallindustrie). 
—zunehmende Konzentration in 

Branchen, die bisher noch haupt- | 
sichlich aus einer Vielzahl von | 
Klein- und Mittelbetrieben bestehen 
(Textilindustrie, vgl. AK 41), | 


AKAD) [ 
Doch noch auf andere Weise äußert 
sich der verschärfte Konkurrenz. 
kampf der Kapitalisten untereinan- 
der und fordert seine ‘Opfer im 
kapitalistischen zunehmend 


sind Klein- und Mittelbetriebe von | — zunchmender Kapitaleapört = Er- | 
Konkumen betroffen und über Nacht | richtung von Produktionsstätten 
wird der Laden dichtgemacht. im Ausland — die Zunahme der Aus 
Gleichwohl, ob nun die Konzerne | landinvestitionen verdoppelte sich 
unrentable Betriebsteile zur 1973 gegenüber dem Voriahr auf | 


mehr als 32 Milliarden Mark (betrof- 
fen ist hiervon vor allem die Textil- 
industrie, die Stahlindustrie und mehr | 
mehr gewachsen ist, in allen Fäl 

len wird der Konkurrenzkampf 
der Kapitalisten um _marktbeherr. 


schende Su und den böch- 
(osten der Arbeiter 


und mehr die Automobilindustrie, | 
VW; man beachte auch die rege Ge- 
schäftigkeit von über 100 Verfre- 
tern der westdeutschen Kapitalisten 
im Iran), 
— strukturelle"Schwächen nach Jah: 
ven des Booms und dauernder 
großzügiger Investitionen (Bauindu- 
sie). 


und Angestellten der Betriebe ausge- 

tragen. 

Sie sind es, die von heute auf mor 

gen auf der Straße sitzen, vielfach 
ihnen noch zurückliegender 


steht 


Es ist sicherlich falsch, aus den zu 
nehmenden Meldungen über Betriebs. 
süillegungen, Rationalısierungsentlas- 
sungen etc. zu schlußfolgern, der | 


15. Mai 774: Etwa 1.500 Arbeiter der zum Rheinstahl-Konzern gehörenden Edeistahl: 
werke Witten legten spontan die Arbeit nieder, um zum Tagungsort der gerade statt. 
findenden Aktionärs-Hauptveriammlung zu marschieren. 

Der Protest der Arbeiter richtet sich gegen den Plan, mehrere hundert Kollegen .wog- 
zurationalisieren‘, wie es die Konzernherren mit der Mammutfusion Thyssen/Rhein- 
stahl beichlossen haben, 

Am selben Tag fand ein Warnstreik gegen Rationalisierungsentlassungen bei den Edel: 
stahlwerden in Remscheid statt. er 


An der Spitze des Zuges die Solidaritätsbekundung 


utsche K: 


iner schweren Ki 


1973/74: das Jahr der 


mehr wird d 


Konkurse des K 
nende K. 
- 1973 5 onkurse erung tion, zuneh 
geaenüber und der Kapitalexport. Diese Ent 
74 ist di hwe-| wicklung wird zur Zeit durch den 
sentlich größer (genauere Zahlen sind | verschärften Konkurrenzkampf der 
n icht v che). All imperlalistischen Länder untereinan 
Zahl der Millionenpleiten hat sich | der beschleunigt und verschärft (EG, 
verdoppelt (Angaben nach „Welt am | USA, Japan) 


Sonntag” vom 4.5.74) 


‚Schrittmacher der Monopolisie- 
rung: das Finanzkapital 


Eine wesentliche Rolle bei dieser 
Entwicklung spielen die Vertreter 
des Finanzkapitals in den Banken. 
Sie steuern und regulieren diesen 
Prozeß durch ihre Kreditpolitik (zur 
Zeit die „Politik des harten Geldes 

d.h. dürch Verweigerung von K; 
diten für in rote Zahlen gelangte 
Klein- und Mittelbetriebe, durch 
großzügige Kredite beim Firmenauf. 
kauf, bei Fusionen und beim Kapi- 
talexport. 

In einem Interview mit der „Welt 
am Sonntag” gab der Vorstandsspr 
cher der, Deutschen Bank, Ulrich, 
an, in weichen Fällen diese Ent‘ 
lung gefördert wird: bei Betrieben, 
in denen „geschäftspolitische Fehler 
und Mängel in der Unternehmens- | 
führung” bestehen (eine freundliche | 
Umschreibung der ‘Opfer’ des Kon 
kurrenzkampfes) und dort, wo sich 
Firmen‘zum Aufgeben in einem gro- 
ßen Unternehmen — sei es durch 
Verkauf oder Fusion — oder auch 
zur Liquidation” entschließen. 

„Das ist oft kein Versagen, son- 
dern eind vernünftige Reaktion auf- 


Arund höherer Gewalt (1. Eine süe | 


Abwicklung bringt manchmal einen | 
Euten Nutzen fir ‚le Beiiigien | 
einschließlich der Mitarbeiter (1) 
wenn dadurch ein befriedigender So- 
zialplan ermöglicht wir 


Letzteres wurde überall dort deut 
lich, wo Großkonzerne fusionierten 
lund’ kleinere Unternehmen aufkauf- 
ten, um sie hinterher zu lquidieren 
Ibei Thyssen-Rheinstahl (die stille Ab- 
[wicklung vollzieht sich hier über meh. 
frere Jahre), bei Krupp, Flick, Mannes 


mann und Klöckner etc. Die „höhere | 


Gewalt” war hier die erdrückende 


mit den 1700 Arbeitern, die 


Pohischröder-Pleite den Erhalt ihrer Arbeitsplätze fordern. 


NACHRUF 


20-Jjährig verstarb unser Genome 
Hartmut 


20.4 
unfallı 


am 4 infolge eines Motorrad 

In Trauer um den Verlust einer 
der Sache der Arbeiterklasse orge 
bonen, hoffnungsvollen Kraft 


KB/Gruppe Eutin und Kiel 


brachte Schwächen der Unterneh 
men und Fehler ihrer Führung, bis 


dahin von Jahren des Hooms gnädig 
‚gedeckt, brutal anı Licht, 


Lenin beschrieb. 1917. in. seiner 
| Schrift „Der Imperialismus als höx 
him den Kapıtallamın" die 
der Banken bei der Mo 
"den zerspliterten Kapitı 
den zersplierten 
sicht ein em nehm 
alt. Die 
korrent für bestimmte Kapitals 
fährt, übt scheinbar eine wein tech 
mische, eine bloße Hitfsoperation aus 
Sobald aber diese Operation Riesen- 
dimensionen annimmt, zeigt ch, 


Konkurrenz der Monop 

h iesen Fällen wurde auch 
versucht, mit_„befriedigenden und | 
großzügigen” So; die Bel 
schaften vom Kamp 
Honalisierungsentlassungen a 
ten. 


Finanzkapitals ist ihnen gewiß. So 
schreibt das „Handelsblatt” vom 3 
Mai hierzu 

„Zu lange haben wohl auch die | 
Banken, und das gilt nicht nur für 
diese Fälle, immer mehr gutes Geld 
dem Schlechten nachgeschmissen.“ 

und die WamS vom 5. Mai, 

„Die Härte der Bundeıbankiers 
bei’ihrer Politik des teuren Geldes 
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am IRA-Komiteo Zeitungsboykott 
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ARBEITE 


IRKAMPF Nr. 44, 21. Mai 1974 


Forts, 


ne Handvoll Monopolin 
die Handels- und Industrieoperatlo- 
nen der ganzen kapitalistischen Gi 
sellschaft unterwirlt, indem sie 
durch die Bankverbindun 

korrente und andere Finanzopeı 
nen — die Mi it erhält, sich 
nächst über die Geschäftslage der ein 
zeinen Kapitalisten genm zu Infor- 
mieren, dann sie zu kantrollieren, 
sie durch Erweiterung oder Schmi; 


mu geben, Ih Kap, ruch ung in 
Kar Unfung zn uhöben uw 
n einigen der folgenden Beispie 
le von Betriebsstillegungen und Ent 
lassungen im Maschinenbau 
‚der Metallindustrie wird dies d 


POHLSCHRÖDER,Dortmund 


In den beiden Werken der Büro- 
möbelfabrik in Dortmund-Asseln. 
und -Körne wurde seit Januar kurz- 


Ierung, Erleichterung oder Erschwe, | gearbeitet. Ende April 
rung des Kredits zu beeinflussen und | 1.700 Beschäftiglen 
schließlich ihr Schicksal restlos zu | hersteller mit dem zweitgrößten Um. 


bestimmen, die Höhe ihrer Einkünfte 
zu bestimmen, ihnen Kapital zu ent- 
ziehen oder ihnen die Möglichl 


satz in der BRD über Nacht und 
durch Zufall von der völligen Stll- 
legung des Betriebes. Schon im 


Die politische Macht kommt aus den Gewehrläufen ! 
Nachdrucke von Texten der Kommunisten aus den Zwan- 
'ziger und Dreißiger Jahren zum Thema Faschismus 

DM 6,50 


‚350 Seiten 
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ee 


an Verlag ARBEITERKAMPF, J. Reents, 


2 Hamburg 13, Rutschbahn 35 


wurde nicht mehr gearbeitet 
Die Firma hat zur Zeil etwa 60 
Millionen Mark Bankschulden, noch 
erhielt Fohlschröder einen 
Bankkredit von 22,5 Millionen Mark 
aufgrund Bürgschaft des Lan- 
des Nordrhein Westfalen, mit der 
‚hier ein. wesentlicher Beitrag der 
firma zur Verbesserung der Wirt 
schaftsstruktur im östlichen Ruhr- 
revier „ honoriert werden sollte." 
(„Welt” vom 26.4.74), 


Mittlerweile haben die Banken je- 
de weitere Unterstützung verweigert 
Pohlschröder lohnte aufgrund von 
Fehlinvestitionen nicht mehr. Wir 3 
tieren im folgenden eine Stelle aus 
dem „Handelsblatt” vom 25.4. zum 
Pohlschröder-Konkurs, die die kapi- 
talistischen Gesetze des Profits und 


Damit wird die Belegschaft auf 
1.900 sinken (1971 waren es noch 
3.000). 

Als Ziele und Gründe gaben die 
Kapitalisten offiziell an: „Die Ant 
dassungen sind keine Folge, der kon- 
unkturellen Bntwicklungen“, sondern 
man vollziche lediglich „„Strukturver- 
änderungen” durch den „Über 
zu ratioeller produzierbeien.. Oraß 
uhren” Trotz Reduzierung der Be- 
legschiaft vol der Umsatz jedoch um 
15% auf 100 Millionen Mark steigen 
(mach „MH 7a) 


tv. 20. 


Der Betriebsrat verweigerte die Zu 


Kapitalisten 
suchten und fanden auch hier einen. 
Ausweg. Man erfang einen tollen 
Clou: Der Hauptaktionär (90%) und 


Strebeiwerke, Mannheim 


„Ein Konkurs nach Art der Haw 
ses” Für Mannheims Sırehelwerker, 
ist der Ofen aus" (Welt der Arbeits 
22.2.74) In der Tat \, 2.400 Arbeiter 
und Angestellte werden auf die Stm- 
ße gesetzt, nur 250 (10%) von ihnen 
haben bisher neue Arbeitsplätze ge- 
funden — dies jedoch auch nur m 
Lohneinbußen, denn die Strebeiwer 
ke zahlten übertariflich. Für die a 
deren 2.150 Kollegen sicht die Lage 
außerordentlich düster aus. In Mann: 
heim (wo die Strebelwerke sitzen) 
ist die Arbeitslösenquote auf 2,2% 
(über 5.000) geschnellt und steigt 
weiter! Vom Arbeitslosengeld kann 
niemand leben - ein Arbeiter mit 


nn 


der Rücksichtslosigkeit gegenüber den 
Atbeitern der Betriebe verdeutlicht 

„Da die Unternehmenzpolitik ganz 
auf Expansion ausgerichtet war,ist 
‚seinerzeit ein Investitionsprogramm 
von-45 Mill. DM beschlossen worden. 
Davon ist mit einem Aufwand von 
35 Mill. DM eine neue Produktions- 
stätte .... in Dortmund-Asseln gebaut 
worden, was auch durch die Enge 
des alten Werkes unbedingt notwen- 

war, aber dann durch die ver- 
schlechtere Marktsituation richt 
voll ausgelastet werden konnte. Das 
Unglück (1) wollte es, daß das neue 
Werk gerade in dem Moment zu pro- 
duzleren begann, als schlechtere Zei- 
ten angebrochen waren. 

Außer roten Zahlen war nicht 
mehr viel drin. Die Banken ließen 
Pohlschröder fallen. 

Was kümmert die Kapitalisten die 
Situation der 1.700 Beschäftigten! 


Für die 730 Beschäf 
den Buderus'schen 
(Flick-Konzern) gehörenden Gieße 
rei ist an ihrem alten Arbeitsplatz 
Feierabend. Die Gießerei wird An- 
fang nächsten Jahres stilgelegt. Die 
Eisenwerke planen eine 

tion und Umstrukturierün 
tigung im Bereich der sogeı 
Hinterlandwerke” heißt es lapidar 
in _einer Presseerklärung („Welt 
4474), Flck's Lakalen hatten 
„Trost” für die Beschäftigten parat 
durch die Umstrukturierung würden. 


auch einige zusätzliche Arbeitsplätze 
geschaffenit 


tung dor Uhrenfa 
brik:, Rationalierungsentlassungen 
500 Kollegen sollen gefeuert werden. 


Ernst Thälmann 


ÜBER 


‚dem Sauerland ein Konkursverfahren, 


Stillegung am 10.5. entlassen. 


mehrfache Fabrikant Kreidler zieht 
mehr als 8 Mill. DM aus dem Stamm- 
kapital zurück, dadurch gerät die Fir- 
ma in Schwierigkeiten, Ihre Investiti- 
‚onen zu finanzieren — es ist den K: 
pitalisten ein leichtes, jetzt die „Not- 
wendigkeit” von Entlassungen nach. 
zuweisen (nach, UZ’vom 24.4.) 


Maybaum Elektrogerätefabrik, 
‚Sundern 


‚Anfang Mai eröffnet die Firma aus 


wenige Tage später heißt es in einer 
kurzen Meldung des Kölner Stadt 
Anzeiger vom 8.5. nur: die über 
5oo Beschäftigten werden wegen 


170 Arbeiter demonstrierten An- 
fang Mai in Heilbronn gegen die 

hließung des Werkes, das schon 
vorher nach und nach 290 Kollegen 
entließ. 


A. Rentropp GmbH 


Nach der Kurzarbeit im Februar 
entläßt der Zulieferbetrieb für die 
Automobilindustrie 300 der 1.700 
Beschäftigten in den Werken Stadt 


hagen und Neustadt 


Stahlwerke Mannheim 


Spätestens bis zum 30, Juni soll 
die Stahlgießerei geschbssen werden 
und die 300 Beschäftigten sitzen 
auf der Straße, 


Anzei, 


GEWERKSCHAFTEN 


Beiträge auf dem 10. Plenum 


des EKKI, Juli 1929 


Ernst Thälmann hielt auf dem 
10. Plenum der Exekutivkomm 
eos der Kommunistischen Inter 
nationale ein Referat über „Die 
Wirtschaftskämpfe, unsere Taktik, 
und die Aufgaben der Kommu- 
nistischen Parteien“. 


Thälmann zeigte in diesem Rate 
rat, weiche Aufgaben die Zuspit 
zung der Klamenkämpfe stellte; 
den Kampf um die revolutionäre 
Kiasenlinie und die revolutiond 
ro Einheit in den reformistischen 
Gewerkschaften. Den Plänen zur 
Gründung never „revolutiondrer” 
Gewerkschaften “in Deutschland 
erteilte Ernst Thälmann eine Ab- 
de der Kurs der Not 


fünfköpfiger Familie bekommt bei- 
spielsweise 87,40 DM (1). Ein Kol- 
iege kennzeichnete die Lage auf ei- 
ner Protesversammlung so: ich weiß 
nicht mehr wovon ich meine Familie 
ernähren soll 

‚Alle 2.400 Strebelwerker sind ei- 
wer, besonders üblen und zynischen 
Stillegung zum Opfer gefallen. Die 
Strebelwerke gehören zu den führen- 
den Heizkesselherstellern und standen 
auf dem Weltmarkt an zweitbester 
Position. Aufträge waren vorhanden 
— die Produktion von daher also ge- 
sichert. Allerdings geht es auf dem 
Heizkesselmarkt nicht mehr so ra- 
pide bergauf wie vor einigen Jah- 
ren, und die Konkurrenz von Stahl- 
kesseln (Strebel baut Gußkessel) wird" 
stärker, 


Es war also längerfristig abzuse- 


hen, daß die Produktion _ hier 
nicht mehr, so, viel Profit wie 
Sonst abwerfen würde. Interemsant 
nicht mehr so vie! ‚Profit wie 
Sn aPwerten würde, Interemsant It 
wie die Sullogung bzw. der Konkurs 


wurde. ka gab beispiels 
weise durchaus Bestrebungen, den 
Beinieb weiterzuführen. diese Bestre- 
ungen scheiterten letztlich an der 
Deutschen Bank, die weitere Unter 
stützung verweigerte upd für 45 Mill 
DM Kredite im Werke stecken hatte 
Der größte Konkurrent der Strebel 
werke, Buderus, gehört zum Flick 
Konzern, awischen und der 
Deutschen Hank bestehen nun be 


durchgeset 


kanntlich sehr „enge” Bindungen. 
Es liegt auf der land, daß hier kalt 
biütig im Interesse des höchstmögli 
chen Profils 2.400 Arbeiter auf 


Straße gesetzt wurden. Die Deutsche 
Bank, die in den beiden größten 
Heizkemelproduzenten direkt oder 
indirekt drinsitzt, entscheidet „sou- 
verän” über Produktion und Silk, 


zung 


Metall-Komiteo 
KB-Gruppe Hamburg 


hältlich: im ARDEITERBUCH 
2 Hamburg 13 
Grindethof 45 


E: 
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Wir veröffentlichen hier eine Reihe von Berichten über antifaschistische 
‚Aktionen. Es zeigt sich hier, daß wir es oft mit einem bürgerlich-liberalist- 
schen und pazifistischen Herangehen an den antifaschistischen Kampf zu tun 
haben; faschistische Zusammenrottungen dürfe man zwar „friedlich 
" demonstrieren, man dürfe aber nicht versuchen, sie zu ver- 

tisch”, man dürfe den Faschisten „nur mit 
treten eic. 


schon während der Bürger 
r von CDU-Veranstaltungen 
was zur humoristischen Aufheiterung 


Die Faschisten sind nicht irgendeine Gruppe, die man reden lassen und 
‚mit Argumenten bekämpfen“ muß. Die Faschisten sind der terroristische 
Vortrupp der äußersten Reaktion, die Nachfolger der Hitlerdiktatur, die Freun- 
de der Mörder unserer chilenischen Klassenbrüder. Hier gilt die alte Arbeiter. 
weisheit, daß vorbeugen (dem Faschismus!) besser ist als heilen und daß auf 
einen groben Klotz ein grober Keil gehört. 

Man darf sich auch nicht davon irritieren lassen, daß die Faschisten gegen- 
wärtig bei solchen Gelegenheiten meist „friedlich“ auftreten und scheinheilig. 
auf ihr „demokratisches Recht“ pochen. Wenn diese Leute heute auf offenen 
Terror verzichten, dann nur unter taktischen Gesichtspunkten und unter Be- 
rücksichtigung des Kräfteverhältnisses. Essei daran erinnert, daß unter anderen 
Bedingungen in Italien kaum ein Tag ohne faschistischen Mo: ver- 
geht. Erinnert sei auch daran, daß letztes Jahr in Frankreich mehrere arabi- 
sche Kollegen von Faschisten ermordet wurden, die damit ihren Rassismus 
blutig austobten. 

Wo die Faschisten heute schon das Kräfteverhältnis auf ihrer Seite haben, 
verfahren sie uch in der BRD mit äußerster Brutalität. Das berüchtigste Bei- 
‚spiel ist der NPD-Krawall im Frankfurter Cantate-Saal vor einigen Jahren, wo. 
einige bürgerliche Demokraten, die in pazifistischer Absicht gekommen waren, 
von den NPD-„Ordnern‘ blutig zusammengeschlagen wurden. Es giht darüber. 
hinaus zahlreiche Beispiele, wo die Faschisten in dieser Weise vorgingen. 

So versuchte 2.B. auch 1971 nach der Verhinderung einer NPD-,„Großver- 
anstaltung“ (als,Redner war Thadden vorgesehen gewesen) durch 1.500-2.000 
Antifaschisten in Hamburg einen Haufen faschistischer Schläger in voller 
Kriegsbemalung nachträglich noch eine Schlägerei anzuzetteln. Die Faschisten 
wurden daraufhin durch die Straßen gejagt und — soweit sie nicht von der Po- 
lizei in ‚Schutzhaft" genommen wurden — gestellt und entwaffnet. Hier wurde 
aller ein Fehler gemacht; die Faschisten wurden mitsamt ihren Wale 

ten, Gu 


Bei den faschistischen Zusammenrottungen sind — um auf ein weiteres Ar 
gument der Liberalisten einzuschen — bisher auch In der Regel durchaus nach 
nicht „die Massen“ festzustellen, vor denen diese linksliberalen Kleinbürger 
en „Kampf der Argumente“ aufführen möchten. 


NA , ÜBER DEN SOZULIMPERIALISMUs SIND 
WIR uns A EiNig ‚ABER WAS HALST Du VON 
DER. WAHL DER OFFIZIERE DURCH DIE vor? 


Stattdessen sind auf den faschistischen Veranstaltungen fast immer die- 
selben vernagelten „harten Kerne“ anzutreffen, bei denen nicht lange Reden, 
sondern eine militante Abfuhr am besten anschlägt. 

Wir müssen die Faschisten als eine feindliche Armee betrachten und sie ent- 
sprechend behandeln. Ebenso wie im Kampf gegen eine feindliche Armee sind 
dabei Schlachten „um jeden Preis“, ass ungünstigen Bedingungen, 
zu vermeiden. Als Beispiel sei di “ erwähnt, die Anfang Mal in 
Hamburg, an einem Sonntag, wo kaum jemand auf den Straßen war, und ohne 
die geringste öffentliche Mobilisierung, unbedingt mit 40 Mann einen NPD- 
‚Parteitag‘ verhindern wollte. Mit dem Kopf gegen die Wand zu rennen, hätte 
dieselbe Wirkung gehabt. 

Im Kampf gegen eine feindliche Armee spielt neben der rein militärischen 
Seite (d.h. hier: die militante Auseinandersetzung, Verhinderung faschistischer 
Zusemmenrottungen, Entwaffnung und Bestrafung faschistischer Schläger) 
uch die politische Zersetzung des Gegners eine Rolle — und es wäre ein Feh- 
ler, diese Seite nußer Acht zu lassen. 
gibt durchaus Gelogenhelten, bei denen junge Menschen, die von der fa- 
schistischen Demagogie eingefangen worden sind. politisch angesprochen wer- 
den können und müssen, Dies darf aber der militanten Konfrontation nicht 
nige estellt werden, Bin entschlosenes antifaschistisches Auf- 
{roten int oft ein Hebel, um bei jungen Gefolgsleuten des Faschismus die ihnen 
ingeimpfte Mentalität von der — auch kräftemäßligen — Überlegenheit des Fa- 
schlumus aufzubrechen. Es ist selbstverständlich, daß wir in der politischen, 
Arbeit gegenüber solchen Leuten keinerlei Zugeständnis an den Antikommu- 
nlamus machen (‚Über die DDR sind wir uns natürlich einig’ 0.4.), sondern ih- 
nen offensiv entgegentreten und vor allem die arbeiter- und volksfeindliche 
Konsequenz Ihres Treibens aufzeigen 

Eu ist »0, daß wir alle Kampfmi 
sen, miteinander kombinieren müssen, ohne entweder die rein gewaltsame Sei 
te oder die rein ‚politische‘ Seite dabel einseitig zu betonen. . 


„ 


Hmmm: Spitzel 


Etwa 200 Personen besuchten die 
1.Mai-Veranstaltung der KB-Bezirks- 
zelle Altona am 24. 
haus-Gaststätte” 
Bahnhofstraße. 
Unter den Veranstaltungsteilnch- 
mern befand sich auch ein Herr im 
mittleren Alter, der sich interessiert 
handschriftliche Notizen macht. 
Wegen seiner Geschäftigkeit. war 
er bereits mehreren Genossen auf- 
gefallen, ohne daß etwas gegen ihn 


mattgesetzt 


ieren. Da man ihn jedoch nicht aus 
den Augen ließ, gab er es auf und 
verschwand. 

Hinterher erst wurde klar, daß 
er in der Gaststube weniger tele- 
phonieren als sich in die Gesellschaft 
eines zweiten (verdeckten) Spitzels 
begeben wollte, wie wir den ihm ab- 
‚genommenen Unterlagen entnehmen 
konnten. 

„„Bei den Unterlagen handelte es 
sich um zwei Mitteilungen und eine 


den Duning anweist, wen dieser mit 
dem Einsatz zu tragen hat 
‚Scholz hat Duning das Schreibe, 
Engler gleich beigelegt 


in den anhängenden Veranstal- 
fungsmitteilungen verschiedene Zei- 
ten (16,00 oder 18.00 Uhr) angege- 
ben sind, bitte zwecks Klärung mit 
der Rathaus-Gaststätte Verbindung 
aufnehmen, 

Die Veranstaltung dann in bürgerli- 
cher Kleidung überwachen. MV-Ein- 
tragungen fertigen. 

Herr Birkmann befindet sich 
Im Hause und kann dort bei beson- 
deren Anlässen erreicht werden. 


Scholz" 


rn Dimup 


per u 
Be oda 


u. 


Lane lea oem. 
Spitzel Anweisung INr. 1) 


Fo 00 Alan) 


on ra Free 


BEA en AT zu - 


ai Hamm 


Be 


rende 
er 
Bo 
Borsoffarud) 
a 


pn 


nr 


ee 


Anpar” euren 


Kernssketelgoen F- 


Gimme) 


em nr Are zuende 


am Partner fie 


Spitzel Anweisung (Nr. 2) 


ünternommen wurde. 

Als er kurz vor Ende der Veran- 
staltung den Saal verließ, folgten ihm 
einige Genossen und stellten ihn am 
Ausgang der Gaststätte, 

Der Herr wurde aufgefordert, Un- 
terlagen, die bei ihm bemerkt worden 
waren, herauszugeben, ebenso seine 
Notizen. Sichtlich überrascht über 
das plötzliche Auftauchen und die 
drohende Haltung der Genossen, ließ 
er sich seine Papiere aus der Hand 
reißen, bis auf einen Zeitel, den er, 
‚wenn auch beschädigt, retten konnt 
Wütend fuhr er die Genossen 
und fauchte: „Lassen Sie das sein; 
Sie wissen doch wohl, wer ich bin" 
(erraten!). 

Darauf ging der Spitzel in die 
Gaststube, um angeblich zu telepho- 


FASCHISTISCHER GEHEIMDIENST 
TERRORISIERT DIE BEVÖLKE- 
RUNG IN KASSEL 


Überall „wo wir hinkommen, ist Ru 
he.” Und: „So war braucht die Stadt 
sagte der Einsatzleiter der faschisti- 
schen „Abwehrorganisation Gerd 
MIHM und Sohn”. Und führte eine 
nachtlang eine militärisch gerüstete 
Übung zur Aufrechterhaltung von 
Ruhe und Ordnung in der Kasseler 
Innenstadt durch. 

15 uniformierte Faschisten der 
„privaten” Killertrupge, dazu sieben 
Funkwagen und Jünde, die aus 


Cuxhaven: 


Faschisten 


Vor einigen Wochen hatten Stader 
NPD-Faschisten einen Stand vorm 
Cuxhavener Kaufhaus Karstadt auf- 
‚baut, Die „Jungen Nationaldemo- 
raten“ (IN) "verteilten Flugblätter 
und sammelten auch noch für ihre 
Organisation Geld. Das war natürlich 
ein Anstoß für viele fortschrittliche 
Menschen, und als dann ein Arbeiter 
beim Anlassen eines ihrer Plakate 
von einem IN-Schläger Prügel bezog, 
kam es unter etwa 30 - 40 Jugend- 
lichen zu äpontanen Reaktionen. Man 
bildete einen Sprechchor und riel 
2.B.: „Nieder mit der braunen Pest! 
Viele Passanten beschimpften die IN. 
Die Plakate wurden abgerissen und 
ind immer mehr bedrängt 

’pten sich das. Prop 

und warfen es durch 
‚die nur mit 
wären, hatten 
es mit der Angst bekommen und 
‚die Polizei gerufen, die auch sofort 
mit zwei Wagen aufkreuzte und die 
Faschisten freundlich begrüßte, Man 


Photokopie des zu dieser Veranstal- 
tung aufrufenden Flugblatt; 
Die erste Mitteilung war an Herrn’ 
Du min gerichtet mit folgendem 
„Herrn Engler Bitte zur Überwa- 
‚Chung der Veranstaltung in der Rat- 
haus-Gaststätte in bürgerlicher Kl 
dung einsetzen und entsprechend im 
Wacheinsatzplan eintragen. 


Scholz 
Ab 16.00 oder 18.00 Uhr — 
de Uhr — bitte 


Die zweite Mitteilung ist eben- 
falls handgeschrieben und wie, die 
erste von dem gewissen Herrn 
$c holz unterzeichnet, Scholz ist 
‚offensichtlich der Vorgesetzte, der 


schen „wie kleine Kälber” übten auf 
öffentlichem Gelände „‚Häuserfron- 
ıbriegeln” und 


„Straßen durchqueren”. 

Wenn sich bislang diese faschist, 
sche Terrorgruppe auf „Objektschutz”" 
„Industriespionage” und „Bespitze- 
lung” (wofür Kapitalisten, pro_tau- 
send Arbeitnchmer jährlich 136.000 
DM _plus Spesen* bezahlen) „be- 
schränkt” hat, so gingen sie in die- 
ser jüngsten Nachtaktion dazu über, 
die nichtsahnende Bevölkerung zu 
terrorisieren, Ihr Übungsziel, im Rah- 
men einer Ausbildung für „‚Agenten 
im schobenen Dienst“ lautete: Wie 
umstellt man ein Haus? Wie durch- 
geht man eine Gasse? Diese Aufga- 
be wurde gelöst 


Spontane Aktion gegen 


I sich dann auch zwei Kollegen 
jeraus, um ihre Personalien aufzu- 


nehmen; gegen sie läuft inzwischen 
eine Anzeige. Als der verprügelte 
Arbeiter den Faschisten anzeigen 


wollte, sagten die Bullen damals 
nur: „Den kennen wir, da brauche 
ich Keine Personalien.“ Als dieser 
Kollege sich am nächsten Tag auf 
der Wache meldete, sgte man ihm 
„Eine Anzeige (genen den Faschisten) 
ge nicht, ‚vor, und auch seine Perso- 
alien sind unbekannt.“ 

Die spontanen Aktionen der fort- 
schritilichen Passanten gegen diese 
Faschisten waren noch unentschlos- 
sen; viele Menschen blieben pas 
Für die beteiligten Antifaschit 


Organisiert 
muß. Das 


Eine: anliegende Fotokopie des 
Flugblattes der Bezirkszelle Altona 
die ebenfalls dem Spitzel abgenom- 
men wurde, trägt die handschrifliche 
Eintragung! 

„Herrn ManfredF ri 12, 43 99 537". 
Als Engler vor der Gaststätte 
für angehalten wurde, befand sich 
ein zweiter — verdeckter - Spitzel 
währscheinlich der genannte Birk- 
mann, in seiner Nähe, vermutlich 
im Kneipen-Vorraum. Dementspre- 
‚chend haben wir davon auszugehen, 
daß jeweils der sich im Einsatz be: 
ndliche Spitzel durch einen oder 
‚mehrere „Verdeckte" geschützl wird, 
Bezirkszelle Altona 
KB-Gruppe Hamburg 


Gaststube, um angeblich zu telepho- | Offensichtlich der Vorgesetate, der | =” “er” mm 


m nn 


Auf Anfrage 


te der Kasseler 
Poßizeipräsident Mi 


jerbert Ahlborn 
(SPD): „Wir haben keine Möglich. 
keit, in“ die Maßnahmen (I) einer 
Privatfirma. (1!!!) einzugreifen. Der 
Einsatz war uns vorher bekann! 
‚geben worden”. Immerhin sei es aber 
noch möglich, daß das Gewerbeauf- 
sichtsamt (1!!!) etwas. beanstande. 
— Tatsächlich geschah von dieser 
Seite her gar nichts 

Hiermit wurde die Zusammenar- 
beit zwischen Staatsapparat und „pri- 
vaten” faschistischen Militärorganisa- 
onen wieder mal deutlich . 


Genossen der Bezirksorganisation, 
KB-Gruppe Hamburg 


[Entlarvung der Faschisten. 


Erfolgreiche Verhinderung 
einer Nazi-Veranstaltung 


Nach dem Protest gegen die NPD- 
Stände, wurde die für den 14. Mai 
peplante, Veranstaltung der NPD eine 

leite, Frühzeitig riegelten etwa 30 
Antifachisten den Eingang zum Ver“ 
anstaltungslokal ab und blieben ge- 
‚genüber allen Versuchen, die Demon. 
inzuschüchtern und die Ab- 
zu durchbrechen (u.a. auch 

lurch ‚einen zivilen Trupp der Poli- 
| tischen Polizei) konsequont und hiek 
schlossen. Trotz 


ein. Obwohl 


Aplter noch einige Pr 
schisten auf 


nteuerlichen Um: 
wen ins Lokal gelangen konnten, 
bleiben sie mit rund 13 Leuten doch 
unter sich und konnten ihre Versamm. 
hung erst mit Std, Verspätung und 
‚our in dieser kleinen Besetzung be- 
sinnen, Damit war zumindest er- 
reicht, daß die Nazis an diesem A, 
bend ihre Netze nicht über den 

genen Kreis hinaus an den Mann 
bringen konnten, . 


KB.Sympathiant« 
In Cuxhaven 


‚Saite 18 


‚Am 1.Mal rief das „Gewerke 
che Maikomitee” (in der 
‚Sympathisanten-Gruppe des KD mit 
arbeitet) mit einem Flugblatt auf, 
„Stoppt Löwenthal am 1,Mail" 
Der $D$ Hannover verteilte ebenfalls 
Handzettel ähnlichen Inhalts. Es galt 
‚die Provokation den gewerkschafts- 
feindlichen CGB (christlicher Ge- 
werkschaftsbund) _zurückzuweisen. 
der diesen Reaktiondr auf einer „Mai: 
Kundgebung” sprechen lassen woll 
te. Thema; „Freiheit In Gefahr.“ 
Aus dem Aufrufflugblatt ging her 
vor, daß ex sich hier um eine Hetz 
veranstaltung in faschistischem Sul 
handeln würde: die „Kritik an der 
SPD-Mitbostimmung‘, die der CGB 
hier verbrät, richtet sich nicht gegen 
‚die Mitbestimmungaillusion, die von 
SPD und Gewerkschaftsführung ver- 
breitet wird, sondern Ist Hetze gogen 
die Gewerkschaften überhaupt, ge- 
gen diese Sammelbecken „der Sy 
temverdnderer aller Schattlerungen, 
linksradikaler Agitatoren ‚und Ter- 
roristen.“ Selbst die reuktionären 
SPD-Gewerkschaftsfürsten sind un- 
ter diesen Prädikaten sogar miteinbe- 
zogen, wie etwa das „Handelsblatt”" 
andeutet: „Für die IG Metall wird 
die Gewaltanwendung (!) im Kampf 
um die Durchsetzung Ihrer Interessen 
zunehmend zum ganz selbstverständ- 


Men Meiken WirEh aim Künstier 
haus, 


wo. die Löwenthal-Veranstal 
tung. stattfinden sollte, etwa. 200 
Antifaschisten. Von Anfang an 
herrschte ziemliche Unklarheit über 
das konkrete Ziel der Aktion und 
die Art des Vorgehens. Ein Teil der 
Demonstranten propagierte die Paro- 
le „Faschisten haben kein Rede- 
rechlf‘, ein anderer Teil verhielt sich 
abwartend. 
's zeigte sich aber, daß auch der 
aktive Teil der Demonstranten nicht 
so radikal war wie sein Schlachtruf. 
Ex war gespalten in diejenigen, die 
schon im Saal Auf den Beginn der 
Veranstaltung warteten und die, die 
an der Tür Löwenthal abfangen woll- 
ten. Löwenthal erschien — und wurde 
„kampflos” durchgelassen. Lediglich 
Vorraum des Künstlerhauses rief 
ein Genosse: „Löwenthal - Faschist! 
Raus aus Hannover!” _Löwenthal 
drehte sich um und fragte: „Wer 
hat mich eben Faschist genannt? 
Ich werde Sie anzeigen!” Sprach's 
und drehte sich um und verschwand 
im Versammlungsraum. Im Vorraum 
hatte sich zuerst eine fast beiretene 
Stille ausgebreitet. Löwenthal war 
schon aus der Reichweite, als die 
Überraschung über sein freches Auf- 
treten überwunden war: die Demon- 
stranten setzten wütend ein: „Löwen- 
thal — Faschist! Raus aus Hanno- 
ver!” Die Chance, Löwenthal am 
Betreten des Saals zu hindern, war 
vergeben. 

Bis zum Erscheinen Löwenthals 
hatten nur vier bis fünf ältere Ord- 


nem. Seiteneingang 
hausen 


wagen der Polizei vor, aus denen | gewerkschaftlichen 1.Mai-Kundgebung in Hannover Hannover 
on der Öffentlichkeit kaum be- | Fer 
teens | Mildes Urteil gegen faschistische Schläger EEE 


Schläger über die Bühne, 
vor nunmehr gut drei Jahren an di 


Krawallen der „Aktion Widerstand 
in Würzburg beteiligt waren, Am 31 
‚Oktober 1970 hatten sich einige ta 


send Faschisten in Würzburg zu 


Oberhetzer Löwenthal 
am 1. Mai in Hannover 


scheinbar friedlich Polizisten mit 
Dienstmötzen und ohne „Kampf- 
Ausrüstung” stiegen 


in Algenzeuge berichtet 
„Nur wenige vor dem Künstlerhaus 
bemerkten die (anderen) Bullen, die 
durch die Einfahrt neben dem Haus 
liefen. Ich rief: „Bullen am Selten- 
eingang!” und rannte hinterher. Die 
Bullen waren schon durch einen Kel 
lereingang ins Haus. Ich lief auf den 
Hof und auf die Terrasse, die hinter 
dem Löwenthal-Saal lag. Drinnen war 
unwahrscheinlich laut, Löwenthal 
kam gar nicht zum Reden. Einmal 
hörte ich ihn in dem Krach rufen: 
„mit einem Zitat von Kurt Schuma- 
cher: Die Kommunisten sind 
lenkt von einer feindlichen Macht. 
der Rest ging in Pfeifen und Rufen 
unter. Aber richtig los ging es erst, 
als er schrie: „Rote Faschisten! 
‚Die Saalordner wollten eine Schiebe- 


Maikundgebung des Christlichen Gewerkschaftsbundes (CGB) 
Gerhard Löwenthal: „Freiheit in Gefahr” 


Radikale prügeln Professoren 


Te da du 
renden Farm Wii Jen Ve'bandılunianaren dos BGB man ch 


für zuziehen, um unsere Leute, die 
hinten saßen, auszusperren. Da kam 
es zu Gedrängel, aber noch nicht 
zu Schlägerei. Platzlich sprang eine 
Tür auf, die Bullen stürzten’rein und 
‚knüppelten auf alle, die hinten saßen 
und standen, Sie schlugen sofort auf 
Köpfe und Schultern der Demon- 
stranten und trieben sie zur Saaltür 
raus. Wir schlugen die Fenster von 
‚außen ein und brachen die Terrassen- 
für auf, damit einige auch da raus- 
konnten. Vor der Saaltür standen 
nämlich auch Bullen, die allen, die 
da rauskamen, noch einen auf den 
Kopf ‘oder ins Kreuz verpaßten.” 

Nach der Räumung des Saals 
durch die Bullen wurde vor dem 
Künstlerhaus Bilanz gezogen: ein 
Juso hatte eine klaffende Platzwun: 
de am Kopf, ein etwa 60jähriger 
ÖTV-Kollege war als Rädelsführer 


bezeichnet und brutal geschl 
worden, ein Mädchen war auf der 
Treppe vor dem Künstlerhaus fest 
genommen, in einen Seitenraum 
gezerrt und dort brutal von zwei 
Bullen zusammengeschlagen worden. 

Später zogen etwa 12 Mann im 
Demonstrationszug durch die Stadt 
zum Unabhängigen Jugendzentrum 


Kornstraße unter Rufparolen wie 
„Löwenthal — Faschist! Raus aus 
Hannover!“, „Deutsche Polizisten 
schützen die Faschisten”, „Pollzei 

SA - SSI" 

Kommunisten: einig gegen die Fi 

schisten!' 


Im UJZ Kornstr. wurde über die 
‚Aktion diskutiert. Nachdem Zeugen- 
aussagen aufgenommen wurden 
eine Sache, der wir zu wenig Bedeu- 
tung. beigemessen haben (!) — wur- 
de versucht, die Ursachen des vor 
läufigen Mißerfolges zu erkennen 
und das Auftreten Löwenthals und 
die Rolle des CGD richtig einzu- 
schäizen. Gerade in Hannover ge- 
lang es dem „Christlichen Metall- 
arbeiterverband” bei VW einige Be- 
Triebsratsposten zu ergattern. 

Es wurde der Vorschlag gemacht, 
die Aktion nicht einfach so im San- 
de verlaufen zu lassen, sondern die 
sen antifaschistischen Ansatz fortzu- 
führen. Es wurde dazu eine weitere 
Diskussion angesetzt. 

Zu dieser Diskussionsveranstal- 
tung erschienen 24 Personen. Wich 
tigste Frage war: „Was tun, wenn 
Löwenthal wiederkommt?" Die 
Militanteren vertraten die Ansicht 
„Faschisten haben kein Rederecht!" 

Der gegensätzliche Standpunkt 
war relativ pazifistisch und prinzi- 
piell dagegen, ein erneutes. öffent- 
liches Auftreten eines Faschisten nach. 
Möglichkeit zu verhindern. Dieser 
Widerspruch konnte in der ersten 
Sitzung nicht geklärt werden. 

Wir verstehen es als Aufgabe, 
innerhalb der Hannoverschen Linken 
für größere politische Klarheit über 
die Fragen des antifaschistischen 
Kampfes uns einzusetzen und nach 
Möglichkeit für den nächsten Lö- 
wenthal-Besuch in Hannover Ende 
Mai entsprechende Vorsorge zu tra 


gen. 

Am 3.Mai verküfidete die „Hanno- 
versche Presse”, der DGB wolle prü- 
fen, ,,ob er möglicherweise Sırafan- 
trag gegen den CGB und unter Um- 


ner vor der Tür des Versammlungs- 
raumes gestanden, während vor ei 
des Künstler- 
zwei Ziilfshrzeuge mit je 
uniformierten Polizisten stan- 
‚den. Kurz nach dem Eintreffen Lö- 
wenthals fuhren mehrere Streifen 


.$ negen mehrere faschisti 


‚ständen auch gegen die hannoversche 
Polizei erhebt.” Das halten wir aller- 
dings für bloßen Theater-Donner der 
Gewerkschaftsführer, wenn man z. 
B. bedenkt, daß ihre eigenen Partei 
‚Kumpane (SPD) für den Polizei-Ein- 
satz verantwortlich sind und Ober- 
hetzer und Faschist Löwenthal nach 
wie vor Mitglied des DGB ist (und 
zu dessen Gründungsmitgliedern in 
Westberlin gehört). Der, hannoversche 
DGB vermied auch, auf den provoka- 
torischen und faschistischen Charak- 
ter._der..CRR-Veranstaltune. hinze 


„Unverhältnismäßigkeit der Mittel“ 
des Bullen-Terrors gegen „vermeint 


VE EEE 


Dieses provokatorische Flugblatt verteilen die CGB-Leute auf der 


Sympathisanten des KB, 


Entführung” inszeniert hatte, um 
ie Schuld auf die „Baader-Meinhof- 
ruppe” fallen zu lassen. (Rieger be- 
kam in jenem Prozess drei Monate 

it Bewährung - val. dazu AK 36, 


kreis der CSU”, Verfasser einer idio- 
tischen rassistischen Broschüre. Er 
stand zuletzt im November vor Ge 
richt, als Helfer des braunen Profes- 
sors Rubin, der 1971 seine eigene 


Ven 


wohlhabender Gönner diese Su 


Zu derer Verantahung und So eingeladen. Kommen Sa, dam we u über dan Onnstichen Grwet: | ter der CGB-Veranstaltung. hinzu- 
a a ne el eräseR | weisen, sondern beklagte listig die 


liche Störer”. . 


J. Rieger wegen Körperverletzung 
3500 Mark, Flöter 3000 Mark wegen 
oß gegen das Verammlungsge 
setz (diese Geldstrafen tun den Fa- 
schisten nicht weh, woll irgendein 

men 
zweifellos aus dem Kleingeld-Porte 


ner Kundgebung der „Aktion Wid 
stand” getroffen, Nach dieser Kund 
ebung waren faschistische Horden | 
stundenlang durch Würzburg gezogen. 
um Jagd auf einige Gegendemon- | 
stranten und auf kritische Bürger der | 
Stadt zu machen. 

Die Bourgeoisie ist offensichtlich 
bemüht, die Würzburger Nazi-Krawal 


ie in Vergessenheit ruhen zu lamen 


und die nun einmal notwendigen Pro- 
‚schlos wie möglich 
um nach außen das 
demagogische Bil) von den „gefährb- | 


zeme 0 i 
durchzuziehen, 


losen Rechtsradikalen” m 
erhalten. 
Vo 


jericht standeı 
1 
son Bruder Peter 
ger ist von diesem braunen Kl 


der bekannteste 


fast jeden 
randes Mitglied fascl 
‚ohen wie „AKON" und 


monnake zahlen wird), 100 Mark gegen 
Hans Günther, der gerufen hatıe 
Brandt an die Wand”, Freipruch 
P. Rieger 
“ein weaniicher Tal der Ankla 
ven auf, Körperverletzung fiel offen 
Bar unter den Tisch, da sch Polar 
sten fanden hier einmal wirklich ganz 


Freund und Helfer”!), die behaupte 
ten, es habe gaı 


Keine Gewaltt 


Heinz Flöter 
ns Günther, Jürgen Rieger und deb 
Rieger. Jürgen Ale: | 

latı 

Als faschistischer 
Schläger in voller Kriegsbemalung bei 
NazKrawall dabei, füh 

stischer Grüpp 

wunder 


keiten gegeben. 
N 


| 
als einzige bürgerliche Zeitung 
führlicher über den Prozeß bei 
te, weidlich ausgeschlachtet 


Stelle höhnisch zugb! 
mals in Würzburg 
Zusammenstöße” gegeben, 

Die Faschisten werden gegen di 
Urteil Ben 
‚noch 
daß die 


Justiz sl 


Dies wird von der 
Deutsche Nachrich. 
Februar), die wohl 


hie 
wäh 
tend dasselbe Hetzblatt an anderer 

es habe da- 
ige kleinere 


einlegen und es ist 
mal ausgeschlossen, 
dann. heimlich. 
stillund leise völlig freisprechen wird, 
© | unten) auf allen Vieran, 


Welch ein Gestank! 


Kripo breitet 
ihre schmutzige 
Wäsche aus 


Grunert begrüßt Strauß als Gast auf 
‚dem BDK-Kongreß im Dezember 1971. 


In einem Vortrag vor leitenden Krk 
po-Leuten im September 1972 mach- 


ie Hamburgs KripoChef, Bertling, 
die launige Bemei „Es gibt bei 
uns Sach ter, die wissen alles 


besser. Die gehören am besten in den 
Gasofen.” 

Diesen „Schere“ trug der Vor- 
sitzende des „Bundes Deutscher Kri- 
minalbeamter" (BDK). Grunort, an 
die Öffentlichkeit. „Weil ihm sein 
Gewissen als Bürger Keine Ruhe ließ”, 


wie Springers „Hamburger Abend- 
blatt” am 27./28.4.74 zu melden 
wußte 


Der BDK-Chef mit dem zarten 
demokratischen Gewissen ist uns al 
lerdings kein Unbekannter mehr. Als 
im Dezember 1971 in Hamburg ein 
BDK-Kongreß stattfand, sagte Gru- 
mert in seiner Rede, daß die 
werkschaften „die Wurzel allen Übels" 
und „die Totengräber unseres Staates” 
seien. Mit von der Partie war da- 
mals übrigens CSU-Boß F.J. Strauß. 
(Vpl. AK 14,8. 3) 

Als Grunert Bertlings faschistoi- 
des „Witzchen” bekannt gemacht hat- 
te, verließ sich Bertling zunächst auf 
die „Verschwiegenheit” seiner „Un- 
tergebenen” und die Unterstützung 
seines Vorgesetzten, Polizei-Präsident 
Redding (SPD): Bertling bestritt alles 
und klagte seinerseits den Grunert 
wegen Verleumdung an. 

‚Redding gab. Bertling zunächst 
‚ohne weiteres Recht, und Grunert 
bekam eine Disziplinarstrafe, weil er 
„das Ansehen der Polizei geschädigt” 
habe: er sollte ein Dreißigstel seines 
Bruttogehalts (rund 2000 DM mo- 
natlich) über ein Jahr hin verlieren. 

Grunert (von Springer-Presse und 
CDU kräftig unterstützt!) ging vor 
Gericht und setzte sich durch. Die 
aufmarschierten Kripo-Zeugen mach- 
ten zwar überwiegend eine klägliche 
Figur (von 50 Zeugen bestätigten 
mur neun die Äußerung Bertlings, 
20 hatten „nichts gehört” und 20 
meinten, die Äußerung sei „in ganz 
anderem Zusammenhang” gemeint ge- 


ofen” x0 gefallen 
freigesprochen. 
Iber disziplinarische Konsequen- 


zen gegen Bertling wurde bisher nicht 
gesprochen. Grun 

Pressemeldungen 2: 
denersatz”" zahlen lawen, . 


80 sehen Amtifasehlsten Ihn beson- 
ders gern: „Qaoten-Bertling” (links 


Faschistischer Mordanschlag auf türkische Arbeiter! 


‚Am $. Mai '74 wurde in Norderstedt 
bei Hamburg der türkische Arbeiter 
Danis Nesset von faschistischen Schlä- 


gern - im Auftrag des türkischen Ge- 
neralkonsulats — lebensgefährlich ver 
henat 


Danis war zusammen mit einer 


schen Arbeitervereinigung’  gekom- 


men, um an den für diesen Tag ange- 
setzien Vorstandswahlen. teilzuneh- 
men. Die Faschisten vom türkischen 
Konsulat, die bisher die ‚Arbeiterver- 
einigung' vollkommen beherrscht hat 
ten, fürchteten zu Recht, diesmal von 
ihren angemaßten Vorstandssitzen ab- 


löst zu werden. 
Vom Konsula bestellte und auf 

gehetzie Schlägertrupps verweigerien 

‚den Anti-Faschisten den Zugang zum | 


Versammlungsraum — und stürzten 
sich schließlich, mit Stöcken und Tot. 
schlägern bewaffnet, auf Danis und 
seine Kollegen. Der Konsulatsattache | 
selbst hatte mit dem Ruf „Jeder, der 
‚seinen Gott hebt, soll die Kommuni- 
sten töten” — das Startzeichen für 
‚den (mchitischen Überfal gegeben, 
Die konsulatshi cen schlu- 
‚ren Waffen auf 


her bezeichnet hatten!) 
Danis Nesset wurde besonders übel 


zugerichtet: Die Faschisten zertrüm- 
merten mit mehreren Schlägen seine 
Schädeldecke — und ließen nicht ein- 
mal von ihm ab, als er bereits zusam- 
mengebrochen am Boden lag. 
Mehrere türkische Demokraten er- 
litten 2.T. erhebliche Kopfverletzun- 


gen. 

‚Als die Faschisten die Demokraten 
aus der Norderstedter Gaststätte ge- 
trieben hatten, rückte die Polizei an. 
Die Polizisten ließen sich von Konsu- 
Iatsvertretern (den Faschisten also!) 
über die Ereignisse „informieren“ — 
und verhafteten auf deren Geheiß hin 
fünf Anti-Faschisten, die wie Danis 
Nesset geschlagen worden waren. 

Die faschistischen Schläger und 
Mörder aber wurden von den Bullen 


im der Gaststätte abgeschirmt — und 
schließlich sogar zu den Kleinbussen 


Bremen: 


Mit den Faschisten diskutieren? 


Im April fand in der Bremer Stadt- 
halle eine Zusammenrottung der 
„Jungen Nationaldemokraten”, Ju- 

tion der neofaschisti- 


te, statt ihnen militant ent- 
egenzutreien. 

Die „KPD/ML” hatte zur Verhin- 
derung "der JN-Veranstaltung aufge- 
rufen und stand mit etwa 50 Leuten 
vor der Stadthalle. Wenig später tra- 
fen noch etwa 150 KBW-Leute ein, 
die zuerst unschlüssig hin- und her 
liefen, weil ihre Führung sie bis da 
hin über das weitere Vorgehen im Un- 
klaren gelassen hatte 

Während die „„KPD/ML"-Leute und 
andere Antifaschisten sich formier- 
ten, um die Faschisten abzudrängen, 
fuhr der KBW einen, Lautsprecher 
auf, um einen Vortrag über sein Pro- 
wramm und über das angeblich „rich“ 
ge Vorgehen” gegen die Faschisten 
zu halten, Alles lief darauf hinaus, 
mah dürfe die Veranstaltung der IN 
nicht verhindern, denn das wäre „un- 
demokratisch”; „. Wir dürfen una nicht 
zum Schiedsrichter über die Massen 


Faschist im Öffentlichen Dienst . 


Dr, Wilhelm Stäglich, Richter 
Finanzgericht in Hamburg, ist Mit 
glied der NPD. Von woichen Vögeln 
Pht es im Staatsapparat viele, und 


@® ist bekanot, daß der „Exiremk 
temerla" mich! gegen sie, and 
ausschließlich gegen Linke gemacht 
und angewandt wird 

Richter Syäglich allerdings zwang 
den Staat, sich öffentlich mit. ihm 
zu beschäftigen, In der faschistischen 
zei in Kuropa” (von der 
Italienische Genossen behaipten, daß 
sie Kontakt zu faschistischen Mord. 
und’ Terrorbanden in Nallen hat) 
hatte Sräglich die KZ's und Tode 


lager der Nazis ins „rechte Licht 


gelotst, mit denen man sie vorher her 
Angekarrt hatte,.Mit Hilfe der went- 
deutschen Polizei konnten die Faschi- 
sten entkommen, ohne daß die Na- 
men der Mörder ermittelt werden 
konnten. Mehr noch: Bin Rechtsan- 
walt, der korrekte Ermittlungen ver- 
Ianfie, wurde von den Polkten eo 
schlagen. 


Die Vorgeschichte: 
Am 21. April wurden die | 
Konsulatsvortreter abgewählt | 

In der ‚türkischen Arbeilervereini- 


ging‘, die nur dem Namen nach et- | 
was mit einer Interessenvertreiung | 
| 


det Arbeiter zu tun hat, kann nach 
der Satzung jeder türkische Kollege 
Mitglied werden, 

Bisher wurde jedoch der Verein 
als Einrichtung des faschistischen tür 

:hen Konsulats in Hamburg. ge- 
führt — mit der offenkundigen Funk- 
tion, die türkischen Arbeiter zu be- | 
spitzeln und gleichzeitig mit Hilfe ei- | 
niger ‚Freizeit-Angebote' ruhigzu hal- | 
ten. 

Der Vorstand wurde vom Konsu- 
lat eingesetzt und machte eine ent- 
sprechende ‚Politik‘: Ein bischen Mu- 

, ein wenig Sport...etc. 

"Aufklärung und Unterstützung der 
türkischen Arbeiter bei den zahl- | 
reichen Problemen, die sich ihnen 
hierzulande stellen, wurde nicht ge- 
währt. 

Um diesen Zustand zu ändern, wa- 
ren in den zurückliegenden Monaten 
zahlreiche fortschrittliche Kollegen 
dem Verein beigetreten. 

Am 21.4.74 waren ca. 300 Kolle- 
gen Han der Jugend (im Hamburg. 

t.Georg) zur offiziellen Versammlung 
des ‚Arbeitervereins’ zusammenge- 
kommen. Die türkischen Demokraten 
übten massive Kritik an der’faschis- 
tischen Konsulatspolitik; sie forder- 
ten die demokratische Wahl «eines 
neuen Vorstands, der aus ihren Rei- 
hen gestellt werden sollte, sie forder- 
ten, daß der Verein zu einer Organi- 
sation gemacht werden müßte, die 
sich konsequent für die Interessen 
der türkischen Arbeiter und ihrer 
Familien einsetzt (d.h., daß er sich 


(? 1 aufspielen und durch Verhinde- 
rung einer faschistischen Veranstal- 
tung den ‚n die Entscheidung 
‚abnehmen. "Stattdessen möge man in 
die Veranstaltung hineingehen - was 
auch einige KBWler tatsächlich nach 
Entrichtung von einer.DM Eintritts- 
geld für die NPD-Kasse taten — und 
dort die Faschisten nach ihrer Mei- 
mung zur Wählbarkeit der Offiziere 
‚durch das Volk und zur Abschaf 
fung de indirekten Steuern befragen 
| ‚nders groß scheint beim KBW 
das Interesse am antifaschistischen 
Kampf sowieso nicht zu sein, da 
nur 150 KBWier erschienen waren, 
während der KBW in Bremen sonst in 
‚der Regel 400 bis 500 Demonstran- 
ten auf die Beine bringt. Die geringe 
Beteiligung diesmal ist wohl Folge 
| einer Politik, die mit penetranter 
Blindheit die faschistische Gefahr 
ieugnet und selbst Wahlsiege der 
CDU noch als untröglichen Beweis 
für die „Linksentwicklung im Volk” 
feiert, 
| ,..ES wäre richtig und — vor allem 
bei stärkerer Mobilisierung — auch 
möglich gewesen,“ die faschistische 
Zusammenrottung zu verhindern und 
damit klar. die Entschlossenbeit zu 
zeigen, den Faschisten mit allen 
Kampfmitteln den Weg zu verlegen 
statt durch Zahlung von 
eldern auch noch die NPD zu stär- 
en. . 


Bremer Sympathisanten des KB 


tücken versucht: das „Wachperso: 

nal” — $S-Mörder! — sel „nachsich- 

tig” gewesen, die Häftlinge seien mit 

Flaschenmüch wohlversörgt worden 

und die Verbrennungsöfen hätten nur 
Drotbacken gedient 


In einem , Digziplinar-Verfahren 
wurde Stäglich „verurteilt“, auf zwei 
Jahre 10% seines Lohns einzubüßen, 
waa ihn wohl bei seiner Gehaltsklanse 
nur mäßig treffen dürfte 

Hexenjagd nach link 
nach rechts selbst gegen 
nigorn des faschistischen Massen 


e Politik 
wehrhaften Demi 


des — das it 
SPD vertre 
kant 


um die Probleme des Arbeitsplatzes, 
der Wohnverhältnisse und der Schul 
ausbildung der türkischen Kinder 
kümmert). Auf dieser Versammlung 
gelang es den Arbeitern einen Ver- 
wammlungsleiter aus ihren eigenen 
Reihen zu bestimmen (auch das war 
bisher nicht Praxis: Regie führte 
immer das Konsulat). 

Die Konsulatsverireter erkannten 
recht bald, daß ihnen hier die Felle 
wegschwimmen würden. Stimmung 
Und Kräfteverhälins waren wo, daß 
sich die Wahl eines ant-faschistischen 
Vorstandes und die Festlegung der 
‚oben skizaierten Aufgaben nicht mehr 
verhindern ließen. 

Als Ausweg biieb den Faschisten 
nur die Provokation: Sie zettelten 
‚eine Schlägerei an, um unter diesem 
Vorwand die Polizei rufen zu können 
und die Versammlung auflösen zu 
lassen. 

Obwohl die Schlägerei längst be- 
endet war, als die Bullen eintrafen, 
ordneten die Konsultatsvertreier die 
Räumung des Saales an — was von 
der sozialdemokratisch geführten Po- 
izei auch prompt ‚erledigt‘ wurde. 

Für die nächste Sitzung der Ar- 
beitervereinigung‘ hatten sich die 


„Antifaschisten, die Faust geballt — gegen Faschismus hilft nur Gewalt! 


Diese und andere. antifaschistische 
Parolen riefen 400 bis 600 Demon- 
stranten, die am 17. Mai durch her- 
metische Abriegelung des „Hamburg- 
Hauses” in Eimsbüttel (einem Ham- 

 Arbeiterviertel) eine geplante 
NPD-Veranstaltung zum Ihema 
„Kommunismus — Kapitalismus? 
Nationale Solidarität” verhindeı 
Nach. zweistündiger Belagerung 
mierten sich die Antifaschisten zu 
einer spontanen Demonstration 
durch den Stadtteil, wobel sich er- 
staunlich viele Anwohner mit ein- 
reihten (die „Rote Fahne” der 
„KPD” berichtei sogar von 800 De- 
monstranten). 


Getragen wurde diese Aktion von 
‚der Eimsbüttler Bezirkszelle des KB, 
der Eimsbüttel-Gruppe des RB) und 
des KJV (Jugendgruppe der „KPD"), 
zwischen denen es zuvor zu Ab- 
sprachen kam. Mit von der Partie 
waren auch etwa 30-40 Leute von der 
„KPD/ML”, eine kleine „Beobach- 
iergruppe der DKP (in sicherer In 


tanz - versteht sich), vom KBW 
ward niemand gesehen. 

Zur Taktik: Es gab zut Veranstal 
tung keine öffentliche Mobilisterur 
im Stadtteil, stattdessen „von-Muni 
zu-Mund-Propaganda”, um das Über- 


Konsulatsvertreter bewußt einen ab- 
gelegenen Ort (die Kneipe ‚Zum tie 
fen Brunnen‘ in Hamburg-Nörder- 
stedt) ausgesucht, wo sie die Radika- 
en‘ von anpeworbenen "Schlägern 
fertigmachen lassen wollten. 


Lügen in der bürgerlichen 
Presse-wie üblich 


Während der sozialdemokratischen 
„Morgenpost“ der faschistische Über- 
fat von Norderstedt ganze 15 Zeilen 
wert war (siche nebenstehender Ab- 
druck), machten die Springer - Jour- 
nalisten daraus eine ramistisch. ge- 
Arbte Story 

Wie „wilde Kampfhähne“ hätten 
sich „ulralinke Kommunisten und 
‚gemäßigte (!) Rechte” gegenüberge- 
standen... „Wenn einer schief guckt 
fl, it's Prügel“ „Der pro - fa- 
schistische Polizel-Einsatz war nach 
dieser Darstellung geradezu geboten, 
da der durch zerschlagene Fenster“ 
scheiben pfeifende Wind „die er- 
'regten Türkengemüter (!} nur unvoll- 
‚kommen abfkihlte 
(Ham burger Aben 65.74) 


Da insgesamt die Vorgänge vom 
5. Mai vonder bürgerlichen Presse 
heruntergespieit und die Tatsachen 
völlig auf den Kopf gestellt worden 
waren. zum anderen immer noch fünf 


raichungmoment auf unserer Seite 
zu haben. Die eigentlich geplante 
Sprengung der Veranstaltung „von 
innen”, wurde kurzfristig zugunsten 
einer Äbriegelung des gesamten Ge- 
bäudes. aufgegeben, weil die Anti- 
faschisten Eimsbüttels in viel zu 
großer Zahl erschienen waren (womit 
Wir gar nicht gerechnet hatten), 
‚Angesichts der massiven Abrie 
gelung erschienen die Bullen in 
großer Besetzung: Hundertschaften 
der  Bereitschafispolizei in voller 
Kriegsbemalung, Wasserwerfer, Groß- 
raum-Gefängniswägen („Grüne Min 
a”) und über 20 Sireifenwagen. 
Angesichts der breiten Öffentlich- 
keit — einige hundert Anwohner be- 
bachteten das Geschehen von Bal- 
ikonen, Fenstern und Gehsteigen her 
wagten die Bullen offenbar nicht, 
die Abriegelung mit Brachialgewall 
aufzubrechen. Stattdessen warteten 
sie auf die einbrechende Abenddäm- 
merung und die Auflösung der Ak- 
ion, um dann . relativ ungestört 
auf „Fischfang zu gehen, d 
knüppeln und zu verl 
schlossene ,‚Abrücken” 


machte je- 
‚doch den Bullen einen Strich durch 
die Rechnung 


Die Bullen waren von der sponta 


Anzeii 


Kampf dem Faschismus 


Nachdruck von Texten der Kommunisten aus den zwanzi- 
‚ger und dreißiger Jahren zum Thema Faschismus 


munsten der 
Schon 1921 


Aquila 
in di 


wistorfinden 

rsuchung bek 
1 abe 

Der Rote Aufh 


Neben den konkreten Untersuchung 
keit erscheint es uns besonders wichtig. 
ernsthafter und gründlicher auch mit den Untersuchungen der Kom 
und dreißiger 
de 
Band nachdrucken, in der Zei 
die damals landläufipe Fehleimschätzung de 
heute noch hei kleinbürge 
durch eine konkrete und 


über die hew 
daß wir uns heute wieder 


Jahre 
en Schr 


auseinandensetzen. 


ft wir als erkten Beitrag 


ng ‚Kommunistische Inier 
Faschimus 
The 


ichen Faschumu 


DM 6,50 


bedroht waren, war eine 
ntlichkeitsarbeit seitens 


itnehmerverbandes 
e.V. Hamburg und Umgebung — 
hatten sich in einem Lokal ver- 
‚sammelt, zu der Schlägerei kam 
es, als draußen 30 weitere Tür- 
ken Flugblätter mit sozialisti- 


legen selbst kamen am 6. Mai Ver- 
treter mehrerer fortschrittlicher west 
deutscher und ausländischer Organi- 
sationen zusammen, um über ge- 
eignete Schritte zur gegenseitigen 
Unterstützung zu beraten. 

Ein von türkischen Kollegen vor- 


gelegter Fiugblatt-Entwurf fand 
allgemein Zustimmung und wurde 
am darauffolgenden Tag (vom KB, 
KBW_ und der „KPD") in deutscher 


und türkischer Sprache vertei 
den (das Flugblatt) unterzeichnenden 
Organisationen wurde zugleich die 
Bereitschaft ‚erklärt, „eine Aktions- 
einheit zur Unterstützung und Soli- 
darität mit den türkischen Arbeitern 
zu bilden.“ (Flugblatt, vom 7.5.) 

Während wir in den Gesprächen 
erfolglos vorschlugen, zunächst eine 
Informationsweranstaliung zu machen, 
führten KBW und „KPD/ML“ eine 
Demonstration durch, die mit kaum 
250 Teilnehmern (darunter etwa 100 
ausländische Kollegen), selbst ge- 
messen an der geringen Stärke‘ die- 
ser beiden Gruppen in Hamburg ein 
Reinfall war. . 


‚nen Demo derart über 
mit Martinshorn und Blaulicht kreuz. 
und quer durch den Stadtteil 
Mitzten und auf diese Weise für un- 
sere Demo noch mehr Öffentlich. 
keit schafften. 


Am U-Bahnhof Schlump gab es 
eine kurze Abschlußkundgebung. Mit 
dem Gesang der „Internationalen” 
wurde die Aktion” beendet. Leider 
blieb noch ein Teil der Demonstran- 
ten eine Zeitlang vorm Bahnhof 
stehen, statt sich schnell zu verdünni- 
sieren. So hatten die jetzt erst er- 
scheinenden Bullen Gelegenheit, 
nen 2. blutigen Knöppel-Überfal 
auf die Genossen zu machen. Es war 
ein böser taktischer Fehler unser 
Genossen, nicht entschieden genus 
für eine schnelle und restlose Auf- 
Msung der Kundgebung geiorgt zu 
aben. 


scht, daß sie 


olitischen Fehler hal- 
ten wir es, dab während der Absper- 
rung. die "Fasc läutlinge, die 
vor den Ketten herumlungerten, 
relativ ungeschoren bleiben — trotz 
eines für uns günstigen Kräftever- 
hältnis. Es ist blanker Liberalismus 
und Pazifismus,‘wonn die Genossen 
sich wegdrehen, während sie von 
den Faschisten angepöbelt werden. 
Diese Leute hätten einen anständigen 
Denkaettel verdient. 


Die „Rote Fahne” (der KPD“) 
schrieb, "daß KIV und „KPD“ zur 
Aktion „aufgerufen” und RBJ und 
Kb sich „angeschlanen“ 

Auf der kurzen Schlußkui 
der Aktion sprach ein, KIV-Y 
ter von der „Initiatire” se \ner 


‚Für einen 


Organlsation. Wir halten s0 etwas 
für eine unangebrachte und der tat- 
siehlichen 

abträgliche, 


Vinheit in der Aktion 

Konkurrenzsüchtige 
Ing“ der eigenen Organisa: 
n, daß die Genomen 
« solldarlich und ent. 


Aktlon mitge 
« Eifersichteleien el 

gentlich nicht nödlg hätten .. zumal 
wenn es den Tatsachen (wie in die 
sem Fall) nicht mal entspricht. Eine 
‚oiche „Berichterstui sollte man 
getrost der „KPD/ML" überlamien, 
die mit pubfizistischem Geschrei und 
Schwindeloien ihre tatsächliche Be 
deutungslosigkeit kaschieren muß. 
. 


Kundgebu 
Faschist vi 
Nordhorn — 


Zunehmende Faschistentätigkeit 


Am 27, April trat der ehemalige 
Bundeworsitzende der NPD, Adolf 
von Thadden, zum Auftakt des nie- 
dersächslschen Wahlkampfes in Nord- 
horn auf, Das ist eine Provokation sor 
wohl genen die Nordhorner Bevölk- 
kerung als auch gegen die im zweiten 
Weltkrieg vom Hitler-Faschismus ter- 
roriserte niederländische Bevölke- 
ung. Im Bundestagswahlkampf 1969 
erteilten Nordhorner und niederlän- 
dische Antifaschisten der grenznahe.. 
‚Gebiete dem braunen Adolf eine tat- 
kräftige Abfuhr: sie drangen in den 
Veranstaltungssaal ein und zwangen 
den Neofaschisten-Boß zur Flucht 
durch die Hintertür. 

Gegen den Auftritt von Thaddens. 
am 27.4, wurde eine Kundgebung vor 
‚dem Veranstaltungssaal organisiert, 
die allerdings nicht so_ erfolgreich 
verlief. Gegen die eiwa hundert 
Kurüigebungsteilnehmer waren vier 
Hundertschaften Bereitschaftspolizei 
aufmarschiert. Zumindest eine Grup- 
ps von zehn meist ‚Jugendlichen 
Faschisten. versuchte, die Kundge- 
bung mit. dem Sprechchor: „Fegt 
hinweg den roten Dreck!” zu Stören; 
später versuchten sie, ihren fascht 
stischen Mist in Diskussionen an den 
Mann zu bringen. Bei allen Mängeln 
und der nicht sehr großen Teilneh- 
merzahl muß. doch hervorgehoben 
werden, daß diese Nordhorner Ge- 
nossen und demokratischen Jugend- 
lichen. nicht vor den Faschisten zu« 
rückgewichen sind. Dagop 
DKP+ und SDAJ-Führer w 
erbärmliche Rolle: trotz a 
Versprechungen der SDAJ, kräftig 
für die Kundgebung zu mobilisieren, 
beteiligte sie sich nicht an der Aktion, 
sondern ging ihren „eigenen Geschäf. 
ten” (u.a. Wahlkampf) nach. 


Faschistische Aktivität nimmt zu 


Von Thadden, witterte, offenbar. ‚in 
Nordhorn die Chance, den Unmut 
breiter Teile der Bevölkerung mit 
den bürgerlichen Parteien und dem 
Staat (Kampf gegen den Bomben- 
abwurfplatz Nordhorn-Range, Poli- 
zeieinsatz usw.) und mit der sich 
verschlechternden Lebenssituation. 
(vor allem auch vieler Bauern) we- 
nigstens teilweise auf die faschisti- 
schen Mühlen zu lenken. Auch hier 
‚diente das _NPD-Standard-Mo; 


nigstens teilweise auf die faschisti- 
schen Mühlen zu lenken. Auch hier 
diente das NPD-Standard-Motto: 
„Die Bonner Altparteien haben ver- 
gt, jetzt hilft nur noch die NPD! 

Wie die NPD und andere faschi- 
stische Horden „.helfen", ezigen ein 
ge Beispiele aus der ungeheuer zu 
nehmenden Faschistentätigkeit in 
Nordhorn; 

Ein Nordhorner Jugendlicher be 
richtete, am Sonnabend vor 
Ostern von einer Faschisten-Truppe 
verprügelt wurde, eine Strafanzeige 
gegen die Faschisten wurde abge- 
wiesen, weil es ja „keinen Sach- 
schaden gegeben habe, 


Zwei linke Jugendliche bezeichneten 
einpaar Faschisten als Faschisten, 
Daraufhin reichten die Faschos eine 
Verleumdungsklage ()) ein, die na 


en 
Fradden in 


ürlich behandelt wird. 

Ein linker Schüler (KB-Sympathi- 
sant) wird von faschistischen Jugend- 
lichen regelmäßig mit der Geste des 
Halsabschneidens und dem Ruf „A u- 
sch wita" „begrüßt”. Die Faschi- 
reits einmal auf; 
= rechtzeitig Infor 
miert — schützte sich durch gemein- 
samen Heimweg mit ca. 20 weiteren 
‚Jugendlichen, 

Außerdem gab es zahlreiche (1 
schistische Schmierereien, u.a. an 
Freibad, Gymnasium, Betrieben, neu- 
‚em Vechte-Wehr. Daraus eine Aus- 
wahl: „Zick-Zack — SoziPack! ", 
„Königsberg heim ins Reich", „Fegt 
hinweg den roten Dreck!”, „Freiheit 
für Heß!“ 

Schon bei den letzten Kommunal- 
wahlen gab es ähnliche Angriffe: 
Der Eingang des DKP-Büros wurde 
mit NPD-Plakaten verkleistert, die 
Briefkästen mit NPD-Material voll- 
gestopft. Der Nordhorner NPD-Boß 
unternahm. damals einen jämmerli- 
chen Versuch der Distanzierung, als 
er die ganze Aktion der DKP selbst 
in die Schuhe schieben wollte. Außer- 
dem wurde mit einem Luftgewehr 
ein Anschlag auf die Wohnung des 
2. ‚DKP-Vorsitzenden Blumenstein 
verübt, wobei eine Scheibe zu Bruch 
ging. 

Auch eine Plakatwand der „Ju- 
gendinitiative Nordhom’” wurde nicht 
von Schmierereien verschont. 

Neueren Datums ist ein Flugblatt 
„Kampf dem Bolschewismus” des 
jundes Volkstreuer Jugend” in der 
für Nordhorn äußerst hohen Auflage 
von 4.000 Exemplaren. Diese offen 
faschistischen "Vögel schreiben u.a. 
ganz ungeniert: „1945 wurde der 


‚nordische Herrenmensch von ‚sammenhang wird auch der Vergleich 
Hunnenhorden aus dem Osten zu mehreren politischen Entlassungen 
siegt", In letzter Zeit sind auch meh- | bei verschiedenen Hamburger Groß- 
vere Flugblätter der faschistischen Or- | betrieben gezogen ... 
ganisation „Deutsch-Völkische Ge- | Wie beurteilen Sie diese Frage? 
meinschaft DVG)" in Nordhorn ver- | uk: Bei diesen Enii n — kon- 
teilt worden. ‚kret bei mir wie auch bei HSW, HDW, 
Jüngst unternahm ein Jung-Fa- | Texaco, Broschek usw. — sollte man 
schist auch den vergeblichen Versuch, | jedoch nicht verkennen, daß es in die- 
über eine Kandidatur in den Rat des | sen Fällen nicht um gewerkschaftli- 
en Jugendzentrums zu kom- | che Arbeit an sich geht, 


Offe 
men. Immerhin brachte er es aber auf 
40 Stimmen. 


Rechtsentwicklung des „Stern’’ 


Interview mit einer entlassenen Redakteurin 


© sozlaliberale" Einst 
und nicht nur als bloße Image-i 
mit der gefeuerten Redakteurin, 


Bezirkszelle St. Pauli, KB/Gruppe Hamburg. 


Frage: Wie der „Solidarität“, einem 
Hamburger Towialten inf, vowie 
letzten Ausgabe unserer Zein 
zu entnehmen it, sind Sie wegen 
„einseitiger Manipulation“ aus der 
„Stern“-Redaktion gekündigt worden. 
Wie beurteilen Sie diese Kündigung? 
uk: Man muß sie ganz sicher im Zu- 
sammenhang einer größeren. politi- 
schen Flurbereinigung im Stern" se- 
hen, Es wurden nicht nur zehn weite- 
re Entlassungen angekündigt, sondern. 
vier Kollegen sind schon aktuell von. 
Kündigung ‚bedroht. Im „Stern“ ist 

also eine regelrechte Säuberungsw 
ie bereits in vollem Gang. Sie wird na 
türlich offiziell nicht als solche: bes 
zeichnet, sondern mit ;‚tedaktioneller 
Umstrukturierung” erklärt. Allerdings 
hat der Chefredakteur dem Blatt, das 
sich selbst als „fortschrittlich-iberal 
‚charakterisiert, bei dieser Gelegenheit 
eine „differenziertere“ Linie verord- 
net 

Ich galt in der Redaktion von je- 
her als Linke; das Blatt geht aber 
mehr und mehr nach rechts, Da sollte 
angesichts dieser Pläne ein Exempel 
statuiert werden. 
Frage: In dem schon erwähnten Jour- 
nalisten-Info heißt es, Sie seien haupt- 
‚sächlich wegen Ihres aktiven Einsat- 
zes als gewerkschaftliche Vertrauens- 
frau gekündigt worden; in diesem Zu- 


Das Wesentliche ist der Charakter 
dieser gewerkschaftlichen Arbeit:kom 
sequent die Interessen der Belegschaf- 
ten zu vertreten, in diesem Zusam- 
menhang auch Mängel in der jeweili- 
‚gen Betriebsratsarbeit sowie der Pr. 
xis der eigenen Gewerkschaft aufzu- 


——— — 
(vor allem auch vieler Bauern) we | ——— | 


‚Anonymer Hetzbrief gegen Ge- 
nossen 


Am Vormittag des 27.4. erhielt jener 
Genosse, dem die Faschisten schon 
einmal aufgelauert hatten und der 
sich an der Organisierung der antifa- 
schistischen Aktion beteiligte, peı 
Post einen anonymen Hetzbrief ins 
Haus. Aus diesem faschistischen Mach- 
werk übelster Sorte zitieren wir im 
im Folgenden einen Satz zur Kost- 
probe: „Nur I Jahr Nationalsozie- 
limus und die Unis sind frei vom 
Roten Unrat und die BE ER DE 
(Bundesrepublik Deutschland) wird 
von Untergrundarbeit gründlich ge: 
sluber.” . 


KB/Gruppe Oldenburg 
mit Unterstützung Nordhorner Ge- 
nosen 


Aufruf des Schweizer Chile-Komitee 


Chtle-Komitee-Winterihur 
Postfach 759 
CH-M401-Winserthur/Schweiz. 

Tel. 02.223618/Di u. Do.ab 18.00) 


Winterthur, 12.5.1974 
Kollegen, 
Nachdem im vergungenen Jahr der 


VERTRETER DER MILITÄRJUNTA 
BBT DER TAGUNG DES INTERNA 
TIONALEN ARBEITSAMTES! 

MR Bisen Dich in Burn 1 Paaatı 
tionen hinzuweisen, daß auch 
Delegierte des DGB an dieser Tagui 
ieinchmen werden. Wir hoffen, daß 
diene Delegierien eindeutig und un- 


teressen der Belegschaf- 
ten zu vertreten, in diesem Zusam- 
menhang auch Mängel in der jeweili- 
sen Beirichsratsarbeit sowie der Pra- 
xis der eigenen Gewerkschaft aufzu- 
zeigen, das Ist für die Unternehmen 
das Entscheidende. 

Hier soll eine fortschrittliche und 
linke, an den Interessen der Kollegen 
orientierte gewerkschaftliche Arbeit 
iquidiert werden. In dem Bereich der 
Presse kommt dann noch der beson 
dere Aspekt hinzu, daß Journali 
‚die im Gegensatz zu den Kollegen in 
den Industriebetrieben nicht Öl oder 


Elemente” aus den Redaktionmtu- 
ben entfernt werden, wenn ul nicht 
widerspruchslos und ohne große Dis- 
kussion Meinung im Sinne derer ma- 
hen, die sie bezahlen. 
Gowerkschaftliche Aktivitäten 
spielen bei willkürlichen Maßregelun- 
sen oder Entlassungen von Journall- 
sten erst in zweiter Linie eine Rolle 
Frage: Es hat schon früher Entlassun- 
‚sen in Blättern mit ähnlichem An- 
ıpruch wie dem „Stern” gegeben. 
Und auch Ihre Kündigung hat eindew- 
täg den Charakter politischer Zensur. 
Sehen Sie darig eine Entwicklung? 
uk: Der Rechistrend im „Stern“, der 
sich schon seit längerem ankündigte 


= Dar den 4 
Schaan Perlen die AI > ÜTÄL | und jetzt systematisiert wird, I na- 
ven Gurfie, wird zur die Ta.) den LESERBRIEF 


gung des 
ternationalen Arbeitsumtei 
Anfang Juni in Genf auch eine Deie- 
gation der chilenischen Faschisten 
erwartet. Diese Delegation wird dort 
auftreten als Verwrerer der ehllenk 
achen Arbeiterkian 

Dies int nicht nur eine Provoke- 
tion für die Kollegen in der Schweis, 
jondern für die ganze Gewerkschafts 


wegu 
Die Chte-Komites in der Schweiz 


Am & Juni wird in Genf eine De- 
monstration gegen die Anwesenheit 
der chilenischen und griechischen De- 
legation natıfinden, die des Ergebnis 
der anlaufenden Mobilisierung zusam 
menfassen soll 

Wir würden es begrüßen, wenn Ihr 
als Organisation, Heiriebagruppe, Ver- 
trauenslewtekörper oder Gewerk 
ichafıssekuion Bwre Solidarität mit 
dieser Kampagne und unseren Forde 
rungen ausdrücken würdet 


verbreiten gegenwärtig eine Resol | Korespondenzen, Resoturionen 
ion zur Lage der Arbeiterbewegung | uw. erreichen uns über die oben ge 
In Chile und der Forderun nannte Adreme. . 


SCHLUSS MIT DEN VERFOLGUN- 
GEN! FRBIHRIT FÜR ALLE POLL 
TISCHEN GEFANGENEN! KEINE 


Mi volidarischem Gruß 
‚Chite-Komitee-Winterihur 


Nach einer Demonstration zum 
Schlump bin ich moch einmal ins 
Haus gegangen, wo. ca 
zwöll NPD-Häuptlinge 
Verlasen des Hauses 
waren. Zwischen den beiden in- 
wangstüren gab es ein kurzen Ge 
spräch zwischen dem Einsatzleiter 
‚der Bullen und dem NPD-Oberhäupt 
ing, das ich belauscht habe 

detwa “ 
Heute vormitiag hatte ich 
noch einmal ein Gespräch mit Dr. 
(Name ist mir anhalten) Im Pr 


Zusammenhang erf 
all der Redakteure, die die statutmäl 
‚der „Stern"-Redakteure beim 
betrachten. Inzwischen gelang es uns, 


Stahl, sondern eben Meinung = und | He” he und deal as Joume 
zwar ie ganz werte = piode: | I Mur noch beschränkt einst 
Kran ac aaa 


jort nehmen 
Küspert, ein Interview zu machen. 


{ürlich kein Einzelfall. Gerade die s0- 
zialdemokratische oder der SPD we- 
igstens nahestehende Presse it schon 
seit einiger Zeit dabei, ihren bisher 
gen noch fortschritlichen politischen 
Standort aufzugeben (es sei da nur 
an die Berichterstattung zur RAF er- 
innert!), Bei dieser Bewegung „zur 
Mitte” — wie das so schön heiß — 
wurden in diesen Zusammenhang be- 
reitseine ganze Reihe fortschritlicher 
Kollegen gefeuert. So hat es im „Spi 
gel“ regelrechte Entlassungswellen ge- 
geben, aus denen ich nur mal das Bei- 
spiel Otto Köhler nennen will, der in 
seinen Kolumnen beispielsweise kriti- 
sierte, daß in der Sprachregelung der 
bürgerlichen. Presse Streiks. jeweils 
„drohen“, während tatsächliche An- 
fe auf die demokratischen Grund- 
rechte stets verniedlicht werden. 
Dann gab cs auch so einen Fal 
wie den von Eckart $poo, Münchner 
Korrespondent der „Frankfurter 
Rundschau” („FR“) und Bundesvor- 
sitzender der Deutschen Journalisten 
Union (dju) in der IG Druck und Pa- 
pier. $poo sollte, sozusagen stellver- 
\retend für alle Journalisten, die exem- 
plarische Lektion erteilt werden, daß 
es geradezu „lebensgefährlich“ ist, 
wenn man als Journalist auch nur duk 
det, daß die poliisch-ökonomischen 
Wechselbeziehungen speziell des Pres- 
sebetriebes, für den man arbeitet, ei 
nerkritischen Darstellung unterzogen 
werden: er flog raus, weil er als Her- 
ausgeber des Buches „Die Tabus der 
bundesdeutschen Presse“ einem der 
@-Autoren eine entsprechende „FR"- 
kritische Fußnote nicht wegzensiert 
hatte! Spoo ging bis vors Bundesar- 
beitsgericht und muß jetzt von der 
FR” wieder als Kofrespondent be 
schäftigt. werden. Er wurde jedoch 
dei dieser Gelegenheit in die Provinz. 
nach Hannover abgeschoben. 
Besonders bezeichnend aber finde, 
ich den Fall Udo Leuschner, der Lo- 
kalreporter im „Mannheimer Morgen“ 
war. Leuschner hatte zu offensicht- 
Yen (auf Amekztsghan.nn 
Besonders bezeichnend aber finde 
ich den Fall Udo Leuschner, der Lo- 
kalreporter im „Mannheimer Morge 
war. Leuschner hatte zu offensicht- 
lich auf demokratischen Positionen 
beharrt_ und zwar sowohl nach innen 
in bezug auf den Redaktionbetrieb, 
wie auch nach außen in seiner Bericht 
erstattung. Der „Mannheimer Mor 
gen“ feuerte ihn, wobei einer seiner 
Vorgesetzten - wenn auch „mur" 
mündlich — die Katze aus dem Sack 
ließ; Leuschner mußte weg. weil er 
fast jedes Thema durch eine linke 
Brille” sähe und deshalb als Journa- 


Das zeigt doch deutlich, wohin die 
Reise geht: als Journalı 


ähnliches wie selbsttätiger Knet au 
sein, der sich stets in die jeweils ge- 
wünschte politische Form bringt, wo 
bei „linke“ unter Androhung von 
‚Kündigung verboten it 

Ingwischen wird der By 
fast. nur noch als politisc 
fung mißbraucht, der man heute 
nicht nur in den Redaktionsstuben 
bereits dann aungesotzt 
„nur“ auf die stets so lauthals vo 
kündeten Prinzipien der Rechtmtaat- 
lichkeit, auf die „demokratischen 
Spielregeln“ pocht. Viele,-und ganz 
besonders meine Berufskollegen se- 
hen in politischen Kündigungen wie 


dium, der zwar auch mit Störungen 
rechnete, aber nicht in diesem Aur 
maß. 

Einsatzleiter: Ja, Sie müssen aber zu 
‚geben, daß Sie mit dieser Anzahl von 
Störern auch nicht gerechnet haben. 
Faschist: Ja, das stimmt. 
Einsatzleiter: Aber es steht Ihnen ja 
frei, alsbald. wieder eine Verantak 
Tung au machen. 

Faschist: Ja, natürlich, wir haben so: 
wieso nach mehrere geplanı. 
Einsatzleiter: Dann werden wir auch 


den erwähnten — sofern sie sie über- 
haupt als solche begreifen — günstig. 
stenfalls Einzelereignisse. Deshalb hal- 
eich es für notwendig, jede Gelogen 
heit für den Hinweis zu nutzen, daß 
6s sich hierbei um eine inhaltlich zu- 
sammenhängende Entwicklung han- 
delt, die Ausdruck und Motor des po- 
iitischen Klimas insgesamt ist und 
die jetzt spürbar an Tempo und Schär- 
fe zunimmt. 

Frage: Wie sieht es denn mit dem 
„fortsehritlich-iberalen" Image 
ach Innen aus? Blätter wie der 
„Stern“ sind stolz darauf, daß sie Re- 
ktionsbeiräte und Starute haben. 
Wie funktionieren diese Einrichtun- 
‚sen, wenn Entlassungen wie die Ihre 
anstehen? 

uk: Redaktionsstatut und Redakık 
onsbeirat verhindern Entlassungen 
ebensowenig wie den „kalten“ Rechts- 


jprecher des Beirates erklärte 
auf einer öffentlichen dju-Versamm- 
lung einfach, &s gäbe keine politische 
Säuberung des „Stern“. Und in mei- 
nem Fall teilte der Beirat schriftlich, 
t, er habe die Inhalte der Kündi- 
ung gar nicht zu prüfen. Um zu die- 
sem Ergebnis zu kommen, hat der 
Beirat zwar zwei Gespräche mit dem 
‚Chefredakteur geführt, mich jedoch 
nicht angehört. Als das eingangs er- 
wähnte Hamburger Journalisten-Info, 
erschienen war, hatten die Beiräte es 
alle nach mir zu ru- 
fen und mich einem hochnotpeinli- 
chen Verhör zu unterziehen. 

‚Auch wenn in anderen Fällen mehr 
Gesprächsaufwand betrieben and die 
Betroffenen bzw. von Kündigung be- 
‚drohten Kollegen sogar angehört wur- 
den, ist der Redaktionsbeirat vom 
Grundsatz her stets seinem eigenen 
Selbstverständnis wie auch der ihm 
zugemessenen Funktion gefolgt; er 
fungiert als Instrument und public re- 
lation-Agentur von Chefredakuion und 
Verlag. Als Beleg mag ein Ausspruch, 
des Beirat-Sprechers auf der öffentli- 
chen dju-Versammlung. gelten, der 
die versammelten Kollegen wissen 
ließ: „Die Chefredaktion ist des Dis- 
kutierens müde. Ein Naturschutzpark, 
kann bei uns nicht errichtet werden. 
Frage: Welche Lehren sind Ihrer Mei- 
nung mach aus Ihrem „Fall“ zu zie- 
hen? 
uk: Obwohl ich meinen Job verloren 
BT NET RE 

Frage: Weiche Lehren sind Ihrer Mer- 
mung nach aus Ihrem „Fall“ zu zie 
uk: Obwohl ich meinen Job verloren 
habe und — da der Betriebarat meiner 
Kündigung nicht widersprochen hat 
am 30. Juni wahrscheinlich auf der 
Straße liegen werde, weil ich als Jour- 
nalistin sicher so schnell keine Arbeit 
finde, ist mir klar geworden, daß eu 
sich hier erst mal nicht um eine pri- 
vate, individuelle Sache handelt 
Deshalb habe ich auch von vorn- 
herein die Diskussion mit den Kolle- 
gen gesucht, „Fälle“ wie den meinen 
kann man ersi verstehen, wenn man 
den Zusammenhang untersucht, aus 
den Erfahrungen anderer lernt, eige 
ne Erfahrungen mitteilt 
Ich halte ex für richtig und not 
wendig, demokratische Positionen zu 
gen - und zwar nicht verein- 
zeit und im stillen Kämmerlein oder 
der „inneren Emigration“, sondern 
da, wo man arbeitet und gemeinsam 
mit den Kollegen. Wir dürfen un 
nicht einschüchtern lassen, auch went 
es schwer fällt 

‚Obwohl mit diesen Interview wahl 
scheinlich um die Ohren gehauen wird, 
weil $ie eine kommunistische Zei 
tung sind, halte ich en für notwendig 
und legitim, jede Möglichkeit zu nut- 
zen, auf die Gelahr von rechts auf- 
merksam zu machen und ihr enige- 
wenzutreten. . 


zur Hamburger Antifa-Aktion am 17. Mai 


hier noch einen „Fachausdruck", 
‚der mir aber auch entfallen ist — Ir 
endwie eine flexiblere Taktik an 
wenden) 
Faschist: Für Ihren hervorragenden 
Einsatz nochmal herzlichen Dank 
Andere Faschisten-Häuptlinge be- 
dankten sich ebenfalls beim Hinsatz 
leiter per Handschlag und lobenden 
‚Außerungen über den Kinsata. der 
Polizei . 


räumlich besser abıperren (er nannte 


Ein Genome 
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‚Forts, Irland 


halten’: %,Die Armes wird 10 lange 
und In solcher Stärke im Land 

ben, wie es die Situation erfordert" 
(Welßbuch, 5.6). Wer entscheidet, wie 
lange die Situation eine Stationierung, 
der Truppen erfordert, liegt auf der 


Hand. Erst im Februar dieses Jah- 
res wurde das Truppenkontingent 
weiter erhöht 


Die Forderung nach Abschaffung 
der Special’ Power Act hat-eben- 
falls keinen Niederschlag im „‚Weiß- 
buch” gefunden. Unter anderem Na- 
men („Gesetz zur Inhaftlerung von 
Terroristen") soll es in Zukunft so- 

ir verstärkt angewendet werden, 
Weiterhin son "Nordirland eine Ver- 
sammlung, („Assembly”") bekonimen, 
die aber keine wesentlichen Rechte 
hat, denn alle wichtigen Ressorts 
wie; Außenpolitik, Verteidigungs- und 
Sicherheitspolitik, Notstandsgesetze, 
Ernennung hoher’ Richter und Beam- 
ter etc. werden weiterhin von der 
Londoner Regierung verwaltet, (Weiß- 
buch, 8,8) 

An diesen wenigen Punkten ist 
schon zu schen, daß das „Weißbuch” 
nicht den Interessen des irischen Vol- 
ikes, sondern der Erhaltung der briti- 
schen Herrschaft über Irland dient 
Deshalb wurde das „Weißbuch” von 
der revolutionären Bewegung in al- 
Non Punkten abgelehnt 

Die im „Weißbuch”” geplanten 
‚Veräinderungen” wurden z.T. schnell 
die Tat umgesetzt. Am 1.1.74 über. 

nahm die neugebildete „Exckutive” 

in Belfast ie Regierungsgeschäie 

Die bürgerliche Presse feierte dies 

als den,„bisher bedeutendsten Schritt, 

die Unruhen, die das Land seıt Jahr- 
zehnten zerreißen, auf politischem 

Wege zu lösen.” (Welt: 22.11.73). 

Zynisch wird „übersehen, daß es 
Zynlsch wird „übersehen, di 
nicht die „Unrühen” sind, di 
Land „zerreißen”, sondern der 


Fr 
einer Koalition protestantischer und 
kathollscher, Polltiker geführt. wer- 
den.” (Welt: 22.11.73). 

Doch werten "Usters Kathob- 
ken” („Welt”,2.1.74) wirklich mit? 

Sechs der insgesamt elf Sitze der 
neuen Regierung, also die absolute 
Mehrheit, werden von den protestan- 
tischen Unionisten gestellt. Vier Res- 
sorts bekommt. die katholische „so- 
zialdemokratische Arbeiter Partei.” 
(SDLP). Ein Ressort fällt der Alli- 
anz Partei (Partei des, katholischen 
und protestantischen Mittelstandes) 
zu. „Ulsters Katholik 
nicht mit, sondern dienen In der neu- 
en Regierung nur als Statisten, 
„Um jedoch die zu erwartende Un“ 
Tuhe über eine neue protestantische 
Regierungsmehrheit zu dämpfen, han- 

Ite Whitelaw einen Kompromiß 
mit den Verhandlungspartnernaus, der 
die Einsetzung vom vier weiteren 
> — Exeku- 
fiimitgliedern vorsicht, von denen 
die SDLP zwei, die Unionisten und 
die Allianzpartel je einen stellen wer- 
den”. (Weit 22.11.73). 

Hier gibt selbst die bürgerliche 


Presse zu, daß es sich bei der „Er- 
weiterung der ing” um nichts 
anderes als ein Täuschungsmanöver 
handelt. 


Auch die im „Weißbuch” ange- 


der Zwischenzeit 
perfekte Sache. Nach „langen und 
schwierigen Verhandlungen” wurde 
im Dezember 73 von Cosgrave (Iri- 
sche Republik), Faulkner (sechs G 
schaften = Nordirland) und Heath ir 
ildung des „Ge- 

hlossen. 
Auch dieses Abkommen war für die 
bürgerliche Presse unseres Landes ein 
„Zeichen der Hoffnung” (Weir; 
1212.73). 

Und derselbe Gerry Fitt (Führer 
der Sozialemokraten-SDLP), 
nos im August 71 davon, sp 
nicht mehr über die Rückkehr zu e 
ner normalen Politik zu reden (1). 
r G. Pitt ist jetzt Vizepräsident 
neuen nordirischen „Exckut 
0.) und sagte zu dem Sunning. 
‚bkommen: „Wir haben in SS 

scher Geschich- 
2.12.73), Und 
das, obwohl noch immer über 800 
Menschen in Gefängnissen und KZs 

interniert ind, Der „G 

Rat” hat die Aufgabe, 
‚gend katholische Repußlik Irland und 
das überwiegend protestantische Nord: 
h, AK) einander 


‚näherzubringen, ohne sie unterein. 
ander zu verschmelsen“ (Welt! 
10.12.73). 
Die wirklichen Aufgaben des „Ge: 
irischen Rates” faßt di 
vom 14.12.73 recht deutli 
men: Der Irliche Ri 


harmonliierende Funktionen...unter 
Wahrung der britbchen Interenien ao 
üben”, Außerdem soll er „den Ex 
fremisten beider Lager den Wind aus 
den Segeln nehmen” („Zeil”, 
1412.73 

Der „United Irishman”, Organ der 


’»| Dublin. Gerade zu dieser Zeit lief 


Official Sinn Fein, vom Januar 74 
sicht in dem Ziel des Irischen Rates 
‚einen weiteren formalen Schritt, um 
die wirtschaftliche Zusammenarbeit 
zwischen den sechs und den 26 Graf- 
schaften unter Führung der Kapltall- 
sten und ihrer internationalen Ver 
bündeten zu verbessern (Verglelch- 
bar mit den bei uns so bejübelten 
Ostverträgen). Mit anderen Worten, 
die Ausbeutung der irischen Arbeiter 
und des irischen Reichtums, im Nor- 
den wie im Süden, soll koordiniert 
werden. „Zu keiner Zeit werden die 
Internierungen erwähnt, Nirgends ein 
Wort über die Unterdrückungsgesetze 
der Briten,...keinen Vorschlag, daß ir- 


Patrouille der Official IRA 


zu, Die Bourgeoisie hatte ihr Alibi 
und ihr Ziel erreicht 

Der britische‘ Imperialismus nutzt 
also alle Mittel, um seine Macht in 
Irland zu halten, Er wird sich frei 
willig nie zurückziehen. 


Wirtschaftsimperialismus 


Warum versucht der Imperialismus. 
unter allen Umständen seine direkte 
Herrschaft über Nordirland, seinen 
Einfluß im Süden und die Spaltung 
der irischen Arbeiterklasse aufrecht“ 
zuerhalten? Irland ist nicht, wie uns 
die bürgerliche Presse gern weisma 


Aufbau einer 


Führung. 


Der Zeitpunkt ist richtig für den 


revolutionären 
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vermeidlich wegen werden, ° 


(Quetie: Auszüge au 


tische Erkiwung‘ ser ma (ol r 


genderwas zur Verbesserung der 
Mehrheit des irischen Volkes getan 
werden sollte... überhaupt keine Er- 
wähnung der Wiedergutmachung, der 
ungeheuren Schuld, die England dem 
Volk der sechs Grafschaften durch 
seine ungeheuerliche Einmischung in 
deren Angelegenheiten _ schuldet” 
(„United Irishman”, Jan. 74) 

Neben der offenen politischen 
und militärischen Unterdrückung ent- 
faltet der britische Imperialismus 
auch faschistische Untergrundarbeit. 
Besonders bekanntgeworden ist hier 
die sogenannte „Littlejohn Afl 
Die Brüder Keith und Kenneth Littie- 
‚john wurden vom britischen Geheim- 
dienst nach Irland geschickt, um Ter- 
roraktionen im Namen der IRA gegen 
das Volk zu unternehmen. Sie hatten 
„schwarze Listen” mit Namen von 
Zum Abschuß freigegebenen IRA- 
‚Führern. Auf ihr Konto geht der bis- 
her größte Bankraub der 
Geschichte. der „der IRA ange 
werden sollte. Ein anderer Fall 


ist 
der Bombenanschlag auf die Trans 


portarbeitergewerkschaft und eine 
Buskantine im Dezember 72 in 


die Debatte über die Notstandıgesotze 
(auch  AntiiRAdesetz genannt), 
nach denen jeder ohne Heweis fest 
senommen werden kann und dans 
seine Unschuld beweisen muß, Im 
Parlament ın Südirland. Der An 
schlag forderte zwei Tote und 74 Ver 
itzte und wurde der IRA angelastet 
Anfangs gegen diesen Gesetz einge 
stellt, änderte die Opposition Im 
Parlament nach diesem Anschlag Ihre 
Meinung und stimmte dem Gesetz 


‚chen möchte, eine „grüne Insel” ohne 
jegliche Reichtümer. In Irland befin- 
sich die größte Zink- und Blei- 
mine der Welt bei Navan, Europas 
größte Untertage-Zink/Bleimine bei 
Silvermines, eine der größten euro- 
schen Kupferminen und die fünft- 
arößte Quecksilbermine bei Gort- 
drum. Die Minen befinden sich 
hauptsächlich in den Händen der ka 
nadischen, Firmen „Northgate Ex 
ploration” und der „Mogul Interna- 
tonal Lid". Die Aktien der „North 
Exploration" stiegen von 1958 
1970 um 2700 %, der Netto- 
winn, den die Firma allein bis 
1983 (dann ist die Mine voraussicht- 
lich erschöpft) aus der Tynaghmine 
ziehen wird, beträgt 459 Mio, DM. 
Die „Mogul Mines Cooperation” hat 
.B. In der Kupfer/Bleimine bei Avoca 

Gewinn vom 81 % (!) des Um: 


mizen 

Vor Irlands Küsten lagert ein 
„breites Areal“ (MP-Sprecher) von 
Erdöl und Erdgas, für das die zum 
größten Teil der britischen Resierune 
gehörende BP einen Antrag auf Kx- 
lorationslizenz bei der irischen Re: 
wierung stellte 

Ein anderer „Naturschatz” sind 
„intelligenten, arbeitumen und 
treuen Menschen dieses Landes” 
(Broschüre des Ministry of 
merse), 

„Hohe Arbeitslosigkeit (durch 
schnittlich neun Prozent, in einigen 
Gegenden über 40 %), abergute Schul 
bildung (sehn Schuljahre, Kleine Klas- 
sen) garantieren reichlich vorhandene, 


die 


Com 


nur selten krank felorn, Das kut eine 
Lage, wie sie sich die Unternehmer 
In aller Welt wünschen.” (Anzeige 
des Ministry of Commerce/Belfast), 


Die internationale 


Presse über 
d 


Wie in jeder Kolonie versuchte der 
Imperialismus auch in Irland die in- 
dustrielle Entwicklung möglichst ge- 
Hing zu halten, und das Land nur als 
Rohstoffquelle zu benutzen. n 
stand das Bemühen der irischen Bour- 
geoisie, eine nationale Industrie auf- 
zubauen, wozu sie sich zeitweise mit 
den revolutionären Bauernmassen ver- 
bündete. (Den gleichen Widerspruch 
kann man auch in den Ländern der 
„3. Wei im Nahen Osten be- 
Sbachten) 

Durch die erzwungene Teilung 
Irlands 1921 trennte man die In- 
‚dustrie im Norden von der im Süden. 
Damit wurde den 26 Grafschaften 
zunächst jegliche Basis der industri- 
ellen Entwicklung entzogen. Die iri- 
sche Bourgeoisie versuchte durch 


Politik scheiterte aber an der völligen 
Abhängigkeit der Republik vom briti- 
schen Markt und den britischen Bi 
ken. Außerdem wurde durch 
Teilung, das weiter industrialisierte 
Ister" (Nordirland) von seinem 
Binnenmarkt abgeschnitten. Die da- 
raus folgende Ausrichtung auf den 
britischen Markt hatte eine Speziali- 
sierung zur Folge. Durch die Ansied- 
lung von neuer Industrie und das Ver- 
schwinden der traditionellen Industrie 
vergrößerte sich die Reservearmee 
an Arbeitskräften enorm. 


Industrieansiedlung in Irland 


Wenn die irische Bourgeoisie aus- 
ländisches Kapital nach Irland lockt, 
verfolgt sie damit mehrere Ziele, 


ing der irischen 
Wirtschaft wird voran getrieben. 
> Der von den ausländischen Kapi 
talisten an die irischen. Ar 
zahlte Lohn erhöht die K: 
raft des Inlandmarktes. 
> Die ausländischen Imperialisten 
werden an der Fortdauer der Aus- 
beutung des irischen Volkes 
teiligt, 
Da de 
Zeit noch ünerschöpflich ist 
Landwirtschaft, in der noch 30 % 


— machen sich in diese 


Kapitalisten untereinander in Irland 
kaum Konkurrenz, 
Den ausländischen Kapitalisten 


wird bei der Industrieansiedlung eine 
„aroßzügige Unterstützung” gewährt 
i; Subventionen für Inudstrieland 
und Fabrikgebäude bis zu 100 %. 
Die ausländischen Kapitalisten braı 
chen also nur in die extra für sie e 
bauten Fabriken einzuziehen. 
2. Subventionen für Maschinenparks 
bis zu 50 % 
3. 15 Jahre völlige 
für Gewinne a 
Kapitalisten 
produzierten Waren auch wi 
tieren, heißt das 100 Fige Steuer- 
reiheit. Danach folgen fünf Jahre 
mit. weiteren Steuererleichterungen. 
In einigen Gebieten (z.B, im In 
dustrieansiedlungsgebiet Shannon) be- 
steht bis 1990 völlige Steuerfreiheit 
Dadurch spart ein list, der in 
der BRD bei einem Gewinn von 27 
Mio. Pfund etwa zwöll Mio. Mund 
Körperschaftssteuern bezahlen müßte. 


Steuerfreiheit 
Da die 


Blige, feine Arbeinkräfu, di, 
weilsie um ihre Arbeitsplätze bangen, 


diesen Betrag in Irland, 


4. Köstenentschädigung für Personal: 
schulung. Vor allem im Norden sind 
sogenannte „Trainingszentren” ein- 
gerichtet worden, wo die Jugendli- 
chen Arbieter 9 
‚abe in einer 


ie Kapfialisten 
Idete Ar- 
nur einen 


men sind einmal wieder die Arbeiter, 
die, nämlich, veleren se Ihren Ar! 

itsplatz, wegen der großen Spe- 
zuiserung keine neue Arbeitsstelle 
finden und damit völlig von der au: 
ländischen Firma abhängig Ist. 
Dis Manchinenparks sowie die für 
die Produktion benötigten Grund- 
stoffe können zollfrei nach Irland 
eingeführt werden 

Im Süden Irlands werden für die 
richtung und Ausrüstung einer Für 
brik 50 % Zuschüsse bezahlt, Hinzu 
kommen 20 % für Firmen, die „be 
sonders arbeitsintensiv sind und”iri- 
sches Rohmaterial verarbeiten” und 
„weitere 15 %% können den Firmen in 
Form von Zinsinvestitionen verfügbar 
‚gemacht werden”, Durchschnittlich 
ergibt das einen Zuschuß von 75 %, 
wobel, wie der ehemalige Nandels- 
und Industrieminister G. Colley sag- 
1e, „selbst diese 75 % nicht als letzter 
und’ absoluter Plafond zu verstehen" 
sind. Handelsblatt 6.8.1968) 
6. Die erzielten Dividenden können 
‚ohne Einschränkung in jenes Land 
transteriert werden, aus dem das 
Kapital zur Investition stammte 


‚Auswirkungen auf di 
irischen Arbeiter 


Die Auswirkungen dieser „groß- 
zügigen Unterstützung” der Kapitali- 
Sen nahen dann dia Arhaitor vu en 

zögigen Unterstützung” der Kapitall- 
sten haben dann die Arbeiter zu sp0- 
sen. 

Der Zuwachs des Bruttosozial- 
produkts fiel von sieben Prozent 
(1968) auf vier Prozent (1969) und 
lag 1970 nur noch bei 1,5%. | 

Die Lebenshaltungskosten stiegen 
dagegen von November 1970 bis 
November 1971 um zehn „Prozent 
(Bundesstelle für Außenhandel). Die- 
«Tendenz hat sich durch den E\ 
Beitritt noch verscharft. 1972 
die Steigerung bei 15 &. 

Die Löhne liegen erheblich unter 
denen in der BRD. So betrug der 
Lohn eines ungelernten Arbeiters in 
Nordirland 1973 3.39 DM und der 
Fruueniohe 3.2 DM (An dar 


Spitze legt der mit 
4.96 DM Stundenlohn (It. Broschüre 
des Ministry of Commercs/Bellast), 
jurch die Regierung gewährte 
Unterstützung, die niedrigen Löhne 
und die wenigen Streiks (1971 fielen 
auf 1000 Arbeiter 203 durch Streik 
verlorene” Tage) zogen zwischen 
1960 und 1970 350 neue Kapital: 
sten nach Irland, davon 40 % aus Eng- 
land, 25 % aus der BRD, 20 % aus den 
USA und weitere Firmen aus Mol- 
land, Frankreich, Kanada, Belgien 
und Schweden. Aus der BRD haben 
Unternehmen wie Farber Castell 
Krupp, Siemens und VW Zweigwerke 
in Irland errichtet. 1969, als die Bür- 
gerrechtsbewegung ihren Anfang 
nahm, und die Anzahl der Streika 
sprunghaft anstieg, gingen auch die 
Investitionen der ausländischen Ka- 
pitälisten zurück. Damals wurden die 
Gewerkschaften an ihre „Verpflich“ 
tungen” (?) erinnert, die „Industrie 
weitbewerbafählg zu machen und zu 
erhalten” (Nachrichten für Außen- 
handel, 11.271). In Anzeigen und 
Broschüren wurden (und werden) 
den Kapitalisten die Vortelle einer 
Industreansiedlung __angepriesen. 
Dies führte ua. dazu, daß die In: 


vestitionen seit 1971 wieder anstei- 
gen. 

Es indlich, daß die oben 
‚genannten Bedingungen der Industrie- 


Ansiedlung nicht dazu beitragen, das 
Außenhandelsdefizit zu verringern 
So betrugen 1970 die Exporte 3,8 
Med. DM, dio Importe 5,7 Mrd. DM 
Auch die Abhängigkeit’ vom briti- 
schen Markt konnte nicht gelöst wer- 
den. Mehr als die Hälfte der Ex- 
porte und fast 2/3 der Importe wei 
den mit den britischen Imperialisten 
tigt. Die Einfuhr ausländischen. 
pitals hat auch bisher nicht zum 
Aufbau einer nationalen Industrie ge- 
führt, 70% der irischen Industrie 
hören ausländischen Kapitalisten, 
für die irische Arbeiterklame ha 
dies alles hohe Arbeitslosigkeit und 
verschärfte Ausbeutung zur Folge, 
wobei sie von dem von ihr erwirt- 


schafteten Gewinn keinen Pfennig 
wiedersich, 


Die einz; 


‚n Gründe, die die Briten. 
'00 Jahren In dieses Land 
4 also die ökonomischen 
Vorteile, und nicht der Vorwand, die 
„Unruhen” im 
(die überhaupt 
sche Politik des 


Imperialismus, seine 
Mitteln zu halten, 
ch wenn er übe win ganzen bu: 
ales, widerwärtiges Gesicht u 
muß‘ u 
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Forts, Portugal 


sende sind aus der Armee Ins 

deserlrt oder haben sich Ihn Kin 
sehung verweigert, Der vierjährige 
Militärdienst — zwei Jahre davon In 
den Kolonien - ist welt und breit 
verhaßt, die Armee und ihr mördert 
sches Treiben in den Kolonien, bei 
dem die Söhne der portugiesischen 
Arbeiterklasse verhist werden, hate 

jen Rückhalt in der Bevölke 

BL Bevölkerung 

All diese Bedingungen haben die 
aufstigbende _ Industrie-Bourgeoiste 
Portugals veranlaßt, auf ein neues 
Pferd umzwsatteln, das ihnen den 
Karren aus dem Dreck ziehen soll 
Wir haben es bei der „Revolution" in 
Portugal tatsächlich nur mit einem 
Taktikwechsel der Bourgooisie zu tun. 

lem allerdings eine Umschichtung 
innerhalb der herrschenden Klassen 
in Portugal und seinen Kolonien vor- 
ausging. Die portugiesische Kapita- 
listenklasse beabsichtigt weder die 
Kolonien aufzugeben noch sozlalist 
sche Verhältnisse in Portugal einzu- 
führen. Es geht ihr darum, im Inland 
bei den Massen neuen Boden und 
neuen Kredit zu gewinnen für eine 
verstärkte Industrialisierung und Zu- 
sammenarbeit mit den Staaten der 
Europäischen Gemeinschaft. In den 
Kolonien will sie eine Entwaffnung 
und politische Desorientierung der 
Befrelungsbewegungen durch Schein- 
zugeständnisse (begrenzte Souveräni- 
tät usw.) erreichen. 

Die portugiesische _Bourgeoisie 
muß, um ihre Linie durchzusetzen, 
eine beträchtliche Mobilisierung der 
Bevölkerung riskieren und zunächst 
‚auch erhebliche politische Freiheiten 
gewähren. Dies jedoch nur solange, 
bis die Gefahr eines Putsches der „UI- 
trarechten" gebannt ist (hinter denen 
vor allem der portugiesische Groß- 
grundbesitz und die Mehrheit der wei- 
en Siedler in den Kolonien stehen). 
Haben sich die Verhältnisse in Portu- 
‚alerst einmal stabilisiert und sind die 
Stützen des alten Regimes (Geheim- 

izei, reaktionäre _ Armeeführung 
usw.) entmachtet, so wird die portur 
iesische Bourgeoisie versuchen, daran 
u gchen, die neuen Freiheiten auf 
‚das Maß zurechtzustutzen, das ihr ge- 
nehm ist. Wie schnell und wie weitge- 
hend ihr das allerdings gelingt, dard- 
ber entscheidet das konkrete Kräfte- 
verhältnis zwischen den Klassen, wo- 
rüber. derzeit nicht geurteilt werden 


ze einer revolutionären Regierung, 
die Portugal auf den Weg der Demo 
krarie zu führen verspricht". Krank 
furter Rundschau”, 16.5,74).,. Frei 
nach dem Motto: Man hat schon Pfer 
de kotzen sehen 

Spinola stammt aus altem be 
zendem Adel, seine Milltärlaufbahn 
begann or bei der stinkvorachmen 
Kavallerie, Er nahm Urlaub von der 
Armes, um im spanischen Bürgerkriog 
an der Seite Francos gegen die spani- 
schen Antifaschisten zu kämpfen. Im 
2. Weltkrieg wa 
der großdeutschen Wehrmacht wäh. 
tend der Invasion der Sowjetunion 

1961 meldete sich der Herr Oberst- 
leutnant zum „Dienst“ in die „gefähr 
dete Kolonie” Angola. 1964 wurde er 
wegen seiner besonderen „Verdienste" 
um die „nationale Integrität“ des 
portugiesischen Imperlums zum Bri- 
gadegeneral ernannt. 1968. war er 
dann Generalgouverneur und Ober- 
befehlshaber in Guinea-Bissao und 
versuchte dort bereits eine Politik 
der „Afrikanislerung" des Krieges, 
indem er Regimenter afrikanischer 
Söldner gegen die Befreiungsstreit- 
krafte aufstellte und auf politischem 
Gebiet versuchte, mit einigen Schein- 
reformen und begrenzten Autonomie- 
bestrebungen der Unabhängigkeitsbe- 
wegung die Spitze abzubrechen 

Im zivilen Leben war und ist Spi- 
nola eine nicht unbedeutende Per 
sönlichkeit. So gehört er z.B, dem 
Verwaltungsrat des größten portu- 
wiesischen Konzerns Champalimaud 
an. Dieser Konzern hat seinen Ak- 
tionsradius insbesondere auch in den 
drei Kolonien, ihm gehört praktisch 
die gesamte Stahlproduktion. 

‚Auch zur CUF (Companhia Uniao 
Fabril), eine weitere große Finanz- 
gruppe in Portugal, hat Spinola gute 
Bezichungen. So machte die CUF die 
Erfahrung, daß sie ihr Engagement in 
Guinea viel Geld kostete, bis Spinola 
den Oberbefehl über diese Region 
übernahm und eine „Befriedungspoli- 
ik“ einleitete (größere Beteiligung 
einheimischer, Gruppen an politischen 
Organen, Einsatz des Heeres zur 
Schaffung von Infrastruktur, „Libera- 
lisierung“ der lokalen Verwaltu 
Die CUF bezeichnete das Resultat 
als „positiv“, So kamen die großen 
portugiesischen Finanzgruppen zu der 
Überzeugung, daß die Fortsetzung 
der repressiven Form des Krieges 
ohne absehbares Ende nicht rentabel 
ist. - Und daß Spinola ihr Mann ist . 
Spinolas Buch „Portugal und die Zu- 
kunft“ erschien in einem Verlag, der 
zu diesem Konzern gehört. - 

Für die Finanz- und Industriekrei- 
se Portugals verspricht der „Frieden" 


mit den Kolonien größere Gewinne. 


„Die Überseegebiete sind eine not- 
wendige Bedingung für unser Überle- 
benalı freie und unabhängige Nation. 
Ohne die afrikanischen Gebiete wird 
das Land (gemeint ist Portugal) zu. 
einer bedeutungslosen Ecke eines gt 
‚gantischen Europas und es wird kei- 
ne Trumpfkarte besitzen, die es Ihm 
ermöglicht, sich im Konzert der Na- 
Honen zu behaupten.“ 

Dieses Zitat aus Spinolas Buch 
„Portugal und die Zukunft“ zeigt 
wohl deutlich, daß die neuen Macht- 
haber ebensowenig wie die alten wirk- 
lich Unabhängigkeit und Freiheit für 
die afrikanischen Völker wollen, 

Die Sprecher der drei Befreiung- 
bewogungen haben deshalb zwar den 
Sturz Caetanos begrüßt, aber ale ha- 
ben auch klargemacht, daß sie nicht 
mit.den Plänen Spinolas für einen „iu 
sitanischen Staatenbund” unter Füh- 
rung Portugals einverstanden sind, 

Francisco Mendes, ein Führer der 
PAIGE (Befreiungsbewegung von Guk- 
nea-Bisaao) sagte, der Vorschlag Por: 
tugals liefe auf eine Kapitulation hin- 
aus, „das können wir nicht akzeptie- 
ren. Wir haben nicht elf Jahre lang ge- 
kämpft, mur um jetzt unsere Waffen 
auf einen bloßen Appell des neuen 
Regimes hin niederzulegent” 

Die Befrelungsbewegungen haben 
einerseits ihren Kampf verstärkt, 
deremeits nehmen sie die Verhand- 
lungsangebote der Milltärlun 
machen jedoch immer wieder unmib- 
verständlich klar, daß Ihr Ziel „die 
vollständige Befreiung unseren Vol 
ker” bleibt. (Menden) 


tor sich, von einom führenden Faschi 
sten kam er „unvermutet an die S; 


mit den Kolonien größere Gewinne. 
Sie unterstützen daher"die Konzep- 
tion des „Jusitanischen Staatenbun- 
des“ (wozu Brasilien — Portugal — 
und in „selbständiges“ (portugies 
sches) Afrika gerechnet werden). Die 
Ausbeutung der Bodenschätze (Erdöl, 
Diamanten, Kohle) und anderer 
Reichtümer der Kolonien, die bisher 
nicht in vollem Umfang geschieht, 
erfordert portugiesische und brasilia" 
nische Techniker und Kapitalinvesti- 
tionen beider Länder. Hinter dem 
Ganzen steckt das große Interesse 
der USA und ihre Unterstützung in 
allen Aspekten 

Außerdem wird befürchtet, daß 
bei einem Sieg oder auch nur bei wei 
teren Erfolgen der Befreiungsbewe 
ungen der Einfluß der Sowjetunion 
und anderer sozialistischer oder re- 
visionistischer Länder in diesem Ge 
bier wächst, Ein Eindringen der Sow- 
jetunion in diesen Raum soll verhin- 
dert werden. Rine „harte“ Politik 
konnte dieses Im Fall des Nahen 
Ostens und des Mittelmeerraumes 
nicht verhin 

Die Verträge Portugals mit der 
EG (von 1972) versprechen ein gutes 
Geschäft. Die Zollschranken sollen 
etwa 1977 sinken. Das Ziel der portw 


herzustellen, scheiterte bisher an der 
völlig veralteten Industrie. Enorme 
Investitionen sind notwendig, die bis- 


her in starkem Maße vom Kolonial- 
krieg verschlungen wurden. 


Die „Bewegung der Offiziere‘ 

Es scheint, als ob. sich General 
Spinola quasi in letzter Minute an die 
Spitze einer demokratischen Dewe 
gung in der Armee, die auch den 
Putsch geplant und durchgeführt hat, 
setzte, um die Bewegung unter Kon 
rolle zu halten; andererseits heit es. 
daß die Soldaten beim Hinmarsch In 


| größr 


ten und dabel Justament auf den Ge 
neral Spinola kamen. Gerade so als 
hätten sich zwei, die an sich nicht zu- 
sammengehören, zuletzt doch noch 
zusammengetan, 

Richtig daran ist sicher, daß die 
Bewegung in den Streitkräften über 
die Zielsetzungen des General Spino- 
a hinausgeht und zumal in den unte- 
ten Offlziersrängen und bei den einfa- 
chen Soldaten tatsichlich eine ehrli- 
che Empörung über den Kolonialkrieg. 
besteht, Zum Teil wird es auch soziali- 
stische Elemente in den Streitkräften 
geben, Jedoch weisen die verschiede- 
nen Manifeste der „Bewegung der Of- 
fiziere", die schon vor dem Erschei- 
nen von Spinolas Buch in den Garni- 
sonen kursierten, nicht unbedingt in 
eine revolutionäre Richtung. In einem 
Manifest „Die Streitkräfte und die 
Nation“ sagen die „mittleren Ränge“, 
‚daß sie nicht aus Sold- oder Privile- 
giengründen unzufrieden sind, son- 
dern daß es um die politische Frage 


des Koloniaikrieges geht. Eine politi- 
sche statt einer militärischen Lösung 
des Konfliktes soll die „Würde und 


des Konfliktes soll die „Würde und 
Ehre der Nation” sowie die Interessen 
der in den Kolonien niedergelassenen. 
Portugiesen sicherstellen, das In 
se der afrikanischen Bevölkerung an 
einer eigenen Regierung gewährleisten 
sowie eine Liberalisierung in Portugal 
herbeiführen, Kurz vor dem Putsch 
sollen etwa 40.% des Offizierskorps 
(= 1.000 Mann) zu dieser Bewegung 
gezählt haben. 

Die Revisionisten aller Länder ha- 
ben jedoch mit einer Interpret 
der „Bewegung der Streitkräfte" 
gewartet, die wieder mehr ihrem 
Wunschdenken als der Wirklichkeit 
entspricht. Die „uz“ (Zeitung der 
DKP) brachte ein Interview mit Al 
varo Cunhal (Chef der  portugiesi 
schen KP), in dem dieser die gegen- 
wärtige Situation in Portugal als 
„demokratische Volksrevohution” be 
zeichnet. Weiter sagt er: „Die große 
Manifestation am 1.Mai zeigte sehr 
deutlich, daß unser ganzer Volk 
durch einen langen revolutionären 
Kampf gut vorbereite: war. Das hat 
der militärischen Erhebung eine Kraft 
isegeben, die es erlaubt, sehr schnell 
mit demokratischen Reformen zu be 
innen. Die Erhebung selbst war 
teils ein Refiex des Kampfes 
der Volksmassen.” („UZ", 10.5,74) 

Das SED-Zentralorgan „Neues 
Deutschland” schließt sich einer Bin- 
schätzung der portugiesischen KP 
(PKP) an und warnt vor einer 
„ultralinken Gefahr“, "Trotzkistische 
und maoitische Elemente” könnten 
durch „scheinradikale Handlungen 
und Stiftung von Chaos eine erneute 


Entzwelung von Volk und Armee pro- 
vozieren.” (zitiert nach FR, 6.9.74) 


langährigen revolutionären Volks 
kampfes, sie überraschte das portu 
‚Wiosische Volk im wahrsten Sinne im 
‚chlaf, Außerdem muß man sich auch 
m klaren darüber wein, dab eine der 
art ausgedehnte oppositionelie Stro- 


mung im Herr, hätte sie sich grund- 
legend gegen die Interessen der Hour 
geoisie gerichtet, mit ganz anderen 
Mitteln bekämpft worden wäre, Ta 
sache it, daß die kritische Surd 
mung in der Armee gewlaseın Ab- 
sichten der Bourgeoisie ontgegenkam 
und sie dieser Strömung bisher auch 
‚ohne große Gefahr freien Lauf lassen. 
konnte. 

Die völlig iluslonistische Einschät- 
zung der Lage durch die portugie- 
sische KP zeigt nur, in welchem Ma 
sie sich mit dem bürgerlichen System 
identifiziert, daß die jeden Taktik- 
wechsel der Bourgeoisie als „Revo- 
hution” bejubelt. Daß in der’gegen- 
wärtigen Entwicklung in Portugal für 
die herrschenden. Klassen auch ge- 
wisse Gefahren liegen, bleibt damit 
unbestritten. 

Inzwischen ist eine zivile Über- 
gangsregierung gebildet worden, in 

auch der KP-Chef Alvaro Cunhal 
aufgenommen wurde, als „Minister 
ohne Geschäftsbereich!” Die sozial 
demokratische Zeitung „Frankfurter 
Rundschau” vermutet: „Die Absicht 
bei der Berufung soziallstischer und 
kommunistischer Politiker... dürfte 
die Eindäimmung, unerfüllbarer For- 
derungen’ der Ärbeiterschaft ange- 
Hlchts einer heftigen Streikwelle sein. 
(FR”, 17.574). Und damit dürfte 
sie 90 Unrecht nicht haben, 


Die Arbeiterklasse und die 
revolutionäre Linke 


Die portugiesische Arbeiterklasse 
nutzt zur Zeit ihre neugewonnenen 
Freiheiten, um in einer breiten Streik- 
bewegung seit langem fällige Lohn- 
erhöhungen durchzusetzen. Die In- 
flationsrate in Portugal betrug 1973 
etwa 20%, und der Durchschnitts- 
lohn eines Arbeiters z.B, in der 
Textilindustrie beträgt DM 140,- bis 
DM 350,. monatlich („FR”, 17.5.74). 

Die Gewerkschaften fordern Lohn- 
erhöhungen zwischen 50 und 70%. 
Gleichzeitig führt die Arbeiterbewe- 
‚gung eine politische Kampagne gegen 
die Anhänger des faschistischen Cac 
tano-Regimes in den Direktionen und 
Verwaltungen, die zumeist erfolg- 
seich ist. Dem Chef der portugie- 
sischen Postverwaltung gestatteten 
die demonstrierenden Postbeamten 
2.B. ‚nicht, schnell zu Spinola zu 
laufen und ihm Loyalität zu schwö- 
ten, was dieser angeboten hatte, um 
seinen Posten zu behalten. Er wurde 
zum Rücktritt gezwungen. 

Es scheint, daß es in Portugal 
derzeit keine politische Partei oder 


Am_ 30. April veröffentlichte die 
EKKE, die ‚Revolutionäre Kommu 
nistische Bewegung Griechenlands‘, 
die folgende Erklärung: 

„Die US-hörige faschistische Jun- 
1a hat nach dem Volksaufstand im 
vergangenen November, durch Ver 
haftungen, Deportationen und Fol- 
ter in den Kerkern der Sicherheitspo- 
lizei, in Ihrem vergeblichen Versuch, 
unserem Land durch blindwütige 
Schläge auf unsere Volksbewegung 
Ihre „„Normalisierung“ aufsuzwingen, 
eine wilde Welle des Terrors enifer- 
selt. In den letzten Tagen sind zusam- 
ion mit anderen Kämpfern auch die 
Genossen der BKKE, Bla t is 
Christos und Siangos, Pe 
Ir os verhaftet worden. Ihr Leben 
befindet sich in akuter Gefahr 

Die EKKE wendet sich an die 
fortschrittliche internationale öffent 
che Meinung und ruft alle fortschrit 
lichen Kräfte auf, sich mit dem Kampf 
des griechischen Volkes zu solldarisie- 
ren und dureh Ihre Mobilisierung die 
fuschitiiche Junta zu zwingen, die 
tatsächliche Zahl und die Namen der 
Verhafteten bekannizugegen. Da 
duch kann die physische Läquldie 
rung verhindert und die körperliche 
Integriidt der Kämpfer und der Ge 
'nossen, die sich in ihren Händen be 
finden. bewahrt werden. 

Das unwiderrufliche Ende des Ter- 
rors und die Befreiung der verhafte 
| sen Kampfer wird ein Ergebnis der 

unversöhnlichen Kampfes unserei 
| Volkes sein. Kein Terror ist im 
| stande, den Kampf des griechischen 

Volkes, der durch den Volksauf- 
stand im November In eine neue 
Phase eingeireten Ist, aufauhalıen. 

Kein Terror wird unser Volk de 
ran hindern, sich um seine revolutio 


Gruppierung gibt, die mit einem 

kommunistischen Programm diesen 
Kämpfen eine sozialistische Stoß- 
richtung geben könnte, Sicherlich 
wird in der Arbeiterklame über die 
Beseitigung der acht großen Famt- 
lien des Landes, denen Portugal ge- 
hört, diskutiert werden. Doch der 
Taktikwechsel dar Bourgeoiste, die 
Kinbezichung oinst vorfolgter und 
mit hohen Gefüngnisstrafen bel 
ter linker Politiker (Cunhal, Soaren) 
in die neue Regierung wird cher ge- 
wisse Illusionen vom Charakter des 
derzeitigen Regimes bestärken. 

‚Die revolutionäre Linke in Portu- 
gal ist schr zersplittert und es ist aus 
unserer Sicht der Dinge nicht mög- 
lich, die einzelnen Gruppen einzu- 
schätzen, Eine Gruppierung, die im 
Zusammenhang mit bestimmten Ak- 
tionen in der letzten Zeit in der 
bürgerlichen Presse häufiger erwähnt 
wurde ist die MRPP („Revolutiond- 
re Bewegung des Volkes"), Als in den 
ersten Tagen nach dem Putsch die 
politischen Gefangenen aus dem Lis- 
saboner Gefängnis befreit wurden, 
hatten sich Tausende von Menschen 
vor dem Gefängnis versammelt und 
die MRPP hatte die Parole „Alle 
‚oder keiner” ausgegeben ‚die maßsen- 
haft gerufen wurde. So kam es, daß. 
auch die Gefangenen befreit wurden. 
die im Zusammenhang mit bewaff- 
neten Aktionen gegen das Regime 
verhaftet worden waren und ursprüng- 
lich nicht freigelassen werden sollten. 

Zu einem ersten Konflikt zwi- 
schen ebenfalls Tausenden von De- 
monstranten und der Polizei kam es, 
als jene den Abtransport von Solda- 
ten in die Kolonien auf dem Lissa- 
boner Flughafen verhindern wollten. 
Es kam zu einer Schlägerei, bei der 
12 Soldaten „entführt” worden sein 
sollen. Zu dieser Aktion wurde allem 
Anschein’nach von der MRPP mobi- 
lisiert. Natürlich kann die Zahl der 
Demonstranten nicht mit ‘der Anhän- 
gerschaft der MRPP gleichgesetzt wer- 
den. Die spontane Bereitschaft zu 
solchen Aktionen ist zur Zeit aber 
besonders groß. 

Die revolutionären Gruppen er- 
freuen sich zur Zeit einer relativ un- 
gehinderten Betätigungsmöglichkeit. 
Das kann jedoch schnell wieder an- 
ders werden. Deswegen kommt vieles 
Yarauf an, die Zeitspanne zu nutzen, 
die das neue Regime zu seiner Fı 


gung braucht, . 
Spanien-Kommission, 
KB/Gruppe Hamburg 


inären Kräfte zusammenzuschließen, 
im Kampf um Brot, um Freiheit, um 
der faschistischen Gewalt entgegenzw- 
Treien. auf dem Weg zum Aufßau der 
Einheitlichen Antifaschistischen An- 
tümperialistischen Front. Kein Ter- 
ror it in der Lage, den Prozeß des 
Wiederaufbaus_ der revolutionären 
‚Kommunistischen Partei Griechen- 
hands aufzuhalten, die die Arbeiter 
klasse und unser gesamtes Volk, durch 
den.bewaffneten Volkıkampf, Dis zur 
endeältigen Ausrottung der Furchir 
mus und des Imperialismus aus unse- 
rem Lande. bs zum endgültigen Steg 
für das vom Volk beherrschte sozial 
stische Griechenland führen wird! 
am 30, März 1974 
die Zentrale Führung der EKKE 


Erst Anfang Mai bestätigte die fı 
schistische Junta Griechenlands, dal 
36 Genossen festgenommen worden 
seien, darunter auch die Genomen 
Stangos und Bistis von der EKKE 
Weitere 14 Genossen hälfen sich ih- 
rer geplanten Verhaftung durch 
Flucht entziehen können. Die Ver 

wortlich für die 
‚nen im letzten 


bereits im Februar hatte die Jun 
ta die Verhaftung von 35 angeblich 
führenden Miigliedern der Kommu 
nistschen Partel bekanntgegeben. Im 
Mürz war die Verhaftung vom weite 
ven 42 Mitgliedern Aommunbtischer 
Untergrundorganlsstionen' bekannt 
ueneben worden 
Wir unterstützten die Forderung 
‚nach unverzöglicher Veröffentlichung 
der Zahl und aller Namen verhafteter 
‚hischer Antifaschisten und nach 
'reilassung aller inhafılorien Antifa 
schbten. Fi 


geh nähe 


— 
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ARBEITERKAMPF Nr. 44 


Stimmonanteil des Kandidaten der Links-Union in der französischen 


Präsidentenwahl fast 50% 


Der Kampf geht weiter 


Der noue Stantspräskdent von Frankreich ist Giscard d’Estaing. Das letzte Er- 


webnis (Hochrechnung), das uns bis Redaktionsschluß vorlag, lau 
30,7% für Giscard d’Estaing und 49,3% für Mit 


Links-Union. Der Stimmenunterschied 
Stimmen. 


1965, als Mitterand gegen de Gaulle 
im zweiten Wahlgang antrat, verein‘ 
te er 44,8% der Stimmen auf sich. 
Bei dor jetzigen Präsidentenwahl h 
te or Im ersten Wahlgang am 6. Mai 
bereits 43,5% der Stimmen erhalten, 
und die beiden Kandidaten der revo- 
Iutionären Linken (Krivine und L. 
gulller) zusammen knapp 3,5%. Die 
wichtigsten Organisationen der re- 
volutionären Linken hatten dann im 
zweiten Wahlgang am 19. Mai eben- 
falls zur Wahl Mitterands aufgeru- 
fen, ohne natürlich die Illusions- 
trommel für einen parlamentarischen 
Weg zum Sozialismus mitzurühren. 
Der Stimmenanteil Mitterands im 
zweiten Wahlgang geht also noch über 
den aller Kandidaten der (reformi- 
stischen und revolutionären) Linken 
im ersten Wahlgang hinaus — und 
stellt überhaupt den größten Wahl- 
sieg dar, den ein Linkskandidat seit 
1945 in Frankreich erzielt hat. 

Um Giscard d’Estaing hatte sich 
im zweiten Wahlgang die gesamte 
Rechte gesammelt — nicht nur die 
Unabhängigen Republikaner (seine 
eigene Partei) und die Gaullisten 
(die im ersten Wahlgang mit nur 
wenig über 14% für ihren Kandidaten 
‚Chaban-Delmas ihre größte Pleite seit 
Beginn der „gaullistischen Ara” 1958 
erlebten), sondern weiter vom reak- 
tionären „Demokratischen Zentrum” 
über „Nostalgiker" des nazitreuen. 
Vichy-Regimes bis hin zu den Fa- 
schisten der chemaligen (? ) Geheim- 
armeo OAS, der „Ordre Neuveau” 
(Neue Ordnung) usw. Giscard 
W’Estaing hatte zahlreiche Schläger 
faschistischer Organisationen und der 
gaullistischen Parallelpolizei direkt als 


seine „Wahlhelfer” engagiert - und 
allein dafür täglich 20.000 Francs 
(etwas mehr als 10.000 DM) ausge- 


geben. 
Giscard d’Estaing wird als z 
künftiger Präsident Frankreichs nicı 


„nur” der eingesetzte Vollstrecker 
der Kapitalinteressen sein, sondern 
er entstammt selbst der Bourgeoisie 
und gehört selbst zu ihr: er und 
seine Familie partizipieren an der 
Handelsbank S.F,F-POM., der 
„Kautschuk-Industrie des Fernen 
Ostens“, der Reifenfabrik Kläber- 
Colombes, dem Elektrotechnik-Kon- 
zern Thomson-Houston-Hotchkiss- 
Brandt, der marokkanischen Zucker- 
affinerie, der lothringischen Kohlen- 
industrie, der Vereinigten Industrie- 
lasfabrik von Loing, dem Wasch- 
und Putzmittel-Konzern Trailer Gibbs 
et Hills France, der Pressegruppe 
Interfrance (die zahlreiche Provina- 
zeitungen kontrolliert) und dem Un- 
ternehmen Bergounan. 

Der Wahlsieg Giscard d’Estaings 
ist durch eine schäumende Hetz- 
kampagne gegen die Links-Union und 
Mitterand geebnet worden, in der 
alle traditionellen antikommunisti- 
schen Dämone (vom Wirtschafts- 
Chaos bis zur Auslieferung Frank- 
reicht an die Sowjetunion) zum Tan- 
zen gebracht wurden. Besonders vor 
diesem Hintergrund muß der hohe 
Stimmenanteil Mitterands als großer 
Erfolg angesehen werden, der das 


Rhodesien: 


Die BRD-Konzerne sind immer dabei 


Kurz nach Ostern drangen zaghafte 
„angebliches 


Engagement r 
ne in Rnodesien auch in die Spalten 
der bürgerlichen Presse („Welt” 174.) 
Tatsache ist, daß das rasistische 
weiße Minderheitenregime (von den 
$ 1/2 Millionen Einwohnern Rhode 
siens sind etwa eine Vierteimi 
Weiße) unter lan Smith sich nur an 
der Macht halten kann, weil es die 
Unterstützung der großen Konzerne 
vor allem aus Großbritannien, den 
USA, der BRD und anderor BG-Staz 
ten erhält, Die reichhaltigen Boden 
schätze — u.a. Eisenerz, Uran, Pia 
tin, Nickel und Kupfer — sind Anreiz 
genug. Das Smith-Regime bietet oine 
wroße Zahl von Arbeitskräften und 
Baraniert niedrige Löhne 
'n sind aber bemüh 
odesischen 
denn off 
ziell hält man sich ja an den Be 


ut 
rand, den Kandidaten der 
Jamit nur knapp 400.000 


beträgt 


‚daß dieser Wunsch durch das refor- 
mistische Programm der Links-Union 
nicht befriedigt werden könnte, und 
schon gar nicht durch Mitterand, der 
gewachsene Bewußtsein der Arbeiter- 
klasse und anderer Bevölkerungsteile 
zeigt und ihren Wunsch nach einer 
gesellschaftlichen Änderung zum Aus- 
druck bringt - unabhängig dayon, 
mit den angekündigten Maßnahmen, 
für den erhofften Fall seiner Präsi-" 
dentschaft noch welt hinter den so- 
zialen und politischen Forderungen 
dieses Programms _ zurückgeblieben 
war. 


Giscard d’Estaing, Präsident 
der Bourgeoisie mit 
‚geschultertem Gewehr 
Burgerncne Kommentatoren na- 
ben nach diesem Ausgang sofort da- 
von gesprochen, daß man sich nun 
auf einen „dritten Wahlgang” ein- 
richten müsse, auf einen sozialen 
„Wahlgang”, auf eine „wachsende 
Unruhe in der Arbeiterschaft”. Die 
Bourgeoisie ist sich durchaus darüber 
im Klaren, daß die französische Ar- 
beiterklasse, aufbauend auf ihre Er- 
fahrungen in den Kämpfen gegen das 


Francois Mitterrand 


gaullistische Regime, auch dem neuen 
Regime Giscard d’Estaing Widerstand 
entgegensetzen wird - und daß die- 
ser Widerstand, wie das Wahlergeb- 
nis schon andeutet, wahrscheinlich 
erheblich wachsen wird und mög- 
licherweise auch sehr schnell los- 
schlagen kann. Zudem ist abzusehen, 


schluß, der Sanktionen gegen alle je 
ne Staaten vorsicht, die Rhodesien 
unterstützen. 

Jüngster bekannt gewordener all, 
in dem sich die kapitalistischen Kon- 
zerne einen Dreck um derlei Sanktio- 
nen kümmern, ist ein Kredit ‚der 
‚European — American Banking” in 
iew Work, die einen Investitions 
kredit von 12 Millionen Pfund Ster- 
ling an die „Rhodesian Iron and 
Stecı Company” gab. Damit soll die 
Stahlproduktion im Lande wesentlich 
erweitert werden. 13 Unternehmen 
aus kapitalistischen Ländern beteili 
gen sich hieran, unter ihnen die 
Neunkirchener Lisenworke (Otto 
Wolft-Konzern) und die Duisburger 
Klöckner AG, die über eine Schwer 
zer Tarngesellschaft billigen. rhode 
sischen Stahl beziehen will . 


Metall-Komite 
KB/Gruppe Hamburg 


das Regime Giscard d’Estaing 
wahrscheinlich nicht die Stabilität 
‚des „traditionellen Gaullismus er 
reichen wird und die Auseinander 
setzung innerhalb des Repierungs 
agers über die einzuschlagende Tak- 
ik nach dem Ende der „gaullistischen 
Ara" schärfer wird, 

Nichtadesto weniger haben die 
französischen Arbeiter unter Giscard 
d'Estaing nicht die geringste Besse 
fung ihrer Lage zu erwärten, sondern 
eine sowohl wirtschaftlich wie auch 
politisch verstärkte Offensive der 
Bourgeoisie. Giscard d’Estaing ist der 
Mann, der im vorherigen Regime als. 
Finanzminister ohnehin schon direkt 
für die enorme Verteuerung des Le- 
bens der französischen Arbeiterklasse 
verantwortlich war (Inflationsrate 
#.Zu.über 15%). 

Die Revisionisten und Reformi- 
sten der Linken-Unian haben ihrer- 
seits sofort nach dem Wahlausgang 
erklärt, daß sie dieses Ergebnis „res- 
pektieren werden - was bei ihnen 
immer so zu verstehen ist, daß sie 
nicht daran denken, die Arbeiter 
konsequent gegen dieses Regime zu 
mobilisieren, sondern lieber noch 
einen weiteren Rückzieher in den 
Sumpf des bürgerlichen Wahlfetischis- 
mus antreten: hat es diesmal wieder 
nicht ganz geklappt, so wartet man 
eben gefügig auf den nächsten Wahl- 
termin, Vielleicht ein paar „Aktions- 
tage”, um die Fassade einer „Poli- 
tik im Interesse der Arbeiterklasse” 
reinzuhalten — aber ja keine „Un- 
ruhe“, über die man „die Kontrolle 
verlieren” könnte: das ist die Men- 
talität von Mitterand, Marchais & 
Co. 

Ob diese Rechnungen allerdings 
aufgehen, ist eine andere Frage, die 
die kommenden Kämpfe der fr 
sischen Arbeiterklasse selbst beant- 
worten werden. Immer wieder ist die 
Arbeiterklasse auf den Weg der bür- 
gerlichen Wahlen vertröstet worden; 
und immer wieder hat sich gezeigt, 
daß sich so keine tiefgreifende Ande- 
rung der gesellschaftlichen Verhält- 
nisse herbeiführen läßt. Die Ent- 


täuschung, die jetzt wiederum über 
die erneut verlorene Wahlschlacht in 
der Arbeiterklasse aufleben wird, 
kann auch ein guter Nährboden für 
eine zunchmende Abkehr von den 
"eformistischen Illusionen werden — 
ein Nährboden allerdings nur, zu 
dem noch die politische Agitation 
und Propaganda der revolutionären 
Linken hinzutreten muß, um das Be- 
wußtsein innerhalb der Arbeiterklasse 
für den einzig gangbaren Weg zu 
schärfen: das Vertrauen nicht in das 
Wechselspiel des bürgerlichen Parla- 
mentarismus, sondern einzig und 
allein in die Kraft der eigenen Klasse. 
In diesem Sinne hatte die OCR 
(Organisation Communiste Revolu- 
tion!) in der letzten Ausgabe, ihrer 
Zeitung vor der Wahl geschrieben 
'enn die Rechte gewinnt, ist nichts 
verloren. Wenn die Linke durch- 
komm, bleibt noch alles zu erobern. 
Die Arbeiter müssen wachsam biel- 
ben und zum selbständigen Handeln 
übergehen - egal wie das Wahler- 
gebnis ausfallı.” . 


Frankreich: 30.000 demonstrieren am 1. Mal In Paris 


‘Kein Waffenstillstand im 
Klassenkampf!’ 


Die reformistischen Gewerkschafts- 
ührıngen der CGT und CFDT sap 
ten in diesem Jahr die traditionell 


Demonstration am 1.Mai ab. Sie woll- 
ten damit ihr „Verantwortungsbe- 
wußtsein” angesichts der bevorsiehen 


den PräsidentschaftWahlen. zeigen, 
nichts zu tun, was dem Ablauf und 


könnte" (so Söguy, 
CGT und ZK-Mitglied der revisio- 
nistischen PCR), 

Warum eine machtvolle prolets- 
rische Demonstration am 1.Mai schid. 
lich sein soll, ist offenbar damit zu 
erklären, daß kleinbürgerliche Wähler 
Mitterands und der ‚Linksunion’ es 
übel nehmen könnten, wenn die Ar- 
beiterklasse demonstriert 


Diese erbärmliche rechtsopportu- 
nistische Philosophie läßt für sie wei 
tere Politik der ‚Linksunion’ Schlim- 


mes erwarten, nämlich die weitere 
Demobilisierung der Arbeiter, um die 
Kleinbürger nicht zu „erschrecken” 
und die Bourgeoisie (und ihre Armee) 
nicht zu provozieren”. 

Jedoch: auch in Paris ließen sich 
nicht alle Arbeiter ihren Kampftag. 
nehmen. Vorbereitet von einer Ak- 
tionseinheit verschiedener revolutio- 
närer Organisationen (Rkvolution!, 
Lutte Ouvriöre und Ligue Commu- 
niste) demonstrierten 30.000 trotz 
der Enthaltsamkeits-Verordnung der 
Gewerkschaftsführer durch die Stras- 
sen von Paris. 30.000 unter revolu- 
tionäsen Parolen — das war in der 
Tat eine Schlappe für die reformi- 
stischen  Waffenstillstands-Fanatiker 
und ein Erfolg für die französische 
Arbeiterklasse. Vorneweg marschier- 
te ein Block von Arbeitern aus ge- 
‚genwärtig bestreikten und z.T. be- 
setzten, Betrieben: an der Spitze Ar- 
beiter des Druckbetriebs Darboy, die 
seit drei Monaten im aktiven Kampf 
stehen und wie zuvor bei Lip die 
Produktion in eigene Regie übernom- 
men haben, Dies verdeutlichte den 
Sinn der Damanetratinn: Wes 


Demonstranten kaum über die eigenen 
Reihen hinaus. Die diesjährige M 

Demonstration zeigt zum einen di 
seitdem wiederbelebte Kampfbereit- 
schaft in der französischen Arbeiter- 
klasse, Und ale liefert zum anderan 


den Beweis, daß der Reformismus 
zwar eine Strömung in der Arbeiter- 
klasse ist, die energisch bekämpft 


werden muß (und die ja auch in 
Frankreich noch die Hegemonie in- 
nerhalb der Arbeiterbewegung hat); 
‚daß die revolutionären Organisa- 
tionen diese Strömung aber nicht zu, 
fürchten brauchen, w e n.n sie es vo 
stehen, „im Herzen” dieser Arbeiter- 
bewegung eine Politik zu entwickeln, 
die einerseits die durch den Reformis- 
mus geförderte Mobilisierung. mit- 
trägt und ausnutzt, und andererseits. 
dem Reformismus gegenüber eine kla- 
re politische Alternative stellt. Natüı 
lich ist es so, daß die „Linksunion’ 
in gewissem Umfang eine Mobil 
sierung der Arbeiterklame nötig hat 
(die sie natürlich aber auch oft genug 
wieder bremst) — daß sie aber 
(und das ist ihr Wesen) diese Mobl- 
lisierung auf die Irrwege des bürger- 
lichen Parlamentarismus zu fesseln 
versucht, Es wäre unmaterialistisch 
und undialektisch, hier n u r die 
sich daraus ergebenden Gefahren 
zu sehen — und nicht gleich 
zeitig auchdie Chancen, 
die sich auf dieser Grundlage für die 
Entwicklung eines revolutio. 
nären Bewußtseins derAr- 
beiterklasse eröffnen - wenn, wie ge- 
sagt, die revolutionären Organisatio- 
n die Kraft und die Fähigkeit her- 
ausbilden, in diesem „Zwischenraum” 
von reformistischer Mobilisierung und 
reformistischem Irrweg eine Politik zu 
entwickeln. Der 1.Mai in Paris ist ein 
Zeichen dafür, daß dies m ö g lic 


h 
. 


an 


dem sozialen Frieden! Kein Wäften- 
süllstand im Klassenkampf! Das 
Transparent der Darboy-Arbeitertrug 
die Signatur: CGT. Daß ausgerechnet 
der Name der CGT auf dem ersten 
Transparent (und ebenso wie der 
Name der CFDT such auf welteren 

ransparenten) stand, brachte schr 
deutlich zum Ausdruck, daß es 
innerhalb derGewerkschaften 
bereits eine nicht unbedeutende 
Opposition gegen den auf das rein 
parlamentarische Wechselspiel orien- 
tierenden Kurs der Gewerkschafts- 
führungen gibt. Hinter den Arbeitern 
von Darboy marschierten dann die 
Arbeiter und Angestellten der Ban- 
ken, Posı und Versicherungen, die 
ebenfalls bis,vor kurzem einen langen 
Streik geführt haben, sowie zahl 
reiche CFDT-Sektionen. Ferner be- 
teiligten sich viele ausländische Ar- 
beiter mit ihren Organisationen an 
dieser Demonstration; sowie die 
Frauenorganisation MLAC 

Als die revolutionären Organisa- 
tionen das letzte Mal 1969 in Pasis 
selbstständig eine Mai-Demonstration. 
vorbereiteten, da ging die Zahl der 


IRLANDVERANSTALTUNG 
statt, 


Verlog ARBEITERKAMPF 
d. Rooms 

2 Hamburg 13 
Rutschbahn 35 


[ 


Übrigens: 
Am Freitag den 24.5. findet um 


19,00 Uhr im Audimax ( Uni ) 
eine 


ARBEITERKAMPF Nr. 44 


SÜDAFRIKA 


Ende April fanden in Siclafrika Parla- 
mentswahlen statt. Da die schwarze 
Bevölkerur ier politischer und 
kultureller Rechte beraubt ist, durfte 
mur die weiße Minderheit (4 von 
24 Millionen Einwohnern) sich 
ihre Regierung wählen. 

Zur Wahl standen drei Parteien! 
2A" Veramige Panel 
ö artei” 

beide vertreten die faschistische 


völkerungsmehrheit) und 
den sich nur durcl 

Kuntiduten. F 
= die „Progresive Partel 
“176 sozlaklemokratische Varlanıe 
ter ‚eldspolitik. Sie vertritt 
die Ideologie der Klassenzusammen. 
arbeit zwischen dem farbigen Prole- 
tariat und den weißen Unterdrückern. 


Vorsitzender, Ministe 


dent Vorster (er war während 
Weltkrieges, wegen. „pro-hitlerischer 
Aktiyititen” inhaftiert) kündigte ei 
nen noch schärferen Kurs der fa 
schistischen Unterdrückung der 
schwarzen Bevölkerung an! 

Kaum ein zweites Land der Erde 


bietet der nationalen und interna- 
tionalen Bourgeoisie so. viele Mög- 
lichkeiten, aus der Ausplünderung 
der Bodenschätze und der. Unter- 
drückung der einheimischen Bevölke- 


Südafrika, sowie in dem von der 
Republik Südafrika besetzt gehalte- 
nen UN-Mandat Namibia, befinden 


sich riesige Bodenschätze (die größten | in vorderster Front 
Diamanten- und Goldvorkommen 
‚der Welt, Kupfer, Zinn, Uran, Wolf- | Entsprechend der Politik aller 


ram, Mi 
reien. Durch blutigen Terror — 2. 
ram, Mangan etc.) und große Lände- 
reien. Durch blutigen Terror — z.T. 
wurden ganze Stämme der schwarzen 
Bevölkerung ausgerottet — haben die 
weißen Siedier die Schwarzen von 
ihrem Land vertrieben. 
Heute lebt die große Mehrheit der 
einheimischen Bevölkerung in Reser- 


Kufttransportkapazirät 

‚steht in Afrika nichts vergleichbares 

Aefgniber  Aarantiert sche Mo- 
2 


Bevölkerungstele niedergehalten wer- 
den müssen.” 


sich 
der weißen Minderh 
Land und den Imperlalisten im Aus- 
rung_gewaltige Profite zu erzielen. | land empfiehlt! 


Die BRD-Imperialisten 


und große Lände- | Imperislisten ist auch der BRD-Im- 


WEISSE MINDERHEIT SICHERT | 
FASCHISTEN- MEHRHEIT IM PARLAMENT | 


heimischen Bevölkerung genommen! 
Jede „Zuwiderhandlung” wird blutig 
unterdrückt 


Am }1,9.73 wurden von 80 strei 
kenden Arbeitern der Goldmine 
„Western Deep Level" 12 auf der 
Stelle erschomen, weil so für Ihre 
Forderungen demonstrierten 

In den Reservaten von Namibia 
wibt 0x die Prügelstrafe für oppositio- 
nelle Außerungen 

Fast alle Führer schwarzer Oppo- 
onsgruppen sitzen im Gefängnis. 
der sind ermordet, 

„Wie in Rhodesien haben sich vi 
le Farmer zu Kommandos zusammen- 
geschlosen, ‚Sie halten, regelmäßig 

Öbungen ab.” (Spiegel, Nr, 18774) | 

Zur Vorbereliung der Bourgeoisie 
und ihres faschistischen Staatsappa 
rats auf kommende Auseinanderset- 
zungen schrieb die „Welt"“ 

„Kein anderer Staat hat zudem 
seine Bevölkerung (die weiße Min- 
derheit natürlich nur! - Anm. AK) 
vergleichbar intensiv auf unkonven 
tionelle Kriegsführung im eigenen 
Land vorbereitet... Die beachtliche 
auch ihr 


rdı für den Fall, daß rebellierende 


Das genau ist die Politik, mit der 
Vorster’s „Nationale Partei 
im. eigenen 


ist auch der BRD-Im 
ın der Ausbeutung und 
Ausplünderung des afrikanischen 
Volkes beteiligt 

- nach den USA und England 
die. BRD au dritter Stelle der auslän- 
dischen Investoren in Südafrika. 
= ca. 300 Konzerne und Firmen aus 


Der BRD-Imperialimus steht mit 
Suodafrika an vorderster Front. 


Sie werden gezwungen, ihre 
in die weißen Siedler 
und Kapitalisten zu verkaufen. Eine 
von der weißen Regierung geschaf- 
fene „Zentralstelle für Eingeborenen- 
arbeil” bestimmt dabei die Dauer des 
Arbeitsverhältnisses, den Lohn und 
ändere Bestimmungen des Arbeits 
Vertrages. Außerdem ist es dei 
schwarzen Arbeitern verboten, di 
Arbeitsverhältnis von sich aus zu 
kündigen! 

Das durchschnittliche Verhäl 
der Löhne zwischen den schwarzen 
und weißen Arbeitem ist in den Fa 
briken 1:5 und in den Bergwerken 
oft 1:16, 


erhalten 
uralien 
(„Spiegel”, 


Ne. 18/74) 

Da die Afrikaner In Reservaten 
leben müssen, leben die Arbeiter oft 
mals jahrelang getrennt von ihren Fa 
milien in dafür geschaffenen Lagern 


det Kapitalisten, 

„Das Ovambo-Lager in Kantuturs 
bei” Windhuk ut von einer hohen 
Mawer umgeben. Am Eingang filzen 
bewaffnete Pohzisten alle Newohner 
und Besucher. Die Arbeiter drängen 
sich in 16-Mann-Schlafräumen. Das 
Betı it ein etwa 90 Zentimeter brei 
ter Mawervorsprung. Johannesburgs 
„Finanewl Mail“ wriellt denn auch 
Eigentlich ein Konzentrationstuger 
Spiegel”, Nr, 18/74) 

bie" elementarsten 
Arbeiterklasse, das Roc 
auf gewerkschaftliche und poliisch 
Örganisierung und das Recht der frei 
en Meinungsußerung ind der ein 


N Rechte der 


f Streik 


SUDAFRIKA 


seinen Investitionen im faschistischen 


der BRD investierten bis Anfang 74 
<a. 1,75 Milliarden Mark in Südafrika, 
Auch militärisch wird das faschisti 
sche Regime unterstützt 

$o beireiben die VFW-Fokker 
(Bremen) ein Werk zum Bau von 
Mihtärtransportflugzeugen (Luft 

sportkapazität 5.0. Zitat der 


mens AG (Frankfurt) 
n Institut für Raketen 
forschung In Südafrika 

Bester politischer Beziehungen zu 
den südafı\kanischen Faschisten kanp 
sich die CDU/CSU rühmen. Delega 
tionen dieser Partei zählen zu den, 
Stammgästen in Süd 

Einer der ersten Gratulanten nach 
Vorster's „Wahlsieg” war ihr CDU 
Frank ionivorsitzender Carstens. 

Daß die Ähnlichkeit zwischen den 
Faschisten Vorster und Strauß nicht 
nur äußerlich ist, macht folgendes 
Strauß-Zitat deutlich 

nich bin beeindruckt von der 
nohen rehgiösen und moralischen 
Verantwortung, mit der die Rassen 
‚politik ausgeführt wird... Als starker 
Eckpfeiler der westlichen Welt kann 
Südafrika in seiner politischen Struk- 
tur sogar zu einem Modellbeispiel 
für die gesamte westliche Welt wer 
den.” (eitkert nach AK 39) 

Die SPD/FDI-Regierung verhielt 
sich gegenüber dem faschistischen 
Regime »0 „neutral“, daß sich in den 
ietzten fünf Jahren die Investitionen 

rika mehr als 


daran klar, daß sich die BRD-Regie- | 
rung direkt an der Ausbeutung und 
Unterdrückung der Afrikaner beiei 
ligt (über die VEBA, VW, VFW u.a.) 
und auf der anderen. Selte die Ver- | 

inderung des Baus einer Sternwarte 
in Namibia als Unterstützung des 
schwarzen Widerstandes in Südafrika 
ausgibt! 


Der Widerstand des schwarzen 
Proletariats nimmt zu 


Trotz der festen Entschlossenheit | 
der faschistischen Machthaber, das | 
unmenschliche Ausbeutersystem auf- 
rechtzuerhalten, hat der Widerstund 
der schwarzen Bevölkerung in den 
ietzten Jahren einen Aufschwung ge 
nommen 

Im Dezember 1971 legten c 
40.000 Afrikaner in Namibia Fab 
ken, Minen und Farmen lahm, | 

Der Streik dauerte fast sechs M 
nate. Während des Streiks wehrten 
sich Afrikaner 2.T. mit Pfeil und Bo- 
gen gegen die Ängriffe der Poliz 
Neben kleineren ökonomischen Zu. 
geständnissen war cs ein wesentlicher 
Erfolg des Kampfes, daß die SWAPO 
(die politische Widerstandsorganisa- 
tion der Schwarzen Namibla's) den 
Streik organisierte und ihm eine po- 
tische Stoßrichtung gab. | 

Die SWAPO selbst riumte 1966 
mit. der Illusion auf, die Fase 
mit _ friedlichen, parlamentar) 
Mitteln aus Namibia vertreiben zu 
können. 

Sie ging daran, eine revolutionäre 
Organisation aufzubauen und den 
bewaffneten Kampf aufzunehmen. 
Von den ca. 650.000 Schwarzen in 
Namibia sind heute schon. ca. 
100.000 in der SWAPO organisiert! 


T Nathan ""sind“ "heute “schon” ca 
100.000 in der SWAPO organisiert! 
>”In den Fabriken und Minen Sad 
kas selbst nehmen die Auseinan 
dersetzungen und Streiks zu. 
“In allen Landesteilen. schließen 
ich mehr und mehr Afrikaner dem 
Befreiungskampl unter der Führung 
der SWARO an 

Der wachsende Widerstand der 
einheimischen Bevölkerung wurde 
von den (aschistischen Parteien ge- 
matzt, um der weißen, privilegierten 
Minderheit das Bild von der „schwar- 
zen. Gefahr” recht grusel” an die 
Wand zu malen: 

$o schrieb der, „Kölner Stadtas 
zeigen“ vom 234.14! 

Südejrika versicht sich heute alı 
eine derletsten kapitalutschen Bautk 
Omen auf dem schwarzen Kontinent 
Und nichts Zieht beim Volk (der 
weißen Minderheit - Anm. AK) 
mehr, aldie Panikmache vor kommu- 
Atlich wnterwunderten schwarzen 
Alorden, die den weißen Mann ins 
Meer treiben wollen. 

Der Kampf der schwarzen Bevöl 
kerung hat ader auch bei einem Teil 
‚der weißen Bourgeoisie Überlegungen 
hervorgerufen, wie man das Ausbeu 
tersystem eventuell auch ohne das 
Mittel des offenen Temors langfristig 
sichern kann 

Vor allem weiße Intellektuelle 
sammeln sch in der „Progremiven 
Panel“ (PP) und stelen ihr Wähler 
potential. Ihnen geht es darum, auf 
die Fragen des Klassenkampfes mit 
der Ideologie der sozialen Partner 
Schaft zu antworten 

Ihr Ziel ist es, das schwarze Prole 
tarlat zu integrieren, Indem man 
die schlimmsten Auswüchse der Un- 
terdröckung „Desitigt” (mehr Lohn, 
Stimmrecht "bei. Wahlen, „frei 
Gewerkschaften eic.). Hiervon ver- 
Sprechen sie ich, dom revolutlondren 
Kampf die Spitze brechen zu kön 
men, um sich bei der Bourgeoise 
und’ den Imperislten als Sachver 
walterin der Zukunft zu empfehlen) 

Das wurde von der einheimischen 
Berölkerung schon richtig erkannt 

Alı Werber der Partei kürzlich in 
einem Wohnheim von afrikanlıch 
iprachigen Srudenten über „Alterne 
ven zur Apertheidspoliik " dukurie 
ren wollten, wurden ze mit Eiern und 


wie die „Nertenvolksideologie'" am 
| besten dürchgesetzi werden kann, 
wie die Herrschaft über das schwarze 


Proletariat am. beaten aufrechtzuer 


ohl die PP ihre Sitazahl im 
Parlament von | auf 6 erhöhen konn 
te, gt nach wie vor die Feststellung 
„Forster dürfte die wiedergewonnene 


Ichiedenerem 
Kr 


Durchgreifen auffar 
(„Kölner Stadtanzeiger”, 26 


Ätehrheit alı Auftrag zu noch ent- | 


Die Kerker des rassistischen Vorster-Regimes sind ueberfuellt mit Gefangenen 


aus der einheimischen Bevoelkerung. 


| während eines Streiks. 


‚Italien 


Am 12. Mai fand jn Italien nach mo- 
natelanger heißer politischer Ausein 
andersetzung die Volksabstimmung 
über das Scheidungsgesetz statt 

Die Christdemokratische 
die Neofaschisten und die Katholi“ 
sche Kirche hatten versucht, das vor 
einigen Jahren beschlossene - übrt 

keineswegs schr liberale! 
'heidungsgesetz durch eine Volks 


59,1 % der Wähler stimmten mit 
"Nein’, gegen den Anschlag der Rech- 
|ten, für die Beibehaltung des Ge- 
setzes. Im traditionell 'roten” Mittel 
italien waren 
Rechten ein klares 'No’ en 
ten, in Mailand 67,5 %, 
| 79.4 ©. Selbst im „schwarzen” Süd 
italien konnten die Rechten nur in 
wenigen Gebieten eine Mehrheit 
Bei dem Referendum ging es von 
Anfang an um mehr als das Schek 
dungsgesetz. Die DC, unterstützt von 
den Neofaschisten, suchte die gesell 
schaftliche Kraftprobe, und zyar auf 


einem Feld, wo es relaulv leicht mög: 
Ich schien, die italienischen Werktät 
gen — loagelöst von ihrer sorlalen La 


| se — entlang einer klorikalon Frage 
stellung aufzuspalten, und wo 

katholische Kirche das Gewicht von 
religiöser Verblendung, Aberglauben 
und. Einschüchterung mit. "Höllen‘ 


2 Bergerbeiter 
Im August 1973 erschos die faschistische Polizei 12 ihrer Kollegen 


Ein ’No’ zum Referendum — 
Ein ’No’ zur Faschisierung! 


Angst etc, voll in die Waagschale wer- 
fen wollte 
Entsprechend nahm die revolutio- 
näre_ Linke die Herausfordenu 
Sie führte die Kamı 
vendum unter der 
sam ten Polllik der Bourgeoisie 
und nicht nur dem Anschlag auf das 
Scheidungsrecht - ein 'No’ enigegen 
zuschleudern 
Anders verhielten sich die Reviio- 
nisten, die in dem Referendum einen 
Anschlag auf ihr Hebingind, den 
„historischen Kompromiß” 
hristdemokraten, sahen. „K 
Berlinguer verkündete Jammernd, die 
w Volksabstimmung sei doch nicht 
nötig gewesen, man hätte sich doch 
, einen Kompro- 
die Revisk 
ten wärentatsdchlich bereit gewesen 
den Christdemokraten bei einer parla 
mentarischen Verschlechterung des 
Scheidungsgesetzes auf halbem Weg 
entgegenzukommen, wenn dadurch 
as Referendum hätie vermieden wer 
den können 
Die Christdemokraten, vor allem 
aber ihre äußerste Rechte um Fanfani 
Cranfasc "Unterstützung 
des MSI, woll 
de diese Krafıprobe 
ndum. Dieser 8 
Ihnen nun 
auf den Fuß gefallen 
’ 
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Hunderttausende im Streik 


Die Werktätigen Dänemarks haben 
in den letzten Tagen mit zahlreichen 
Streiks und machtvollen Demonstra 
tionen _ gegen das "Sparprogramm 
der Minderheitsregiorung _Hartling 
protestiert. Bereits am 8, Mai 74 
hatte die Regierung des ‘Liberalen’ 
Hartling ein Steuergesetz im Folke- 
ting (dem dänischen Parlament) ein- 
gebracht, das Konsumgüter drastisch 
verteugrn und damit die Abwärtsbe- 
wegung im Lebensstandard der däni- 
schen Arbeiterklasse noch beschleuni- 
zen wird 


Generalstreik und Eisenbahner- 


streik in Indien 


Anfang Mai traten die indischen 
Eisenbahner in den Streik, Laut 
Berichten der bürgerlichen Presse 
wollen die 1,5 Mio indischen Eisen 
bahner 75 % mehr Lohn. Tatsächlich 
lautet ihre Forderung auf Gleichstel- 
tung in Lohn und Arbeitsbedingungen 
mit den Industriearbeitern der Staats 
betriebe. 

Die reaktionäre indische Kongreß 
regierung, im zerschlissenen und aus 
WBlichenen Purpur der „ Fortschritt 
Tichkeit”, reagierte mit Mobilisierung 
der Armee und Verhaftung tausender 
'von Eisenbahnen. Dadurch dehnte 
sich der Eisenbahnerstreik aber noch 
weiter aus. Auch Blektrizitätsarbeiter 
traten in den Streik 


Die Kongreßregierung führ fort 
mit den Massenverhaftungen, sie ließ 
Streikende brutal von. der 
in die Arbeit prügeln und sie warf 
Familien streikender Arb 
aus ihren Wohnungen. Mitte Mai gab 
das Streikkomitee der Eisenbahner 
bekannt, daß etwa 25.000 Kollegen 
inhaftiert sind 

Die Kongreß-Regierung hatte bei 
Vorgehen zunächst versucht 


die revisionistische „K#" zu schonen, 
die bisher mit dem ‚Kongreß‘ durch 
dick und dünn ging. Die Entwicklung 


ten 


zwang jedoch auch die Revisi 
klar Stellung zu nehmen, wenn sie 
ihren Einfluß in der Arbeiterkla 

nicht aufs Spiel setzen wollten gegen 
über linkssozialistischen und revolu 


Durch die neuen Maßnahmen wer 
den Autos um 25% und mehr teurer; 
Kühl Waschmaschinen, 
Staubsauger. Stark steigen auch die 
Preise von Zigaretten und Alkoholika. 

Das Gesktz. soll vor allem bewir- 
ken, daß das gegenwärtig bereits 25 
Milliarden Kronen betragende (und 
täglich um 20 Millionen steigende!) 
Handelsbilanzdefizit der dänischen 
Bourgeoisie. abgebaut wird. Die Im- 
porte von Konsumgütern werden 
durch ‚eine Barriere erhöhter Steu- 
ern gedrosselt 


tionären Gruppierungen, die sich 
an die Spitze des Eisenbahner-Streiks 
gestellt hatten. 

So kam es, daß die revisionistische 
„KP" zum ersten Mal seit langen 
Jahren im indischen Parlament einen 
Mißtrauensantrag gegen die Kongreß- 
Regierung - die aber immer noch 
über eine klare Mehrheit verfügt 
unterstütze 

Am 15. Mai stand Indiens Arbeiter‘ 
klasse im Generalstreik aus Solidari- 
tät mit den Kollegen von der Eisen- 
bahn. Am indischen Rundfunk, der 
völlig im Dienst einer zügellosen ar 
beiterfeindlichen Hetze steht 10 
wurden die streikenden Eisenbahner 
wa. als „Feinde der Nation” ‚be: 


| schimpft) arohen die Arbeiter eben 
falls mit Streik, flls die Hetze gegen 
Ihre Klassenbrüder nicht eingestellt 
wird. Bereits im F 
hatten Demonstr 
von linken Studeı 


s verschärfte 
in Indien ge 


senkampfkl 


Mehr als 80 Menschen wurden da 
mals von. der Polizei erschossen. 
| In Indien, dar von den Revisio 


Fn „fortschtitt 


nisten alg ein beson 
che 


ha fast schon sozialistisches 
d gepriesen und von der Sowjet 


fieberhaft gegen die VR China 


Die Zeche dieser Bourgeois-Politik 
soll allein die Arbeiterklasse tragen 


Im Folketing: "Libera 
‚Rechtaradikale ge 


2 
schen Steuer er hö Bun SE ni 


Die Arbeiter fordern: 
Weg mit der Gesetzesvorlagel 
Weg mit der Hartling-Regierung 


Die Regierungspläne, den Lebens- 
Standard der werktätigen Massen 
durch Steuererhöhungen drastisch zu 
senken, stießen vor allem natürlich 
Bei den Hauptbetroffenen - den Ar 
beitern - auf stärksten Protest 
‚Ausgerichtet.auf die entscheiden. 
den Beratungen des Folketing für. 


Protestkundgebungen durch. Bereits 
Ende letzter woche zogen übe 
50.000 Menschen vor das Parlamen 
in Kopenhagen, um ihre Kampfbereit 
schaft zu demonstrieren - und 
Druck auf die Abgeordneten auszu 
üben, die gerade mit der 2. Lesung 
der Gesetzesvorlage befaßt waren. 
Parallel zu dieser Massenkundgebung 
streikten und demonstrierten in al 


len ra die Arbeiter 
für di 

Neben den unmittelbaren Zweck 
(Verhinderung der Steuererhöhun 
gen) trat auch immer stärker die 


Forderung nach Rücktritt der Regie 
rung Hartling und nach Durchfüh 
von Neuwahlen, 
‚Öbwohl sich die Kampfmaßnah. 
men der Arbeiterklasse gegen die Po 
Nitik der amtierenden Regierung 
auch zu Beginn dieser Woche fort 
setzten, verabschiedete der Folketing 
15. Mai das Gesetz (womit die 
Steuererhöhungen noch am selben 
Tag wirksam wurden!) 

Im gesamten Lande traten darauf 
hin hunderttausende von Arbeitern 
und Angestellten in den Strei 
Druckereien mußten am 16. Mai dich 
machen; Werften, Häfen und Betrie 
be des Maschinenbaus lagen still 


ten die Werktätigen in ganz Dane, 
mark Streik, Demonstrationen und 


Auch der Transportbereich war be 
troffen. In verschiedenen Städten 
versammelten sich erneut Zehnta 
sende zu Kundgebungen 
onen (allein in Kopenhagen 
mehr als 60,000 Menschen). 
Bleibt noch zu sagen, daß die Ar. 
bei der kämpferlschen Vertel 
ihrer Positionen und der 
Forderungen 


tigung 
Durchsetzung il 
nicht nur nicht von den Führern der 


kschai 


{eo unterstützt wurden, 
sondern auch noch in übelster Weise 
beschimpft wurden: Gewerkschafts 
boß Nielsen nannte die Streiks und 
Demonstrationen “überzogen" und 
bezichtigte die Arbeiter der .k 


munistischer Hysterig'(! 
Die Gewerkschafisführer hatten 
nichts Eiligeres zu I 


ersten Welle spontaner 
den Kapitalistenverbänden zusam- 
menzukommen (14.5.7), „um de 

Konflikt die Schärfe zu nehmen 
(FAZ, 17.5.1974) 

rankfurter Allge 
15.574) 

Die Massenproteste dauerten 
Redaktionsschlußnoshan. 
17. Mai 1974 
Metall-Komitee 
KB/Gruppe Hamburg 
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In mehreren Städten kam es (wie hier in Kopenhagen) zu gewaltsamen Zu- 
sammenstößen zwischen streikenden Arbeitern und a Por zi 


Das Massaker im israelischen Ort 
Ma’alot, wo 28 Menschen — meist 
Kinder — getötet und weitere 74 
verletzt wurden, hat auf, tragische 
Weise erneut weltweite Aufmerksam- 
keit auf das palästinensische Problem 
gelenkt 

Es gibt für den Kampf des palästi- 
inensischen Volkes andere, wirksame 
re und respektablere Formen als die 
Gefährdung und Tötung von Kin- 
dern. Dennoch kommt die Verant- 
wortung für die Toten von Ma’alot 
auf die israelische Regierung. 


Die israelische Regierung hatte 
die Möglichkeit, durch die Freilas- 
sung von 20 politischen Gefangenen 


die Freilassung der Schüler zu 
Chen. Dies aber hätte dem P 
des "Zionlemus widersprochen, 
keiner arabischen „Erpresung” zu 
beugen. Es gehört Zur Ideologie des 
Zionlamas, daß Einzelne (ungefragt!) 
für das Inieresse der Gemeinschaft 
opfert werden müssen. Desha 
Mohten die Kinder sterben, die - ob 
Wohl die Schule in Grenznähe legt 
Und die Anwesenheit“ paldstinens 
Scher Kämpfer ın dieser Gegend be- 
Kanat war > vom ziomitischen Pol 
2er und Miltärapparat nicht ge 
Shatzt worden waren 

Ungewiß wird Dieiben, ob die is 
raelische Regierung am Ende den Tod 
der Kinder Surch Ihr Verhalten nicht 
nur verschuldet, sondern auch unmit 
ielbar verursacht hat. Einige Anzer 
öhen sprechen dafür, daß zahlreiche 
Kinder von den wild und ungeziet 
Surch die Henster schießenden Irae- 
Nischen Soldaten und durch von ira“ 
schen Schössen _ explodierendem 
Sprengstoff der drei Palstinenser 

höteı wurden 
Und sehlielich, welcher Unter- 
schied ist zwischen den toten Kin 
dem von Ma'alot und den to 
dern "und. Frauen 
Später dei Terrorangriffen de 
sehen Luftwaffe aufpalistinenssche 
Fluch linglager im Libanon starb 
Sie sind, Araber und Juden, ini 
Cher Weise Opfer des verbreche 
hen zionistischen Unternehmens, 
einen Staat auf der Vertreibung eines 

deren Volkes aufzubauen und 
Vertreibung zu verewigen 

Lin Unterschied allerdings ist für 
Bürgerlichen Politiker Zwischen 

Während nach 


wird, zeigt sich jetzt das 


aufgerüste: 


| wahre Gesicht dieses halbfeudalen 
Is seiner herrschenden Klasse 
| und seiner herrschenden Parteigl 


arabischen Kindern. 
‚dem Masak 

n Gipfe 
‚enschlichkeit 


Ma’alot von er 
an Fanatismus 
(SPD-Ge 


Ma’alot 


schäftsführer Börner) und von „Em- 
pörung der ganzen _ziviliserten 
Menschheit" (CDU-Fraktionsvorsit- 
zender Carstens) geschwafelt wurde, 
können diese „zivilisierten” Heuchler 
ihre Genugtuung über die israelischen 
„Vergeltungsangriffe” (mit Dutzen- 

sen von Toten unter der Zivilbevöl 
kerung) kaum verbergen. 

"Für die "Aktion' von Ma'alot hat 
die Demokratische Volksfront für 
‚die Befreiung Palästinas (FPDLP) die 
Verantwortung übernommen 

Das ist bemerkenswert, da gerade 
diese Organisation in der Vergangen: 
heit eine sehr heftige Kritik an den 
sogenannten „Außenaktionen” (Ak- 
tionen außerhalb Paläst 

Geiselnahme während der Olym 


Chile- Reform 


Die Revisionisten der DKP sagen, 
daß man die Erfahrungen der chile- 


nosson selbst sel, daß Kritik die not 
wendige Solidarität beeinträchtigt, 


imperialistischen Feinden des Sozia- 
lismus gemeinsame Sache machen, 


mehr sind, 


Vielmehr hat die international 
Arbeiterbewegung nicht nur da 
Recht, sondern sogar die Pf Il cht 


Solidarität zu analysieren. 
ische Putsch in Chil 


ses (vor dem Putsch) immer wieder alı 
International gültig angeprie 
sone ‚chilenische Beispiel’ kaputt ge- 


der wahr 


macht, und d 


Revisionismuskritik Nr. 6 


nischen "Unidad Popular’-Regierung 
nicht analysieren dürfe, dal das aus- 
schließlich Sache der chilenischen Ge- 


daß die sozialistischen Kritiker der 
"Unidad Popular'-Regierung mit den 


und was dergleichen Albernheiten 


einschneidende nationale Erfahrun 
‚gen unter Wahrung der notwendigen 


Grund, warum die Revisionisten eine 
Diskussion über die chilenischen Er 


pischen Spiele in Münschen 1972) 
2.B. des „Schwarzen September” und 
der Volksfront für die Befreiung 
Palästinas (PFLP) geübt hat. 

Diese Kritik hatte, besonders in 
den Interpretationen der linkslibera- 
len Freunde der FPDLP in der BRD 
vor allem der KBW! — einen stark 
demagogischen „ Zug angenommen 
solche Aktioneä würden „Unschul- 
dige treffen” und würden ein schlech- 
tes Licht auf den palästinensischen 
Widerstand werfen. Wir würden nun 
von den Freunden det FPDLP gern 
einmal hören, warum es „verbreche- 
risch” gewesen sein soll, in München 
israelische Sportler (die meist Reser 
veoffiziere der Armee sind) als Gel 
sein zu nehmen, aber richtig, das 
Leben von Schulkindern in Ma'alot 
aufs Spiel zu setze möglicher 
weise zu töten, Inwiefern sind israe 
lische Sportler in Münc 
diger” als Schulkinder in Mi 


‚Anzeiger 


oder Revolutio 


Chile sit der Mallstab, an dem die 
‚Strategien‘ all dieser revissonistischen 
Parteien zu messen sind 

Wir haben hier zur Vertiefung der 
Diskussion einige ältere Texte der 
chilenischen "Unidad Popular’, spezi: 
all der revisionistischen "KP’ Chilas 
zusammengestellt. Daneben stellen 
wir Ausführungen des it a1 ie ni 
schen Revisionimus (PCI) na c h 
dem faschistischen Putsch in Chile, 
die zeigen, mit welcher Unverfroren. 
heit diese revisionistische Partei nach 
den chilenischen Erfahrungen den al 
10 ten Weg weiterzugahen vermicht, 

Wir ergänzen dies durch eine Stel 

. lungnahme der albanischen Genomen 
und durch eine Reihe eiganer Beiträge 
sowie durch Interviews mit dem MIR 
und der Sozialistischen Partei Chiles, 
Ie die nach dem Putsch von den ehile 
‚n gegeben wurden 

Preis DM 2,50 

zuzüglich Porto 


s 


zu bestellen über 

'« Verlog ARBEITERKAMPF 
A} 

2 Hamburg 13 

Rutschbahn 36 


ARBEITERKAMPF Nr. 44 


Seite 27 


Vorverlegun 


Staatliche 


in letater Zeit sind am Pädagogi- 

schen Institut in Hamburg. und 
auch anderswo verschiedene Fülle be- 
kanntgeworden, bei denen mit „gut” 
oder mit „sehr gut” bewertete schrift- 
liche Hausarbeiten für die erste Leh- 
rerprüfung durch staatliche Kontrolle 
in fünfen oder vechsen, oder sogar, wie 


ben verwandelt werden. Diese erstaun- 
lichen „Leistungsabfälle" kamen 
durch von der Behörde bestellte Gut- 
achter zustande. 

Im Folgenden soll auf die Frage 
eingegangen werden, inwieweit diese 
verstärkten Eingriffe ein weiteres Mit- 
tel der Disziplinierung der fortschritt- 
lichen Studenten darstellen und da- 
mit die Willkürmaßnahmen des Staa- 
tes um eine Varlante bereichern, 

In diesem Fall setzte die Behörde 
ihre durch Herm Jepsen (Vorsitzen- 
der des. Lehrerprüfungsamtes) schon 
auf der Seminarkeiterkonferenz vom 
14.9.73 angekündigten Maßnahmen 
überraschend schnell in die Tat um 
Jepsen hatte sich über die besonders 
schlimmen. Verhältnisse an der Uni- 
versität beklagt und Maßnahmen da- 
gegen angekündigt. Jepsen sagte sinn- 
‚gemäß: Man müsse überlegen, wie man 
die Sache schon an der Universität an- 
sehe, z.B. bei Prüfungen. „Er habe 
in letzter Zeit mehrere Arbeiten zu 
Gesicht bekommen, in denen der 
Staat als faschistisch bezeichnet oder 
in übler Manier beschimpft werde. 
Zwei dieser Arbeiten habe er an Apel 
weitergeleitet. Er könne nicht verste- 
hen, wie man solche Arbeiten mit 
„gut” bewerten könne. Zumindest 
wird man in Zukunft die Prüfungsar- 
beiten auswerten müssen, um handfe- 
ste Beweise für die Gesinnung der Ra- 
dikalen zu haben.” Im letzten Prü- 
fungsdurchgang am Pädagogischen In- 
stitut kam es dann auch in verschiede- 
nen Fällen zu behördlichen Kontrol- 
ken durch das Anfertigen von sog 


änderen Fällen die Zensuren .ge- 
drückt". Dabei verfahren die zuständi- 
‚gen Behörden, nicht nur in Hamburg, 
in der Begründung für solche erstaun- 
lichen „Leistungsabfälle“, ähnlich wie 
bei anderen zunehmenden Disziplinie- 
rungumaßnahmen — wie etwa der Ver- 
setzung mißliebiger Lehrer an ande- 
re Schulen - zweigleisig: Ein Teil der 
beurteilten Arbeiten wird offen als 
verfassungsfeindlich bezeichnet, 0 ge- 
schehen z.B. beim DKP-Mitglied F 
Behrens, dessen Arbeit durch den 
Einspruch eines Oberschulrates von 
„sehr gut“ auf „ungenügend“ rutsch- 
te, mit der Begründung, daß die „als 
Konsequenz der theoretischen Überle- 
‚gungen des Verfassers undifferenziert 
geforderte Überführung der Produkti- 
'onsmittel in sozialistisches Eigentum 
nicht den Bestimmungen des Grund- 
‚gesetzes und der Bremer Verfassung 
entspreche.“ („Rote Robe” 5/73, 5. 
193). In anderen Fällen firmiert die 
politische Zensierung bzw. Diszipli- 
ierung unter dem Deckmantel der 
„Nichtbeschtung wissenschaftlicher 
Kriterien“, s0 geschehen z.B. in Ham- 
burg in diesem Semester. Nachdem 
die Prüfung mit dem Statifinden der 
mündlichen Prüfung bereits abge- 
schlossen war — die schriftliche Ar- 
beit war mit „gut‘“ bewertet worden — 
wurden im Nachhinein von Jepsen 
drei weitere Gutachten, die alle zu 
dem Ergebnis „mangelhaft“ kamen, 
eingeholt und die Prüfung für nicht 
bestanden erklärt. Allein die Auswahl 
der Gutachter beweist, was die Behör- 
de meint, wenn sie ständig im Zusam- 
menhang mit Prüfungen von „Objekti- 
vität” redet; Herr Tausch, seines 
Zeichens Psychologe, wurde von 
Her Jepsen als Gutachter für eine 
Arbeit eingesetzt, die den Bereich der 
Psychologie auch nicht mit einem 
Wort berührt. Der Hintergrund: Der 
die Arbeit betreuende Professor hat 

seinen Doktor in Psychologie ge- 
macht, auch für die Behörde ist es 
kein Gebeimnis, daß zwischen den 
beiden Professoren schwerwiegende 


der Berufsverbote 
ıllkür nimmt zu 


Meinungsverschiedenheiten darüber 
bestehen, was „Wissenschaftlichkeit” 
bedeutet. Hieran wird auch deutlich, 
daß die Behörde mit der Methode des 
Einsatzes bestimmter Gutachter ver- 
sucht, ihr nicht genehme Professoren 
einzuschüchtern und unter Druck zu 
setzen, damit sie beim nächsten Mal 
yon sich aus die Zensuren „drücken“. 
In anderen überprüften Arbeiten wur- 
‚den Begriffe, deren Anwendung selbst 
in der bürgerlichen Wissenschaft ge- 
Häufig sind, wie etwa der „Schicht“- 
Begriff moniert und dem Verfasser 
„Einseitigkeit“, „ideologische Befan- 
genheit” usw. vorgeworfen. 

Neben die Verschärfung der Be- 
rufsverbote insgesamt durch die Mini 
sterpräsidentenkonferenz vom 209. 
73, die mit der angeblich demokrati- 
schen „Präzisierung” in Wirklichkeit 
ine Ausdehnung der staatlichen Wil- 
kür auf alle Mitglieder des Öffentli- 
chen Dienstes bedeutet, reiht sich die- 
se zusätzliche Disziplinierungsmaß- 
nahme ohne weiteres ein. 

Neben dem gezielten Verteilen von 
fünfen bei Einzelnen hat die Behörde 
die Methode der „Stichprobenkontrok- 
ke“ verstärkt eingesetzt, um bewußt 
ein Klima der Unsicherheit zu erzeu- 
sen; denn die „Stichprobe“ kann 
schließlich jeden’ treffen. Hier wird 
nach dem Motto, wenige treffen, um 
viele einzuschüchtern, versucht, obrig- 
keitsstaatlichen Gehorsam und Un- 
tertanengeist zu verankern. 


Spiel mit verteilten Rollen 
zwischen Gewerkschaftsführung 
und Schulbehörde 


Die Bedeutung, die der reibungslo- 
sen Verankerung dieser Willkürmaß- 
nahmen seitens der Behörde beige- 
messen wird, belegt die intensiv ge- 
führte „Diskussion“ in der „HLZ“ 
(‚Hamburger Lehrer Zeitung“ der 
GEW), wo sich die SPD-Oberen der 
Schulpolitik, Landesschulrat Neckel, 


„Lehrerausbildung” 
im Dienst der Bourgeoisie 


Die Maßnahmen der Schulbehörde 
gegen fortschrittliche Lehrer nehmen 


an Schärfe und Umfa 
und diskussionsbereite 
zur Behörde 


an andere Schülen versetzt oder ganz 
aus dem Schuldienst entlassen. Ziel 
dieser Maßnahmen ist,alle fortschritt- 
lichen Lehrer mundiot zu machen 
und Lehrer, Eitern und Schüler nach- 


zu. Kritische 

r werden 
zitiert und einem politi- 
schen Vehör unterzogen, sie werden 


lich „eleganteres” Vorgehen, als es 
bei der Entlassung von fertigen Leh- 
rern mit politischer Begründung 
möglich ist, wo häufig Proteste von 
Schülern und Eltern oder zumindest 
öffentliches Aufsehen nicht zu ver- 
meiden und 

Bekannt geworden ist dieses Vor- 
gehen auch bei dem Münchener Stu- 
dienrat Rainer Offergeld, der seine 


haltig einzuschöchtern Prüfungen tadetlos bestanden hatte 
Konsequenterweise setzt dieses | zweifelte niemand bis zu dem Augen- 
Vorgehen bereits an der Ausbildung | blick, als seine Aktivität in der 


der Lehrer an. 
Schon bei den Examen der Leh- 
rerstudenten an der Universität greift 
die Schulbehörde immer massiver ein. 
Hausarbeiten mit politischen, Inhal- 
ten, die von liberalen Professoren 
gut benotet werden, läßt die Behörde 
nicht mehr durchgehen, Erst vor 
kurzem wurde in Hamburg eine 
sche Arbeit von der Uni mit 
ins, von der Behörde mit Fünf be- 
urtellt - natürlich wurde die Fünf 
durchgenetat, Nach der Universitäts 
prtfung, wo Derets nach poliichen 
‚iterien gesiebt wird, müssen die 
ten eine schulpraktische 
die von Kursen 
Studienseminar be- 
In diesen Seminaren wer 
Referendare dann genaue- 
stens_ auf ihre polilische Gesinnung 
© Die Seminarleiter 
haben von der Schulbehörde den 
offiziellen Aufırag, linke, „radikalen- 
Verdächtige” Außerungen von Refe 
Tendaren zu protokolferen und der 
Behörde zur Verfügung. zu stellen 


Referendare, die auf diese Weise 
als politisch verdächtig ermittelt wur- 
den, lawen sich dann ohne große 
Schwierigkeiten durch die zweite 


Lehrergewerkschaft und sein 
für eine fortschrittliche gewerkschaft. 
liche Politik bekannt wurden. In- 
zwischen wurde Rainer Offergeld 
aus dem Schuldienst entlassen, Be- 


sündung: „Br genüge den pidngo, 
schen Anförderungen nicht” „Welt? 
8.7), 


Aber nicht nar gegen Referendare, 
‚die politisch aktive, kritische Lehrer 
zu werden drohen, wendet sich die 
Behörde. Sie will insgesamt_einen 
‚Apparat von „gestandenen Löhrerm’ 
aufbauen, D.h. auch Referendare, die 
wenig selbstbewußt und sicher auf- 
treten können, die etwas hilflos sind, 
lit man durch die Prüfungen fal- 
len. Diese Leute sind ebensowenig 
wie linke Referendare im Sinne der 
Behörde zu gebrauchen. Denn dieser 
Staat braucht Lehrer, die die Schul- 
misere individuell bewältigen können, 
‚ohne Kritik zu üben und Mißstände 
offenkundig zu machen. Er braucht 
Lehrer, die die Nerven haben, ständig 
‚die Schüler in den überfüllten Klassen 

‚disziplinieren, die in der Lage 
ind, Ellen in ihre Schranken zu 
verweisen, wenn diese massiver für 
ihre Rechte und die Rechte ihrer 
Kinder eintreten. 


Lehrerprüfung usortieren. Entweder | AUF die Schaffung von Lehrer 
man ıb6t sie gieich durch die Pro-| mit diesen „Qualitäien” ist die 
fung fallen, oder se erhalten so | Ausbildung ausgerichtet. Zum einen 
schlechte Noten (auch wenn diese | wird jedem Relerendar durch syste 


völlig von den bi 
und Leistungen der 
weichen), daß maı 


matisch geschürte _Prüfungungst, 
ständigen Druck und Kontrolle von 
Anfang an klargemacht, daß er sich 
anzupassen und keine kritischen Vor 
lungen zu entwickeln hat, Zum 
anderen führen auch die Inhalte der 


Ausbildung in diese Richtung: 

Da werden die Referendare in ih- 
rem — leider zum Teil sowieso ange- 
legten — Bewußtsein, eine besondere 
gesellschaftliche Stellung zu haben, 
bestärkt; da werden die Eltern als 
Leute mit merkwürdigen Ansichten 
und, Interessen hingestellt, die in 
Ausbildung und Erziehung der Kinder 
reinreden wollen, obwohl sie doch 
völlig unqualifizierte Laien sind; 
da wird den Referendaren einge- 
schärft, daß sie die Fachleute sind, 
diejenigen, die überhaupt nur etwas 
von Erziehung verstehen, daß sie sich 
auf keinen Fall von den Eltern etwas 
vormachen und vor ihnen zurück- 
stecken dürfen; da wird dann betont, 
wie taktvoll und diplomatisch der 
Lehrer vorgehen muß, um überhaupt 
mit Eltern klarzukommen, Hier wird 
ganz. deutlich, worauf die angeblich 
#0 fortschrittliche Hamburger Lehrer- 
ausbildung wieder hinausläuft: Eltern 
werden weiterhin nur mit Herzklop- 
fen in die Schule gehen, um dann 
von einem 'sich seiner Stellung be- 
wußten Lehrer zwischen Tür und 
Angel abgekanzelt zu werden, An- 
deremeits sind die ehrlich zur Zu- 
sammenarbeit mit Schülern und El 
tern bereiten Lehrer auf Grund der 
miserablen Bedingungen an der Schu- 
ie so überlastet, daß sie kaum Zeit 
und Kraft finden, um sich mit den 
Problemen der Eltern intensiv aus- 
einanderzusetzen. 


Detjenige, der nicht bereit ist, 
diese Zustände einfach hinzunehmen. 
wird entweder gefeuert oder soll #0 
eingeschüchtert werden, daß er re- 
signiert und aufgibt. Die Eitern müs- 
sen begreifen, daß sie die wesentliche 
sind, die durch ein gemeinsames 
Itliches Vorgehen Verbesse 

‚den Schulen erkämpfen. 
ion. Alle fortschrittlichen Lehrer 
müssen sich entscheiden, ob sie sich 
auf die Seite dieser Eltern und ihrer 
Kinder stellen. oder ob sie verlänger- 
ter Arm der Behörde sein und biei 
ben wollen, . 


irkszelle Harburg-Wilhelmsburg 
KB/Gruppe Hamburg. 


Schulsenator Apel und Jepsen «0. 
‚die Hand reichen; der GEW-Vorsitzem- 
de Wunder gewährt Flankenschutz. 
Wunder übernimmt in diesem Spiel 
mit verteilten Rollen die Aufgabe, 
„Besorgnis“ über die zunehmende 
staatliche Kontrolle bei Prüfungen 
zu Außern, scheindemokratische For- 
derungen aufzustellen (z.B. soll die 
Behörde einen öffentlichen Rechen- 
schaftsbericht vorlegen, wo sie u.a. 
“darstellen soll: „Wie viele Arbeiten 
wurden überprüft? Nach welchen 
Kriterien wurden diese Arbeiten aus- 
gewähh? usw.“ „HLZ“ 2774, 5.44) 
um sich in der nächsten Runde von 
Apel und Jepsen darüber „aufklären” 
zu lassen, daß es sowas wie politische 
Kontrolle gar nicht gibt. „Ein Streit- 
Punkt bei „Kontrollen“ int er (der 
Marxismus — d. Verf.) bisher nicht ge- 
wesen und wird er.auch nicht sein.“ 
CHLZ“ „4/74, $. 153) behauptet 
Jespsen. Zudem gehöre es zu der „bei 
Ieder Staatsprüfung selbstverständii- 
Chen Pflicht des Vertreters der zu. 
ständigen Behörde, jede Hausarbeit 
zu bewerten - und nicht zu kontrol- 
lieren“. ... „daher besteht keine Not- 
wendigkeit', regeimäßige Rechen- 
schaftsberichte über die Aumibung 
staatlicher Kontrolle bei der Bewer- 
fung von schriftächen Hausarbeiten 
zu verfassen.” („HLZ”, 2.2.0.) Und 
wer sich trotz allem an die Tatsachen 
halt, die die politische Disziplinierung 
beweisen, der hat es nach Jepsens 
Meinung nur noch verdient, als Spin- 
ner hingestellt zu werden. „Büher 
haben sich in jedem Fall die Gerüch- 
te über „zweifelhafte Verfahren“, „un- 
‚gerechte Behandlung politisch mißlie- 
Birer Personen“. „politische Bewer- 
tung von schriftlichen Arbeiten“ u.a. 
m. als das herausgestellt, was sie sind: 
Wunschträume von „‚Frustnierten" 

Entschuldigungen für schlechte Lei- 
Atungen und Hetze (1) gegen die Be- 
achtung der Rech 2 
(„HLZ“,2.2.0., 5.154) Um das Zyni- 
sche dieser Aussage richtig zu würdi- 
gen, muß man sich noch einmal den 
Hintergrund vergegenwärtigen: Apel 
und Jepsen waren es ua. selbst, die 
auf der Seminarleiterkonferenz 5.0. 
eine schärfere politische Kontrolle 
‚der Prüfungsarbeiten gefordert hatten 
und sie — nur wenige Monate später — 


Gesetz gegen 


auch in die Tat umsetzen; diejeni- 
gen, die die Sache mun beim Namen 
nennen, werden als frustrierte Spinner 
hingestellt, = 


Zweitgutachten 
für alle Studenten 


Die Behörde hat nun die von ihr 
selbst initiierten Fälle zum Anlaß ge- 
nommen, die Bestimmungen der Pro- 
fungsordnung ‚wieder anzuwenden 
und bei jeder Arbeit einen zweiten 
Gutachter zu fordern. Dabei soll sich 
‚der Student „nach Möglichkeit‘ den 
zweiten Gutachter an der Universität 
selbst aussuchen dürfen. Mit diesem 
Vorgehen werden mehrere Ziele zu- 
gleich erreicht: Bessere Kontrolle der 
Professoren untereinander, das Er- 
wecken der Illusion bei den Studen- 
ten, daß zwei Gutachter größere „Ob- 
‚jektivität‘“ bedeuten, und daß man 
sich damit praktisch erkaufen kann, 
daß die Behörde auf weitere Gutac 
ten verzichten wird, wenn man a 
diese Forderung eingeht. Die DKP 
nimmt gegenüber diesen Angriffen 
eine völlig kapitulantenhafte Haltung 
ein und sagt, dagegen könne man 
nichts machen, weil das Vorgehen der 
Behörde ja° „rechtlich“ durch die 
Prüfungsordnung abgesichert sei. Die 
$SG dagegen witterte schon wieder 
die Möglichkeit für eine neue Aktion 
und wollte einen Boykott organisie- 
ren, dih. die Studenten sollten kei- 
nen Gutachter von der Universi 
angeben. Dieses Vorgehen würde beim 
gegenwärtigen Stand des Bewußtseins 
unter den Studenten nur dazu führen, 
daß die fortschrittlichsten sich der 
Behörde ausliefern. Es kommt jetzt 
erstmal darauf an,überhaupt über die 
von der Behörde beabsichtigten Ziele 
bei den Studenten Klarheit zu schaf- 
fen und diese Disziplinierungsmaßnah- 
men alseinen Bestandteil umfassende- 
rer Pläne der Bourgeoisie zu begreifen, 
alle fortschrittlichen Kräfte aus dem 
öffentlichen Dienst 'rauszusäubern 
und ein Bündnis der fortschrittlichen 
Intelligenz mit der Arbeiterklasse zu 
verhindern. . 


Genossen des SSB/Hamburg 
(Sozialistischer Studentenbund) 


Sozialarbeiter 


in Nordrhein-Westfalen 


Aufgrund des seit einigen Wochen 
vorliegenden Gesetzes „Über die 
staatliche Anerkennung von Sozialar- 
beitern und, Sozisipkdagogen” und 
der ersten Lesung im nordrhein-west- 
fülischen Landtag am 9. Mai, haben 
die Studenten fast aller Fachhoch- 
schulen und Gesamthochschulen in 
Nordrhein-Westfalen die_Durchfüh- 
rung von Warnstreiks beschlossen. 
Diese fanden und finden zwischen 
dem 7. und 22. Mai statt. 
In dem Gesetz heißt es 


„Die staatliche Anerkennung wird 

auf Anırag von dem Regierungsprd- 

sidenten erteilt, in dessen Bezirk sich 
des Seminar befindet, wenn der De. 
werber 

1, das Kolloqutum erfolgreich abge- 
schlossen hat, 

2. nicht wegen Schwäche seiner 
itigen "Kräfte oder Sucht aufer- 
stande ist, die Aufgaben einer $o- 

zlalarbeiters oder Sozialpädagogen 

eigenveruntwortlich _ wahrzuneh“ 

‚men, 

sich nicht eines Verhaltens schul- 

dig gemacht hat, a 

Unzuverläusigkeit 

des Berufs ergibt.“ 

(#4, Abs. 1). 


3 


Mit solcherlei Kriterien, deren in- 
haltliche Füllung dann den Behörden 
überlassen bleibt (man kennt deren 
Praxis von den Berufsverboten!), soll 
‚die Zahl der Sozialarbeiter und So2+ 
alpädagogen drastisch eingeschränkt 
werden. Leiätragende sind wiederum 
hauptsächlich Kinder und Jugendliche 
in Kindergärten, Vorschulen und Ju- 
gendheimen 
Mehr noch soll aber durch diesen 
Gesetz eine gesicherte Auswahl „ap 
verlässiger’” Erzieher garantiert wer- 
den. Kritische und. fortschrittliche 
ter sollen auf dienem Wege 
tet werden. Dazu ist ın dem 


rung eingebaut. Ds heißt welter 


„Dem erfolgreichen Abschluß de 

‚Kolloquhums steht die Befreiung vom 

Derufspraktikum nach } 2 Ab. I 
lie) 

12) Die naatliche Anerkennung int wi 

rückzunehmen, wenn die Vorauset 


zung für ihre Erteilung nicht vorge 
egen haben. “ 


(3) Die staatliche Anerkennung kann 
widerrufen. werden, wenn nachig- 
lich eine der Voraussetzungen nach 
Absatz 1, Nr. 2 oder Nr. 3 wegge- 
Yallen ist (siehe oben, 


Ein Beispiel für die Anwendung des 
Gesetzes in der Praxis: 

Ende letzten Jahres fanden in 
Dortmund Aktionen von Jugend 
chen statt, die ein {reies Jugendzen- 
trum forderten. Als sie dies über Ver- 
'handlungen mit der Stadt nicht «ı 


laus, das dann von der 
Polizei gewaltsam gerkumt wurde 
Den Sefklrbetem re "den nid 
lischen Jugendheimen, die die dam. 
Ian An merken Ya 
gekündigt. Nach dem neuen Gesetz 
würden sie nicht nur gekündigt, son- 
dern man könnte ihnen auch Ihre 
Graduierung aberkennen, was einem 
Berufsverbot gleichkommt. 

Hier lassen sich eindeutig Par 
lelen zu den Berufsverboten im öf- 
fentlichen Dienst, zu den politischen 
Entl und Jugendvertreter- 

‚ziehen. Der bürgerliche 

Vereen der Kaptalnen I en Me 

er Kapaien hrden hr 

trieben seine um fort 

schrittliche Regungen ‚in allen ge- 

sellschaftlichen Bereichen zu unter 
drücken. 

Zu dem Striktagen int zu sagen, 
dad einzelnen Pac und Gem 
Miscslen ın Nordheim Venen 
ringen Komik zueinander ne 
an ud na ine unbe 
No Sue und ee yneaan Dr 
monstration geplant haben. Die De- 


mühung geht dahin, die Aktionstage 
durchzuführen. Erste 


nicht isoliert 


ch erklärt haben und ebenfalls 
Streiktage beschlossen haben. Sie har 
ben erkannt, daß diesen Gesetz nur 
ein weiterer Schritt auf dem Wey 
einer verschärften Prüfungsordnung 
und zum Jandeshochschulgese tz. Ist 

. 
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— ARBEITERKAMPF Nr. 44 


Hannover 


MEK räumt Jugendzentrum 


In Hannover gibt es In fast jedem 
Stadtteil eine Gruppe, die sich um 
die Errichtung eines Unabhängigen 
Iugendzentrums (UJZ) bemüht, Die 
se Arbeit hal in mehreren Füllen 
auch schon zum Erfolg geführt 
Im Stadtteil Oststadt/L 
sich vor ca. eineinhalb Jahre 
Initiativgruppe. Dieser 
ur Zeit für die Kapitalisten von be 
sonderem Interesse. Er liegt nämlich 
In direkter Nähe zur eigentlichen In 
di diesen Stadt- 


Tel ausge 
sor Plan der Stadt bekannt ist, hat 
eine ungeheure Welle von Bodens 


kulation, Mietwucher und Wohn: 
raumzerstörung eingesetzt, Ein 
dratmeter Boden in Oststadt/List 


—kostet heute schon bis zu 1.500,- DM. 


Bullen verhaften Jugendliche, die 
umgebauten Bunker aufhielten. 


Um eine Abbruchgenehmigung zu er- 
halten, die Voraussetzung ist für den 
profitträchtigen Bau von Bürchäu- 
sern, lassen viele Hausbesitzer die 
Häuser nicht mehr reparieren, damit 
die Häuser möglichst schnell zer 
wohnt und baufällig werden. Außer- 
dem werden die Häuser völlig über- 


um bis zum Abbruch noch 
st viel herauszuschinden. 


Kurz nach der Räumung des Bunkers werden dessen Eingänge, zuge- 
die Räume wieder nutzlos vergammeln können. 


mawert — damit 


s“ 
sind Ausländer 
billige Wohnungen angewiesen sind. 
ivgruppe hatte dar ge 
forderte Jugendzentrum als politt 
um für den Stadtteil ge 

ollte sich, besonders. 

hen „Sanierung 


die besonders auf 


aber die F 
lichen ablehnte. Als Bogründ 
de angegeben, dab die Stadt schon 


wei UJ2's finanziell unterstütze und 
erst nach einigen Erfahrungen mi 
diesen beiden Projekten entscheiden 
könne, ob weltere UJ2’s unterstützt 
werden 

Am 30.474 veranstaltete die 
Gruppe ein Straßenfest, zu dem et 
wa 200 Jugendliche kamen. Im An 
schluß daran besetzten die Jugend: 
lichen nach einer Demonstration 


einen Ieerstehenden Dunkey. der der 


Bundesvermögensstelle gehört. I 
nächsten Tagen wurde sofo 
praktische Arbeit angeganger 
sächlich Instandsetzung des Bi 
und Öffentlichkeitsarbeit, aber auch 
die Bildung von Arbeitsgruppen 
(Kinder-, Theater- und Musikgruppe). 
Die Bevölkerung unterstützte das 
Jugendzentrum durch 
Spenden 

In der bürgerlichen Presse wurde 
die „Unzulänglichkeit der sanitären 


Anlagen” im Bunker bemängelt, Dies 
„Argument” diente dann auch als 
Vorwand, als der Bunker gerdumt 


wurde. Am Morgen des 4.4. schli- 
chen sich mehrere Spezialisten des 
Mobilen Einsatzkommandos (MEK), 
getarnt als Installateure oder Pas- 
santen, in den Bunker, Sie zerstör- 


sich in einem zum Jugendzentrum 


ten das gespendete Mobiliar (Sofas, 
Plattenspieler, Lampen) und verprü- 
gelten die Beietzer, Ein achjähriger 
Junge wurde geschlagen, ein Mäd- 
chen gegen Siacheldrahl_geworfen 
und an den Haaren die Treppe he- 
Funtergezerrt, ein vor dem Bunker 
nichtsahnend sitzender Jugendlicher 
imit,einem Knüppel nicdergschlagen. 
r, ste 


Und Dr. Mini Iivertretender 


Polizelpräskdent von Hannover, freut 
sich darüber: „Afir fällt ein Stein vom 
Herzen, daß alles so 


’ben hat.“ („Neue MHannoversche 
resse" vom 5.4.74) 


Insgesamt würden bei dieser Ak, 
tion, die der erste Binatz von MER 
Einheiten in Hannover war, 13 De 
seizer verhaftel. Gegen sie wurde 
Inzwischen von der Bundesvermö- 
gensstelle Anzeige erstattei wegen 
„Hausfriedensbruch, unerlaubter Ab: 
hahme von elektrischem Strom und 
‚chbeschädigung.” Am Nachmittag 
h der Ra 


Sympathisanten 
des KD in Hannover 


zahlreiche 


ıt geklappt | 
hat und es keine Konfrontation ge- | 


Kinderschule Grünhöfe 
(Bromerhaven):; 


KIRCHENBÜROKRATIE 


ENTLARVT SICH ENDGÜLTIG 


‚Am 6. Mai faßte der Kirchenvorstand 
der Petruskirche in Bremerhaven. 
Grünhöfe den Beschluß, das „Projekt 
Kinderschule-Finkenstraße" endgültig. 
einzustellen, Zwar fehlt diesem Be 
schluß, um ihn „rechtskräfug” wer- 
‚den zu lassen — noch die Zustimmung 
des „Ausschußes des ev.luth. Ge- 
samtverbandes Bremerhaven”, die 
aber angesichts der bisherigen Politik 
des Gesamtverbandes lediglich noch 
ein formaler Akt sein dürfte. 

Diesem Beschluß vorausgegangen 
war der Beschluß des Gesamtverban- 
des vom 4. März, die Kinderschule 
„vorübergehend” stillzulegen, um 
ie es hieß — eine Renovierung der 
‚Räume und Erweiterung des Perso- 
nals vorzunehmen. Daraufhin besetz- 
ten Mitarbeiter und Elterrt die Räu- 
me, denn sie erkannten zurecht dahin- 
ter die wahre Absicht: die politisch 
unliebsame Initiative abzuwüngen. 

Nach sieben Wochen Besetzung und 
nach mehreren Gesprächen mit Ver- 
tretern der Kirchenbürokratie, in de- 
nen diese eine mögliche Einigung, die 
Einrichtung viertelparitätisch besetz- 
ter Verhandlungsgremien und den vor- 
läufigen Verbleib aller Mitarbeiter zu- 
sagten (Kirchenvorsteher Schulze 
„Das ist offiziell”), falls die Besetzung 
üufgegeben würde, beschlossen die 


CDU und SPD Hand 
Angriff auf 


Am Schulpraktischen Institut in 
Bremerhaven (SPI) wurde im Rahmen 
eines Geographie-Seminars das Unter- 
richtsprojekt „Wohnen in Bremer- 
haven” entwickelt. Ziel dieses Pro- 
jekts war es unter anderem, die 
‚Ungleichheit der Wohnumwelten' 
festzustellen und die Ursachen die- 
ser Ungleichheiten aufzudecken — so, 
die Sprecher der betreffenden Lehrer, 

Um am praktischen Beispiel fest- 
zustellen, wie sich die gesellsghaft- 
liche Stellung verschiedener Bremer- 
havener Einwohner auch auf ihre 
Wohnsituation auswirkt, wurden zwei 
Adressenlisten erstellt. Die eine ent- 
hielt Namen „wohlhabender” Bremer- 
havener, deren Einkommen sich von 
DM 10.000,; bis zu DM 50.000, 
monatlich bewegt. In der anderen 


in Hand 
fortschrittlichen Schulunterricht 


Liste sind Werftarbeiter aufgeführt. 


Liste sind Werftarbeiter aufgeführt 
Das Bekanntwerden dieses Pro- 
jekts löste sofort Gegenmaßnahmen 
‚der Schulbehörde aus. SPD-Oberschuk 
rat Ryfisch verbot die Verwendung 
der Liste mit den Namen der Kapita- 
listen, da sie die „Privatsphäre der 
Genannten“ berühre und „Emotionen 
gegen sie auslösen” könne. 
Die Örtliche Presse nutzte die Gelegen- 
heit, um gegen ‚umstürzlerische Un- 


terrichtsmethoden® im Allgemeinen 
zu Felde zu ziehen. 

Nach Ansicht der „Nordseezei 
tung” (CDU-orientiert) vermischen 


sich in dem  Unterrichtsprojekt 
‚schlecht verdaute Sı 
Kleider In die Spr 


Idioten, mit 


gie, ver 
che von Fach 
marxistischen Uralt 


Mitarbeiter und Eltern, die Besetzung 
als solche aufzugeben, um den Weg 
für Verhandlungen und für eine Reno- 
vierung der Räume zu ebnen und die 
Kirche in Zugzwang zu bringen. In 
einem Brief an den Kirchenvorstand 
betonten sie noch einmal ihre Ent 
schlossenheit und bezeichneten den 
Schritt, die Besetzung einzustellen, 
als Ausdruck ihres Willens, im Inter“ 
esse der Kinder zu einer baldigen, ak- 
zeptablen Einigung zu kommen, da 
vor allem die Kinder unter den jetz 
‚gen Arbeilsbedingungen (keine finan- 
zielle Unterstützung, keine hauptamt- 
liche Kraft mehr) zu leiden haben, 

Gleichzeitig wurde in dem Brief 
hervorgehoben, daß die Mitarbeiter 
einer Besichtigung und Renovierung 
der Räumlichkeiten durch die Kirche 
nicht im Wege stehen würden. 

Auf ihrer Sitzung am 6.5. stellten 
die Kirchenvorsteher dann das Ulti 
maturn auf, daß die Mitarbeiter bin 
nen einer "halben Stunde (1) den 
Schlüssel für die Kinderschule »blie- 
fern sollten. 

Dies würde bedeuten, daß die Mit- 
arbeiter die Kinderarbeit einstellen 
und daß die Kinder dann endgültig 
auf der Straße sitzen würden, was die 
Besetzung ja gerade verhindern sollte. 
Als auf dieses Ultimatium hin zwei 


Theorien zu einer Klippschulvorstel: 
hung unserer Gesellschaft, die haar- 
sträubend und lächerlich zugleich 
ist.” (4,4) Der Verfasser hat sich 
hier augenscheinlich größte Mühe ge- 
geben, alle möglichen Vorurteile 
über „Linke, Soziologen, Intellek- 
tuelle!! usw. in einem Satz. unter- 
zubringen, um sie gegen das Unter- 
richtsprojekt und seine Initiatoren. 
zu moblilisieren. 

Es wird gefordert: „Es ist an der 
Zeit, daß sich die Schulbehörde ener- 
‚gisch einschaltet und solchen Unsinn 
toppt..., vor allem aber das Schul- 
praktische Institut genauer unter die 
Lupe nimmt.“ 

Die „Bremerhavener _Bürgerzei- 

tung” (SPD-orientiert) schlug in die- 
selbe Kerbe: „Wie großer Aufmerk- 
‚samkeit pseudowissenschafiliche Ex- 
perimente mit Kinder bedürfen, be- 
weisen die Vorfälle im Bereich der 
Kinderschule..... Wachsamkeit und 
meines we Vorzuue um bereien der 
‚Kinderschule..... Wachsamkeit und 
rasches Handeln ist vonnöten, um 
eine den Prinzipien unserer freiheit- 
lichen Grundordnung zuwider laufen 
den Emotionalisierung und Indokırı - 
‚narlon von Schulkindern im Keim 
zu ersticken]" (Rehberg SPD-Stadt- 
verordneter in der „Bremerhavener 
Bürgerzeitung” vom 29.3.) 

Wie das konkret ausicht 
wir am Beispiel der ‚Kinderschule‘ 
im AK gezeigt (zuleizt AK 42). 

So wird schwerstes Geschütz gegen 
diejenigen aufgefahren, die als Lehrer 
Ihre Aufgabe darin schen, den Kin 
ern etwas mehr Bewußtheii gegen 
über ihrer Lage zu vermitteln. Die 
Bourgeoisie bleibt nicht bei der For- 
derung stehen, „den Unsinn zu stop 
pen” ( unmittelbaren Stein 
des Anstoßes zu beseitigen), sondern 
fordert zugleich, daß die ganze 'un: 


haben 


ode 


zung des Kir 
und dort noch“ 
im Brief vertretene Position 
darlegten, u, a. daß man entschlossen 
sei, mit den Kindern bis zur Renovie- 
rung welterzumachen, und erklärten, 
daß der Schlüssel an dem Tage nicht 
mehr besorgt werden könne, soll die 
Mehrheit der KirchenvorstandeMit- 
lieder in ein schallendes Gellichter 
ausgebrochen sein, das in der Bemes 
kung gipfelte: „Haha, dann ist ja alles 
gelaufen!” (II) Der Kirchenvorstand 
ıb die Einstellung seiner „sozlalen”” 

it im. "Vogelstraßenviertel® be 
kannt 


Die nächste Zukunft wird zeigen, * 
zu welchen Mitteln die Kirche noch 
zu greifen bereit ist, um ihre men- 
schenfeindlich ‚gegen den Wi- 
derstand der Betroffenen durchzufüh- 


Für Mitarbeiter, Bewohner und 
unde der Kinderschule Finken- 
straße kommt cs jetz! darauf an, zu 
diskutieren, wie die Kinderarbeit auch 
finanzielle Unterstützung des 
Staates der der Kirchenbürakratie 
weiterzuführen ist. 
Vertriebsorganisation 
des KB/Gruppe Bremerhaven 


in Bremerhaven 


terwanderte® Rinrichtung (in diesem 
Fall das SPI) „genauer unter die 
Lupe” genommen. wird, auf weitere 
‚Systemfeinde” _ durchgeschnüffelt 
Wird, 

Die Bourgeoisie will die proleta- 
rischen Eltern aufhetzen, indem sie 
‚gegen „Indoktrination” und ‚Exper- 
mente mit Kindern” polemislert. Wo; 
in Wahrheit nur eine Handvoll Leh- 
ter sich mutig, gegen die reaktionäre 
Flut stemmt, malt die Bourgeoisie. 
das Bild einer Schule, die, von 
„kommunistischen Agitatoren” be- 
herrscht wird, 

Jawohl,esistein Verbrechen, 
kleine Kinder zu'indoktrinieren'! Und 
dieses Verbrechen begeht die bürger- 
liche Schule. 

Das klarste Beispiel dafür ist der 
„Religionsunterricht”, oft schon an 
en (sich immer mehr ausbreitenden) 
kirchlichen Kindergärten betrieben. 
Oder ist es keine Indoktrination, 
wenn.da den Kindern Geschichten 

waer ıst es keine Inaokırınation, 

wenn da den Kindern Geschichten 
von „Gottes Sohn", von der „Auf- 
erstehung“, von „Hölle” und „Fege- 
feuer” aufgetischt werden, mil dem 
Ziel, das Kind’ zur Anpassung und 
olgsamkeit” zu drillen? 
Aber 6x ist auch nicht viel besser, 
wenn den Kindern im politischen Un- 
terricht erzählt wird, daß ieder 
durch Arbeit etwas werden kann? daß 
alle die gleichen Chancen haben” 
tsgewalt vom Volk a 
daß „Reichtum das Ergebnis 
Neißiger Arbeit Ist”, usw. usf 
can die Bourgeoisie gegen „In- 


nation” zetert, dann meint sie. 
in Wahrheit, daß sie ihr „Recht” ver 
teidigt, die Kinder in ih rem 'Sinn 


u lasen, zu „guten Stdats- 
und angepaßten Arbeitern 


darge 
Vertriebsorganisation des KB, 
Gruppe Bremerhaven 


GEW Hamburg: 


KNAPPE MEHRHEIT FÜR 
GEWERKSCHAFTSFÜHRER 


Auf der ordentlichen Jahreshaupt 
versammlung der GEW vom 25.4 
konnte der Hamburger GEW-Vor- 
stand für seinen bereits im Januar (1 
gefaßten „Unvereinbarkeitsbeschlu 
{gegen „‚KPDML", „KPD” und KBW) 
eine knappe Mehrheit von 1144 Stim- 
men bei 1059 Gegenstimmen finden 


Allein durch Manipulation der 
vorherigen HV und durch Verwei 
erung einer von über 400 GEW 
Mitgliedern satzungsgemäß geforder 

esem Thema ge 


hn günstigen Kräftever 
hältınis ergab (Mobilis 


Mitglieder zur Jahres-HIV). Das be 
weist, welche Haltung die Gewerk, 

fisführer gegenüber der Satzung 
einnehmen, wenn Mitglieder ihre we 
nigen darin enthaltenen Rechte wahr 


netimen wollen. 


Laux waren von ihm ausgeschlomen 
worden, weil'ne nicht berell waren. 
Sine anlikommunstsche Abgrenzung 
San einem Flypblatı des Kommiter 
ampt den Berufsverboten gegen 
fortschriliehe und Kommunische 
Lehrer" vorzunehmen, Der Auschluß 
wurde von der Vertrauenaleulever 
Sammlung bei Mayr 
Offensichtlich mit den Stim 
DKF — bestätigt, Be Hauswa 
Laus, dl 


id und 
sich schließlich doch „kri 


tisch”“ zu besagtem Flugblatt Außer 
ten, stimmten die Revisionisten da 
gegen. Dennoch konnte ich 
Laux eine Mehrheit für sich gewin. 
nen, während auch der Ausschluß 


von Hauswald mit hauchdünniem 
Stimmenvorsprung besiogeli wurde. 


Zynisch berichtet die „Hamburger 
Lehrerzeitung” 16/74) „Harald 
befand zwar den Inhalt des Fu 
Blattes „nicht für gut”eine ausdrüc 
liche Distanzierung war jedoch seinen 
Ausführungen nicht au eninehmen, 
Lediglich Laux gelang es, den 
druck zu erwecken /}), sich inhalt- 
Iich yom Fiugbiatt diunztert zu ha 

Dax zo 
Maßnahı 
sjnnungsterror sind, dab sie durch 
und. durch undemokratisch, willkür 
ich und demütigend sind. Mehr als 
beschimend ist aber auch die Hal 
tung der DKP. Kein ehrlicher Demo: 
krat würde es fertigbringen, eine 
die 
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SPEKULATIVE WOHNRAUM- 


* ZERSTÖRUNG 


Mieterin wird Haus über dem Kopf abgerimen und abgebrannt 


Im Hermann-Behn-Weg 13/15 wird 
seit einer Woche ein bewohntes Haus 
„Achwarz”" abgerissen, 

Es legt zwar eine Abbruchgench- 
migung vor, diese ist aber seit einem 
gerichtlichen Ortstermin vom 6.5.74 
ausgesetzt — bis eine statische Be- 
fechnung über die Tragfähigkeit der 
Zwischenwand vorliegt. Der Eigen- 
ümer (Bauunternehmer A. Möhring) 
legte seine - iim von der Behörde 
automatisch erteilte — Abbruchge- 

bis dahin so aus, daß 
der rechte Teil von Hermann-Behn 
Weg 13/15, der bereits unbewohnt 
i werden kann, ohne 


ten „Gutachten“ Der von der 


‚das Haus weiter ruiniert. 

Die Mieterinitiative Eimsbüttel 
(unterstützt von der Mi.Eppendorf) 
reagierte sofort. Noch in der Nacht 


(unterstützt von der Mi.Eppendorf) 
reagierte sofort. Noch in der Nacht 
wurde der Bauzaun — wie vorher 
schon das ganze Haus — mit Parokn 
„markiert". Am nächsten Morgen 
Wurde die Bevölkerung des Stadtteils 
mit einem Flugblatt über diesen kri- 
minellen Abbruch informiert. 

Hermann-Behn-Weg 13/15 ist ein 
plastisches Beispiel für die Zusam- 
menarbeit von Spekulant, Behörde 
und Polizei. Was in anderen Städten 
schon gang und gebe ist (z.B. 
Frankfurt) soll auch in Hamburg all 
gemeine Praxis werden: Illegal wer- 
den Häuser abgerissen, Wohnungen 
‚demoliert, Mieter schikaniert; „ver- 
sehentlich” wurde am vergangenen 
Freitag nun auch die Telefonleitung 
der alten Mieterin vom Bulldozer 
terstört,..Alles- unter den Augen und 
oft genug unter ausdrücklicher Dil- 
dung von Behörde und Polizel, 

Dies ist die kurzgelabte Geschich- 


te des Hauses Hermann-Behn-Weg 
1as 

Möhring, der das Haus mit Ab- 

0 erhielt 


vom 
ohhe weitere die won 
mungse\rtschaftüche Abbruchgench 
migeng. Möhrngs Begründung wi 
ages Tür das volle 
intante Haus Der Vrtraggwert sehe 
in keinem Verhältnh zu den nolwen 
digen. R 
kuchen Leitungen seen defekt 
Die Degrändung der Behörde für 


die Genehmigung des Abbruchs 

Haus sei überaltert 

sei nicht mehr in On 

entspräche mit winer „störenden 

Hinterhöfbebauung nich! mehr den 
tigen Wohnbedürfnimen, - Mit 


man Alto 
tel und 


zu ki sie einzuschächtern, 
rauszukaufen. Bis auf eine alte Mie- | 
terin, die seit 30 Jahren hier wohnt. 

A. Möhring ließ die leer werdenden 
Wohnungen sofort demolieren und 
legte auch selbst Hand mit an, an- 
geblich, um sie vor der Zerstörung 
durch Hausbesetzer zu bewahren. (") 
Gegen die Mieterin läuft eine Räu- 
mungsklage, erster Verhandlungster- 
min it der 30.5.74.(Es ist sehr zwei- 
felhaft, ob das Haus dann noch steht) 
Bis dahin versucht er, sie mit massı- 
ver Gewalt zu vertreiben. Dies sind 
ur einige Beispiele seiner Schikanen 


© Im Winter ließ er für einige Wo- | 
chen die Haustür entfernen, — | 
und setzte sie erst aufgrund einer | 
einstweiligen Verfügung wieder ein. 
D er veranstaltete _Wasserüber- 
schwenimungen (\ wurde 
Mietminderung beantragt) 
er beschädigte elektrische Leitun- 
9 gen. und ehleend 


NDR (!), der dort Filmaufnahmert 
für einen Streifen „Ein Haus brennt” 
mit nächtlichem, wochenlangem Ab- 
riß und Abbrennen des Hinterhofge- 
bäudes machte 


terin „mitgehen” (dagegen Anzeige) 
usw. 


Übrigens: Möhring will anstelle der 
bisherigen Mietwohnungen, die 3 DM 
‚je qm kosten, Eigentumswohnungen 
nicht unter 3000 DM je qm bauen 
und verkaufen ! (die dann — bei der 
augenblicklichen Marktlage — sehr 
wahrscheinlich eine längere Zeit leer- 


Schweieend erteilt worden war, wur. 
m Mietern peernüber, 
ist noch zur Hälfte bewohnt), 
die sich bei der Behörde die Hacken 
abliefen, bewußt verschwi 
Krech & Co. will jedoch inzwisc 
die Finger von diesem Projekt lassen. 
Das Haus wurde einem Makler zum 


Verkauf angeboten. Für Krech & Co, 
immer innbringend, da er 
ja eine behördliche Abbruchgenchmi- 


gung mitverkaufen kann. Der Firma 
selbst ist der Boden hier zu heiß ge- 
worden. Es sei „zu viel Öffentlich- 
keit entstanden”, „die Mieter und 
die Mieterinitistive machten zu viel 
Schwierigkeiten”, 


Weitere Beispiele für die Wohn- 
taumzerstörung, in Eimsbüttel, für 
die Zerstörung dieses Stadtteils, der 
Vertreibung der Altmieter, der Ab- 
bruchdrohungen, dem Leerstehen 
notwendig benötigten Wohnraums 
und des Mietwuchers sind: 
€; Eichenstr. 48: hier preßt der „Köl- 
ner Althauskönig” Kaußen aus 
den rd. 150 Ausländern 500 DM für 
ein Zimmer heraus 
O Nonnenstieg 30/Ecke Isestr. Ge- 
‚gen den Protest der Mieteriniti 
tive wurde das Haus inzwischen ab- 
gerissen. Die Millionenfirma Anna M 
Vogel will hier mit Eigentumapparte- 
ments („Wohnklos mit Kochnische”) 
eine höhere Rendite erzielen 
OD Kunhardtstr. 4 - 6 (Eigentümer 
Ruppert, der über 50 Häuser in 
Eppendorf hat) St die Wohnungen 
wegen angeblichen Umbau seit Jah- 
ren leerstehen 
O Lehmweg 7b und 8: vom Abbruch 
bedroht, die Bundespost hat die 
Häuser von der Saga’ ("Neue Heimat’) 
gekauft, will sie niederreißen und die 
SO Mieler vertreiben, weil sie das Ge- 
lände für eine Zufahrt zu einem ge- 
ınten Post- und Fernmeldeamt 
sucht, und hat auch schon Woh- 
nungen demoliert 
O Hansastr. 1-3: seit Jahren leerste- 
hend . 
GO Hayasır. 143, Hegestr. 41: Vom 
Abbruch bedroht, (Eigentümer: 
IHA Hausbau GmbH), die Mieter be- 


finden sich in 2. Instanz des Räu- 


ternehmer Düshop) 


sich durch die „Zweckentfremdungs- 
verordnung” verboten, trotzdem ist 
bei den genannten leersiehenden Woh- 
‚nungen von behördlicher Seite wirk- 


augenblicklichen Marktlage sehr 
wahrscheinlich eine ingere Zeit ler- | 
Stehen.) 

Mermann-Behn-Weg 13/15 ist nur 
eines der viel vom Abbruch akut 
bedrohten Häuser in Eimsbüttel. 

Diese Abbruchsbedrohung für vie- 
ie Hauser (nicht nur für Altbauten) 
ergibt sich notwendig aus der kapi- 
talistischen Wohnungsbau- und Städ- 
Hebaupoljiik. Vom Abbruch bedroht 
‚sind viele Häuser deswegen, weil die 
tt der bisherigen Miet- 
‚it einem Neubau mit 


tumsaj 
heren Ertrag erwirtschaften können. 
Dazu werden die Abrisse systema- 
tisch vorbereitet 

‚Jahrzehntelang werden sowieso keine 
Investitionen, d.h. Instandhaltungs- 
arbeiten vorgenommen, es werden 
lediglich die Mieten rausgepreßt, Zum 
‚Schluß werden die Wohnungen leer 
stehen gelassen oder werden sogar 
‚demoliert oder es wird an die von 
der Wohnunganot besonders hart De- 
troffenen ausländischen Kollegen ver- 
mietet, die dem Eigentümer die Zeit 
bis zum Abbruch mit Wuchermieten 
überbrücken helfen und die dann 
leichter rausgesetzt werden können. 
Dann wird der Nehörde gegenüber 
behauptet, daß die notwendigen Re- | 


| paraturaufwendungen in keinem Ver 
| Ratınis mehr zum „Ertragswert” ste 


nahezu 


hen, und die Behörde 


automatisch die baupolizeiliche Ab 
bruchgenehn 
für 
I gegenüber 
st das Haus Hein 
‚86 32/34. Mier wurde 
(Firma J. Krech & 
denstr,9) — die Firma 
hatia das Haus 1972 zwecks Abbruc 
gekauft > „ie behördliche Abbruch. 
enchmigung praktisch hinterherge 
warfen, Obwohl die Abbruchgeneh. 
migung weit Anfang April 74 sul | 


Verordnung” verboten, trotzdem ist 
bei den genannten leersichenden Woh- 
nungen von behördlicher Seite wirk- 
sum nichts dagegen unternommen 
worden. 


Die aufgezählten Fälle stellen nur 
die Spitze des Eisberges dar, sind 
Beispiele kapitalistischer Wohnungs- 
politik, 

Die“ Mieterinitiative Eimsbüttel 
und die Mieterinitiative Eppendorf 
haben mit aktiven Mietern den 
Kampf aufgenommen. Sie arbeiten 
bereits seit einem Jahr, machen In- 
formationsstände, verteilen Flugbiät- 
ter, organisieren Häuser- und Stadt- 
teilversammlungen und helfen den 
Mietern mit Rechtsbeistand, 

Die Mieterinitiative hat folgende 
Forderungen aufgestellt, die ber 
von über 1000 Unterschriften un) 


stützt wurden! 
W Gegen Mietwucher und Boden 
'kularion 
rhaltung _menschenwürdigen. 


preiswerten und zentral gelegenen 
Wohnraums 

@ Keine Vertreibung in Trabanıen: 
städte und Wohnsilos _ 

@ Keine Genehmigung fa spekule 
fine Abrise 

® Dei ıystematischem Verfallenkar 
sen von Häusern mäuen diese 
unter Zwangiverwaltung gestellt 


werden 
m Sofortige Rücknahme der Ab 
bruchgenehmigung Heinrich 


Barıh‘Sır. 32/34 und Hermann 
iehn-Wex 13/15 
Sofortige Renovierung und Beie 


gung der Häuser Bormsır. 31 und 
Moltkenm. 20 

w Leerstehende Wohnungen müssen | 
hedürftigen Wohnungesuchenden 
vermietet werden 

m Häuser und aum Wohnen de, 
nicht zum Spekulieren H 


‚le Eimsbüttel 


HAMBURG St 


it Mitte März lassen die städti- 

’be  Wohnungsbau-Gesellschaft 
JAGA und die Bezirksämter Mitte 
und Altona in St, PaulrSüd eine 
‚Voruntersuchung nach 
Städtebaufdrderungsgesetz. ” 
durchführen. Die Untersuchung wird 
als „erster Schritt” einer „städtebau- 
lichen Erneuerung” bezeichnet und 
„ausdrücklich“ beiont, es ginge z.Zt. 
nur darum, „die Grundlage für eine 
Entscheidung zusammenzutragen. 
Niemand braucht zu befürchten, daß 
schon jetzt in die baulichen oder 


sozialen Verhältnisse eingegriffen 
wird.” 
Die _SAGA versichert darüber 


hinaus, es gehe darum, die „Mit- 
wirkung” ‚der Betroffenen zu" „ge- 
winnen”, die notwendig sei, „um 
einwandfreie Ergebnisse zu erzie- 
len”. Nach ersten „Grobauswertun- 
gen“ soll dann zu „Informations 
und Diskussionsabenden” eingeladen 
und „Vorschläge für die Entwicklung 
des.” Viertels kritisch. besprochen” 
werden. 

SAGA und Bezirksimtei möchten 
den St. Pauli-Mietern weismachen, 
die Sanierung werde die Interessen 
jedes einzelnen Mieters berücksichti- 
gen, unter ihrer Mitwirkung kämen 
die Pläne für die Sanierung erst zu- 
stande. Um diesen Eindruck, daß 
um jedes Haus im Interesse der Mic- 
er gerungen wird, zu verstärken, 
werden schon seit Wochen verschie“ 
dene Instandsetzungsarbeiten durch- 
geführt. Im jetzigen Ankündigungs 
schreiben für die Untersuchufg wur- 
den darüber hinaus Modernisierungen 
(Bad, Heizung) in Aussicht gestellt. 

Tatsichlich aber betreibt die 
SAGA schon seit Jahren in St. Pauli 
Süd eine Politik der „Stadtemeue- 
rung der kleinen Schritte” — plan- 
mäßig und ohne die Betroffenen um 
ihre „Mitwirkung” gebeten zu haben 
— südlich des Pinnas wurde bereits 
gekündigt, geräumt, z.T. schon abge- 


— rund um den Hein Köllisch-Platz 
wurden „Empfehlungen“ von der 
SAGA verschickt, sich nach neuen. 
Wohnungen umzuschen 
—in verschiedene Wohnungen wer- 
den nur noch Mieter mit sogenann- 
ten  Nutzungserträgen aufgenom- 
men, die unter Umgehung des Mie- 
terschutzes- praktisch von heut auf 
morgen kündbar sind. Dabei handelt 
es sich meist um Studenten, auslin- 
dische Arbeiter, neuerdings Obdach- 
ose aus dem Lager Eggerstedtstraße. 
Hinter diesem Vorgehen steht der 
Plan, das Gebiet südlich des Pinnas. 
völlie abzureißen_ und durch ein Ge- 
Hinter diesem Vorgehen steht der 
Plan, das Gebiet südlich des Pi 
völlig abzureißen und durch ein Ge- 
schäftsviertel zu ersetzen. Die heu- 
tige Pinnasberg/Bernhard-Nochtstras- 


se soll zum Zubringer ausgebaut 
werden etc. Entgegen allen Beteu- 
erungen erstrecken sich die prakt 
schen Sanierungsvorbereitungen auch 
schon in den Teil nördlich des Pinnas. 
Mehrere Häuser stehen bereits leer, 
das Maus Langstraße 52 soll z.B 
in <a. drei Wochen abgerisen wer- 
den. — Wer wurde bisher danach ge- 
fragt? Laut Bebauungsplan soll die 
Sanierung St. Pauli-Süds hauptsäch- 
lich drei Interessensgruppen zugute 
kommen: dem Groß- und Kleinfisch 
handel durch Ausbau der Kal-Mauer 
und Verlegung des Fischmark 
Einzelhandel durch Errichtung eines 
Einkaufszentrums und Pflege des 
touristenwirksamen „Lokalcolorits”, 
‚dem Großunternehmen Tschibo bzw 


Bey 
pläneischen Ober 


bestimmen, hat Hausenator und 
Vorstand Inder der SAGA, 
hüllt in der Bürger 
‚dargelegt; „../ür die Planung 
konkreter werdend ergibt sich aber 


doch wohl sehr deutlich, daß es 

äwerst darauf ankommt, sicheriw 

stellen, daß Hafen, Handel, Dienst 

| teirtungsgewerbe und Indwsırie aller 

kurz: die Wirtschaft — sich hat 

‚hlich in umfassendem Sinme in 
unserer Stadt entwicke en 


07 m) 


{Bürgerschaftsdruckaach 


Da 
‚ep, Innerhalb de 
ung St 


en die Sanıe 


. Pauli—Süd: 


SAGA im Angriff 


tet sich langfristig an dem Ziel aus, 
Hamburg und Umgebung zu einem 
zusammenhängende Groß-Industrie: 
Gebiet. auszubauen. Hamburg wird 
dabei die Funktion des Management- 
Zentrums zugedacht. D.h. grob ge- 
sagt: Geschäfts, Verwaltungs und 
öffentliche Gebäude rein in die 
Stadt — Wohngebiete raus an den 
Stadtrand, wo auch die neuen In- 
dustrien angenedelt werden. 


Wie wenig ermstzunchmen die 
Instandhaltungs und Modernisie- 
Tungsversprechen der SAGA sind „ 
bzw. wie oberflächlich die Instand- 
haltungen etc. bleiben, wird aus der 
Tatsache deutlich, daß der Senat für 
„dringende Instandhaltung” ganze 
6.2 Mio DM über einen Zeitraum von 
drei (") Jahren für alle (*) Samie- 
rungsgebiete Hamburgs — mit beson- 
derem Schwerpunkt (?) St. Pauli — 
Süd zur Verfügung gestellt hat! Da- 
von könnten nicht einmal die not- 
wendigen Arbeiten in einem Viertel 
bestritten werden - sondern lediglich 
Einzelreparaturen, die die SAGA nach 
irgendwelchen nur ihr bekannten 
Maßstäben durchführt. 

$o wenig, den Beteuerungen der 
SAGA und des Senats zu glauben 
ist, €s werde „nicht in die baulichen 
Verhältnisse eingegriffen”, so wenig 
ernst ist das Interesse der SAGA an 
der „Bestandsaufnahme” des Vier- 
tels durch die Befragung, soweil es 
den „Baubestand, die Nutzung, per- 
sönliche und geschäftliche Bindun- 
gen” am den Stadtteil angeht. Die 
SAGA besitzt mindestens 87 % des 
Bodens und der Häuser in St-Pauli- 
Süd. Sie braucht also nur in ihren 
eigenen Miet-, Pacht- und Nutzungs- 
verträgen nachzublättern. Fragen, die 
sie stellen ließ, nach: Mietvertrag, 
Datum des Einzugs, Name des Haupt- 
mieters, Höhe der Miete (!), Anzahl 
der qm, hat die Wohnung Bad, 
Heizung etc? - sind einfach ein 
Hohn! Allenfalls zeugen sie davon, 
wie wenig sich die SAGA bisher um 
den Zustand der Häuser gekümmert 
hat. 


Die wirkliche Absicht der Befra- 
gung wird aus den letzten Fragen 
klar: Sind sie mit der Wohnung zu- 
frieden? Wieviel Miete könnten sie 
zahlen, wenn eine neue Wohnung 
nötig wird? Ob eine Neubauwoh- 
nung bevorzugt wird? Ob man in 
der Gegend wohnen bleiben will. 
Und schließlich: ob sich die Mieter 
an Öffentlichen Veranstaltungen zum 
Sanierungsproblem beteiligen, ob sie 
dort nur zuhören oder ob sie auch 
aktiv mitreden! 


‚dort nur zuhören oder ob sie auch 
aktiv mitreden! 


Die Befragung ist eine politische 
Schnüffelei mit dem Ziel zu testen, 
welchen Widerstand die SAGA bei 
der beabsichtigten Beschleunigung 
ihrer Sanierungsmaßnahmen zu er- 
at, und wo evil, „Queru- 
lanten” stecken. Gegebenenfalls kann 
sie versuchen, durch Zugeständnise 
wie individuelle Behandlung bei der 
Instandsetzung oder Druck den mög: 
lichen Widerstand einzuschläfern und 
zu spalten. 


Die Bevölkerung St. Paulis muß 
sich darauf gefaßt machen, daß die 
SAGA jetzt sehr zügig an die Ver 
wirklichung ihrer Pläne in St. Pauli 
herangeht, Das bedeutet erheblich 
schärferen Druck auf die Mieter 


Eine offizielle Erklärung von St, 
PaulrSüd zum Sanierungsgebiet würde 
der Bevölkerung die Möglichkeit 
ben, die Bestimmungen des Städte 
baußdrderunggesetzes (Ersatzwohnun- 
sen, Umaugshilfen) zur Abwehr der 
übelsten Folgen der Sanierung auszu- 
nutzen. Darüberhinaus aber wird es 
entscheidend darauf ankommen, in 
diesen Abwehrkämpfen den grund. 
stzlichen menschenfeindlichen Chs- 


rakter dieser Sanierungspolitik zu 
enthällen, um die Einsicht in diey 
) Notwendigkeit eines über die Sanie 
rung hinausgehenden grundsätzlichen 
Kampfes gegen eine Gesellschaftsord 
nung zu entwickeln, die eine solche 
| Sanierungspolitik immer wieder her 
| vorbringen wird, wenn sie ni 
nd auf pehndert wird 


ec 


“w 


ARBEITERKAMPF Nr. 44 


ne ein Beispiel für die Entwicklung 
des sozialen Wohnungsbaus 


Vor zwei Jahren bildeten sich 
„Gemeinnätzigen“ „Aktienbai 
Verschiedenen Staditeilen Frai 
Mietstreik. 3000 Menschen beit 


et 
terbezirksparteitag der SPD. In den Stadtteilen trafen sich hunderte empörter 
Mieter, um sich gegen die ANG organisiert zur Wehr zu setzen. Der „zentrale 
‚Mieterrat” brachte eine Dokumentation zur Wohnungssitus! 
tikels beschäftigt sich mit der Entwicklung 
der ABG. Hier wird anlaysiert, wie die „Gemeinnätzigkeit” immer wieder 
‚hinter Profitinteremen zurücktrat. In einem 2. Teil (voraussichtlich im näch- 
sten AK) sollen die politischen Angriffe der ABG auf die Mieter und die Ab- 
wehrbewegung 7) untersucht werden. Da die ABG zu 98 % der Sind 
Frankfurt gehört, ein kennzeichnendes Licht auf die Wohnungspolitik 


ter heraun. Der erste Teil diesen 


der SPD geworfen. 


Als die Industrialisierung Deutsch- 
lands begann, zogen Tausende verarm- 
ter Bauern und Landarbeiter in die Städ- 
te, wo sie ich Arbeit erhofften. Bau- 
unternehmer, Grundbesitzer und an- 
‚dere Kapitalisten nutzten die sich ver- 
schärfende Wohnungsnot aus, indem 
sie profitträchtige Mietskasernen aus 
‚dem Boden stampfen ließen. Daneben 
bildeten sich. „gemeinnützige” Woh- 
nungsbaugesel n, die angeblich 
nicht dem Profitinteresse dienen soll- 
ten. Dies waren Genossenschaften, zu- 
meist aber Aktiengesellschaften, die 
einen Großteil ihres Kapitals von ‚re- 

mbewußten’ Reichen erhielten. Leu- 
n wie Karl Fiesch, der „in richt 
Erkenntnis der Lage den benachteil 
ten (!) Volksschichten erklärt (hat), 
daß ihre Wohnungsnot nicht eine 
‚Raumnot, sondern eine Preis.iot ist...” 
(Denkschrift der Aktienbaugesellschaft 
für kleine Wohnungen, ABG, zum 70- 
jährigen Bestehen der ABG (1960), 
deren Verwalter Karl Fiesch 25 Jahre 
war). Daß diese Preisnot für die Mehr- 
heit der Arbeiter trotz ‚gemeinnützigen 
Wohnungsbaus’ aber bestehen bleibt, 
verschwiegen. die ‚Reformbewußten” 
In unserem Gesellschaftssystem, wo 
nur die Ausbeutung und Unterdrückung 
der Mehrheit der Bevölkerung die 
Macht der Unterdrücker und Ausbeu- 
der aufrecht erhält, wird als oberstes 
Prinzip immer das Gewinnstreben Vor- 
rang haben. Der Kapitalismus kümmert 
sich nur soweit um die Bedürfnisse 
der Bevölkerung, wie er seinen Nutzen 
daraus zieben kann. In diesem Sinn 
dient auch der gemeinnützige Woh- 

u’ als Deckmänteichen, mit 
dem man die Arbeiter beschwichtigen 
will. Am 16. Januar 1890 wurde die 
ABG gegründet. Ihre Gewinnausschüt- 
tung war auf 4 % des itals 
begrenz: 


t, 50 daß die Mieten relativ 
miedrig gehalten werden konnten. Die 
Entwicklung der ABG zeigt beispiel- 

„gemeinnätzi- 


haft, wie es mit diesen 
gen”! Geselischaften weilerging. Nach 
dem 1. Weltkrieg, so berichtet die 
Rmunzielen Schwiergkei en. Der ir 
iten.. 
erhältnis zwischen niedrig gehaltenen 
Mieten und gestiegenen Bewirtschaft- 
ungskosten - diese allein schon wegen 
des großen Reparaturnachholbedarfs 
-_bot keinen Anreiz zu rensabler (!) 


‚fgrund einer Mieterhöhung (bis zu 50 %) der 
lischaft für kleine Wohnungen” (ABG) in 
furts Mieterrä 


1500 Mieter traten in den 
sich an einer Demonstration zum Un- 


tion der ABG-Mie- 


furt zur Verf und nicht mur in 
Gestalt von Vorstandsgehältern (5 - 
6000 DM) ! Wie kommt diese ach so 
„sotiale” Wohnungsgeselischaft dazu, 
die Mietgelder trotz der bestehenden 
Wohnungsnot in andere Bereiche zu 
Te a Bra 
rauf hinweist, daß die Aktienbau nicht 
so sehr im Wohnungsbau investiert, 
N 
objekten. Heute bewirtschaftet die 
ABG ca. 19.000 eigene Wohnungen, 
von denen über 11 vor dem Krieg| 
die meisten in den 20er und 30er-Jah- 
ren, gebaut wurden. Vergleicht man 
die Bautätigkeit a a hr 
a Pak nr 
ae ent 
Bee ano 
a ae I 
ab ennnr 
me von 290,8 Mill. DM abschloß, wä- 
a en 


Ellen Wohnungsbau vorazitre 


Aber noch eine andere Begründung 
für das eingeschränkte Bauprogramm 
drängt sich auf. Die ABG hatte 1945 
einen Bestand von 11.100 Wohnungen, 
der bis 1960 erst auf 11.338 Einhei- 
ten angewachsen war. Das heißt doch, 
daß seit den 60er Jahren die Neubau- 
tätigkeit. wesentlich höber war als 
nach dem Krieg. Denn heute verfügt 
die ABG über 19.000 Wohnungen. Wi 
ren vorher nicht Mittel vor- 
handen, trotz Öffentlicher Gelder? 
‚Oder liegt es daran, daß 1960 die 
CDU ihr „Lückegesetz“ vorlegte, das 
Mietenbegrenzung, Wohnraumbewirt- 
schaftung und Kündigungsschutz ab- 
schaffte? (vgl. hierzu die Wohnungs 
broschüre des KB, S. 4ff) Man warte- 
te mit dem Bauen, bis höhere Mieten 
verlangt werden konnten und inve- 
stierte dann auch auf dem „freien“ 
Wohnungsmarkt. Dazu heißt es in der 
Denkschrift: „Die Gesellschaft zieht 
BE BT 

‚geförderte Wohnungen Mietpreise 
zu fordern, die an drei. ‚tsche Mark 
je Quadratmeter Wohnfläche heran- 
reichen und dies selbst bei nennens- 
werten Finanzierungsbeiträgen der 
Mieter in Form von Baudariehen. Die 
Entwicklung geht bedauerlicherweise 
dahin, daß sich die Frage aufwirft, ob 


ung allein seit 1965/66 kostet diese 
Wohnung heute 175,-DM. Bei diesem 
echt günstigen Preis muß allerdings 
berücksichtigt werden, daß sich die 
Wohnungen teilweise in einem katar 
strophalen Zustand befanden und die 
Mieter Unsummen in die Instand- 
setzung stecken mußten. Die ABG 
hat in den letzten Jahren oft nur das 
Allernotwendigste hergerichtet. So 
muß sie denn auch selber zugeben, 
‚daß viele ihrer Wohnungen den heute 
seforderten Ausstattungsstandard 
nicht aufweisen (vergl. Kasten aus 
‚der Dokumentation die S. 17 über 
Gallus.) 

'Zum Jahreswechsel 72/73 kün- 
digten die Aktienbau- und eine wei 
tere gemeinnützige Wohnungsbauge- 
sellschaft, die Hellerhof AG (98% 
Stadt Ffm) eine Mieterhöhu: 


jurch 


schon durch die schlechten Reno- 
ferungsarbeiten angestaute Welle der 
Empörung und von Protesten breitete 
sich aus. Das führte zu einer von der 
ABG_einberufenen Versammlung am 
28.1.73 im Volksbildungsheim. Es 
war offensichtlich geplant, die Mieter 
von der „Notwendigkeit” der Mieter- 
höhung zu überzeugen. Diese Ver- 
sammlung von 1500 Mietern — mehr 
gingen nicht in den Saal — verlief aber 
anders, als es sich die Herren auf der 
Bühne” vorgestellt hatten. Bei der 
Selbstdarstellung der ABG-Verant- 
wortlichen erhob sich mehr als ein- 
mal ein orkanartiges Hohngellchter. 
Die Veranstaltung wurde zum Tribu- 
nal gegen die ‚Gemeinnützige‘. 

In dieser ersten Versammlung wur- 
de immer wieder Einsichtnahme und 
Offenlegung der Praktiken der „Ge- 
meinnützigen” gefordert. Im weite- 
ren Verlauf der Auseinandersetzung 
raten über 1500 Mieter in den Miet- 
streik. Die Aktienbau konterte mit 
Klagen gegen die Mieter. 

In allen Stadtteilen mit hoher An- 
zahl von Altbauhäusern der ABG und 
Hellerhof versammelten sich auf Auf- 
ruf hunderte von empörten Mietern. 
Man war nicht gewillt, bei den dürf- 


wurden gewählt. Diese Mietervertre- 
ter aus den Stadtteilen Bornheim, 
'Nordend, Gallus, Niederrad und Bok- 
‚kenheim trafen sich als zentraler Mie- 
terrat, um ihre weitere Arbeit und 
Zielsetzung zu beraten (über die Ar- 
beit der Mieterräte siehe 2. Teil des 


Die ABG begründete ihre Krhö- 
hung, wie es ihr Vorstandsmitglied 
Eick ausdrückte, damit, daß in den 
1938-1972 die Löhne und 
um das 7-Bfache gestiegen 
wien und die bisherigen Mieten ge- 
rnde - eben die Kosten decken. 

Diese Kosten setzen sich zu einem 
ittel aus Bewirtschaftungskosten, 
einem Drittel Renovierungskosten 
und einem Drittel Verwaltungs- 
kosten zusammen.” Hinsichtlich letz- 
terer gibt Herr Eick zu, „daß die Ver- 
waltungskosten durch Rationalise- 
fung erheblich gesenkt werden kön- 
nen,“ ebenso, „daß er das Problem 
‚noch nicht richlig durchdacht habe.” 
Diesen hohen Anteil bestreitet aller- 
dings OB Amdt: „Die Verwaltungs- 
kostenanteile seien’ durch Gesetz eng 
begrenzt.“ Hat hier die ABG am En- 
de eine Milchmädchenrechnung aufge- 
stellt, wo zwar „selbstkritisch" die 
hohen Verwaltungskosten zugestan- 
den werden, die in Wirklichkeit aber 
ar nicht vorhanden sind, sondern 
änderweitige Investitionen verschlei- 
em sollen? 


‚Auch die Höhe der Bewirtschaf- 
tungskosten von einem Drittel der 
Mieteinnahmen dürfte nicht haltbar 
sein. Hinsichtlich der Renovierungs- 
kosten haben die Mieterräte selbst 
versucht, sich ein Bild zu machen, in- 
dem sie systematisch die Mieter in 
mehreren Stadtteilen über die Lei- 
stungen der ABG in den letzten 44 
Jahren befragt. haben: „Wir können 
mit Bestimmtheit sagen, daß die Lei- 
stungen in der Vergangenheit nie-. 
mals ein Drittel der Mieteinnahmen be- 
tragen haben ...” Des Weiteren wurde, 
die Mieterhöhung damit begründet, 
daß man in den nächsten Jahren rund 
70 Mio. Mark in dringliche Renovie- 
rungsarbeiten investieren müsse. Eine 
Renovierung von über 11 000 Woh- 
nungen würde sich über Jahre hinaus- 
ziehen. Selbst ohne Mieterhöhungen 
erhält die ABG bei einer durchschnitt- 
lichen Monatsmiete von 200.- in ei- 
‚nem Zeitraum von 10 Jahren 250.— 
Mio. DM. Die erforderlichen Renovie- 
rungskosten betrügen somit nicht ein- 
mal dasDrittel derMieteinnahmen, das 
die ABG angeblich für 

bt. Der Verdacht liegt nahe, 


Mieter in Höchst sogar um weitere 
0,15 DM. Der Aufsichtsratsvorsitzen- 
de Berg erklärte hierzu: „Bei der 
ABG ist die geforderte Überprüfung 
inzwischen erfolgt. Sie hat ergeben, 
daß eine Minderung der vorgesehenen 


Erhöhung um 0,30 DM je m? gerade 
noch verantwortbar nei, wenn man die 
Wohnsubstanz der oft über 50 Jahre 
it ne aa nd de nr wen. 
teparatur tandveraws 
programm nicht gefährden wi Wie 
hoch. die Renovierungskosten sind. 
hängt also mehr von der Bereitschaft 
der Mieter ab, sich dagegen zur Wehr 
als von tatsdchlichen Erfor- 
dernissen. Das beweist, daß es 
ausschließlich darum geht, den grüßt 
möglichen Betrag aus den Mietern her- 
auszupremen, um damit unkontrollier- 
bare, aber dafür um so profiturächtige- 
re Bauvorhaben realisieren zu könne‘ 
In der ersten Instanı verloren AG 
und Hellerhof die Prozewe gegen die 
Mieter. Das Gericht bestätigte, daß er 


50 in der Miete ent 
Mieterversammlungen war festgestellt 
worden. Go an Fr de hung an- 
‚gegebenen Vergleichswohungen 
ten und vorne nicht stimmten. Teik- 
weise handelte es sich um Läden, oder 
die Wohnungen existierten überhaupt 
h teurer 


als angegr! 
das und hob hervor, daß es unzulässig 
sei, Wohnungen aus dem profitorien- 
erten „Ireien” Wohnungsmarkt zum 
Vergleich heranzuziehen. Mit diesem 
Urteil ist allerdings noch nichts ent- 
schieden, und in die entscheidende 2. 
Instanz geht die ABG/Hellerhof mit 
wesentlich besseren Vorausetzungen. 
Die spontane Empörung bei Bekanı 
abe. der Mieterhöhung ist wieder ein- 
geschlafen, Aktiv ist nur noch der 
Mieterrat Bornheim (zur politischen 
Bewegung der Mieterräte und zur 
Wohnungspolitik von SPD/ABG und 
ihren Angriffen über die bürgerliche 
Presse gegen Mieter vergl. den zwei- 
ven Teifdes Artikels im nächstenAR). 
Vor allem hat es die ABG nicht 
versäumt, weitere Angriffe gegen die 
Mieter vorzutragen. So erhöhte sie 


zum 1.2.74 „wegen der Erhöhung 
der Ölpreise” die Heizkostenpauschz- 
le um 200 %. Für die betroffenen Mie- 


ter bedeutet das eine Mieterhöhung 
von umgerechnet 40 %. Über ihren 
Geschäftsführer Eick ließ die ABG 
zu den spontanen Protesten der Mie- 
ee 
ie Mieter = 
‚gar noch mit Nachzahlungen rechnen. 
„Aber wir haben keine Lust, uns mit 
den Mietern rumzustreiten. Wenn sie 
jetzt nicht bezahlen wollen, müssen 
sie eben im Oktober bei der Jahresab- 
rechnung bezahlen.” Die ABG ver- 
ten, daß man gegen ihre Forderungen 
ja doch nichts ausrichten könne. Dies 
zwei Monate vor der entscheidenden 


"Bor keinen Anreiz zu rentabler (1) 
Kapitekınkge in der Wohnungs 
wirtschaft. Nur der öffentlichen 
Hand konnte es vorbehalten bleiben, 
heifend einzuspringen. So kam 1, daf 
durch die Ausgabe neuer Aktien im Jah- 
re 1924 das Grundkapital der Gesell- 
zunächst zu 76 % und in den 
folgenden Jahren zu fast 100 % in die 
Hände der Stadtgemeinde Frankfurt 
(Main) gelangte, die Aktienbaugesell 
schaft also zum städtischen Wohnungs- 
unternehmen geworden ist.” 
2. Weltkrieg wurde rund die 
Halfte der Wohnungen der ABG zer- 
stört bzw, beschädigt. Der Wiederauf- 
bau, an dem sich die Mieter mit eige- 
nem Geld und viel Zeitaufwand betei- 
ligten, war bis 1948 abgeschlossen. Im 
Jahre 1952 kaufte die ABG im Stadt- 
teil Bockenheim 100. Grundstücke, 
„auf denen im Verlauf der drei folgen: 
den Jahre mehr als 700 neue Wohnun- 
om erstellt wurden.” (Denkschrift) 
ist, ob von der ABG! Denn 
s die ABG einen Wohnungs 
bestand von 11.100 Wohnungen aus, 
1960 hatte sie nur 238 Wohnungen 
mehr, also insgesamt 11.338: Wo sin 
hen Wohnungen 
blieben, die doch angeblich in Bocken- 
heim gebaut wurden ?? Die Vermu- 


eb. 
Wirtschafisförderung, der Industrican- 
medtung und der Förderung der Wir 
Aenschaf” angelegt. Iier fühmt sch 
die AUG in ihrer Denkschrift auch 14 
ig geworden zu sein! Hier wird sie 
wOhl überhaupt einen Großteil ihrer 
Gewinne anlegen (‚offiziell' 3,75 Mil 
DM für 1972). Wenn gemeinnülzige Ge 
sellschaften auch nur 4 % Dividende 
ausschütten dürfen, »o heißt das nicht 


die Forderung von Mieipreisen in Hö- 


die Forderung von Mieipreisen In Hö- 
he von mehr als drei Deutsche Mark 
le Quadratmeter Wohnfläche und Mo- 
nat überhaupt noch mit den Zielen der 
‚gemeinnützigen Wohnungswirtschaft 
vereinbar und das Bauen noch ıinn- 
voll it. Die Zeiten des Wohnungsbau- 
@ı um jeden Preis sind vorbei.” Die 
Zeiten des Wohnungsbaues um jeden 
Preis sind vorbei! Denn nicht die 
20.000 Wohnungssuchenden in Frank- 
fürt bestimmen die Wohnungspolitik 
der Aktienbau, nicht die „Preisnot”, 
wie es uns K. Flesch weismachen woll- 
6. Auch für die Gemeinnätzigen gilt 
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Ieerstehen ‚Luxuswohnungen für die 
‚oberen Zehntausend’! 

Die Mieter, die in den 20er und 
30er Jahren bei der ABG einzogen, 
mußten zwischen 600 und 1.000 Mark 
Daukostenzuschuß zahlen. Viel Geld 
für die damalige Zeit! Die ABG hatte 
sich verpflichtet, für die Schönheilsre- 
paraturen aufzukommen: 

Jedes Jahr ein Raum pro Wohnung. 
Diese für die ABG-Mieter recht gänsti- 
ge Regelung wurde in den 60er Jahr 
ren von der Gesellschaft abgeschat 
Ex wurden die alten Mietverträge ein- 

;1ogen und gegen neue ausgetauscht. 
Kur in der Römerstadt hatten es die 
Mieter erreicht, die alten Verträge zu 
behalten. Nach der neuen Regelung 
mußte bei Auszug die Wohnung re- 
noviert werden. Ca. 50% der AUG- 
Mieter sind Rentner, dazu kommen 
viele minderbemittelie, kinderreiche 
Familien. Vor allem Erstere können 
die Henovierungskosten von ca. 

1.300 DM bei oft nur 350, DM 
Kente nicht bezahlen. Folge: Allein- 
stehende Rentner müssen eine >-Zim- 
mer "Wohnung bawirtschaften, weil 
das für sie immer noch billiger, ist 
als auszuziehen. Kine 3"Zimmer Woh- 
mung kostete 1950 bei der Aktienbau 
80,DM. Infolge 70%iger Mieterhö- 
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„Demokratischer Kampf‘ schlägt Revisionisten 


Die Wahl des Wachschaftsrats (FSR) 
am Pädagogischen Institutin hamburg 
am 9. Mai endete mit einem Sieg der 
„Liste demokratischer Kampf’' über 
die Revisionisten von MSB (Studen- 
tenverband der DKP) und SD (ehe- 
maliger, inzwischen verstoßener Stu 
dentenverband der SPD), die mehrere 
Jahre lang den FSR hielten, Die 
„Liste Demokratischer Kampf“ wür- 
de vom SSB (Sympathisanten des 
Kb) und vom KSV (Studentenver- 
band der „„KPD") getragen. 

Der FÜR ist ein Organ studenti- 
scher Interessenvertretung und wird 
‚von der Vollversammlung der Studen- 
m des beireffenden Fachbereichs, 
direkt gewählt, Der FSR am Pädago- 
gischen Institut (PI) ist der wichtigste 
an der ganzen Uni — nicht nur weil 
das PI mit ca. 9.000 Studenten der 
wrößte Fachbereich ist, sondern auch, 
weil hier die Widersprüche zwischen 
‚der kapitalistischen Hochschulformie- 
fung und der breiten Masse der Stu- 
denten am schärfsten zutage treten. 

Der Bereich der Lehrerausbildung 
ist in den letzten Jahren unter immer 
stärkeren politischen Druck gebracht 
worden. Die Berufsverbote im Öffeı 
lichen Dienst, ein parallcler „‚R: 
Nenerlaß” auch in der Lehren 
schaft GEW, politische Bespitzelung 
schon in der Zeit der Ausbildung, 
politische Bewertung von Prüfungs. 
ärbeiten - all das erfordert dringend 
den geschlossenen Kampf der Studen- 
ten am 

MSB/SHB aber sind am Kampf ge- 
gen die politische Repression nur in- 
Teressiert, soweit ihre eigenen Mitglie- 
der von Verfolgungsmaßnahmen be- 
troffen sind. Sie wollen die vom Be- 
rufsverbot bedrohten Lehrer spalten 
in gute Demokraten (das sind MSB/ 
Shb) und in böse Chaoten, denen 

inz recht geschieht, wenn sie nicht 

hrer werden dürfen. Der Kampf 
‚kenen mehrere Angriffe auf Lehrer 
wurde vom MSB/SHB sabotiert, weil 
die Angegriffenen „Chaoten” waren. 
In der GEW setzen sich die Rev 
sionisten aktiv für den Ausschluß 
von „Chaoten” ein, Ein DKPler 
schlug auf einer GEW-Versammlung 


sogar vor, auch den KB ausdrücklich 
in den „‚Unvereinbarkeitsbeschlul 
aufzunehmen (was bisher noch nicht 
der Fall it). 


Gegen die Binführung, 
nannten „Zweilgutachten“ 
schärferen politischen Zensierung der 
Prüfungsarbeiten dienen soll, moch- 
ten MSB/SHB ebenfalls keinen Kampf 
führen 


de 


Um der zunehmenden Unzufrie- 
‚denheit mit dieser Politik unter den 
‚Pl-Studenten eine Alternative zu ge- 
ben, einigten sich SSB und KSV auf 
eine gemeinsame Kandidatur zu den 
|FSR-Wahlen. In diese Liste sollte auch 
‚die SG (Gruppe des KBW) einbezo- 
‚gen werden, die bisher am PI ihre 
„Hochburg“ hatte. Die 8SG lehnte 
über die Forderungen der Liste „Ge- 

'n den Abbau der demokratischen 
jechte des Volkes“ und „Für freie 


politische Bet in Ausbildı 
Und Beruf“ mit den üblichen schwach, 
sinnigen „Begründungen” ab. Statt- 


dessen sei die Forderung nach „Wahl 
‚der Lehrer durch das Volk" die einzi 
ge richtige Antwort auf das Berufsrer 
got = eine Forderung, die absurd ist 
und aus gutem Grund in keinem s0- 
zialistischen Land verwirklicht ist! 

Da die SSG diese Forderung zur 
Vorbedingung einer gemeinsamen Li- 
ste machte und damit nicht durch- 
kam, standen schließlich am 9. Mai 
drei Listen zur Wahl: „Demokrati 
scher Kampf“ (SSB und KSV), MSB/ 
SUB und SSG. Im ersten Wahlgang 
bekamen MSB/SHB etwa 400 Stim- 
men, die Liste „Demokratischer 
Kampf” 250 und die 8SG 180 Stim- 
men. Dadurch wurde, wie vorher 
festgelegt, ine Stichwahl zwischen den 
beiden stärksten Listen, also zwischen 
MSB/SHB und „Demokratische 
Kampf“ notwendig. "Die SSG unter- 
stützte in der Stichwahl die „Liste 
Demokratischer Kampf“. Als bei der 
‚Auszählung durch „Hammelsprung“ 
die Stimmen der Resisionisten bereits 
ausgezählt waren, während an der 
anderen Tür noch eine lange Schlange 

‚and, kam Stimmung im Audimax 
auf. Das Ergebnis von 497 zu 444 


Stimmen für die „Liste Demokrati- 
jeher Kampf“ wurde begeistert se 
fiert 


Dieses Wahlergebnis ist auch für 
die 85G eine peinliche Schlappe, die 
bisher nach den Revisionisten "die 
irkste politische Tendenz am 
PI war. Aber nur mit Sprücheklopfe- 
te und _ wirklichkeitsfremden 
Schnacks ist eben auch unter den Stu- 
denten auf die Dauer keine Politik zu 
machen, 


Der neue FSR hat in seinem ersten 
„Info“ betont, daß er in dem Wahler- 
nis nicht nur Zustimmung für sein 
mm sieht, sondern mehr noch 
ein klares Votum der Pl-Studenten für 
die demokratische Aktionseinheit und 
für eine Zusammenarbeit zwischen 
‚den demokratischen Studentenorga- 
nisationen gegen Verschlechterung 
der Aubildungsbedingungen und po- 
tische Repression. In diesem Sinn 
fichtete der neue FSR eine Auffe 
‚derung zur Zusammenarbeit an alle 
Pl-Studenten, im besonderen auch an 
lie anderen demokratischen Studen- 
tenorganisationen. 


Der MSB zeigte sich gleich nach 
der Wahl als besonders schlechter 
Verlierer. Er hinterließ seinen Nach- 
{olgern im FSR-Raum einen Schwei 

nestall, verzögerte die Übergabe von 
Material, Akten etc. und noch In der 
Nacht näch der Wahl wurde der MSI 

Oberdemagoge Knickrehm von wach- 
samen Studenten dabei ertappt, als er 
in den FSR-Raum eindringen wollt 

um dort Dinge zu entwenden, Der 
von MSB/SHB gestellte AStA (Ge- 
samtvertretung der Studenten) will 
dem neuen PI-FSR die Zusammenar- 
beit. verweigern. In einem Flugblatt 
giftet der MSB die FSR-Wahl. als 
„Show“ und „politischen Betrug“ an. 
Der KSV wurde als „Rathausstürmer 

bezeichnet, der KB’als „Haufen von 
‚Aufklärern, dem praktische Politik 
fremd ist". Der neue FSR werde, so. 
verkünden die MSB-Führer rachsüch- 
tig, in den nächsten Wochen gestürzt 
werden. . 


schlug auf einer GEW-Versammlung 


Politische Auseinandersetzung 


ä la DKP 


letzter Zeit hat die DKP in Flens- 
burg offener ihr wahres Gesicht ge- 
zeigt, Das Verhalten von DKP- bzw. 
SDAI-Mitgliedern zeigt, was von die- 
sen Leuten zu halten ist 


Derslbe Thomsen (Jugendvertreter 
an der FSG), der schon eine vom Ge- 
werkschaftsausschluß bedrohte Ver- 
trauensfrau von Danfoss als angeb- 
liche Verteilerin des METALLAR 
BEITER  denunzierte, li sich nicht 
beirren und betätigte sich konsequent 
weiter in dieser Richtung des Denun- 
züantentums 

Dies wurde zuerst deutlich daran, 
wie Thomsen den Wahlkampf zur 
Jugendvertreterwahl bei der FSG auf 
seine Weise führte, Er als angeblicher 
=Kommunist” ef mit dem kommu- 
Aistischen „Schreckgenpenst" durch 
den Betrieb und erzählte fast jedem 
Lehrling (und bestimmt auch einigen 


T aut, Das Ergebnis von 497 zu #44 


älteren Kollegen), daß zwei dor acht 
Kandidaten zur Jugendvertreterwahl 


Doch das ‚war nur der Anfang. 
Der (vorläufige? ) Höhepunkt wurde‘ 


‚auf. einer Jugendversammlung 
reicht. Hier behauptete Thomsen öf- 
fentlich, die beiden oben angesproche- 
nen Kandidaten seien Mitglieder des 
KB. 
Bei 


dieser „Enthällung” von! 


Thomsen handelt es sich um eine 
Denunziation, die glasklar auf ge- 
werkschaftlichen Ausschluß und Ent- 
Yassung zielt 


| 
wahl wurde von uns der METALL-| 
ARDEITER verteilt, in dem auch die 
Resolution der Kieler HDW-Lehrlinge 


über die SDAJ-Politik abgedruckt 


werden, . 


war. (Die SDAJ hatte u.a. von einem 
‚Jugendvertreter bei HDW behauptet, 
'r würde seine „Denkanstöße" im 
„schön gemachten Bett einer Studen- 
tin“ erhalten, und war deswegen von 
den Lehrlingen verurteilt worden — 
siehe AK 37 und 38.) 


‚Am besagten Morgen nun wurde 
auch der „Rotstift” bei der FSG ver- 
teilt, u.a. von Bernd Sorge, Mitglied 
des SDAJ-Landesvorstandes Schles- 
wig-Holstein. Dieser ließ nun gegen- 
über den Verteilern des KB folgende 
Drohung los: „Gib mal her dar 
‚Schmierblart!" (Er meint den ME- 
TALLARBEITER.) „Wenn da w 
drinsteht über saubergemachte Bet- 
ten und du nicht abhaust, hau ich dir 


was aufs Maul haut, du Rotznase! 
„Es ist besser, wenn ihr abhaut!“ 
Als sich unsere Genossen nicht 
einschüchtern ließen, forderte Sorge 
die Kollegen auf, den METALLAR. 
BEITER wegzuwerfen, womit er aller- 


dings auch keinen Erfolg hat 
KB/Gruppe Flensburg 


Westeuropäische Chile-Konfe- 
renz in Frankfurt 


Vom 23.26. April fand in der Nähe 
von Frankfurt eine Chile-Konferenz 


statt, an der Delegationen von rund 


30 politischen Organisationen Wer 
ıs sowie verschiedener Chile- 
Solidaritätskomitees teilnahmen, Der 
chilenische Widerstand war durch Ge- 
nossen des MAPU, der Sozialistischen 
Partei und der „Christen für den So- 
zialismus“ vertreten. Der MIR, der 
nicht mit eigenen Genossen an der 
‚Konferenz teilnehmen konnte, hatte 
eine Grußbotschaft und einen schrift“ 
lichen Diskussionsbeitrag geschickt, 


Die Themen der Konferenz w: 
ten, eine Analyse der chilensichen 
Entwicklung unter der Unidad Po- 
pular und des heutigen Widerstands 
nach dem faschistischen Militärputsch 
vorzunehmen, die Lehren daraus für 
den Klassenkampf in Westeuropa zu 
zichen und die Weiterentwicklung 
der Solidarität mit dem revolutiond- 
ten Widerstand des chilenischen Vol- 
kes zu diskutieren. Insgesamt ist zu 
sagen, daß eine tatsächliche Ausein- 
andersetzung über diese Fragen nur 
schr ungenügend zustande kam. Das 
hängt zum einen mit der schr 
heterogenen Zusammensetzung der 
Konferenz und den unterschiedlichen 
Vorstellungen der einzelnen Organi- 
sationen. über eine solche Auseinat 
dersetzung zusammen, wo vom Ve) 
such einer präziseren und weitgrei- 
fenderen Analyse des chilenischen 
Prozesses (insbesondere durch die 
italienischen Genossen von „Lotta 
Continua“), über weitgehend” ober. 
lächlich-plakative „Positionsparaden“ 
bis hin zum Nachbeten der reformi- 
stischen Rechtfertigungsversuche (vor 
allem durch das „Sozialistische Bü- 
ro") ein ziemlich breites Spektrum 
vertreten war. Zum anderen sind die 
Schwierigkeiten der Auseinanderset- 
zung aul dieser Konferenz auch da- 
rauf zurückzuführen, daß es das erste 
Mal war, daß sich verschiedene Orga- 
nisationen der westeuropäischen Lin- 
ken in dieser Weise zusammengefun- 
‚den haben. Was unsere Organisation 


uzmını 


KBW — 


betrifft, 0 haben wir or auf dieser 
Konferenz auch nicht verstanden, 
eine solche Dikumion um die 1 

hi 


rag, auch cher 
'h sehr mangelhaften und plaka- 
'n Diskussion geliefert, 


Ineiner Schlußresolation der Kon- 
ferenz wurde auf diese Schwien 
keiten hingewiesen und die Notwe 
digkeit. betont, angesichts der Ci 
meinsamkeit im Kampf gegen den Im- 
rialismus in allen westeuropäischen 
indern zukünftig stärker einen Er 
fahrungsaustausch und eine politi 
sche Diskussion unter den verschie- 
denen Organisationen zu lühren, 
Gleichfalls wurde einhellig kritisiert, 
daß eine große Anzahl von Organ 
tionen (insbesondere die zur „IV“ 
Internationale” zählenden trotzkisti- 
schen Gruppen, verschiedene dem 
Namen nach „marxistisch-leninisti- 
sche Parteien”, 'und hierzulande bei- 
spielsweise auch der KBW) sich selbst 
aus diesem internationalen Erfah- 
Tungsaustausch und der internationa- 
len Auseinandersetzung ausgeschlos- 
sen und gegen die Chile-Konferenz 
polemisiert haben, statt das ihrige 
zu tun, um diese Diskussion möglichst 
fruchtbar und lchrreich zu machen, 


Wir werden in den nächsten Aus- 
gaben unserer Zeitung UNSER WEG 
und DIE INTERNATIONALE aus- 
führlicher Dokumente von der Kon- 
ferenz abdrucken und über die Dir 
kussion berichten. 


Neben der Arbeitstagung der De- 
legationen fanden in der Frankfur- 
ter Universität an zwei Tagen Diskus“ 
sionsveranstaltungen statt, sowie ein 
Solidaritätsabend mit Iateinamerikani- 
schen Liedern in der Offenbacher 
Stadthalle. Die Konferenz wurde am 
27. April durch eine Demonstration 
und Kundgebung beendet, an der 
über 3.000 Menschen teilnahmen. @ 


Koloß auf tönernen Füßen 


Der KBW, der so stark Ist, daß er 
Aktionseinheit und sachliche politi- 
sche Auseinandersetzung mit anderen 
Organisationen schon nicht mehr nd- 
tig zu haben glaubt, hat in einem Re- 
‚chenschaftsbericht des ZK aufschluß- 
reiche Zahlen über seine „betriebli 
(he Verankerung“ bekanntgegeben. 

Der KBW kann auf die stolze Zahl 
won 120 ‚Beiriebszellen‘ im Gebiet 
der BRD blicken - es sind hier nur 
Zellen im industriellen Bereich ge- 
meint; dazu kommen noch 39 Zellen 
im Öffentlichen Dienst und vier im 
Bereich von Handel, Banken, Vers: 
cherungen 

Von den genannten 120 ‚Betriebs- 
zellen" bleiben 90, die überhaupt ‚Zel 
ien' im Betrieb sind, Die übrigen 30 
sind offenbar, wie der KBW es nennt, 
Zellen am Betrieb‘ - alıo ‚Zellen‘, 
ie keinen einzigen Genomen im Be 
irieb haben. Von den verbleibenden 
%0 ‚Zellen sind 29 Ein-Mann-Zeilen‘, 
die dei uns auch nicht als Zellen be- 
zeichnet werden, da ein Genome allein 
noch keine Zelle ist, Es bleiben 61 Be 
iriebszellen. Eiwa die Hälfte davon, 


0 nämlich 32, haben nur zwei Genossen 


Zur Zu 


sammenarbeit und Aus- 


einandersetzung mit der „KPD" 


Brief eines Genomen an die AK 


PD 
Aktionseinheit“ 
Dirien, möglichst bald einen 
Yendterien, mchichen (dh 
Polemik) und deutlichen Artik 
zu den Uniertellungen einerseits 
und andererseiti zu den tatsächlichen 
Differenzen zu verfussen! Dh. ja 
1, duß Ihr alle Eure Positionen 
ındsätzlich darstellt, sondern dal 


Ihr die_Verdrehungen richtig. atelli 
und einige sentrale Punkte der „„KPD/ 
‚Linie” kritisiert, aber mög 


mau!! Ihr habi vieles zur 
‚bracht; ich meine, daj 
"eine ernaier zu nel 


mende Gruppe als die „ML.“ it 
Von daher bietet sich auch eine Aus 
einanderserzung an. 
‚Sozialistische Grüße 


MH..14.5.74, Bielefeld 


‚Antwort der Redaktion 


Lieber Genosse, 
"herzlichen Dank für Deinen Hin 

lan 

zur „KPD" in der 

(UNSER WEG“ 

zu bringen. Ks ist ja so, daß wir die 

Zusammenarbeit mit der „KPD“ nicht 

tige Sache betracht 

des längerfr 

ichen Zusamme) 


. 


kommt 
‚der Sache scharfe, aber in der Form 


sachliche  Auseinandersetzung von 


beiden Seiten voraus, Der von Dir 
angesprochene Artikel der „Roten 
Fahne" ist in dieser Hinsicht sogar 
ein relativer Fortschritt gegenüber 
aber doch, wie Du richtig 
/„nicht ohne Unterstellungen, 
mit denen die Genomen vom 
UKPD"-ZK offenbar hoffen, die Zu 
lammenarbeit mit uns in ihrem Sinn 
Ausschlachten zu können und uns 
Dinge zu unterstellen, die wir nicht 
jeten, 1.B. in der Gewerkschaft 
frage, oder auch die kühne Behaup- 
tung, wir hätten weißen unserem 
Wahlaufruf für die SPD 1972 Selbst 
kritik, geübt. Es muß sicher noch ei 
niges Wamser die Spree runterflichen, 
bevor es zu einer wirklich gefestigten. 
soildarischen Zusammenarbeit und 
Auseinandersetzung kommt 


mit herzlichem ROTFRONT ! 
AK-Red. 


im Betrieb, wofür u.B: die Bezeich- 


nung ‚Zelle‘ gleichfalls Mumbug. 
13 haben drei, und 16 Zellen haben 
mehr als drei Genossen im Beirieb. 
Hieraus dürfte sich, um einmal eine 
Vergleichszahl zu nennen, ergeben, 
daß wir allein im Bereich der Hambur- 
ger Metallindustrie mehr Genossen in 
Betriebszellen mit — selbstverständ- 
lich! — mehr als drei Mitgliedern or- 
ganisiert haben als der KBW in der 
gesamten Industrie der BRD, . 


ur 
Ne . 


NjerwrÄTige 
vE TEL N 


Leserbriefe zum Artikel ‚Kommunisten 


und „deutsche 


Am 6.4.74 hat die KPD/ML(RM) in 
iner Kreuzberger Kneipe eine Vera 

staltung mit dem Thema: „Deutsch 
land dem deutschen Volke” durchge- 
zogen, auf der sich die „Genowen” 
zu der Bemerkung verstiegen, in der 
BRD herrsche „Parlamentarische De- 
mokratie“, in der DDR herrsche „Fo 
schumus“. Auf einer Sıraßendiskus- 
sion in Kreuzberg stimmte ein RM- 
Verkäufer einem rechten SPD-Mann 
in der „Ost 
Is bei Hitler 


Wiedervereinigung” " in AK 43 


Im Arbeiterkampf 43 habt ihr die 
KPD/ML lien, well der Rote 


9,5. zu eninehmen it, entspricht die 
KPD/ML mit dieser Peststellung aber 
genau den Wünschen der Massen. Aber 
von den Massen halteı ihr wohl nicht. 
vielt 


Deutsche halten Deutsche für fleißig. 


Der Deutsche sicht den 


nung 
eines Numburger Markt- 
forschungsinstituls _her- 
vor, die der Dundenver- 
„04 Deutscher Marktfor 
anläßlich seiner 


Jahren “ 
Koch in Frankfurt verdf- 
Festlichie. Betragt über 


‚m Mitt» und. „kulviert® 
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ARBEITERKAMPF Nr. 44 


ARBEITERKAMPF, zuletzt 


42, haben wir darüber be- 
bei der 


Hamburger 
Texacd drei linke Gewerkschafter 
aus dem Vertrauenskörper im Werk 
Grasbrook ausgeschlossen wurden, 
von denen dann einem gekündigt 
wurde; wie dann der Betriebsrats- 
vorsitzende der Hauptverwaltung 
(HV), der sich für die drei Vertrau- 
enslute  einsetz: 

ner _ Hetzkampagne 

schließlich von Rechten, offensicht- 
lich aus dem Bereich der Hamburger 
1G-Chemie-Führung drei anonyme 
Hetzschriften _ verteilt wurden, in 
denen der BR-Vorsitzende der HV 
als. geisteskrank beschimpft wurde 


uw. 

Dann aber trat plötzlich die IG- 
‚Chemie-Führung scheinheilig als 
„Schlichter” in eigener Sache auf. 
it einem Schreiben vom 1.2. wur- 
den alle Texaco-Vertrauensleute auf- 
‚gefordert, „ab sofort alle Formen 
Öffentlicher Auseinandersetzungen 


richtlicher Schritte‘ 
tzende hat gegen die 


(der BR-Voi r 
chriften 


anonymen Verleumdu: 
fantrag gestellt) und last not 
„Veröffentlichungen in Blät- 
tern des sogenannten „KB' und ‚KBW 
en 


Der Zweck liegt auf der Hand 
‚nachdem die IG-Chemie-Führung die 
linken Vertrauensleute bei Texaco 
angegriffen hatte, sollte diesen das 
Recht abgesprochen werden, sich 
durch ‚Resolutionen’, ‚Flugblättern” 
etc. gegen politische Angriffe und 
persönliche Verleumdungen zur Wehr 
zu setzen. 


Westberlin: 


Im Schreiben der IG-Chemie-Füh- 
fung vom 1.2, wurden dann „zur 
Bellegung des Seeite zwischen Wir 
gliedern fexaco...umgeher 
Mimete Schritte" angekündi 

Dies waren dann zwei ‚Schlich- 
tungsverfahren" (nach #9 der Sat- 
zung) und eine ‚Aussprache‘. 

Im. ersten ‚Schlichtungsverfahren" 
waren die drei linken Vertrauens- 
leute vom Werk Grasbrook eingela- 
den. Ihnen wurde noch einmal 2y- 
nisch vorgehalten, sie seien ja nie Ver- 
träuensleute gewesen, sondern nur 
‚Gäste" auf den Sitzungen des VK. 
Der Tatsache, daß die drei an allen, 
teilweise sehr knappen Abstimmun- 
gen im VK_ teilgenommen hatten, 
wollte der Vorstand „keine Bedeu: 
tung bemessen”. Die Protokolle, die 
die rechtmäßige Nachwahl der drei 
bewiesen hätten, existierten angeb- 
lich „Jeider” nicht mehr (verschwun- 

gewisse  Tonbänder 


‚Raus 
schmißsitzung’ des VK die drei Kol- 
legen als „Kojoten” beschimpft 
ten, „denen man stundenlang in 
Arsch treten müßte” usw. fiel bei die- 
ser seltsamen „Schlichtung” natür- 
lich nicht ins Gewicht. Die „Schlich- 
ter" bomängelten nur, daß diese drei 
‚Kollegen über diese Vorgänge mit ei- 
ner Erklärung. informiert hatten, 
„da dies (und nicht etwa die Anpö- 
belei_ von linken Gewerkschaft 
als ‚Kojoten’ und ‚Geisteskranl 
— Anm, AK) dem Ansehen der Ge- 
werkschaft schadet”, 

Als einer der drei darauf hin rich- 
tig, feststellte, daß dies kein ‚neu- 


trales Schlichtungserfahren”, sondern 
„Tel, einer Kampagne gegen Linke” 


rochen, 


ist, wurde die Sitzüng abı 
Nlige Klar“ 


da’ der Vorstand „jetzt 


Prozeß gegen vier Palästinenser 


Ali Salem, Salem Hamdem, Ali 


Hassan Chehade und Mohammed 
Zaher, von denen behauptet wird, 
sie seien Mitglieder der palästinen- 
sischen Organisation „Schwarzer 
September”, sind angeklagt wegen 
„geplanter Verbrechen mit Spı 

Holterwendung“ und Sprengstlt 

tz. 

Gleichzeitig setate eine massive 
Heztkampagne der bürgerlichen Pres- 
se ein. Die Tatsache, daß bei dem 
17jährigen Zaher 4,75 kg Spreng- 
stoff gefunden wurde, walzte sie in 
einer Manier breit, die uns schon 
bekannt ist aus Zeiten der Baader- 
Meinhof-Hysterie, Axel Cisar Sprin- 

erfand extra ein in West-Berlin 

ng unbekanntes Hotel mit dem 
exotisch klingenden Namen ‚Haifa', 
das laut „BZ" vom 26.3, von den 
Palästinensern in die Luft gesprengt 
werden sollte, Mit Geschrei 
vom „Mordkomploi 

und „Belt 
viel Blut“ („B2" 19. 
Springer die Bevölkerung {n Panik zu 
versetzen und den Ruf nach dem 
starken Mann zu.wecken. 

Am 22.4. endete der Prozeß mit 
der Verurteilung von Ali Salem und 
Mohammed, Zaher wegen „Belt von 
Explosivstoffen Vörbereitung 
yon Sprengstftanschligen”. Dabei 
konnte im Prozeß nur bewiesen wer- 
‚den, daß Zaher (off mit sich 
führte und diesen Ioff an 
einen Kontaktmann ablielerte, Die 
änderen drei wußten nicht einmal 
eiman von, dem Sprengsolt, Ti 
‚dem wurde Ali Salem zu vier Jahren 
Haft verurteilt, Zaher bekam drei 


Jahre.!! Salm Hamdem und All 
Hassan Chehade wurden freige- 
sprochen. 

Im Prozeß zeigt 
mal die her 
arbeit von Ausländerpo) 
Tassungsschutz. Zwei der gefangenen 


Palästinenser waren von einem ge- 
brochen arabisch sprechenden Mann 
telefonisch verhöri worden. Laut 
„Extra Dienst“ (ED) 24 vom 22.3 


ist dieser Unbekannte in Palästinen- 
serkreisen ein Begriff: Er arbeitet in 
einer dubiosen „zentralen Registrie- 
Tungsstelle“, wohin öfter Asylsuche: 
te von der Ausländerpolizei zum Ver. 
hör geschickt werden. „„Man munkelt, 
‚diese „Stelle“ sei dem dmerikanischen 
(Geheimdienst mindestens genauso 
nahe wie dem deutschen. (ED 24) 
An dieser Stelle tauchte eines Tages 


auch der asylsuchefide Syrer Thome 
heute Hauptbelastungszeuge im 
Palästinenserprozeß — auf, Hier wur- 


de er zum bezahlten Agenten des 
zes. Während der 
Verhandlung saß er hinter kugek- 
sicheren Scheiben und wurde zudem 
noch von einem Angehörigen der 
Anti-Terroristen-Brigade der Polizei 
schärfstens bewacht. Während des 
Prozesses stellte sich heraus, daß er 
nicht nur für den bundesrepublika- 
nischen Verfassungsschutz arbeitete, 
sondern auch nach Siegen und Kai- 
serslautern zum US - Geheimdienst 
ickt wurde, um dort über die 
'alästinenser auszupacken. 
Schon im AK_20 berichteten wir, 


SE 
ter 

nun offiziell auch auf ausländische 

Organisationen oder auch einzelne 

Ausländer in der ID ausdehnte. 

Schon damal 


Istung der Beziehungen“ zeichen 
dem westdeutschen. Imperialismus 
und seinen reaktionären und auch 
faschistischen Neifershelfern in Jor- 
danien, Libanon u.a. bedeutet 
Speziell im Nahen Osten wollen 
die westdeutschen Impenialisten ihren 
Einfluß erweitern und da ist der 
insame Feind des westdeutschen 
Fmperitiemus wie de Zioniumus und 
der raktiondren, faschistisch gepräg- 
ten Regimes im Nahen Osten die 
palistinensische _ Befreiungsbewe 
‚die für ein Paldstina kämpft, 
als volksdemokratischer Staat 
von Arabern und Juden unabhängig 
ist von Kapitalismus und Imperi- 
allsmus, . 


Beenden 


heit über den politischen Standort 
von euch drei” habe, 

Im zweiten ‚Schlichtungsverfüh- 
ren? war der, BR.Voraitzende der HV 
vorgeladen. Er solte gezwungen wer- 
den ein Flugblatt des Verteäuens 
körpers (1) der Texaco-Hauptverwal- 
tung zu „bedauern”, in dem die 
übelsten "Angriffe von rechts zu- 
zurückgewiesen worden waren. Über 


die Berechtigung des Inhalts wollten 
‚die „Schlichter" t diskutieren, 
sondern nur, „daß innergewerkschaft“ 


liche Dinge nicht veröffentlicht wer-, 
den dürfen". Der BR-Vorsitzende 
verwies di larauf, daß 1. de 
Angriff (2.7, mit übelsten persönli- 
‚chen Verleumdungen) von den Rech- 
ten ausgegangen war; daß 2. er prin- 
zipiell eine sachliche Öffentliche Aus- 
einandersetzung, wie im Flugblatt 
des VK, für legitim hält, und daß 3 
das Flugblatt des VK natürlich nu: 
in diesem Gremium diskutiert (und 
allenfalls dort zurückgenommen) wer- 
den kann. 

Damit war auch dieses „Schlich- 
tungsverfahren” gescheitert. 

Im Anschluß daran versuchten 
die anwesenden IG-Chemie-Funktio- 
näre noch, den BR-Vorsitzenden ein- 
zuschüchtern; der Verwaltungsstek 
Ienvorstand beobachte „schon seit 
langem mit Sorge", daß der BR-Vor- 
sitzende „den Chaoten-Gruppen sehr, 
schr nahe steht”. Es sei zu befürch- 
ten, daß er den Chaoten „praktisch 
schon verfallen” sei und „nicht mehr 
die Kraft” habe, „sich von ihnen zu 

Am 21.2. war Termin der „Aus 
sprache” zwischen dem gesamten VK 
der HV und dem Verwaltungsstellen- 
vorstand. Aus Hannover war Plumey- 
er, Mitglied des Hauptvorstands der 
16 Chemie, angereist. 

Dem VK wurden vor allem die 
beiden Resolutionen vorgehalten, in 
denen er sich mit den gemaßregelten 
und ausgeschlossenen gewerkschaft- 
lichen Vertrauensleuten von Reichold 
und Texaco solidarisiert hatte. 


Als die Diskussion dann aber da- 
rauf gelenkt wurde, daß der IG Che- 
mie-Führer „Lügenbaron” von Kodo- 
litsch in seinen Schriften und Äuße- 
rungen deutlichste Parallelen zu Hit- 
lers „Mein Kampf” und zum Nazi- 


it 


u 
| 


„Stürmer" aufweist, meinte ein Vor- 
Sandsmitglicd, daß „das Verhör 
falsch herum läuft". Um die politi- 
sche Diskussion vom Tisch zu brin- 
fen, grit der seschulte Mann vom 

vorstand, Plumeyer, ein. Eı 
es komme nicht auf 


meinte 


mit dem Verwaltungsstellenvorstand, 
Wer sich „in eine andere Richtung 
entwickeln (wil) ala, die vorzepsbe- 


ne (!!) „muß sich entfernen und eine 


", „Und 


Texaco, Hamburg: 


Einstweilige Verfügung 
IG-Chemie-Sekretär 


‚gegen 


seine 
genen, den Betrieberatmoritzen- 
‚ynast aufrecht zu erhalten oder 


wiederholen. 
Wie wir im AK 42 berichteten, 
tauchten in den Hamburger Texaco- 
Werken eine Reihe anonymer Flug 
blätter auf mit eindeutig rechtsradi- 
kaler, faschistischer Stoßrichtung und 
der Aufgabe einer Verleumdung und 
Verächtlichmachung profilierter lin- 
ker Vertrauensleute und Betriebsräte. 
In zumindest einem Fall konnte die 
Urheberschaft nachgewiesen werden: 
Trotz anfänglichen Leugnens war 
Kodolitsch schließlich geständig, um 
ber gleich wieder abzuwiegeln: Das. 
Flugblatt _sei nicht ernst gemeint, 

I0ß ein Spaß”, es sei doch eindeu- 
üig „‚satirisch” usw. 

Kynast ist gegen Kodolitsch auch 
gerichtlich vorgegangen, ist aber of 
fensichtich im, ersten Anlauf nicht 

chgekommen. Jetzt allerdings 
konnte er — aufgrund einer ausführ- 


Ein „No“ num Referendum Hin „N0" um Panäiterung 


And 
Een Betmaneun 
"Zeigpankt im ehng Tür den Aufban omer 
nd 
Manserinsende im Sur 


Angel 
Mecnterciuet in Fortuna 
Grehenind 


Grm Genen vurharr" 
Kein in Schwein Oi Komiten, Winterthur 
Indien 


(Greetatrms. und Emmnbahnerstr im Indien. 


ds iin Von 3. Ted 


danke 
"Weide Minderhi cher Pimiiten Mehrheit m Parlament 


Rnodenan 
Die BRD-Konserne nd immer anbet 

Kampt dem Faches“ 

Kamp! dem Pachimun) 


ARILA ihn dm Fun geb gap Fachiumus Mn nu Gew“ 
Reden Aka in Mamwurg umahi 


euere ur Nambarger Anl Abt 
Cohn, Ypontuns Akte go Fachuien 


Diese „Au 
gi Kt 
oacoV. 


rache' sl, so Plumoyer, 
hance” für den VK der 


mal die Kinschüchterung wirken las- 
r Hoffnung, „auf die weiche 


son, ii 

Tour” noch einige Vertrauensleute 
„rumzukriegen”, um dann später ei- 
‚nem harten Schlag wie bei Reichold 
(Auflösung des VK und Gewerk- 
schaftssusschlüne) gegen den Rest 
führen zu können, . 
Berriebszelle Toxaco, 

‚KB-Gruppe Hamburg 


lich formulierten Antragsschrift 

dem Gericht „glaubhaft. machen", 
daß dies Flugblatt durchaus „kein 
Scherz” war und „von Eingeweihten 
durchaus _ ernstgenommen wird" 
(Binstw. Verfg.), als auch, ‚Wie- 
derholungsgefahr”" (Binstw, Verfg.) 
bestehe, der man vorbeugen müsse. 

Der politische Wert. dieser Einst- 
weiligen Verfügung besteht nicht 
darin, daß hiermit womöglich die 
Flut antikommunistischer und rechts- 
radikaler Provokationen gestoppt wür- 
de (Kodolitsch hat viele Strohmän- 
ner), sondern daß die Schweinereien 
des 'notorisch antikommunistischen 
Schmiertinken _ Kodolitsch, öffent, 
lich-gerichtlich gebrandmarkt wur 
den. Ein Urteil, auf das jeder Ge- 
werkschafter in der Auseinanderset- 
zung mit Kodolitsch & Co. seelen- 

zurückgreifen kann. 

Bleibt anzumerken, daß Kodo- 
litsch die Gerichtskosten zu tragen 
hat. Wir sind gespannt, ob er di 
aus eigener Tasche besorgt (genug 
bekommt er ja als freisestellter Se- 
kretär), oder ob's ein Griff in die 
Gewerkschaftskasse auch tut. Diese 
Einstweilige Verfügung kann durch- 
aus interessant werden im Zusam- 
menhang mit den anrollenden Prozes- 
sen gegen. die Reichhold-Linken. 


Bee, 


r 


